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Übergeordnete Lernziele
Der Gesundheitssektor spielt für die Wirtschaft vieler Länder eine wichtige Rolle. Da er unter anderem Innovationen und Investitionen im Bereich der neuen Technologien fördert, wird er gern als Wirtschaftsmotor bezeichnet. Vor allem aber sorgt er für die Gesundheit der Bevölkerung und hält somit die Wirtschaft am Laufen. Manche betrachten den Gesundheitssektor dennoch als Belastung, da er enorme Kosten verursacht. Alle Bürgerinnen und Bürger sind hin und wieder auf den Gesundheitssektor angewiesen, sei es bei einem Krankenhausaufenthalt, einer ärztlichen Beratung oder dem Kauf eines Medikaments in einer Apotheke, weshalb diesem Bereich ein hoher Stellenwert beigemessen werden sollte.
Nicht nur äußere Einflüsse wie die Verschmutzung der Umwelt können schwerwiegende Folgen für die Gesundheit der Menschen haben, sondern auch Entscheidungen, die nicht unter Berücksichtigung des Gesundheitswesens getroffen wurden. Solche Entscheidungen umfassen unter anderem soziale Einflussfaktoren, die die Gesundheit und die Ernährung betreffen. Ebenso spielen wirtschaftspolitische Entscheidungen, wie etwa auf Zigaretten erhobene Steuern, eine Rolle für die Gesundheit der Bevölkerung. Um die großen Probleme in Angriff zu nehmen, die heute im Bereich der Gesundheit bestehen, ist es demnach äußerst wichtig, den Zusammenhang zwischen Öffentlichkeits- und Gesundheitspolitik und der Gesundheit zu verstehen. Hierzu zählen unter anderem der Einsatz von Antibiotika, die hohe Anzahl an stark übergewichtigen Menschen, die zunehmende Verbreitung chronischer Krankheiten und die Herausforderungen, die neu entstehende Krankheiten mit sich bringen. Um gesundheitlichen Problemen Priorität einzuräumen, die Verteilung von Ressourcen zu steuern und letztendlich die Gesundheit der Bevölkerung zu verbessern, ist Gesundheitspolitik unerlässlich.
Das Studienskript Gesundheitspolitik und Planung dient als umfassende Einführung in das Thema der Gesundheitspolitik und befasst sich mit den verschiedenen damit verbundenen Aspekten (wer, was, wann und wie).


Lektion 1 – Politikgestaltung und Politikgestaltung im Gesundheitswesen

Lernziele

Nach der Bearbeitung dieser Lektion werden Sie in der Lage sein, ...

... Vorschriften und Politik zu unterscheiden.
... Vorschriften, Öffentlichkeitspolitik und Gesundheitspolitik zu definieren und zu unterscheiden. 
... die Funktionen und Kompetenzen der verschiedenen Interessentragenden im Bereich der Gesundheitspolitik zu verstehen.
... eine Stakeholder-Einfluss-Matrix zu erstellen, um die Interessentragenden zu kategorisieren und zu verwalten.

1. Politikgestaltung und Politikgestaltung im Gesundheitswesen
Einführung
Diese Lektion befasst sich mit den Besonderheiten der Gesundheitspolitik, wie z. B. der komplexen Politikgestaltung und der Funktion von Vorschriften in der Politik. Die Definitionen und Unterschiede zwischen Vorschriften, Öffentlichkeitspolitik und Gesundheitspolitik werden ebenfalls erörtert. Da die Interessentragenden den Eckpfeiler der Gesundheitspolitik darstellen, wird in dieser Lektion ausführlich erklärt, wie sie ermittelt und in der Stakeholder-Einfluss-Matrix aufgegliedert werden können. Des Weiteren wird dargelegt, wie sie verwaltet werden und wie Kontakt zu ihnen hergestellt werden kann. Außerdem wird auf die Rolle der Privatwirtschaft eingegangen, gefolgt von einer Beschreibung des Politikgestaltungsprozesses und seiner Phasen.
1.1. Politikgestaltung in einer komplexen Welt
Die Politikgestaltung ist ein vielschichtiger Prozess, in den Beteiligte mit unterschiedlichen Funktionen, Bedürfnissen, Interessen und Ressourcen eingebunden sind. Das Fachgebiet der Politik befasst sich mit der Frage, wer was erhält, warum dies geschieht und welchen Unterschied dies macht. Da die Politikgestaltung immer unübersichtlicher wird, interessieren sich politische Entscheidungsträger auf der ganzen Welt zunehmend für die verschiedenen Hilfsmittel, Techniken und Technologien, die ihnen dabei helfen, Probleme zu verstehen und zu lösen. Die Ausarbeitung von Vorschriften und deren Umsetzung beinhaltet üblicherweise das Lösen von Problemen in komplexen Systemen, die unterschiedliches Personal, Einrichtungen und dynamische Umweltfaktoren umfassen. Dies geht einher mit Untersuchungen, die darauf abzielen, gewisse Perspektiven zu erschaffen oder zu ändern, um das gewünschte Ergebnis zu erhalten.
Die Komplexität der Politikgestaltung lässt sich auch darauf zurückführen, dass selbst einfach umzusetzende Ziele, wie etwa eine Impfkampagne, umfassende Untersuchungen, Informationen und ein ausgereiftes Fachwissen erfordern. Zudem müssen sehr viele Ressourcen, Menschen und Organisationen mobilisiert und koordiniert werden, die in besonderer Weise innerhalb eines bestimmten Zeitrahmens zusammenarbeiten (Buse et al., 2012). Weitere Faktoren wie Korruption, Inkompetenz, politische Motivationen, finanzielle Schwierigkeiten, unzureichende Ressourcen und Interessenkonflikte spielen ebenfalls eine Rolle und sind der Grund, weshalb viele Maßnahmen scheitern. Die offensichtlichen Schwächen der Politikgestaltung stellen gravierende Probleme dar, die jedoch grundsätzlich gelöst werden können (Buse et al., 2012). Eine bessere politische Führung, ein abgestimmtes Vorgehen, faktenbasierte Informationen, hochqualifizierte Sachkundige und größtmögliche Transparenz können die angesprochenen Schwierigkeiten teilweise beseitigen und den gesamten Prozess der Politikgestaltung optimieren. Von Bedeutung sind in diesem Zusammenhang auch die Wirtschafts- und Politikwissenschaften sowie das Projektmanagement, deren Ziel es ist, Theorien, Ideen und Techniken bereitzustellen, die den Politikgestaltungsprozess verbessern, um bessere Resultate zu erzielen.
Politikgestaltung und Forschung
Ein weiteres Hindernis für die Politikgestaltung ist die „komplizierte“ Beziehung, die Forschende und politische Entscheidungstragende in Bezug auf ihre jeweiligen Forschungsergebnisse zueinander haben. Diese Beziehung ist widersprüchlich, denn einerseits fordern politische Entscheidungsträger, die in fast alle Schritte des Politikgestaltungsprozesses eingebunden sind, stets empirische Daten, Belege, Fakten und zuverlässige Erklärungen, um ihre politischen Entscheidungen zu untermauern und mit wissenschaftlichen Befunden zu rechtfertigen. Allerdings ist die Kommunikation zwischen Wissenschaftlerinnen, Wissenschaftlern und politischen Entscheidungsträgern meist nur auf die Übermittlung von Forschungsergebnissen beschränkt. Dies bedeutet, dass die Erläuterungen, Auslegungen und Beurteilungen der Ergebnisse den politischen Entscheidungsträger:innen obliegen. Des Weiteren gibt es hinreichend Untersuchungen, die aufzeigen, dass der Einsatz von Forschungsergebnissen in der Politikgestaltung an Grenzen stößt. Diese „Kluft“ zwischen Forschung und Politik / politischen Entscheidungstragenden kann auf die Diskrepanz zwischen Kommunikation und Verstehen zurückgeführt werden.
Vorschriften und Politik (eng.: Policy and Politics)
Seit jeher wird versucht, Vorschriften und Politik in Einklang zu bringen und diese wiederum zu unterscheiden, zumal die beiden Begriffe eng miteinander verknüpft sind. Die Unterschiede zwischen Vorschriften und Politik werden in der unteren Tabelle zusammengefasst. So ist die Politik ausschlaggebend, um zu bestimmen, wie Bürger:innen und politische Entscheidungstragende bestehende soziale Verhältnisse und politische Anliegen verstehen und definieren, bestimmte Interventionsmaßnahmen priorisieren und unterschiedliche Probleme bei der Umsetzung von Vorschriften verursachen (Drèze, 2018).
	Unterschiede zwischen Vorschriften und Politik 

	Vorschriften
	Politik

	Verpflichtung oder Absichtserklärung. Richtlinien, die Personen, Organisationen und Parteien rechenschaftspflichtig machen. Vorschriften sind ein Regelwerk bzw. Grundsätze, auf denen Entscheidungen beruhen (Drèze, 2018).
	Der Begriff bezieht sich auf Autorität und steht in Zusammenhang mit dem öffentlichen Leben. Politik betrifft im Allgemeinen die Regierung und deren Aktivitäten. „Politik“ ist ein Begriff, der sich auf die Abläufe einer Organisation bezieht (Drèze, 2018).

	Der Fokus richtet sich auf Inhalte.
	Der Fokus richtet sich auf Abläufe.

	Die Pläne, Leitlinien und politischen Maßnahmen einer Regierung, politischen Partei oder eines Unternehmens, die konzipiert wurden, um Entscheidungen, Vorgehensweisen und andere Vorgänge zu beeinflussen und umzusetzen (Drèze, 2018).
	Die Lehre und der Prozess des Regierens, vor allem durch politische Einheiten wie dem Staat, die innen- und außenpolitische Angelegenheiten regeln (Drèze, 2018).

	Kann als „Richtlinie“ bezeichnet werden. Vorschriften können daher als „richtlinienbasiert“ beschrieben werden.
	Die Theorie und praktische Umsetzung der Staatsführung. Politik kann daher als „machtbasiert“ beschrieben werden.

	Sachverständige können auf ihrem Fachgebiet Richtlinien erarbeiten.
	Politische Entscheidungstragende und Mandatstragende betreiben Politik.



Eine weitere Möglichkeit, zwischen Vorschriften und Politik zu unterscheiden, besteht darin, die Grundprinzipien, also die zugrunde liegenden Faktoren, näher zu beleuchten. Die folgende Abbildung vergleicht die Faktoren, die einerseits die Politik und andererseits die Vorschriften beeinflussen.
Grundprinzip der politischen Agenda versus Grundprinzip der Vorschriften
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Schwierigkeiten bei der Politikgestaltung im Gesundheitswesen
Die Politikgestaltung im Gesundheitswesen ist weitaus vielschichtiger als in anderen Bereichen. Dies lässt sich größtenteils auf die „enorme Komplexität des Gesundheitssystems“ zurückführen, das „veränderlich, dynamisch und unvorhersehbar“ ist (Lipsitz, 2012, S. 243). Es gibt noch weitere Gründe, warum sich Gesundheitspolitik schwierig gestaltet: Zunächst hat die Weltgesundheitsorganisation (WHO) im Jahr 1964 in ihrer Verfassung festgelegt, dass Personen, die nicht dem medizinischen Fachpersonal angehören (d. h. Patientinnen und Patienten), ihre Behandlung und Medikation nicht selbst bestimmen dürfen, auch wenn sie über mäßige bis fortgeschrittene Kompetenzen im Gesundheitsbereich verfügen (Guise et al., 2021). Folglich ist Gesundheit kein Wirtschaftsgut, und Produkte für die Gesundheitsfürsorge, wie Medikamente gegen Bluthochdruck oder Diabetes, sind lebensnotwendig. Zu jedem Zeitpunkt müssen betroffene Personen auf diese Arzneimittel zugreifen können.
Ein weiterer Grund für die besonderen Anforderungen der Gesundheitspolitik sind die Bereiche und Entscheidungen, die die Gesundheit der Menschen beeinflussen, obwohl sie nicht in die Zuständigkeit des Gesundheitswesens fallen und trotzdem lebensbedrohend sein können. Beispiele hierfür sind Umweltfaktoren (z. B. Verschmutzung), sozioökonomische Einflüsse (z. B. Armut) und wirtschaftspolitische Entscheidungen (z. B. Steuern auf alkoholische Getränke bzw. deren Fehlen). Darüber hinaus wird Gesundheitspolitik als schwierig erachtet, weil der Bedarf an Medikamenten und medizinischer Behandlung nicht vorhersehbar ist, auch wenn alle Bürger:innen im Laufe ihres Lebens medizinische Dienstlesitungen und Produkte in Anspruch nehmen. Ein geeignetes Beispiel hierfür stellt die COVID-19-Pandemie dar. Der schnelle Anstieg an infizierten Personen auf der ganzen Welt führte dazu, dass der Bedarf an Beatmungsgeräten für COVID-19-Patient:innen, die nicht mehr selbstständig atmen konnten, plötzlich exponentiell anstieg.Epidemiologischer Übergang 
Bezeichnet einen Prozess, der durch den Wandel der Mortalitäts- und Krankheitsstruktur einer Bevölkerung gekennzeichnet ist und bei dem der Rückgang der hohen Kindersterblichkeit und Epidemien mit der Zunahme chronischer Krankheiten einhergeht.


Schließlich hat der epidemiologische Übergang, der auch als demografischer Übergang bezeichnet wird, die Bevölkerungsstruktur hinsichtlich der Lebenserwartung, Altersstruktur, Fruchtbarkeit, Sterblichkeitsrate und Todesursachen verändert (Braveman & Gottlieb, 2014). Außerdem hat der epidemiologische Übergang die Mortalitäts- und Morbiditätsstruktur weitgehend verändert. Waren früher übertragbare und Infektionskrankheiten (z. B. Hepatitis, Masern und Tuberkulose) vorherrschend, so werden in der jüngeren Vergangenheit hauptsächlich nicht übertragbare bzw. chronische Krankheiten (z. B. Krebs, Herzleiden und Diabetes mellitus) beobachtet. Diese Veränderungen führten wiederum zu einem Anstieg einer alternden Bevölkerung. Menschen auf der ganzen Welt haben eine höhere Lebenserwartung und müssen deshalb öfter medizinische Dienstleistungen in Anspruch nehmen. Dies macht eine besser zugängliche, gute Gesundheitsversorgung notwendig (Phillips, 1994). Der epidemiologische Übergang hatte somit erhebliche Auswirkungen auf die Gestaltung der Vorschriften im Gesundheitswesen und hat die Politikgestaltung auf diesem Gebiet weiter erschwert.Demografischer Übergang 
Bezeichnet den historischen Wandel, den Gesellschaften vollziehen, die eine hohe Geburten- und Sterberate aufweisen und kaum Zugang zu Technologien und Bildung (betrifft vor allem Frauen) haben, um als wirtschaftlich entwickelte Länder hervorzugehen, die sich durch niedrige Geburten- und Sterberaten, ein hohes Bildungsniveau (auch bei Frauen) und hochqualifizierte Arbeitskräfte auszeichnen. 


Obwohl Gesundheit ein grundlegendes Menschenrecht ist, das nicht mit politischen Interessen in Berührung kommen sollte, ist sie zunehmend zum Politikum geworden (Weltgesundheitsorganisation, 1946). Das liegt daran, dass gewisse gesundheitliche Effekte, die einzelne Personen wahrscheinlich nicht allein erzielen können, nur dann erreicht werden, wenn die Regierung Maßnahmen für die Gesunderhaltung der Gesellschaft trifft. Solche Maßnahmen können zum Beispiel Präventionsprogramme sein, die Verletzungen und Krankheiten vorbeugen sollen. Die Gesundheit der Bevölkerung kann nur durch ein gemeinsames Vorgehen und nicht durch Bemühungen einzelner Personen erreicht werden. Trotzdem wird der Gesundheitspolitik von den meisten politischen Parteien, Mandatstragenden und Regierungen auf der ganzen Welt wenig Beachtung geschenkt. Ein Beispiel hierfür sind die steigenden Preise für Medikamente in Ländern wie den Vereinigten Staaten von Amerika (USA), wo keine strengen Vorschriften erarbeitet und umgesetzt werden, um den Zugang zu solchen Medikamenten zu verbessern, auch wenn dadurch Unternehmensgewinne geschmälert werden würden (Jackson, 2012; Kesselheim et al., 2016).
Dennoch nehmen politische Entscheidungstragende immer mehr Einfluss auf die Gesundheitspolitik, und die Gesundheit selbst ist zum Politikum geworden. Diejenigen, die mit gesundheitspolitischen Aufgaben betraut sind – sei es in der Regierung, einer Lobby, einer Forschungseinrichtung oder einer Krankenanstalt – müssen die politische Tragweite des vorliegenden Gesundheitsproblems und die dafür vorgeschlagene Lösung verstehen. Dieses Verständnis kann dazu beitragen, kurzfristig Restriktionen zu planen und langfristig Chancen für Veränderungen zu erkennen (Bhattacharya, 2013).
Kontextfaktoren mit Auswirkung auf die Gesundheitspolitik
Zu den bereits erwähnten Schwierigkeiten in der Gesundheitspolitik kommen systembedingte Probleme hinzu, die sich auf das Umfeld beziehen. Hierzu zählen etwa wirtschaftliche, soziale, kulturelle und politische Faktoren. Diese „Kontextfaktoren“ findet man auf nationaler, regionaler und internationaler Ebene. Sie lassen sich auf unterschiedliche Weise definieren. Leichter (1979) bietet eine besonders praktische und unkomplizierte Beschreibung dieser Faktoren, die im Folgenden erläutert werden.
Situationsfaktoren
Situationsfaktoren werden als vergängliche, befristete oder besondere Ereignisse bzw. Umstände definiert, wie z. B. Naturkatastrophen, die die Politik beeinflussen können. Sie werden auch als „Fokusereignisse“ (eng. focus events) bezeichnet (Leichter, 1979). Dabei kann es sich um ein konkretes, einmaliges Ereignis oder um ein bereits seit geraumer Zeit bestehendes Problem handeln, dessen sich die Öffentlichkeit bewusst wird. So hat die COVID-19-Pandemie beispielsweise neue Technologien, nämlich den mRNA-Impfstoff, hervorgebracht. Dies hat wiederum die Entwicklung derselben mRNA-Technologie forciert, mit der das Humane Immundefizienzvirus (HIV) bekämpft werden soll. Klinische Studien hierzu haben im Oktober 2021 begonnen. In diesem Fall ist die COVID-19-Pandemie das Fokusereignis, das Forschende und international agierende Pharmaunternehmen veranlasst hat, noch nie zum Einsatz gekommene moderne Impftechnologien zu erforschen und zu entwickeln.
Strukturelle Faktoren
Als strukturelle Faktoren werden relativ konstante Einflussgrößen in der Gesellschaft bezeichnet. Hierzu können politische Systeme, Wirtschaftssysteme, soziodemografische Merkmale und die technologische Entwicklung zählen. Inwieweit die Zivilgesellschaft die Möglichkeit hat, sich an politischen Diskussionen und Entscheidungsfindungsprozessen zu beteiligen, kann ebenso als struktureller Faktor betrachtet werden.
Kulturelle Faktoren
Kulturelle Faktoren wie religiöse Bräuche, Sitten (die oft mit religiösen Glaubensvorstellungen und anderen Überzeugungen einhergehen), Werte, soziale Einrichtungen, der Umgang mit Dingen sowie akzeptierte Geschlechterrollen und Berufe können ebenfalls Einfluss auf die Gesundheitspolitik nehmen (Leichter, 1979). Der Status ethnischer Minderheiten oder vulnerabler Personengruppen wie Geflüchteten und damit einhergehende Sprachbarrieren können die Ursache dafür sein, dass sich diese Gruppen ihrer Rechte auf Gesundheitsversorgung kaum bewusst sind und deshalb nicht ausreichend versorgt werden. Zum Beispiel ist es für Frauen in Ländern des Nahen Ostens oft schwierig, Gesundheitsdienste in Anspruch zu nehmen, womöglich, weil sie von ihren Ehemännern begleitet werden müssen. Zudem sind bestimmte Krankheiten (z. B. Brustkrebs) mit einem Stigma behaftet (Kawar, 2013).
Internationale bzw. exogene Faktoren
Internationale bzw. exogene Faktoren können zu einer größeren gegenseitigen Abhängigkeit zwischen verschiedenen Ländern führen. Außerdem fördern sie Eigenständigkeit und internationale Zusammenarbeit im Gesundheitswesen. Obwohl viele Probleme im Gesundheitswesen durch nationale oder regionale Regierungen verursacht werden, machen manche Gesundheitsprobleme die Zusammenarbeit zwischen Ländern, Regionen und multilateralen Organisationen erforderlich.
Ein Paradebeispiel für eine solche Zusammenarbeit – die zudem von durchschlagendem Erfolg gekrönt war – waren die weltweiten Anstrengungen, die unternommen wurden, um die Kinderlähmung (Polio) auszurotten. Die Globale Initiative zur Ausrottung der Poliomyelitis (Global Polio Eradication Initiative, GPEI) wurde 1988 unter Federführung der WHO, der Rotary Foundation, dem Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen (UNICEF), der Gates Foundation und der US-Seuchenschutzbehörde (CDC) ins Leben gerufen (Benecke & DeYoung, 2019). Im Jahr 2018 konnten bereits drei Serotypen von Wildtyp-Polioviren als ausgerottet bestätigt werden. 2020 war die Zahl der Poliofälle, die vor der Gründung der GPEI noch circa 350.000 betragen hatte, pro Jahr um mehr als 99,9 Prozent zurückgegangen (Benecke & DeYoung, 2019).
Allerdings ist das Problem noch nicht aus der Welt geschafft, denn auch wenn in einem Land alle Kinder eine Impfung gegen Kinderlähmung erhalten haben, können die Viren trotzdem weiterhin aus Nachbarländern durch nicht geimpfte Personen ins Land gelangen. So geschah es, dass zwischen 2012 und 2013 aufgrund fehlender Polio-Impfstoffe im kriegsgebeutelten Syrien ein Polio-Ausbruch gemeldet wurde, und die Viren durch Geflüchtete in die angrenzenden Länder verschleppt wurden (Benecke & DeYoung, 2019). Auch die Impfgegnerbewegung kann als Bedrohung für die Errungenschaften auf dem Gebiet der Impfung betrachtet werden. Sie kann dazu führen, dass vermeidbare Krankheiten, wie etwa die Masern, erneut ausbrechen. Im Jahr 2019 erreichten die Masernfälle in den USA einen alarmierenden Höchststand und andere Länder wie Brasilien, Frankreich, Italien, Japan und die Ukraine verzeichneten ebenfalls Ausbrüche (Benecke & DeYoung, 2019). All diese Faktoren unterscheiden sich in Bezug auf ihr Umfeld und den Zeitrahmen, was zusätzliche Probleme aufwirft. Um Probleme im Bereich der Gesundheit zu verstehen und zweckmäßige Vorschriften zu erarbeiten, müssen alle Kontextfaktoren analysiert und verstanden werden.
Theorien der Öffentlichkeitspolitik
Zur Erforschung der Politikgestaltung gibt es drei vorherrschende theoretische Ansätze, die im Folgenden erläutert werden.
Ansatz 1: Der Multiple-Streams-Ansatz nach Kingdon
Der Politikwissenschaftler John Kingdon erarbeitete 1984 den Multiple-Stream-Ansatz. Dieser Orientierungsrahmen zeigt, dass der Politikgestaltungsprozess in drei Ströme eingeteilt werden kann: der Problemstrom, der Policy-Strom und der Politics-Strom (Kingdon, 1994; Kingdon, 2003). Beim Problemstrom geht es um Probleme, die die Aufmerksamkeit von politischen Entscheidungstragenden erfordern. Sobald die Probleme erkannt werden, ist es sehr wahrscheinlich, dass sie auf die politische Agenda gesetzt werden. Beim Policy-Stream geht es um Vorschriften, die für das konkrete Problem vorgeschlagen werden. Beim Politics-Strom geht es um die veränderliche politische Stimmung in einer Bevölkerung, die für die Lösung des Problems von Vorteil ist. Außerdem versuchen Politiker:innen diese Stimmung aufzunehmen (Kingdon, 1994; Kingdon, 2003). Wenn diese drei Ströme aufeinandertreffen und miteinander interagieren, öffnet sich ein Zeitfenster, das Änderungen an den Vorschriften ermöglicht (Kingdon, 1994). Der Multiple-Stream-Ansatz ist ein geeignetes Mittel, um die Politikgestaltung und politische Agendasetzung besser zu verstehen (Kingdon, 1994; Kingdon 2003).
Kingdons Multiple-Stream-Ansatz kann als Orientierungsrahmen für zahlreiche praxisnahe Szenarien herangezogen werden. Ein Forschungskreis im Iran verwendete dieses Modell beispielsweise, um die dort verbreitete Hepatitis-C-Infektionen auf die politische Agenda zu setzen. Er konnte damit die Aufmerksamkeit von Entscheidungstragenden und politischen Akteuren erfolgreich auf das Problem lenken. Seither wurden Vorschriften erarbeitet und Programme mit dem Ziel umgesetzt, die Krankheit im Iran bis 2030 ausgerottet zu haben (Behzadifar et al., 2019).
Das Multiple-Streams-Modell nach Kingdon
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Ansatz 2: Soziale Konstruktion von Zielpopulationen nach Schneider und Ingram
Als soziale Konstruktion wird das Stereotyp einer bestimmten Personengruppe bezeichnet, das durch Kultur, Geschichte, Politik, Sozialisierung, die Medien und/oder Literatur geprägt wird. Positive Konstruktionen umfassen positive Eigenschaften. Begriffe wie ehrlich, verdienstvoll, menschlich usw. werden hier eingeordnet. Destruktive Konstruktionen umfassen wiederum negative Eigenschaften wie z. B. unwürdig, egoistisch, verantwortungslos und unehrlich zu sein. (Ingram et al., 2007). In der Politik fällen politische Entscheidungstragende Werturteile über gesellschaftliche Gruppen und bestimmen, wie diese von der Regierung behandelt werden sollen. Einfach ausgedrückt heißt das, dass „gute Gruppen“ belohnt und „schlechte Gruppen“ bestraft werden sollen (Ingram et al., 2017). Der Grund dafür ist, dass politische Entscheidungstragende zur Bevorzugung von bestimmten sozialen Gruppen tendieren. Sozial starke Gruppen (wie etwa Personen mit hohem sozioökonomischem Status) werden mit fördernden politischen Maßnahmen favorisiert, da sie mit Eigenschaften wie verdienstvoll und mächtig positiv konstruiert werden. Diese Gruppe spricht daraufhin positiv auf die Maßnahmen an und bietet den politischen Entscheidungstragenden im Gegenzug ihre Unterstützung an (Ingram et al., 2007).
Demgegenüber stehen negativ konstruierte Gruppen, denen durch die politischen Entscheidungstragenden Strafen auferlegt werden. Zu solchen Gruppen zählen beispielsweise Geflüchtete, Häftlinge und Arbeitslose (Ingram et al., 2007). Da diese Gruppen kaum bis gar keine Macht besitzen, müssen sich Politiker:innen keine Sorgen machen, dass sich diese Gruppen auf demokratischem Weg rächen könnten. Auch die Öffentlichkeit ist mit den Strafen für diese negativ konstruierten Gruppen einverstanden. Bei der sozialen Konstruktion nach Schneider und Ingram geht es schließlich nur um Macht (Ingram et al., 2007). Beispielsweise wurde in den USA eine Studie über die Verbreitung von HIV/AIDS und Tuberkulose in Gefängnissen durchgeführt (Nicholson-Crotty & Nicholson-Crotty, 2004). Die mit der Studie betrauten Forschenden betonten, dass die Ergebnisse auf die unzureichende Finanzierung von Behandlungen und fehlende Präventionsmaßnahmen für diese Krankheiten zurückzuführen sind. Die unzureichenden finanziellen Mittel waren schließlich das Ergebnis negativer Konstruktionen, die die verantwortlichen politischen Entscheidungstragenden über Kriminelle und potenziell Kriminelle verinnerlicht hatten (Nicholson‐Crotty & Nicholson‐Crotty, 2004).


Das Modell der sozialen Konstruktion nach Schneider und Ingram
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Ansatz 3: Advocacy Coalition Framework (ACF) nach Sabatier und Weible
Die Politikgestaltung ist ein schwieriges Unterfangen, das viele Schichten der Regierung durchdringt, zahlreiche Beteiligte umfasst und über einen längeren Zeitraum (oft ein Jahrzehnt) geschieht. Zu ihren zentralen Bausteinen zählen (Sabatier & Weible, 2019):
Koalitionen: Gruppen von Beteiligten, die dieselben Einstellungen in Bezug auf ein politisches Problem teilen. Diese Beteiligten können Beamte, Mitglieder von Interessengruppen und Forschende sein. 
Glaubensvorstellungen: grundlegende Überzeugungen (z. B. religiös oder weltlich). Die Kernpolitik bezieht sich auf die Überzeugung, die mit einem bestimmten Politikbereich verknüpft ist (z. B. die Lehrmeinung zur Rolle der Privatwirtschaft) und welche Rolle diese Überzeugungen bei der Umsetzung von Vorschriften haben.
Politische Subsysteme: Beteiligte, die regelmäßig versuchen, innerhalb eines Bereichs oder Gebiets Einfluss auf die Politik zu nehmen.
Politische Vermittler: Beteiligte, die zwischen den Koalierenden vermitteln und auf eine Entscheidung drängen.
Ressourcen: Kann sich auf die Entscheidungsgewalt, die Meinung der Öffentlichkeit, finanzielle Mittel usw. beziehen.
Entsprechend diesem Modell schafft der politische Prozess Raum für Wettbewerb zwischen Koalitionen, denen Beteiligte angehören und, die basierend auf ihren Überzeugungen und Subsystemen für unterschiedliche Problemfelder der Politik und entsprechende Lösungen eintreten. Angewandt wurde dieses Modell beispielsweise in Nigeria, um Koalitionen zu bilden, die die Gesundheit von Müttern und Kindern im Land zu einer politischen Priorität gemacht und nachhaltig verbessert haben. Dieses Modell und die eingegangenen Koalitionen konnten die Einstellungen von politischen Entscheidungstragenden positiv verändern. Des Weiteren wurden Vorschriften erlassen, durch die Mütter und Kinder in Nigeria einen kostenlosen und einfachen Zugang zu Gesundheitsprogrammen erhalten (Okeke et al., 2021).

[bookmark: _Toc221687504][bookmark: _Hlk105511984]1.2 Vorschriften – Öffentlichkeitspolitik – Gesundheitspolitik
Es ist wichtig, die Begriffe Vorschriften, Öffentlichkeitspolitik und Gesundheitspolitik zu definieren, um diese voneinander abzugrenzen.
Vorschriften
Vorschriften sind als Regelwerk oder Richtlinien zu verstehen, auf denen Entscheidungen beruhen und die eine bestimmte Vorgehensweise festlegen. Als Vorschriften werden auch Vorhaben, Handlungsmaximen oder Handlungen einer Regierung, politischen Partei, eines Unternehmens oder einer Organisation bezeichnet, die darauf abzielen, Entscheidungen und Maßnahmen zu beeinflussen und zu bestimmen. Im Allgemeinen erfüllt eine Vorschrift einen problem- und lösungsorientierten Zweck. Dabei kann es sich um ein Gesetz, eine Verordnung, einen Vertrag, ein Verfahren, einen Verwaltungsakt, einen Anreiz, Leitlinien oder eine Freiwilligenaktion handeln (Alla et al., 2017).
Sowohl die Gemeinwirtschaft als auch die Privatwirtschaft werden durch Vorschriften reguliert. Diese werden durch die Regierung, Konzerne, Kleinunternehmen sowie Bildungs- und Gesundheitseinrichtungen ausgearbeitet. In der Privatwirtschaft werden für die Regulierung von Verfahren und Diensten üblicherweise interne Vorschriften erarbeitet. Diese verfolgen einen bestimmten Zweck, meist irgendeine Form des Wertzuwachses (z. B. Gewinn). Allerdings müssen Organisationen der Privatwirtschaft bei der Ausarbeitung von Vorschriften den durch Gesetze und die Regierung festgelegten Handlungsrahmen und die damit verbundenen Einschränkungen beachten. Sie müssen auch die öffentliche Meinung berücksichtigen, da Vorschriften, die von der Öffentlichkeit als negativ erachtet werden, direkte Auswirkungen auf ihren Gewinn haben können.
Politischen Entscheidungsträgern ist es möglich, Vorschriften auf lokaler, nationaler, regionaler und internationaler Ebene zu erarbeiten, für die sie die Verantwortung tragen. Nicht nur Politiker:innen, sondern alle, die auf Vorschriften Einfluss nehmen können, können als politische Entscheidungsträger:innen bezeichnet werden.
Öffentlichkeitspolitik
Öffentlichkeitspolitik bezieht sich üblicherweise auf Vorschriften, die durch eine Regierung erlassen wurden. Grundsätzlich ist sie die Summe aller Handlungen, die eine Regierung vornimmt. Dabei kann die Regierung direkt oder indirekt, also durch Repräsentanten, handeln und das Leben der Bürger:innen beeinflussen (Cairney, 2012). Öffentlichkeitspolitik wird auch als Maßnahmenplan, Entscheidung oder Wahl der Regierung definiert (Cairney, 2012). Der Fokus liegt dabei auf der „Öffentlichkeit und ihren Problemen“ (Alla et al., 2017, S. 2). Öffentlichkeitspolitik umfasst anwendbare Gesetze, Erlasse, Verordnungen, Gerichtsbeschlüsse und örtliche Bestimmungen (Cairney, 2012). 
Obgleich davon ausgegangen wird, dass Öffentlichkeitspolitik einen bestimmten Zweck erfüllen bzw. ein Ziel erreichen soll, kann sie auch über ihr Nicht-Handeln definiert werden. Wenn eine Regierung sich also gegen eine Maßnahme entscheidet, in anderen Worten untätig bleibt (explizit und/oder implizit), wird auch dies als Politik bezeichnet. So sind zum Beispiel die Kosten für verschreibungspflichtige Medikamente mit Patentschutz in den USA 3,44-mal so hoch wie in anderen Ländern. Auch nachfolgende Regierungen haben entschieden, nicht einzugreifen, um die Kosten zu regulieren. Ihr Nicht-Handeln kann somit als Politik betrachtet werden. 
Gesundheitspolitik
Gesundheit ist laut Definition der WHO „ein Zustand völligen körperlichen, physischen und sozialen Wohlbefindens und nicht nur das Freisein von Krankheit und Gebrechen“ (Weltgesundheitsorganisation, 1984). Gesundheit ist ein grundlegendes Menschenrecht und für das Lebensglück und Wohlbefinden von tragender Bedeutung. Sie trägt außerdem wesentlich zu Wohlstand, Reichtum und sogar zum wirtschaftlichen Fortkommen bei. Studien belegen, dass eine gesunde Bevölkerung tendenziell produktiver ist und mehr zur wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung beisteuern kann.
Wenn wir den Zusammenhang zwischen Gesundheit und Gesundheitspolitik verstehen, können wir die großen gesundheitlichen Probleme unserer Zeit in Angriff nehmen. Hierzu zählen etwa Antibiotikaresistenz und Adipositas, aber auch der exponentielle Anstieg nicht übertragbarer Krankheiten wie Diabetes, Herzleiden und Krebs. Die Gesundheitspolitik dient der Zuteilung von Ressourcen und ermöglicht Entscheidungen, die gesundheitliche Probleme wie diese zu vorrangigen Themen machen.
Um diesen Zusammenhang zu verstehen, muss zunächst der Begriff der Gesundheitspolitik definiert werden, für den verschiedene Begriffsbestimmungen vorliegen. Laut WHO wird er folgendermaßen definiert: (als) „eine Beschreibung der Ziele, um die Gesundheitssituation zu verbessern, sowie eine Beschreibung der wichtigsten Ziele und der vorgegebenen Richtung, um sie zu erreichen“ (Weltgesundheitsorganisation, 1986, S. 86). Jedoch kann der Gesundheitsbegriff ebenfalls auf unterschiedliche Weise definiert werden. Zum Beispiel gibt es Wörterbücher, die Gesundheit schlichtweg als das Fehlen von Krankheit oder Verletzung definieren (Oleribe et al., 2018). Ebenso gibt es mehrere mögliche Definitionen für den Begriff der Gesundheitspolitik. Gesundheitspolitik bezieht sich auf das „Handeln bzw. Nicht-Handeln“ durch Akteure der Gemein- und Privatwirtschaft, was Auswirkungen auf die Gesundheit der Öffentlichkeit sowie auf alle Bestandteile des Gesundheitswesens hat. Dies umfasst unter anderem Vorschriften, die den Zugang, die Verfügbarkeit und die Bereitstellung von Gesundheitsdiensten regeln, sowie gesetzliche Bestimmungen, die die Qualität von Gesundheitsdiensten, die Finanzierung und die Regulierung von Gesundheitseinrichtungen betreffen.
Soziale Bestimmungsgrößen der Gesundheit
Soziale Bestimmungsgrößen der Gesundheit beziehen sich auf nicht gesundheitsrelevante Merkmale, die die Gesundheit aber direkt oder indirekt beeinflussen und die mit zahlreichen Gesundheitsrisiken einhergehen. Hierzu zählen etwa Geschlecht, ethnische Zugehörigkeit, sozioökonomischer Status, Bildungsniveau, Einkommensschicht, Beschäftigungsstatus, Beruf und die Lebensbedingungen. (Saunders et al., 2017). Um die Gesundheit zu verbessern und langfristige Missstände zu vermeiden, ist es unabdingbar, diese Bestimmungsgrößen zu thematisieren. Es werden heute immer mehr gesundheitspolitische Vorschriften erarbeitet, die die sozialen Bestimmungsgrößen der Gesundheit inner- und außerhalb des Gesundheitswesens zum Gegenstand haben. Viele Akteure, die nicht im Gesundheitswesen tätig sind, versuchen die außerhalb des Gesundheitssektors geltenden Vorschriften und Maßnahmen dahingehend zu gestalten, dass sie die Gesundheit und die gesundheitliche Chancengleichheit fördern. Ein Beispiel hierfür sind Ernährungsprogramme und Programme für frühkindliche Bildung, die in einkommensschwachen, unterprivilegierten Gemeinden die gesundheitliche Chancengleichheit fördern und die Gesundheit verbessern sollen.	Comment by Helen Rode: “nicht gesundheitsrelevant” finde ich etwas irreführend, da im Nebensatz steht, dass dadurch die Gesundheit beeinflusst wird. Daher schlage ich „nicht unmittelbar mit der Gesundheit korrelierende Merkmale“ oder so ähnlich vor. (im Original steht non-health related)Gesundheitswesen
Das Gesundheitswesen bzw. Gesundheitssystem umfasst alle Organisationen, Einrichtungen, Personen und Maßnahmen, die vorrangig darauf abzielen, die öffentliche Gesundheit zu schützen und zu verbessern.


Verschiedene Bereiche der Gesundheitspolitik
Die globale Gesundheitspolitik ist ein Teilbereich der Gesundheitspolitik. Sie beschäftigt sich mit internationalen und nationalen Gesundheitssystemen, wie etwa Gesundheitsdiensten und dem öffentlichen Gesundheitswesen. Neben der Umsetzung von Plänen und Lösungen zählt es zu ihren Aufgaben, Ressourcen über Länder- und Organisationsgrenzen hinweg zu verteilen, um Gesundheitsziele zu erreichen. Die globale Gesundheitspolitik bestimmt die Strukturen der Global Governance, die die weltweite Umsetzung von Vorschriften für die öffentliche Gesundheit ermöglichen. Um Herausforderungen im Bereich der Gesundheit auf globaler Ebene zu lösen, muss der Gesundheitsversorgung der Weltbevölkerung Vorrang eingeräumt werden, und die Bedürfnisse und Interessen bestimmter Länder, nämlich der Länder im Norden, müssen untergeordnet werden. Der „Globale Aktionsplan gegen Antibiotikaresistenz“ (eng. Global Action Plan on Antimicrobial Resistance) ist ein Beispiel für globale Gesundheitspolitik. Er wurde zur Optimierung global koordinierter Maßnahmen entwickelt, um dem immer größer werdenden Problem der Antibiotikaresistenz (AMR) zu begegnen (Munkholm & Rubin, 2020).
Gesundheitsdienstpolitik ist ein Teilbereich der Gesundheitspolitik, dessen zentrales Thema die Bereitstellung, Wirksamkeit, Qualität, Effizienz, Chancengleichheit, Sicherheit von und der Zugang zu Gesundheitsdiensten ist. Viele Länder wie Tansania, die ein geringes bis mittleres Einkommensniveau aufweisen, unternehmen Anstrengungen, um die Bereitstellung von Gesundheitsdiensten in der Grundversorgung (ein wichtiger Bestandteil des Gesundheitswesens) zu verbessern. Im Jahr 2019 konnte Tansania ein Programm zur allgemeinen Gesundheitsversorgung ins Leben rufen, das ambulante und stationäre Pflege, optische Dienstleistungen, fachchirurgische Eingriffe, Arzneimittel und orthopädische Dienstleistungen für die unterprivilegiertesten Bevölkerungsgruppen des Landes umfasst (Wang et al., 2018).
Ein Teilbereich der Gesundheitspolitik ist die Arzneimittelpolitik, die sich mit der Entwicklung, Bereitstellung und Anwendung von Medikamenten im Gesundheitswesen befasst. In diesen Bereich fallen Vorschriften zu Medikamenten (sowohl patentgeschützte Produkte als auch Generika), biologischen Produkten (Produkte biologischen Ursprungs ohne chemische Inhaltsstoffe), Impfstoffen und natürlichen Gesundheitsprodukten. In Kanada werden beispielsweise die Preise für Medikamente von der zuständigen Behörde für Arzneimittelpreise (eng. Patent Drug Price Review Board) geprüft und mit den Medikamentenpreisen in anderen Ländern verglichen, um zu bestimmen, ob der Preis „zu hoch“ ist. Ist dies der Fall, muss das betroffene Unternehmen bei der zuständigen Behörde einen Preisvorschlag einbringen (Jackson, 2012).
Die Politik im Bereich der öffentlichen Gesundheit umfasst Gesetze, Verordnungen, Maßnahmen und Entscheidungen, die zur Förderung der Gesundheit und zur Realisierung bestimmter Gesundheitsziele in der Gesellschaft umgesetzt werden. Dabei handelt es sich um eine fachübergreifende Strategie, die viele Sektoren betrifft, darunter das Gesundheitswesen, der Bildungssektor, der Umweltschutz und der Landwirtschaftssektor, um nur einige wenige zu nennen. Impfvorschriften, Vorschriften zur Eindämmung des Tabakkonsums und die nationale Strategie zur Stillförderung stellen praktische Beispiele für die Politik der öffentlichen Gesundheit dar (Bhattacharya, 2013).
Ein noch relativ junger Teilbereich der Gesundheitspolitik ist die Politik im Bereich der psychischen Gesundheit. Er hat sich im Laufe des letzten Jahrzehnts entwickelt und rasch an Bedeutung gewonnen. Aus diesem Grund haben Regierungen, Gesundheitsbehörden und Gesundheitsministerien Visionen und Richtlinien formuliert, Ziele festgesteckt und umfassende Handlungspläne erstellt. Ein politisches Hauptziel im Bereich der psychischen Gesundheit ist die Förderung eines stabilen psychischen Gesundheitszustands. Des Weiteren soll das Auftreten und die Häufigkeit von Psychosen reduziert (durch Vorbeugung und Behandlung), das Ausmaß und der Schweregrad psychischer Erkrankungen abgemildert (durch Rehabilitation), mehr Dienste für Menschen mit psychischen Problemen bereitgestellt und das gesellschaftliche Stigma überwunden werden, das psychischen Erkrankungen anhaftet (Pilgrim, 2019). All diese Zielvorgaben sollen die Rechte von Menschen mit psychischen Erkrankungen schützen und die Würde der Patientinnen und Patienten wahren. Sie sollen außerdem die psychologischen Aspekte in der medizinischen Grundversorgung stärken und die Sterbefälle, die auf psychische Erkrankungen zurückzuführen sind, wie etwa Suizid, reduzieren. In den Niederlanden können sich Menschen, die mit psychischen Problemen zu kämpfen haben, zum Beispiel von der Arbeit freistellen lassen, bis eine Besserung ihres Befindens eingetreten ist. Während dieser Zeit wird ihr Gehalt fortbezahlt. Möglich gemacht hat dies eine umfassende Reform der Krankschreibungsvorschriften und eine vorherrschende progressive Haltung gegenüber Menschen mit psychischen Erkrankungen (Jenkins, 2003). 
Das Dreieck der Gesundheitspolitik
Gesundheitspolitische Entscheidungen basieren nicht immer auf nachgewiesenen Fakten und sind nicht zwangsläufig das Ergebnis eines rationalen Diskussionsprozesses und einer auf bestimmte Ziele ausgerichteten Analyse. Das Umfeld, in dem gesundheitsrelevante Entscheidungen getroffen werden, ist für gewöhnlich stark von politischen Interessen geprägt und gesundheitspolitische Entscheidungen können auch auf gesellschaftlichen Werturteilen beruhen. Aus diesen Gründen werden die Ziele der Gesundheitspolitik nicht immer erreicht. Gleichermaßen können gesundheitspolitische Vorschriften den gesellschaftlichen Werteurteilen entsprechend angepasst werden. Walt und Gilson entwickelten 1994 das erste Modell der Gesundheitspolitik, um Vorschriften im Gesundheitswesen zu analysieren. Dessen Relevanz ist allerdings nicht ausschließlich auf den Gesundheitssektor beschränkt (Walt et al., 2008).
Das unten dargestellte Modell zeigt deutlich, welche Rolle Macht und Machtdynamiken in der Gesundheitspolitik spielen (Wollmann, 2017; O’Brien et al., 2020). Der „Inhalt“ einer Vorschrift symbolisiert die politischen Ziele, Strategien, Verordnungen, Richtlinien, Gesetze usw., während sich das „Umfeld“ auf systemische Faktoren wie soziale, wirtschaftliche, politische oder kulturelle Aspekte bezieht. Der „Prozess“ beschreibt, wie Gesundheitspolitik initiiert, formuliert, umgesetzt und analysiert wird. Im Zentrum des Dreiecks befinden sich die „Akteure“. Dies sind mächtige Personen, Gruppen und Organisationen, die gesundheitspolitische Entscheidungen beeinflussen oder die von ihnen beeinflusst werden.
Das Dreieck der Gesundheitspolitik nach Walt und Gilson
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Dieses Modell kann sowohl für die prospektive als auch für die retrospektive Betrachtung verwendet werden. Es hat die Forschung im Bereich der Gesundheitspolitik in vielen Länder mit unterschiedlichen Staats- und Gesundheitswesen beeinflusst. Zudem wurde es herangezogen, um Gesundheitsprobleme im globalen Maßstab zu analysieren (Wollmann, 2017). Das Modell stellt komplexe Wechselbeziehungen allerdings stark vereinfacht dar. Denn auch wenn das Modell als hilfreiches Instrument dient, um die unterschiedlichen Einflussgrößen in der Gesundheitspolitik systematisch zu erfassen, kann das Fehlen präziser Daten zu Verwirrung oder einer stark vereinfachten Darstellung des jeweiligen Gesundheitsproblems führen.
Sodi et al. (2021) verwendeten dieses Modell, um Vorschriften im Bereich der psychischen Erkrankungen und in Kraft getretene Gesetze in Ghana, Kenia, Südafrika und Simbabwe zu analysieren. Ziel war es, auf den erhöhten Bedarf an psychischer Gesundheitsversorgung zu reagieren, der aufgrund der COVID-19-Pandemie und anderer Notlagen im Gesundheitswesen bestand. Durch Anwendung des Modells waren Sodi et al. in der Lage (2021) die Stärken und Schwächen der Gesetzgebung im Bereich der psychischen Gesundheit zu identifizieren und Empfehlungen für die Verbesserung und Festigung der Vorschriften abzugeben, damit die Länder für zukünftige Notlagen besser gerüstet wären.
Selbstreflektion/Diskussion
Überlegen Sie sich Beispiele für Vorschriften, Öffentlichkeitspolitik und Gesundheitspolitik, die in Ihrem Land Anwendung finden.
1.3 Interessentragende in der Gesundheitspolitik
„Interessentragende können als Personen, Gruppen oder Organisationen definiert werden, die von einer Handlungsweise betroffen sind“ (Guise et al. 2021, S. 1). Alle Interessentragenden haben in Bezug auf die Gesundheitspolitik unterschiedliche Interessen, Ansprüche und Auffassungen. Daher sollte mit ihnen auf einer angemessenen Ebene kommuniziert werden.
Sie spielen eine wichtige Rolle in Hinblick auf die Entwicklung des Gesundheitswesens und den Kurs, den dieser Sektor einschlägt und ihre Unterstützung ist von besonderer Bedeutung, da sie finanzielle Mittel und Lösungen für das gesamte Gesundheitswesen zur Verfügung stellen. Zudem legen sie die strategische Ausrichtung fest. Die Beschäftigten im Gesundheitswesen können die Meinung der Öffentlichkeit in Bezug auf die medizinische Versorgung und die entsprechenden Einrichtungen beeinflussen, indem sie Informationen zu bestimmten Gesundheitseinrichtungen bereitstellen und ihre Meinung diesbezüglich teilen (Kaur & Victoria, 2017).
In der Gesundheitspolitik gelten all diejenigen als Interessenträger:innen, die als integraler Bestandteil des Gesundheitswesens betrachtet werden können oder durch dieses tangiert werden, besonders dann, wenn das System reformiert oder verändert wird (Kaur & Victoria, 2017). Interessentragende sind unter anderem Gesundheitsdienstleistende (Mediziner:innen, Pharmazeutinnen und Pharmazeuten, Pflegekräfte, Ernährungsberater:innen, Hebammen, Physiotherapeuten und -therapeutinnen usw.), Patienten und Patientinnen und deren Familienangehörigen, Regierungen und Nichtregierungsorganisationen. Im Prinzip können alle Personen aus dem Gesundheitsbereich der Gruppe der Interessentragenden zugerechnet werden. Die Wechselbeziehung zwischen Interessenträgern im Gesundheitswesen und Interessenträgern in der Gesundheitspolitik gestaltet sich ziemlich schwierig. Dies liegt daran, dass an konkrete Vorschriften je unterschiedliche Interessen geknüpft sind. Unterschiedliche Einflussmöglichkeiten und ungleiche Machtverhältnisse erschweren den Prozess zusätzlich. 
Analyse der Interessentragenden
Da Vorschriften erlassen werden, um die Ansprüche und Bedürfnisse der Interessentragenden zu erfüllen, ist es das zentrale Anliegen der Gesundheitspolitik, diese zufriedenzustellen (Eskerod & Jepsen, 2013). Obwohl es sich bei Interessentragenden um Organisationen oder Einrichtungen handeln kann, sind es schließlich immer Menschen, mit denen politische Entscheidungstragende kommunizieren müssen. Deshalb ist es unbedingt erforderlich, herauszufinden, wer innerhalb einer Organisation oder Einrichtung die richtige Ansprechperson ist. Interessentragende zu bestimmen, ist ein sich wiederholender Prozess. Das heißt, es sollte während des Politikgestaltungsprozesses ständig überprüft werden, wer die verantwortlichen Interessentragenden sind, damit niemand übersehen wird. Dem sollte Priorität eingeräumt werden, da die Interessentragenden und ihre Meinung bestimmen, ob eine Vorschrift erfolgreich und zukunftsfähig ist.
Sobald eine Vorschrift formuliert wurde, werden die Interessentragenden ermittelt, deren Daten in ein Verzeichnis aufgenommen werden. Dabei handelt es sich um ein Dokument, das die mit einer bestimmten Vorschrift verknüpften Akteure beschreibt und festhält, wieso diese sich für die Vorschrift interessieren und welchen Einfluss sie darauf nehmen können. Im Idealfall sollte das Verzeichnis mit den Interessenträger:innen zu Beginn des Politikgestaltungsprozesses erstellt werden. Dadurch wird gewährleistet, dass sie sachgemäß eingebunden und zufriedengestellt werden. Das Verzeichnis mit enthält in der Regel folgende Informationen: Namen, Anrede, Funktion, Zuständigkeitsbereich, Interesse, Art der Einflussnahme, Ansprüche, Erwartungen, Kontaktinformationen und Kommunikationsbedürfnisse/Häufigkeit.
Interessentragende können durch unterschiedliche Methoden ermittelt werden. Hierzu zählen unter anderem:
· Das Prüfen bestehender Unterlagen. Das Prozessvermögen der Organisation, bereits bestehende Pläne zu Einbeziehung von Interessentragenden und bestehende Verzeichnisse mit Interessentragenden können auf Informationen zu potenziellen Interessentragenden geprüft werden.
· Vergleiche zu Interessentragenden anstellen. Ähnliche Vorschriften werden untersucht, um die möglichen Interessentragenden zu bestimmen.
· Gespräche mit Sachkundigen. Einige Informationen lassen sich über einflussreiche Interessentragende beschaffen, die mit dem Thema der jeweiligen Vorschrift vertraut sind und als Sachkundige fungieren können. Offene Fragen sind bei solchen Gesprächen am zielführendsten.
· Gemeinsames Brainstorming. Brainstorming im eigenen Team oder mit Sachkundigen eignet sich hervorragend, um Informationen zu sammeln und Interessentragende zu ermitteln. In einer solchen Denkrunde können folgende Fragen gestellt werden: Wer ist direkt oder indirekt an dem Projekt beteiligt? Wer ist von der Vorschrift betroffen? Wer sind die Gewinner und Verlierer?
Wie bereits erwähnt, ist die Bestimmung von Interessenträgern ein sich wiederholender Prozess. Im Laufe des Politikgestaltungsprozesses werden möglicherweise neue Personen ermittelt und einbezogen, während bereits bestehende Akteure vielleicht das Interesse verlieren. Zudem ist es möglich, dass sie sich in Bezug auf ihren Zuständigkeitsbereich und das bekundete Interesse verändern. Daher ist es unabdingbar, die Merkmale der Interessentragenden im Auge zu behalten.
Stakeholder-Einfluss-Matrix
Für das Management der Interessentragenden wird meist die Stakeholder-Einfluss-Matrix verwendet. Mithilfe dieser Matrix werden die Interessentragenden während des Politikgestaltungsprozesses in Kategorien eingeteilt. Auf diese Weise können sie effizient verwaltet werden. Bevor dieses Instrument angewendet wird, sollten alle am Politikgestaltungsprozess beteiligten Personengruppen ermittelt werden. Daraufhin werden sie auf der Matrix grafisch abgebildet, und zwar so, dass sich ihr Einfluss auf die formulierte Vorschrift und ihr Interesse daran widerspiegeln.
Stakeholder-Einfluss-Matrix
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Die obige Abbildung zeigt, wie die ermittelten Interessentragenden voneinander getrennt und dann priorisiert werden sollen. Bei solchen, die großen Einfluss und gleichzeitig ein ausgeprägtes Interesse daran haben, dass eine Vorschrift ausgearbeitet, diskutiert, umgesetzt und analysiert wird, handelt es sich meist um Entscheidungsträger. Der Erfolg des Projekts hängt maßgeblich von ihrem Einfluss ab, weshalb ihre Erwartungen stets überprüft werden müssen.
Interessentragende, die zwar Einflussmöglichkeiten, aber nur ein geringes Interesse an einer bestimmten Vorschrift haben, sollten auf dem Laufenden gehalten werden. Aufgrund ihres erheblichen Einflusses müssen sie trotz ihres Desinteresses zufriedengestellt werden. Es ist jedoch Vorsicht geboten: Sollte dies nicht gelingen, könnten sie ihren Einfluss nutzen, um negativ auf eine Vorschrift einzuwirken und deren Umsetzung beispielsweise zu verhindern. 
Interessentragende, die über wenig Einfluss verfügen, dafür aber ein großes Interesse an der Vorschrift haben, sollten angemessen informiert werden. Da diese Interessentragenden während des Politikgestaltungsprozesses sehr hilfreich sein können, sollte regelmäßig mit ihnen kommuniziert werden. Dies ist entscheidend, damit keine größeren Probleme zu Tage treten. Die letzte Gruppe umfasst Personen, die geringen Einfluss auf und wenig Interesse an der Vorschrift haben. Diese sollten lediglich beobachtet werden, eine übermäßige Kommunikation ist nicht nötig.
Sobald die Interessentragenden in eine der vier Kategorien der Stakeholder-Einfluss-Matrix eingeteilt wurden, sollten strategische Überlegungen angestrengt werden, um sie so gut wie möglich zu involvieren und ihre dauerhafte Unterstützung zu erhalten. Folgende Fragen können dabei hilfreich sein: Welche Beweggründe hat diese Person? Welche Schwerpunktthemen stellen keine Bedrohung für sie dar? Ist diese Person gegenüber der Vorschrift eher positiv eingestellt? Falls dies nicht der Fall ist: Wie lässt sich ihre Sichtweise ändern? Nachdem für alle Typen von Interessentragenden Profile erstellt wurden, geht das Management der Interessentragenden in die nächste Phase, die Entwicklung eines Kommunikationsplans.
Selbstreflektion/Diskussion
Führen Sie die verschiedenen Interessentragenden an, die in Ihrem Land an der Gesundheitspolitik zum Thema Brustkrebs beteiligt sein könnten. Klassifizieren und stellen Sie diese auf der Stakeholder-Einfluss-Matrix dar.
Abläufe im Management der Interessentragenden
Die folgenden Schritte sollten für ein erfolgreiches Management der Interessentragenden eingehalten werden:
1. Relevante Interessentragende werden ermittelt und die relevanten Informationen werden in ein Verzeichnis aufgenommen.
2. Alle Interessentragenden werden in Bezug auf ihr Interesse an und ihrem Einfluss auf die Vorschrift analysiert. Außerdem wird eruiert, ob sie für den Politikgestaltungsprozess eher ein Risiko oder eine Unterstützung darstellen.
3. Die Interessentragenden werden auf der Stakeholder-Einfluss-Matrix grafisch abgebildet.
4. Die Beziehung zu den Interessentragenden wird entsprechend ihrer Einteilung auf der Stakeholder-Einfluss-Matrix eingestuft.
5. Für alle Interessentragenden werden gemäß ihrer Einteilung auf der Stakeholder-Einfluss-Matrix Managementstrategien erarbeitet. 
6. Die erarbeiteten Strategien werden umgesetzt und es werden entsprechend der Einteilung auf der Stakeholder-Einfluss-Matrix für alle Interessentragenden konkrete Durchführungspläne entwickelt.
7. Die Rahmenbedingungen für ein effizientes Management der Interessentragenden werden gemäß ihrer Einteilung auf der Stakeholder-Einfluss-Matrix evaluiert.
Management der Interessentragenden
Beim Management der Interessentragenden geht es darum, die Beziehungen zu den Interessentragenden zu gestalten, zu beobachten, aufrechtzuerhalten und zu verbessern. Die „richtige Art“ der Kommunikation kann für die Beteiligung der Interessentragenden am Politikgestaltungsprozess eine wichtige Rolle spielen. Der Schlüssel für ein erfolgreiches Management der Interessentragenden ist ein profundes Wissen über die einzelnen Personen, welches sehr früh im Politikgestaltungsprozess gesammelt werden kann. Die Analyse der Interessentragenden ist daher von tragender Bedeutung, und es ist wichtig, das gesammelte Wissen während des Politikgestaltungsprozesses zu überprüfen und weiterzuentwickeln.
1.4 Die Privatwirtschaft
Die Rolle des Staates und der Gemeinwirtschaft
Bevor die Rolle der Privatwirtschaft in der Öffentlichkeits- und Gesundheitspolitik näher beleuchtet wird, lohnt sich ein Blick auf die Entwicklung der Staatsführung bzw. des Staates, und es ist wichtig zu wissen, welche Rolle dieser im Gesundheitswesen und wiederum in der Gesundheitspolitik spielt. Bis in die frühen 1980er Jahre war in den meisten Ländern der Staat für die Bereitstellung, Qualität und Finanzierung von Gesundheitsdiensten verantwortlich. Er spielte zudem eine gewichtige Rolle bei der Ressourcenverteilung im Gesundheitswesen und war für die Priorisierung von Gesundheitsthemen zuständig (Hancock, 2020). Beispiele für Vorschriften und Verordnungen waren (Hancock, 2020):
· Die Bereitstellung von Lizenzen für medizinisches Fachpersonal
· Festlegen der Anforderungen für die Zulassung von Gesundheitseinrichtungen
· Die Bereitstellung von Informationen für die Qualitätssicherung
· Die Festlegung von Kosten und Kostenerstattungssätzen
· Die Kontrolle von Lehrplänen und das Festlegen von Regeln für die Fortbildung
· Einführung von Akkreditierungen für Einrichtungen
Darüber hinaus haben viele Staaten auf der ganzen Welt eine wichtige Funktion für die Politik der öffentlichen Gesundheit übernommen. Beispiele hierfür sind:
· Fluoridierung von Speisesalz
· Eindämmung des Tabakkonsums
· Förderung der Sicherheit im Straßenverkehr, um die Gefahr von Unfällen mit Fahrzeugen und die damit einhergehenden Verletzungen zu minimieren
· Sicherstellung des Zugangs zu sauberem Trinkwasser
· Festlegen von Vorschriften für die Lebensmittelkennzeichnung, um Adipositas den Kampf anzusagen
In vielen Ländern spielt der Staat, der durch die Regierung und/oder das Gesundheitsministerium repräsentiert wird, für die Finanzierung und Bereitstellung von Gesundheitsdienstleistungen eine bedeutende Rolle. Er gewährleistet die Gleichheit vor dem Gesetz und verhindert ein mögliches Marktversagen. Wenn Konsumierende und Dienstleistende des Gesundheitswesens externe Effekte unberücksichtigt lassen (in Bezug auf Kosten und Vorteile), werden sie keine qualitativ hochwertigen Gesundheitsdienste bereitstellen bzw. in Anspruch nehmen können. Außerdem werden der Markt und die Privatwirtschaft aufgrund von fehlenden Anreizen nicht in der Lage sein, viele sogenannte „öffentliche Güter“ in Form von Gesundheitsdiensten zur Verfügung zu stellen. In diesem Zusammenhang werden öffentliche Güter in Bezug auf ihren Konsum als „nicht wettbewerbsorientierte“ (d. h. der Konsum durch eine Person stellt keinen Nachteil für andere Personen dar, die dasselbe Gut konsumieren) und „nicht exklusive“ (der Zugang zu Gütern/Dienstleistungen ist für die Konsumenten nicht eingeschränkt, auch nicht durch die Kosten) Güter/Dienstleistungen definiert (Kapilashrami & Baru, 2018).
Darüber hinaus können Bereiche der Privatwirtschaft (wie die Pharmaindustrie oder ein bestimmtes Krankenhaus) auf einen Gesundheitsdienst oder ein Gesundheitsprodukt ein Monopol errichten, was zu überhöhten Preisen führen kann (Kapilashrami & Baru, 2018). Manche Wirtschaftsexperten sind der Meinung, dass das Fehlen eines gut funktionierenden Gesundheitsmarktes einen relativ schwachen Anreiz für den Staat darstellt, Gesundheitsdienstleistungen bereitzustellen (ausgenommen öffentliche und vorbeugende Gesundheitsdienste), da dieses Problem durch Regulierung gelöst werden kann. Gleichwohl plädieren andere für eine starke Position des Staates, weil im Gesundheitswesen zwischen Konsumierenden und Dienstleistenden nachweislich eine Informationsasymmetrie besteht (Mackintosh et al., 2016). So befinden sich private Gesundheitsdienstleistende in einer vorteilhaften Position, denn sie können das mangelnde Wissen der Konsumentinnen und Konsumenten ausnutzen und austherapierte Personen weiter behandeln, um höhere Gewinne zu erzielen.
Erschwerend kommt hinzu, dass der Bedarf an medizinischer Behandlung unvorhersehbar, unklar und oft kostenintensiv ist. Dieses spricht für private Krankenversicherungen. Erfahrungswerte und Daten aus vielen Ländern zeigen jedoch, dass der Markt für private Versicherungen im Gesundheitsbereich schlecht aufgestellt ist, was wiederum für eine staatliche Regulierung spricht (Mackintosh et al., 2016).
Weitere Probleme, wie etwa die ethischen Aspekte des Gesundheitswesens, die Diskussion über Chancengleichheit und die Befürchtung, dass viele Personen aufgrund ihrer finanziellen Lage vorhandene Gesundheitsdienste nicht mehr beanspruchen können und auf den Schutz und die Unterstützung des Staates angewiesen sind, sollten ebenfalls nicht aus dem Blick geraten. Diese Probleme sind Teil einer größeren Debatte, die den Zugang zu Gesundheitsdiensten zum Gegenstand hat. Manche argumentieren, dass dieser Zugang ein Recht ist, das allen Menschen, unabhängig von ihrem sozioökonomischen Status, zusteht. Im Gegensatz dazu sind andere der Meinung, dass Gesundheitsdienste wie alle anderen Dienstleistungen und Güter behandelt werden sollen. Demnach sollte der Zugang darauf basieren, ob die Konsumentinnen und Konsumenten in der Lage und bereit dazu sind, für diese Dienste zu bezahlen.
Die Rolle der Privatwirtschaft
Die Privatwirtschaft ist der auf Gewinn ausgerichtete und kommerzielle Bereich einer Volkswirtschaft, der sich durch markt- und gewinnorientierte Aktivitäten auszeichnet. Darunter fallen Unternehmen, die Gewinne abwerfen sollen. Die bestimmenden Merkmale des privaten Wirtschaftssektors sind Gewinn und Kapitalrendite. Auch in Unternehmen, die andere Ziele verfolgen und sich etwa für die Gesellschaft, die Umwelt oder ihre Angestellten stark machen, steht der Gewinn an erster Stelle. Ihre Ideale müssen untergeordnet werden und dem Gewinn förderlich sein. Dies ist darauf zurückzuführen, dass solche Unternehmen ohne Gewinn und Dividenden bzw. Renditen für Aktionäre und Anteilseigner auf dem Markt nicht bestehen könnten (Mackintosh et al., 2016).
Gewinnorientierte Organisationen unterscheiden sich stark voneinander. Unternehmen der Privatwirtschaft können groß oder klein sein, sie können im Inland agieren, multinational aufgestellt oder international tätig sein. Beispiele für Organisationen und Einrichtungen des Gesundheitswesens, die im privatwirtschaftlichen Sektor tätig sind, sind unter anderem Privatkliniken, große Privatklinikgruppen, Gemeindeapotheken in Privatbesitz, Apothekenketten, Generikahersteller, Pharmakonzerne, Lieferbetriebe für medizinische Gerätschaften sowie private Krankenanstalten und Pflegeheime (Mackintosh et al. 2016).
Bei genauerer Betrachtung der Privatwirtschaft und ihrer Funktion in der Gesundheitspolitik ist es ratsam, auch registrierte Organisationen zu analysieren, die rechtlich gesehen als gemeinnützige Organisationen behandelt werden (Mackintosh et al., 2016). Hierzu können Unternehmensverbände, Handelsverbände, Lobbys (z. B. Lobbys für Patient:innen), akademische Organisationen, Forschungszentren sowie lokal und international agierende Nichtregierungsorganisationen (NROs) zählen, die am Gestaltungsprozess der Gesundheitspolitik beteiligt sind. So ist Médecins Sans Frontières/Ärzte ohne Grenzen beispielsweise eine humanitäre Nichtregierungsorganisation, die weltweit medizinische Versorgungsangebote bereitstellt. Seit Anfang der 2000er Jahre spielt der Verein eine wichtige Rolle für die Gesundheitspolitik, besonders im Bereich der übertragbaren Krankheiten (insbesondere in Bezug auf Malaria in Afrika) (Mackintosh et al., 2016).
Der Einfluss der Privatwirtschaft auf die Gesundheitspolitik
Der Einfluss dieser Organisationen und Unternehmen ist auf ihre Ressourcen und die Fähigkeit zurückzuführen, ein gewünschtes Ergebnis zu erzielen. Außerdem zahlen sie Steuern an den Staat, und einige von ihnen gehören zu den größten Arbeitgebenden in der Wirtschaft. Deshalb können sie Einfluss auf die Regierung nehmen. Große Pharmakonzerne (auf der ganzen Welt, aber vor allem in den USA), die über mehr als 10.000 Angestellte verfügen und einen Jahresüberschuss in Milliardenhöhe ausweisen, besitzen besonders viel Macht (Kapilashrami & Baru, 2018). Darüber hinaus gibt es Unternehmen aus unterschiedlichen Branchen, die der Regierung Fachwissen bereitstellen, das diese für die Ausarbeitung von Vorschriften und Verordnungen benötigt. Aus diesen Gründen können sowohl kleine als auch große Privatunternehmen als Interessentragende in der Gesundheitspolitik verstanden werden und nehmen in Debatten eine wichtige Stellung ein. In vielen Ländern erarbeitet die Regierung Vorschriften und setzt diese um, jedoch sind privatwirtschaftliche Organisationen direkt oder indirekt an diesem Prozess beteiligt (Szankonyi, 2021).
Häufig nimmt die Öffentlichkeitspolitik Einfluss auf die Privatwirtschaft, weshalb Akteure der Privatwirtschaft in vielen Fällen versuchen, die Öffentlichkeitspolitik zu beeinflussen, um ihre eigenen Interessen durchzusetzen (Szakonyi, 2021). Dieser Einfluss kann auf verschiedenste Weise, z. B. durch finanzielle Mittel, geltend gemacht werden, beispielsweise wenn ein Unternehmen Politiker:innen, Wahlkämpfe und politische Parteien mit Geldspenden unterstützt, damit diese im Fall eines Wahlsiegs eher gewillt sind, dessen Forderungen zu berücksichtigen.
Des Weiteren ist es möglich, dass Unternehmen der Privatwirtschaft Lobbyarbeit für oder gegen eine bestimmte Vorschrift betreiben, die ihre Interessen tangiert. In vielen Ländern wurden in den letzten zwei Jahrzehnten die Vorschriften zur Eindämmung des Tabakkonsums vorangetrieben (Assunta & Dorotheo, 2016). Tabakkonzerne haben die Auswirkungen dieser Gesetze erkannt und diese aktiv bekämpft, indem sie wissenschaftliche Fakten diskreditiert und die wirtschaftliche Bedeutung der Tabakindustrie übertrieben haben. Außerdem wurden Beziehungen zu politischen Entscheidungstragenden intensiviert, um die Umsetzung von Vorschriften hinauszuzögern, und es wurde fortdauernd Lobbyarbeit für weniger strenge Vorschriften zur Eindämmung des Tabakkonsums betrieben (O‘Brien et al., 2020; Hird et al., 2021).
Selbstregulierung in der Privatwirtschaft
Die Selbstregulierung stellt eine der Möglichkeiten dar, wie sich der privatwirtschaftliche Sektor an der Gesundheitspolitik beteiligen kann. Konkret heißt das, dass Unternehmen der Privatwirtschaft für die Arbeit in einem bestimmten Bereich ihre eigenen Regeln, Vorschriften und Richtlinien entwickeln. Diese Selbstregulierungsmechanismen stehen nicht im Widerspruch, sondern viel mehr im Einklang mit den von der Regierung ausgearbeiteten Verordnungen und Maßnahmen (Kapilashrami & Baru, 2018).
Privatwirtschaftliche Unternehmen und Organisationen machen sich Selbstregulierungsmechanismen in Bereichen, die indirekt die Gesundheit betreffen (z. B. Lebensmittel und Getränke), zunehmend zu eigen. In vielen Fällen werden Regierungsmitglieder nicht darüber in Kenntnis gesetzt, dass Akteure der Privatwirtschaft in die Erstellung, Verabschiedung und Umsetzung von Gesetzen eingebunden sind. Vorschriften, die von privatwirtschaftlichen Akteuren erarbeitet wurden, mögen der Gesundheit förderlich sein, sie können jedoch auch potenziell negative Folgen nach sich ziehen. Daher kann auf die öffentliche Kontrolle nicht verzichtet werden, vor allem deshalb, weil der privatwirtschaftliche Sektor ein immer größeres Mitspracherecht in der Öffentlichkeitspolitik reklamiert.
1.5 Der Politikgestaltungsprozess
Jede Vorschrift, die durch eine Organisation – sei es die Regierung, eine Gesundheitseinrichtung oder eine andere Institution – erstellt und realisiert wird, durchläuft insgesamt fünf Phasen. Diese Phasen umfassen die Agendasetzung, die Politikformulierung, die Entscheidungsfindung, die Politikimplementierung und die Politikevaluierung (Mickwitz, 2021). Sie werden in der folgenden Abbildung dargestellt.
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Agendasetzung
Der erste Schritt im Politikgestaltungsprozess ist die Agendasetzung. Probleme, die der Regierung zur Kenntnis gelangen, werden auf die politische Agenda gesetzt. Probleme und Herausforderungen, die die Allgemeinheit betreffen, werden ermittelt, und die Interessentragenden schlagen Lösungsmöglichkeiten vor (Hill & Varone, 2021). Die Regierung und der öffentliche Sektor müssen sicherstellen, dass zeitnah auf die gesundheitlichen Bedürfnisse der Allgemeinheit reagiert wird. Diese Phase bezieht sich auf den „Auslöser“ einer Vorschrift.
Politikformulierung
Dies ist die zweite Phase im Politikgestaltungsprozess. Nun werden unterschiedliche Optionen für eine Vorschrift beleuchtet, untersucht und formuliert. Politische Entscheidungsträger:innen diskutieren mögliche Lösungsvorschläge, um die in der Agendasetzungsphase aufgetretenen Probleme abzuschwächen. In manchen Fällen ist es notwendig, unterschiedliche Teilaspekte der vorgeschlagenen Vorschriften auszuwählen (Hill & Varone, 2021). Die für das Problem gewählte Vorschrift wird durch zwei Faktoren bestimmt. Zunächst muss die ausgewählte Vorschrift die praktikabelste und effizienteste Lösung für das Problem darstellen. Eine erfolgreiche Formulierung schließt mit ein, dass alternative Lösungen für das Problem analysiert und ermittelt werden. Zweitens müssen die vorgeschlagenen Vorschriften politisch durchführbar sein (Hill & Varone, 2021). Verhandlungen, im Zuge derer eine mehrheitsfähige Lösung gefunden wird, sind hier in der Regel zielführend. Aus diesem Grund schließt die Politikformulierung eine Analyse mit ein. Dadurch werden die wirksamste politische Maßnahme und der politische Auftrag festgelegt. Die Kosten-Nutzen-Analyse gehört zu den am öftesten angewandten Methoden, um die Wirtschaftlichkeit von vorgeschlagenen Vorschriften durch systematische Prognose der sozialen Kosten und Vorteile zu beurteilen und zu vergleichen. Es ist äußerst wichtig, dass Regierungen und die Allgemeinwirtschaft sicherstellen, dass eine vorgeschlagene Vorschrift Missstände beim Zugang, der Qualität und der Erschwinglichkeit von Gesundheitsdiensten nicht weiter verschärft. Diese Phase bezieht sich auf die „Erarbeitung“ einer Vorschrift.	Comment by Elisabeth Gebetsberger: Please note that these two sentences are repeated in the source document.Kosten-Nutzen-Analyse 
Dieses systematische Verfahren wird angewandt, 
um die Stärken und Schwächen 
alternativer Optionen zu beurteilen. 
Sein Hauptzweck besteht darin, zu ermitteln, welche Optionen sich am besten eignen, um ressourcenschonend Vorteile zu erzielen.

Analyse der Gesundheitspolitik
Die Analyse der Gesundheitspolitik ist die schwierigste Aufgabe der Politikgestaltung. Sie ist darauf ausgerichtet, den Zweck von Richtlinien zu bestimmen und darzulegen. Es werden auch die Ähnlichkeiten und Unterschiede der voraussichtlichen Ergebnisse und die geschätzten Kosten von alternativen Vorschriften untersucht. Die Analyse der Gesundheitspolitik zeigt, wie Einrichtungen, Interessen und Ideen im Politikgestaltungsprozess miteinander interagieren. Indem bereits erlassene Vorschriften analysiert werden, werden Entschlüsse gefasst und Anpassungen vorgenommen (Browne et al., 2019). Die gesundheitspolitische Analyse gewährleistet, dass die am besten geeignete und durchführbare Vorschrift für das entsprechende Problem Anwendung findet und der damit verbundene Prozess systematisch abläuft.
Entscheidungsfindung
Die dritte Phase ist die Entscheidungsfindung. Nun wird eine Vorgehensweise (bzw. ein Nicht-Handeln) beschlossen, mit der die Vorschrift in Zukunft umgesetzt werden kann. Um die erarbeiteten Richtlinien umzusetzen, müssen diese vom zuständigen Organ erlassen werden. Dieselben Faktoren, die die Agendasetzung beeinflussen, sind auch beim Erlass von Vorschriften relevant (Broadnax, 1976). Beispielsweise können Vorschriften, die Probleme einer Gesundheitskrise lösen sollen, oft umgehend erlassen werden. Gleichzeitig können mächtige Interessengruppen ihren politischen Einfluss nutzen, um zu bestimmen, welche Vorschrift erlassen wird. (Mongiello, 2016).
Andererseits können auch die Medien (sowohl klassische als auch soziale Medien) eine wichtige Rolle beim Erlass von Vorschriften einnehmen. Nachrichten, Berichte und Kommentare, die objektiv und unvoreingenommen präsentiert werden, können als Forum für politische Diskussionen dienen. Wenn die Medien eine Vorschrift positiv bewerten, erhöht das die Chancen, dass diese erlassen wird (Broadnax, 1976). Eine negative Darstellung durch die Medien kann für den Erlass einer Vorschrift wiederum nachteilig sein. Diese Phase bezieht sich auf die „Beteiligten“ an einer Vorschrift.
Politikimplementierung
Die Politikimplementierung ist die vierte Stufe des Politikgestaltungsprozesses. Nun wird die erlassene Vorschrift in Kraft gesetzt. Die Politikimplementierung bezieht sich auf die eigentliche Formulierung der vorgeschlagenen Lösung. Die drei folgenden Hauptkriterien sind für die erfolgreiche Implementierung einer bestimmten Vorschrift ausschlaggebend (Pekonen, 1985):
1. Die entsprechenden politischen Entscheidungstragenden (z. B. Gesundheitsminister:innen auf regionaler und nationaler Ebene) müssen die Vorschrift den zuständigen Verwaltungsorganen klar kommunizieren. Diese dürfen dann innerhalb ihres Zuständigkeitsbereichs selbst Rechtverordnungen erlassen. So werden beispielsweise Vorschriften, die durch Anwendung von Promillegrenzen die Sicherheit im Straßenverkehr erhöhen sollen, für ihre Umsetzung an Polizeidienststellen weitergeleitet. Wenn bereits bestehende Einrichtungen nicht in der Lage sind, eine Vorschrift umzusetzen, müssen neue Einrichtungen geschaffen und mit Personal ausgestattet werden.
2. Eine erfolgreiche Umsetzung von Vorschriften setzt voraus, dass diese klar und verständlich kommuniziert werden. Wenn in dieser Phase die Vorschriften nicht klar dargelegt werden, muss die Judikative eingreifen und die Gesetzgeber auffordern, klarzustellen, warum und wie die Vorschriften umgesetzt werden sollen. Die Justizbehörden können außerdem die Umsetzung solcher Vorschriften beeinspruchen.
3. Die für die Umsetzung notwendigen Ressourcen müssen in bestehende Prozesse und Einrichtungen integriert werden, ohne dass sie für größere Beeinträchtigungen, Rivalität oder Konflikte sorgen.
Zusätzlich zu den angesprochenen Kriterien kann die Politikimplementierung durch unzureichende Handlungsanweisungen erschwert werden. Für die Politikgestaltung wird Politik ist in der Regel sinnbildlich verwendet, um zu einer Einigung zu gelangen. Aus diesem Grund herrscht in den Exekutivbehörden in Bezug auf die Umsetzung oft Verwirrung (Pekonen, 1985).
Darüber hinaus können eine ineffiziente Bürokratie und Skandale die Implementierung von Vorschriften weiter erschweren. Probleme bei der Implementierung gesundheitspolitischer Vorschriften lassen manche Wissenschaftler:innen darauf schließen, dass neue politische Maßnahmen entweder nicht eingeleitet oder durch die zuständigen Behörden nicht zeitgerecht umgesetzt werden können (Pekon, 1985). Deshalb sorgt die Politikimplementierung von allen Stufen des Politikgestaltungsprozess wohl am öftesten für Verwunderung.
Politikevaluierung
Der Politikevaluierungsprozess umfasst die Kontrolle und Beurteilung der nach der Umsetzung einer Vorschrift hervorgegangenen Ergebnisse. Sobald eine gesetzliche Vorschrift angewendet wird, muss sie laufend evaluiert werden. Allerdings gibt es Vorschriften, die im Laufe der Zeit so tief im Rechtssystem verankert wurden, dass sie keiner Evaluierung mehr bedürfen. Eine Evaluierung beruht auf vielen Kriterien. Für informelle Beurteilungen können einfach Anekdoten oder Berichte herangezogen werden. Für eine umfassende Evaluierung der Vor- und Nachteile einer Vorschrift bedarf es des ehrlichen Feedbacks der Interessentragenden. Wissenschaftliche Studien können empirische Fakten zur Wirksamkeit von Vorschriften liefern (Wollmann, 2017). Schließlich können mit wissenschaftlicher Forschung die objektivsten Daten ermittelt werden. Diese zeigen, ob die Ergebnisse tatsächlich auf eine Vorschrift zurückzuführen sind. Die Evaluierung von Vorschriften kann zu unterschiedlichen Zeitpunkten durchgeführt werden. So können Verwaltende von Gesundheitseinrichtungen, die den Betrieb optimieren möchten, die Vorschrift bereits während der Umsetzung evaluieren. Nach der Umsetzung kann diese für ein umfassendes Verständnis der Wirksamkeit weiter evaluiert werden.
Obwohl es zahlreiche Möglichkeiten zur Evaluierung von Vorschriften gibt, werden diese in der Mehrzahl der Fälle überhaupt nicht evaluiert. Dies lässt sich unter anderem darauf zurückführen, dass die Gestaltung und Durchführung von wissenschaftlichen Studien zeitintensiv, kostspielig und kompliziert sind. Außerdem sind informelle Beurteilungen, die zwar leichter durchführbar sind, tendenziell stark verzerrt und subjektiv.
Erschwerend kommt hinzu, dass Vorschriften im Allgemeinen (aber insbesondere in der Gesundheitspolitik) schwierig zu beurteilen sind. Einige Vorschriften zielen darauf ab, Ziele zu erreichen, die begrifflich nicht klar abgegrenzt sind und auf verschiedenste Weise ausgelegt werden können (Moyson et al., 2017). Zum Beispiel ist es schwierig eine Definition für den Begriff „gute Luftqualität“ zu finden, die von allen Interessentragenden akzeptiert wird (Moyson et al. 2017). Es ist auch möglich, dass die mit einer Vorschrift verknüpften Ziele unvereinbar sind. Darüber hinaus liegt der Schwerpunkt bei der Evaluierung auf dem Inhalt einer bestimmten Vorschrift, der ordnungsgemäßen Behandlung des „Problems“ durch die Vorschrift und die sich daraus ergebenden Folgen. Aufgrund dieser Überlegungen kann eine Vorschrift als „erfolgreich“ eingestuft werden. Doch wer bestimmt, was das „Problem“ und was „Erfolg“ ist? Bei prozessorientierten Evaluierungen (im Gegensatz zu inhaltsorientierten) liegt der Fokus auf dem Prozess, der die Voraussetzungen für den Erfolg schafft, und weniger darauf, ob das Problem durch die Vorschrift entsprechend behandelt wurde (Hamra et al., 2020). Diese Phase bezieht sich auf den „Gegenstand“ einer Vorschrift.
Selbstreflektion/Diskussion
Fällt Ihnen ein Beispiel für eine „erfolgreiche“ gesundheitspolitische Vorschrift in Ihrem Land ein? Warum war sie Ihrer Meinung nach „erfolgreich“? Fällt Ihnen ein Beispiel für eine gescheiterte gesundheitspolitische Vorschrift ein? Ist sie aufgrund des nicht erstrebenswerten Ziels gescheitert oder gab es andere Gründe? 

Zusammenfassung
Die Politikgestaltung ist ein vielschichtiger Prozess, in den Teilnehmende mit unterschiedlichen Funktionen, Bedürfnissen, Interessen und Ressourcen eingebunden sind. Faktoren, die die Politikgestaltung schwierig machen sind Korruption, Inkompetenz, politische Motivationen, finanzielle Schwierigkeiten, unzureichende Ressourcen und Interessenkonflikte. Obwohl die beiden Begriffe Vorschriften und Politik häufig synonym verwendet werden, sind sie es nicht, jedoch sind sie zunehmend miteinander verflochten.
Die Gesundheitspolitik ist ein Teilgebiet der Politik, das sich mit Entscheidungen, Maßnahmen (oder fehlenden Maßnahmen), Gesetzen, Verordnungen und Programmen befasst, die die Gesundheit betreffen. Es ist wichtig zwischen Vorschriften, Öffentlichkeitspolitik und Gesundheitspolitik zu unterscheiden. Die Gesundheitspolitik lässt sich in verschiedene Teilbereiche unterteilen, doch diese verfolgen alle dasselbe Ziel: die Gesundheit der Bevölkerung zu verbessern.
In der Gesundheitspolitik gelten im Grunde alle Menschen als Interessenträger:innen, die als integraler Bestandteil des Gesundheitswesens betrachtet werden können oder durch dieses tangiert werden, besonders dann, wenn das System reformiert oder verändert wird. Von entscheidender Bedeutung ist die Analyse der Interessenträger:innen. Sie umfasst deren Ermittlung, Priorisierung und das Management. Die Stakeholder-Einfluss-Matrix hat sich für die Durchführung dieser Analyse besonders bewährt.
Jede Vorschrift, die durch eine Organisation – sei es die Regierung, eine Gesundheitseinrichtung oder eine andere Institution – entwickelt und realisiert wird, durchläuft insgesamt fünf Phasen. Diese fünf Phasen sind die Agendasetzung, Politikformulierung, Entscheidungsfindung, Politikimplementierung und die Politikevaluierung. Jede dieser Phasen zeichnet sich durch typische Merkmale und besondere Schwierigkeiten aus.
Der Staat nimmt die wichtigste Funktion bei der Bereitstellung von Gesundheitsdiensten ein. Er sorgt dafür, dass erstklassige Gesundheitsdienste für alle verfügbar und leistbar sind. In den letzten Jahrzehnten hat jedoch auch die Privatwirtschaft immer mehr Einfluss auf den Gesundheitssektor genommen. In dieser Sache scheiden sich die Geister, da privatwirtschaftliche Organisationen ihren Einfluss in manchen Fällen negativ geltend machen, um die eigenen Interessen auf Kosten des Gemeinwohls und der öffentlichen Gesundheit zu verfolgen.




Lektion 2 – Agendasetzung

Lernziele

Nach der Bearbeitung dieser Lektion werden Sie in der Lage sein, ...

... den Ausdruck „Menschenrecht auf Gesundheit“ zu verstehen.
... die verschiedenen Einflussgrößen der politischen Agenda zusammenzufassen.
... die Funktion der Regierung bei der gesundheitspolitischen Agendasetzung zu beschreiben.
... zu analysieren, welche Funktion die Massenmedien bei der gesundheitspolitischen Agendasetzung einnehmen.

2. Agendasetzung 
Einführung 
In dieser Lektion werden die unterschiedlichen Aspekte der Agendasetzung, wie z. B. das Menschenrecht auf Gesundheit, erörtert. Darüber hinaus wird erklärt, woran sich Vorschriften orientieren, was unter „Problemdefinition“ verstanden werden kann und wer die Agenda für eine Vorschrift festlegt. Aufgrund der großen Bandbreite an gesundheitlichen Problemen, mit denen sich eine Bevölkerung möglicherweise konfrontiert sieht, ist es unerlässlich, Prioritäten zu setzen. Das Modell nach Hall wird hinsichtlich seines Nutzens für eine solche Priorisierung untersucht. Es befasst sich damit, ob Vorschriften legitim und durchführbar sind und die nötige Unterstützung finden. In den meisten Ländern ist die Regierung für die Agendasetzung verantwortlich. Ihre Aufgabe soll in dieser Lektion im Detail beschrieben werden. Ebenso wird die komplexe Beziehung der verschiedenen Staatsgewalten (Legislative, Exekutive und Judikative) und deren Funktionen in der Öffentlichkeitspolitik erläutert. Am Ende der Lektion wird schließlich die wichtige Rolle der Massenmedien bei der Agendasetzung beleuchtet.
2.1 Das „Menschenrecht auf Gesundheit“
Das „Menschenrecht auf Gesundheit“ wurde zum ersten Mal 1946 von der Weltgesundheitsorganisation (WHO) formuliert und in ihrer Verfassung niedergeschrieben. Allerdings wurde es erst im Jahr 1966 durch die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte als Recht deklariert. Das Recht auf Gesundheit ist ein soziales, kulturelles und wirtschaftliches Menschenrecht, dass allen Personen einen allgemeinen Mindeststandard an Gesundheitsversorgung zugesteht (Brown, 2016). Dementsprechend ist ein umfassendes staatliches und gesellschaftliches Modell erforderlich, das durch effiziente gesundheitspolitische Vorschriften sicherstellt, dass alle Bürger:innen eine solche in Anspruch nehmen können. In unserer modernen, globalisierten Welt sind gesundheitliche Probleme allerdings zu einem Thema geworden, das nicht nur ganze Regionen, sondern die gesamte Weltbevölkerung betrifft. Ein Paradebeispiel hierfür stellt die COVID-19-Pandemie dar, die in China als Epidemie begann, sich daraufhin schnell auf dem gesamten Erdball verbreitete und zu einer Pandemie wurde, deren Bekämpfung globale Anstrengungen erforderlich gemacht haben. In den meisten Fällen werden Vorschriften jedoch durch viele Faktoren bestimmt und beruhen nicht vorrangig auf dem „Menschenrecht auf Gesundheit“. Im folgenden Abschnitt werden die unterschiedlichen Faktoren, Themen und Grundsätze diskutiert, an denen sich Vorschriften orientieren.
Worauf beruhen Vorschriften?
Vorschriften orientieren sich oft an universellen Prinzipien, die auf der Überzeugung beruhen, dass alle Menschen frei und gleich an Würde und Rechten geboren sind. Beispiele hierfür sind Rechte, die in internationalen Abkommen festgelegt wurden, wie etwa die Menschenrechte und das Menschenrecht auf Gesundheit im Konkreten (Vereinte Nationen, 1984). Vorschriften können zudem auch auf Vorstellungen und Werten beruhen. Werte sind beständige moralische Überzeugungen, die Menschen in Bezug auf eine ideale Welt vertreten. Sie steuern Maßnahmen, beeinflussen die Rhetorik und steigern bzw. mindern die Empfänglichkeit für wissenschaftliche Fakten und in der Folge auch die Aufgeschlossenheit für Vorschriften.Internationale Abkommen
Dies sind Verträge, die von zwei oder mehreren Nationen unterzeichnet werden und als internationale Vereinbarung dienen.
Beispiele für solche Abkommen sind z. B. das durch die WHO festgelegte Menschenrecht auf Gesundheit und der Nürnberger Kodex (1947).

Andererseits können Vorschriften durch Ereignisse und Probleme angestoßen werden, auf die politische Entscheidungsträger:innen aufmerksam geworden sind. Bei diesen Problemen besteht in der Regel eine Wechselwirkung zwischen den vier nachfolgend angeführten Faktoren, die als Auslösemechanismus bzw. Impulsgeber einer Vorschrift agieren.
Reichweite 
Diese bezieht sich auf die Anzahl der betroffenen Personen. Je größer die Reichweite, desto wahrscheinlicher ist es, das politische Entscheidungstragende reagieren bzw. schnell handeln. Beispielsweise ist Adipositas in vielen Länder ein weit verbreitetes Phänomen, darunter das Vereinigte Königreich (wo geschätzte 28 Prozent adipös und 36,2 Prozent übergewichtig sind) und die USA (wo geschätzte 42,4 Prozent als adipös eingestuft werden). Dies hat die entsprechenden Regierungen veranlasst, umgehend Vorschriften zur Prävention von Adipositas zu erlassen.
Wirkungsmacht
Dabei geht es um die Folgen für die Bevölkerung. Je größer die Wirkungsmacht, desto weitgreifender sind die Folgen des Problems für die Bevölkerung. Diese Folgen beeinflussen die Reaktion der Regierung. So erließ beispielsweise die Regierung Südkoreas zu Beginn der COVID-19-Pandemie im Jahr 2020 Vorschriften in Bezug auf die Quarantäne, die Kontaktverfolgung und die aktive Kontrolle infizierter Personen. Ziel war es, mit diesen Maßnahmen das exponentielle Wachstum der Anzahl aller COVID-19-Fälle aufzuhalten (Cheng et al., 2020).HIV/AIDS-Epidemie 
Das Humane Immundefizienz-Virus (HIV) greift das Immunsystem an und schwächt es. Es macht Menschen anfälliger für Infektionen und einige Krebsarten. Das letzte Stadium der HIV-Infektion wird als erworbenes Immunschwächesyndrom (AIDS) bezeichnet. Die Epidemie begann in den 1980er Jahren und dauerte bis in die frühen 2000er Jahre. Aufgrund der Diskriminierung und des Stigmas, das damals der LGBTQ+-Community und anderen betroffenen Gruppen anhaftete, leiteten viele Regierungen nur langsam Maßnahmen ein. 

Zeit
Der Faktor Zeit beschreibt, ob ein Ereignis plötzlich auftritt und akut ist oder sich schleichend und über einen längeren Zeitraum entwickelt. Die Reaktion auf das plötzliche Auftreten der COVID-19-Pandemie ist ein Beispiel hierfür. Überall auf der Welt mussten Regierungen schnell handeln, um die Bevölkerung zu schützen und moderne und vorbeugende Behandlungen wie Impfungen voranzutreiben. Anders war es in den 1980er und 1990er Jahren, als die HIV/AIDS-Epidemie ausbrach. Damals reagierten die Regierungen sehr langsam, woraufhin die WHO 1999 einen Bericht veröffentlichte, der das erworbene Immunschwächesyndrom (AIDS) zur vierthäufigsten Todesursache weltweit erklärte. In Afrika war es sogar die häufigste Todesursache (UNAIDS, 2015).
Ressourcen
Dieser Faktor bezieht sich auf die Verfügbarkeit von Ressourcen wie Geld, Humanressourcen, Zeit usw. Sind die Ressourcen zur Bewältigung oder Abschwächung eines Problems oder Ereignisses bereits vorhanden, sind politische Entscheidungstragende i. d. R. eher gewillt, Maßnahmen zu ergreifen. Die Tatsache, dass die Regierungen bei der HIV/AIDS-Epidemie so langsam reagierten, lässt sich unter anderem auf einen Mangel an Ressourcen zurückführen. Es fehlte an Geld, aber auch an medizinischen Gerätschaften, um die Krankheit genau zu diagnostizieren (Fearon, 2005).
Vorschriften können außerdem durch Interessen beeinflusst sein. Diese können als „Anhang“ eines Problems definiert werden. Politisch gesehen können Interessen entstehen, wenn Personen die Auswirkungen einer Vorschrift (oder mehrerer Vorschriften) wahrnehmen (oder sich einbilden). Diese Interessen veranlassen die jeweiligen Personen, Einfluss darauf zu nehmen (Greenhalgh, 2021). Interessen können auch als Einmischung oder Beteiligung, meist finanzieller Art, definiert werden. Zum Beispiel hat Coca-Cola die Wissenschaft im Bereich Adipositas und gleichzeitig die Politik der öffentlichen Gesundheit in China, Mexiko und Südafrika maßgeblich geprägt, um eigene Interessen zu verfolgen. Dabei konnte Coca-Cola den Schwerpunkt der Adipositasforschung und -politik in diesen Ländern von der Regulierung zuckerhaltiger Getränke auf physische Aktivitäten verlagern (Greenhalgh, 2021).	Comment by Helen Rode: *"auf die Förderung physischer Aktivitäten" wäre möglicherweise etwas klarer
Auf ähnliche Weise können Vorschriften durch Interessentragende beeinflusst werden, die bereits in Lektion 1 beschrieben wurden. Dabei handelt es sich üblicherweise um Personen oder Einrichtungen, deren Standpunkt sich abhängig vom Politikfeld oder Rechtssystem und im Laufe der Zeit ändern kann. Demnach haben sich politische Subsysteme, Netzwerke und Interessengruppen, die Regierungsbeschlüsse in einem bestimmten Politikfeld beeinflussen möchten, gebildet. Diese Gruppen richten ihr Hauptaugenmerk auf die „Verfahren“ der Politikgestaltung und können letztendlich aufgrund ihres erheblichen Einflusses ein Mitspracherecht erhalten. Beispiele für solche politischen Subsysteme und Netzwerke sind die Tabakindustrie, die pharmazeutische Industrie sowie die Nahrungsmittel- und Getränkeindustrie (Greenhalgh, 2021). Positiv ist zu vermerken, dass die LGBTQ+-Community als politisches Subsystem fungierte und als erste Gruppe Anstrengungen zur Bekämpfung der HIV/AIDS-Epidemie unternahm, indem sie das mit der Krankheit verbundene gesellschaftliche Stigma zu beseitigen versuchte und gegen die Untätigkeit der Regierungen aufbegehrte (UNAIDS, 2015). 
Selbstreflektion/Diskussion 
Welche Gesundheitsprobleme haben in Ihrem Land in jüngster Zeit die Aufmerksamkeit der Regierung erlangt? Was könnte der Grund dafür sein, dass diesem konkreten Problem eine höhere Priorität zuerkannt wird als anderen Herausforderungen? (Buse et al., 2012)
ProblemdefinitionUrsachenanalyse (RCA)
Ist eine Methode, um die eigentliche Ursache eines Problems aufzudecken und dadurch eine passende Lösung zu finden. Mithilfe der Ursachenanalyse werden mögliche Probleme systematisch verhindert und gelöst. Sie ist daher viel zielführender als eine kurzzeitige Symptombekämpfung. 

Der wichtigste Schritt vor der Agendasetzung ist es, das mit der zu erarbeitenden Vorschrift verknüpfte Problem zu definieren. Die Problemdefinition geschieht im Politikgestaltungsprozess noch vor der Agendasetzung. Sie bezieht sich auf das Festlegen einer Definition für das vorliegende Thema und beruht auf einem klaren und umfassenden Verständnis von Ursache und Wirkung. In dieser Phase werden die Struktur und Richtung des gesamten Politikgestaltungsprozesses festgelegt. Instrumente, die für die Problemdefinition herangezogen werden können, sind unter anderem die Ursachenanalyse (engl. Root Cause Analysis, RCA), die Problembaumanalyse (ein Modell, das zur Abbildung von Ursache und Wirkung eines bestimmten Problems verwendet wird und das Ziel verfolgt, eine Lösung zu finden) und Paradigmen.
Entwicklung der Problemdarstellung
Wurde das Problem erst einmal definiert, wird eine Problemdarstellung erarbeitet. Hierfür sind die folgenden sechs Arbeitsschritte notwendig (Sidney, 2017):
Überlegungen zum Problem anstellen
Das Problem eingrenzen
Eine Grundlage mit wissenschaftlichen und evidenzbasierten Fakten schaffen
Ziele von möglichen Vorschriften auflisten
Potenziell wichtige Interessenträger ermitteln
Die Problemdarstellung nochmal überdenken
Agendasetzung
Agendasetzung bedeutet, dass ein Thema tatsächlich formell in die politische Agenda aufgenommen wird, um von politischen Entscheidungstragenden (z. B. Präsident:in, Regierung, Parlament, Gesundheitsministerium oder andere relevante Ministerien) gelöst zu werden. Die in Betracht gezogenen Themenlisten variieren selbstverständlich abhängig vom zuständigen Ressort. Wichtige Angelegenheiten, wie etwa die Konjunkturlage oder zwischenstaatliche Beziehungen, fallen in der Regel in die Zuständigkeit von Präsident:innen oder Premierminister:innen/ Kanzler:innen. Das Gesundheitsministerium verfolgt andererseits eine fachbezogene Agenda, die „fortgeschrittene politische Themen“ umfassen kann. Darunter fallen etwa Entscheidungen, die die Arzneimittelzulassung und damit verbundene Kostenerstattungspläne betreffen. In diesem Zusammenhang beziehen sich die Begriffe „High Politics“ und „Low Politics“ auf den fachlichen Charakter eines Problems und darauf, wie aufwändig dieser in Bezug auf Ressourcen und Zeit ist.
Interessentragende, die nicht der Regierung angehören, können politischen Entscheidungstragenden anraten, Probleme zu lösen. Allerdings sind es die politischen Entscheidungstragenden selbst, die die Probleme offiziell durch Vorschriften lösen müssen. Entscheidungsgremien innerhalb der Regierung „sind in Bezug auf ihre verfügbare Zeit und die vorhandenen Ressourcen eingeschränkt“ (Cogan, 1999, S. 390). Aus diesem Grund sind die Punkte auf der Agenda einem harten Selektionsprozess unterworfen. Das heißt, dass nicht alle Probleme gelöst werden können. So werden Probleme mancher Personen zwangsläufig ignoriert, was dazu führt, dass die Bedürfnisse gewisser Wählerschichten nicht berücksichtigt werden.
Einige Punkte auf der Agenda können ungelöste Probleme der Vorgängerregierung sein. Ebenso kann es sein, dass bereits umgesetzte, aber gescheiterte Vorschriften noch einmal aufgerollt werden. Der Libanon sah sich 2020 mit einer Wirtschaftskrise und einer raschen Entwertung der Landeswährung konfrontiert. Dies machte eine Rationierung von Subventionen für importierte Medikamente gegen chronische Krankheiten erforderlich. Der Ministerpräsident lehnt dies aus Angst, dass die Preise für Medikamente sprunghaft ansteigen würden, ab. 2021 blieb der neu gewählten libanesischen Regierung nichts anderes übrig, als alle Subventionen für importierte Medikamente zu streichen, da die Zentralbank für weitere Subventionen nicht mehr über genügend ausländische Währungsreserven verfügte.
Politische Entscheidungstragende, die auf nationaler oder lokaler Ebene agieren, konzentrieren sich eventuell auf eine relativ kleine Anzahl aktueller bzw. möglicherweise auftretender Probleme. In Staaten mit dezentraler Verwaltung werden Themen manchmal gleichzeitig auf die politische Agenda aller Verwaltungsebenen gesetzt, um die Entscheidungsfindung zu koordinieren. Ein gutes Beispiel hierfür war der Beginn der COVID-19-Pandemie im Jahr 2020, als alle staatlichen Verwaltungsebenen gefordert waren, nebeneinander und miteinander zu arbeiten.
Altman und Petkus (1994, S. 42) betonen, dass „Gesetzgebende Themen auf die politische Agenda setzen, wenn diese zu dringlichen Problemen werden und Personen oder Gruppen anfangen, Maßnahmen zu ergreifen“. In den 1950er Jahren und den folgenden Jahrzehnten dauerte es in den meisten Ländern mehrere Jahre, bis die Probleme der Bevölkerung ihren Weg auf die politische Agenda fanden. So verhielt es sich auch in großen Teilen der Welt mit den Themen Müttergesundheit und HIV/AIDS, die erst nach vielen Jahren auf den politischen Agenden der Regierungen erschienen (Weltgesundheitsorganisation, 2019; Abdollahpour et al., 2019; Bayer, 1991; Bongaarts & Over, 2010). Doch in den letzten drei Jahrzehnten gelang es Interessentragenden mithilfe klarer Problemlösungsstrategien und fundierter Fakten, wichtige Themen auf die politischen Agenden zu setzen. Die erfolgreichen Bemühungen der LGBTQ+-Community, HIV/AIDS auf die politische Agenda zu setzen, sind ein eindrucksvolles Beispiel hierfür.	Comment by Helen Rode: Diese gegenderte Form mag aufgrund des Satzbaus etwas verwirrend sein, daher schlage ich alternativ "Politiker:innen oder Gesetzgeber:innen" vor (Engl. Legislators)
Es gibt zwei Arten von Agenden:
Das systemische Modell bzw. Makromodell der Agendasetzung bezieht sich auf eine große Bandbreite an möglichen Themen, die für staatliche Maßnahmen in Betracht gezogen werden. Als Beispiel für diese Art von Agenda dient erneut die COVID-19-Pandemie, nach deren Ausbruch die Regierungen begannen, unterschiedliche Ansätze zur Bekämpfung zu diskutieren.
Das institutionelle Modell bzw. Mikromodell der Agendasetzung bezieht sich auf Themen, die bereits von Entscheidungstragenden, Gesetzgebenden und Gerichten in Erwägung gezogen wurden. Im Zuge der COVID-19-Pandemie fand auch dieses Modell Anwendung: Nachdem die Regierungen beschlossen hatten, wie sie das Problem auf nationaler Ebene in Angriff nehmen würden, stellten lokale Entscheidungstragende (wie etwa Kommunalverwaltungen) ebenfalls Untersuchungen an, um das Virus auf Länder- bzw. Ortsebene unter Kontrolle zu bringen.
Wer legt die Agenda fest?
In den meisten Fällen sind die Regierung und die Medien die beiden Hauptakteure, die Themen auf die politische Agenda setzen. Die Medien beschränken sich im Politikgestaltungsprozess meistens hauptsächlich darauf, einen Beitrag zur Agendasetzung zu leisten. In die anderen Phasen des Prozesses sind sie eher nicht involviert. Es gibt allerdings weitere Akteure, die bei der Agendasetzung eine gewichtige Rolle spielen, darunter die Unternehmerschaft, die medizinische Fachwelt und andere Interessengruppen (Kingdon, 1984).
Fragen zur Selbstkontrolle
Bitte vervollständigen Sie den folgenden Satz.
Vorschriften können auf universellen Prinzipien und/oder Vorstellungen und Werten beruhen.
Bitte listen Sie die vier Faktoren auf, die als Auslösemechanismus bzw. Impulsgeber einer Vorschrift agieren.
Wirkungsmacht
Reichweite
	Zeit
	Ressourcen
2.2 Legitimität, Durchführbarkeit und Unterstützung
Es gibt eine Reihe an theoretischen Modellen für die Agendasetzung. Zu den bekanntesten und weit verbreitetsten gehört das Modell nach Hall, das nachfolgend beschrieben wird.
Das Modell der Legitimität, Durchführbarkeit und Unterstützung nach Hall
Halls Modell geht davon aus, dass ein Problem und die mögliche Lösung nur dann auf die Agenda einer Regierung aufgenommen werden, wenn dessen Legitimität, Durchführbarkeit und Unterstützung groß ist. Hall und ihr Arbeitskreis entwickelten dieses einfache und anwenderfreundliche Modell, um zu analysieren, welche Probleme von der Regierung priorisiert und behandelt werden sollen. Es wurde zum Beispiel erfolgreich in Äthiopien eingesetzt, um Vorschriften für eine verbesserte Umwelthygiene voranzutreiben. Realisiert wurden diese Vorschriften durch die Förderung der Gesundheit in den Gemeinschaften.
Legitimität
Der Begriff der Legitimität bezieht sich auf die Überzeugung der Regierung, dass ein Thema ihre Aufmerksamkeit verdient und dass sie berechtigt und sogar verpflichtet ist, einzugreifen. Ein Großteil der Bürger:innen in den meisten Gesellschaften erwartet von der Regierung, dass diese für Recht und Ordnung sorgt und das Land vor jeglicher Form von Angriff schützt. In diesem Sinn ergriffene staatliche Maßnahmen sind weitgehend anerkannt und gelten als legitim (Hall et al., 1975).
Durchführbarkeit
Der Begriff der Durchführbarkeit bezieht sich auf den Aufwand, der für die Implementierung einer Vorschrift betrieben werden muss. Konkret geht es hier um das Vorhandensein des notwendigen Fachwissens und theoretischen Wissens sowie die Verfügbarkeit von Ressourcen, Fachkräften, Verwaltungskapazitäten und der notwendigen staatlichen Infrastruktur. Möglicherweise sind nicht genügend technische und finanzielle Mittel vorhanden oder es herrscht ein Personalmangel, sodass eine bestimmte Vorschrift trotz ihrer Legitimität nicht umgesetzt werden kann (Hall et al., 1975).
Unterstützung
Der Begriff der Unterstützung bezieht sich auf das schwierige Unterfangen, sich den Rückhalt der Öffentlichkeit zu sichern, den die Regierung zumindest für Themen, die eine Vorschrift betreffen, benötigt. Autoritäre Regime sind im Vergleich zu demokratisch gewählten Regierungen natürlich weniger stark auf die Unterstützung der Bevölkerung angewiesen. Doch auch diese Regime müssen sicherstellen, dass Vorschriften, die wichtige Gruppen betreffen (wie etwa die Streitkräfte), Unterstützung erhalten. Wenn die Regierung generell wenig Unterstützung durch die Bevölkerung erhält und die Bürger:innen unzufrieden sind, kann es für die Regierung schwierig werden, Probleme auf die politische Agenda zu setzen und entsprechende Maßnahmen zu ergreifen (Hall et al., 1975).
Halls Modell aus dem Jahr 1975 soll von Regierungen angewendet werden, um zu analysieren, wie stark oder schwach diese drei Einflussgrößen ausgeprägt sind. Wenn ein Thema über eine hohe Legitimität (d. h. der Regierung wird das Recht zuerkannt, einzugreifen), Durchführbarkeit (d. h. genügend Ressourcen, Personal und Infrastruktur sind vorhanden) und eine breite Unterstützung (d. h. die wichtigsten Interessengruppen befürworten die betreffenden Vorschriften bzw. behindern diese nicht) verfügt, ist die Wahrscheinlichkeit, dass es auf die politische Agenda gesetzt und weiterverfolgt wird, sehr hoch. Allerdings schließt dies nicht aus, dass eine Regierung mit einer solchen Agendasetzung „strategische“ Ziele verfolgt. Manchmal positioniert sich eine Regierung öffentlich zu einem Thema, um zu zeigen, wie wichtig es ihr ist. Es kann sich dabei aber auch um ein Zugeständnis an Geldgeber handeln, die eine Gegenleistung für ihre Hilfe erwarten. Eine Regierung wendet diese Strategie womöglich auch an, um politische Gegner zu verwirren. Dabei ist sie an der Umsetzung der Vorschrift nicht wirklich interessiert bzw. ist diese kaum durchführbar und erhält nicht die nötige Unterstützung (Hall et al., 1975).
Selbstreflektion/Diskussion 
Welche gesundheitspolitischen Vorschriften und Programme gelten in der Regel als legitim? Welche schwer durchführbaren gesundheitspolitischen Maßnahmen sollten Ihrer Meinung nach in Ihrem Land ergriffen werden? (Buse et al., 2012)
Fragen zur Selbstkontrolle
Bitte vervollständigen Sie den folgenden Satz.
Der Begriff der Unterstützung bezieht sich auf das schwierige Unterfangen, sich den Rückhalt der Öffentlichkeit zu sichern, den die Regierung zumindest für Themen, die die Vorschrift betreffen, benötigt.
Welcher Einflussfaktor des Modells nach Hall bezieht sich auf die Möglichkeit, eine Vorschrift umzusetzen?
Durchführbarkeit
2.3 Agendasetzung durch Regierungen„ABC“-Strategie 
Dieser Ansatz wurde in der HIV/AIDS-Prävention verfolgt. ABC steht für: Enthaltsamkeit (eng. Abstain), Treue (eng. Be Faithful) und/oder Kondom (eng. Condom).
Die Strategie war sehr umstritten und polarisierte die Gesellschaft.



Regierungen, vor allem in Industrienationen mit hohem Einkommensniveau, können auf politische Themen, die die ganze Welt betreffen, relativ viel Einfluss ausüben. Beispielsweise spendeten die USA die größten Geldbeträge für die Bekämpfung der HIV/AIDS-Epidemie und konnten somit bestimmen, wofür die finanziellen Mittel eingesetzt wurden. Sie befürworteten damals aktiv die „ABC“-Strategie, um HIV/AIDS weltweit und insbesondere im subsaharischen Afrika unter Kontrolle zu bringen und vorzubeugen. Obwohl Sachkundige im Bereich der öffentlichen Gesundheit diese Strategie als unwirksam einstuften, hielten die USA daran fest (Bayer, 1991).
In den meisten Ländern wird die Agendasetzung durch die Regierung vorgenommen. Das liegt daran, dass die meisten Regierungen den Gesetzgebungsprozess steuern und politische Kursänderungen einleiten. In den 1990er Jahren begannen politische Parteien damit, die Agenda für die kommende Legislaturperiode bereits „vorab“ auf eigens dafür vorgesehenen Plattformen, d. h. in einem Wahlprogramm, publik zu machen, und sie versprachen, diese im Fall eines Wahlerfolgs umzusetzen. In einem Wahlprogramm oder einer politischen Grundsatzerklärung finden sich die formell festgelegten Ziele einer politischen Partei oder einzelner Kandidat:innen, die um die Gunst der Wähler:innen buhlen und sich letzten Endes deren Unterstützung und Stimmen sichern möchten. Dies ist die gängigste Art der Agendasetzung durch Regierungen (Green-Pedersen & Wilkerson, 2006). Wird ein Thema in ein Wahlprogramm aufgenommen, steigert dies zwar die Wahrscheinlichkeit, dass es auf die Agenda gesetzt und bearbeitet wird – eine Garantie hierfür gibt es jedoch nicht. So kann es sein, dass Politiker:innen, die die Grundsatzerklärung verfassen, der Umsetzbarkeit ihrer Versprechen nur wenig Beachtung schenken (Green-Pedersen & Wilkerson, 2006).
Inwieweit sind Regierungen abgesehen vom Wahlprogramm bemüht, proaktiv problematische Themen zu ermitteln, die in die politische Agenda aufgenommen werden müssen? Nur wenige Regierungen unternehmen diesbezüglich Anstrengungen. Hogwood und Gunn (1984) folgern, dass Regierungen hier mehr Engagement zeigen sollten, da eine frühzeitige Problemermittlung negative Auswirkungen minimieren und mögliche Krisen verhindern kann. Dies umfasst die Analyse möglicher Lösungen, die aus dem externen Umfeld, z. B. Technologien, Bevölkerung usw., kommen können (Hogwood & Gunn, 1984). Die „Ermittlung von Problemen“ ist in der Regel Teil des Kontroll- und Evaluierungsprozesses, der zur frühzeitigen Erkennung möglicher Probleme beitragen kann. In fast allen Ländern, in denen gesundheitspolitische Vorschriften zu Themen wie Kosten und Kostenerstattung für Gesundheitsdienste erarbeitet werden, müssen der Umgang mit chronischen Erkrankungen und die Langzeitpflege für die immer älter werdende Bevölkerung überdacht werden. Neue Lösungen können herangezogen werden, um alte Probleme zu lösen. Ein Beispiel hierfür ist die Vernetzung der elektronischen Patientenakte, die von mehreren Einrichtungen verwaltet wird (Hogwood & Gunn, 1984).
Auch zeichnen sich neuartige Probleme ab, die mit der Zeit unbekannte Krisen heraufbeschwören können. Die voraussichtlichen Auswirkungen des Klimawandels auf die Landwirtschaft stellen beispielsweise eine Bedrohung für die öffentliche Gesundheit dar. Beamte, die im Dienst der gewählten Regierung stehen, sind unter anderem für die Aufbereitung von Berichten und die Ermittlung zukünftiger Agendapunkte verantwortlich und müssen die zuständigen Minister:innen darüber informieren. Dies betrifft vor allem kaum vermeidbare Probleme wie den Klimawandel. Eine Garantie, dass sich eine Regierung Themen annimmt, die lange Zeiträume erfordern, gibt es jedoch nicht. Solche Probleme werden gerne der folgenden Regierung überlassen.
Kursänderung und Agendasetzung in Krisensituationen
Eine vermeintliche Krise kann in manchen Fällen einer der Hauptgründe für die Öffnung eines Zeitfensters (also eine einmalige Gelegenheit für eine bestimmte Vorschrift) sein, das die Agendasetzung oder eine Änderung von Vorschriften ermöglicht. Der Politikgestaltungsprozess in einer Krisenzeit unterscheidet sich stark vom „normalen“ Politikgestaltungsprozess. Beispielsweise ist es einfacher, radikale Vorschriften zu erwägen als zu ruhigeren Zeiten. Generell kann festgehalten werden, dass tatsächlich eine akute Krise vorliegt, wenn die wichtigsten Entscheidungstragenden von der Existenz der Krise überzeugt sind. Wird in einer solchen Situation nicht gehandelt, können die Konsequenzen verheerend sein. Weist ein Ereignis diese Merkmale nicht auf, wird es wahrscheinlich nicht als Krise eingestuft. Wird das verheerende Ausmaß einer solchen Situation jedoch von externen Beobachtenden bestätigt, gerät die Regierung unter Druck und wird wahrscheinlich darauf reagieren (Lee et al., 2020).
Nichthandeln der Regierung
Zwar können sowohl Politikgestaltungsmodelle aus Krisenzeiten als auch solche aus Nicht-Krisen-Zeiten erklären, warum (oder warum nicht) ein Thema in die politische Agenda aufgenommen wurde, aber die umgesetzten Maßnahmen zeigen nicht in vollem Umfang, wie Vorschriften festgelegt wurden. Das heißt, wenn die Themen der politischen Agenda festgelegt werden, ist auch zu bedenken, dass es Themen gibt, die nicht aufgenommen werden und somit auch keine Entscheidungen in dieser Sache getroffen werden (Bachrach & Baratz, 1963). Personen, die über genügend Macht verfügen, können die Agendasetzung bestimmter Themen nicht nur verhindern, sie sind zudem in der Lage, die politischen Entscheidungsträger dahingehend zu beeinflussen, akzeptable Themen zwar zu besprechen, aber keine damit verknüpften Maßnahmen zu ergreifen.
Als Beispiel für das Nichthandeln von Regierungen dienen die oft radikalen „Marktreformen“ vieler Gesundheitssysteme in den 1990er Jahren (Lipsman, 2020). Obwohl viele Hypothesen zur Organisation und Steuerung des Gesundheitswesens aufgestellt wurden (wie etwa die Privatisierung öffentlicher Krankenhäuser und der Wettbewerb zwischen Gesundheitsdienstleistenden), wurde deren Umsetzung durch die Interessen dominanter Gruppen, wie das medizinische Fachpersonal und Krankenanstalten, verhindert (Cairl & Imershein, 1977). In solchen Fällen ist klar ersichtlich, dass das Nichthandeln selbst eine Maßnahme ist. Ihr Ziel ist die Bewahrung des Status quo, um davon zu profitieren. Dies hat oft negative Auswirkungen für benachteiligte Bevölkerungsgruppen.
2.4 Legislative, Exekutive und Judikative
Laut Howlett und Ramesh (2003) gibt es zwei Merkmale, die ein Regierungssystem benötigt, um maßgeblich auf die Politikformulierung und -implementierung Einfluss zu nehmen: Autonomie und Kapazität. Der Begriff der Autonomie bezieht sich auf das Vermögen staatlicher Stellen, sich dem Einfluss von Lobbys zu entziehen und bei sozialen Konflikten objektiv als vermittelnde Instanz aufzutreten. Das Regierungssystem ist politisch betrachtet womöglich nicht neutral; Regierungen verfolgen unterschiedliche Ideologien. Idealerweise sollte eine Regierung aber autonom handeln können. Indem sie autonom bleiben, verbessern Regierungen das Gemeinwohl des gesamten Landes, anstatt nur die Interessen bestimmter Gesellschaftsschichten zu vertreten und zu schützen. Der Begriff der Kapazität bezieht sich auf die Fähigkeit einer Regierung, Vorschriften zu erarbeiten und umzusetzen. Dafür sind Fachwissen und Ressourcen notwendig, und die Stabilität von staatlichen Stellen muss gewährleistet sein (Howlett & Ramesh, 2003). Zum Beispiel muss eine Regierung in der Lage sein, Beamte verlässlich zu bezahlen und Korruption zu verhindern.
Kräftespiel zwischen Legislative, Exekutive und Judikative
Regierungssysteme sind komplexe Gebilde. Deshalb müssen Minister:innen berücksichtigen, dass ihre Entscheidungen und Maßnahmen beträchtliche Auswirkungen auf andere Bereiche der Regierung haben können, und eigene Interessen außen vor lassen. Die verschiedenen Arten von Regierungssystemen wirken sich unterschiedlich auf die Autonomie und das Politikgestaltungvermögen von Regierungen aus. Besonders die Wechselbeziehung und das Kräftespiel zwischen Legislative, Exekutive und Judikative beeinflussen die Gestaltung der Öffentlichkeitspolitik (Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen, 2009).
Die Legislative ist die gesetzgebende Gewalt und handelt im Auftrag der Bürger:innen, sie erlässt Vorschriften, die das öffentliche Leben regeln, und kontrolliert die Exekutive (d. h. Staatsspitzen eines Landes, wie etwa Präsident:innen, Premierminister:innen/Kanzler:innen oder andere Minister:innen). Die Judikative ist im Wesentlichen dafür verantwortlich, sicherzustellen, dass die Regierung zeitgerecht und im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften (die von der Legislative erlassen werden) handelt. Außerdem treten die Mitglieder der Judikative in Streitfällen als Vermittelnde auf, indem sie Gesetze interpretieren.
In einem parlamentarischen Regierungssystem werden Kanzler:innen/ Premierminister:innen üblicherweise von der Legislative gewählt (weil Minister:innen als Parlamentsabgeordnete bzw. Kabinettsmitglieder betrachtet werden). Sie bleiben so lange im Amt, wie sie die Mehrheit der Abgeordnetenstimmen auf sich vereinen können (Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen, 2009; Marques & Hoyler, 2021)
In einem präsidentiellen Regierungssystem (auch Präsidialsystem genannt) wie dem der USA wird die Exekutive in der Regel von der Legislative getrennt und ihre Vertreter:innen werden vom Volk gewählt. Regierungsmitglieder dürfen nicht Teil der Legislative sein. Die unterschiedlichen Systeme haben massive Auswirkungen auf die Art und Weise, wie die Regierungen Politik gestalten (Gardbau, 2017; Wilson, 2017). In einem präsidentiellen Regierungssystem kann die Exekutive (Präsident:in und hohe Regierungsbeamte) einen Gesetzesvorschlag einbringen, doch er wird erst zum Gesetz, wenn er durch die Legislative (Mitglieder verschiedener politischer Parteien) genehmigt wird. Außerdem können sich Mitglieder der Legislative aktiv am Politikformulierungs- und Evaluierungsprozess beteiligen. Das bedeutet, dass der Politikgestaltungsprozess offener ist als im parlamentarischen Regierungssystem und dass Interessentragende über mehr Einfluss verfügen (Marques & Hoyler, 2021).
Im parlamentarischen Regierungssystem (und innerhalb der Regierungspartei bzw. Koalition) finden möglicherweise politische Auseinandersetzung und Verhandlungen statt, von denen die Öffentlichkeit nichts mitbekommt. Die Regierung kann sich in der Regel darauf verlassen, dass die große Mehrheit der Legislative, d. h. des Parlaments, ihre Politik unterstützt. Wenn sich die Regierung nicht die Parlamentsmehrheit sichern kann, wie es in Ländern mit Verhältniswahlrecht und einer vielfältigen Parteienlandschaft häufig vorkommt, muss sie Kompromisse eingehen, um ihre Gesetzesvorhaben durch das Parlament zu bringen. Das hemmt und erschwert den Politikgestaltungsprozess. Manche sind aber der Meinung, dass die Politikgestaltung im präsidentiellen Regierungssystem sogar noch schwieriger ist. Im parlamentarischen Regierungssystem ist grundsätzlich die Exekutive für die Politikgestaltung zuständig. Dadurch können Regierungen schneller und gezielter Maßnahmen beschließen. Auch die Judikative nimmt Einfluss auf den Politikgestaltungsprozess der Regierung (Buse et al., 2012). Zudem ist der Einfluss der Politik maßgeblich davon abhängig, wie die Mitglieder der Judikative gewählt werden.
In föderalistisch organisierten Staaten und/oder Staaten, die über eine geschriebene Verfassung verfügen, werden üblicherweise Menschenrechte in diese aufgenommen. In der Regel gibt es ein rechtssprechendes Organ, wie etwa den Obersten Gerichtshof der Vereinigten Staaten, in dessen Verantwortungsbereich die Beilegung von Konflikten fällt, die verschiedene Verwaltungsebenen betreffen. Es muss außerdem prüfen, ob die von einer Regierung erlassenen Vorschriften und Maßnahmen im Einklang mit der Verfassung stehen (Wilson, 2017; Araya & Valencia, 2020). Es gibt aber auch Länder, wie z. B. das Vereinigte Königreich, die keine schriftliche Verfassung ausgearbeitet haben. Solch eine Regierung kann unabhängig (von äußeren Einflüssen) handeln, die Gerichte haben weniger Kontrolle über die Exekutive und können daher die Rechte und Freiheiten der Bürger:innen weniger gut schützen. Die Politikgestaltung ist jedoch unkomplizierter (Stephenson, 2021).
Selbstreflektion/Diskussion 
Angenommen, Sie sind Gesundheitsminister:in und möchten das Gesundheitswesen in Ihrem Land grundlegend reformieren, indem Sie ein neues Kostenerstattungsmodell für öffentliche Krankenhäuser einführen. Stellen Sie Überlegungen an und listen Sie auf, wie Sie für den Erlass entsprechender Gesetze in einem präsidentiellen Regierungssystem vorgehen würden. Erstellen Sie dann eine separate Liste für das parlamentarische Regierungssystem (Buse et al., 2012).
Politische Parteien
Im Gegensatz zu Einparteienstaaten steht es Menschen in liberalen Demokratien frei, Parteien zu gründen und ohne Einmischung der Regierung für Wahlen zu kandidieren. Eine Partei ist in der Regel Teil eines größeren sozialen Gebildes und muss gleichzeitig dem Druck von Interessengruppen und Regierung standhalten, da die Mitglieder der Exekutive und Legislative oft einer der großen politischen Parteien angehören. Parteien bereiten Wahlprogramme und politische Dokumente für Wahlkampagnen vor. Damit können sie direkt auf den Ausgang einer Wahl und eine mögliche Regierungsbeteiligung Einfluss nehmen. 
Die Bürger:innen stimmen jedoch nicht für eine bestimmte Vorschrift, sondern sollen ein umfangreiches Maßnahmenpaket unterstützen, mit dem eine Partei die Gunst der Wählerschaft für sich gewinnen will. Welche Punkte im Detail schließlich auf die Agenda einer Regierung gesetzt werden und wie daraus Vorschriften erarbeitet werden, entzieht sich der direkten Kontrolle von Partei und Wählerschaft. Natürlich muss die gewählte Regierung Vorsicht walten lassen und ihre Wahlversprechen so weit wie möglich umsetzen, auch wenn sich die Umstände ändern. Regierungsbeamten und Minister:innen fällt es möglicherweise schwer, ihre Wahlversprechen technisch und politisch umzusetzen, d. h. der Erlass von schlüssigen Vorschriften kann sich viel schwieriger gestalten, als sie es vor der Regierungsbeteiligung, aus Sicht der Opposition, für möglich hielten. Zwar sind Parteien nicht ausdrücklich dazu verpflichtet, alle Punkte ihres Wahlprogrammes umzusetzen, doch werden sie den Zuspruch der Wählerschaft verlieren, wenn sie ihre Wahlversprechen nicht erfüllen. Versäumt es eine Partei, ihre Versprechen einzuhalten, wird die Wählerschaft sie zur Verantwortung ziehen, indem sie bei den nächsten Wahlen nicht mehr für diese Partei stimmt. 
Politische Parteien können keinen allzu großen, aber dennoch direkten Einfluss auf die Politik ausüben, indem sie beim Aufbau der personellen Struktur von Legislative und Exekutive (und in manchen Fällen auch Judikative) mitwirken. Der indirekte Einfluss ist noch größer, da er sich in der Besetzung von Ämtern manifestiert. In einem Einparteiensystem dürfen politische Parteien im Auftrag der Regierung Vorschriften formulieren und Wege finden, um diese bestmöglich umzusetzen (Brady, 1980). Generell hat die Wählerschaft in Bezug auf politische Maßnahmen in einem Einparteiensystem kein großes Mitspracherecht, und wer Kritik an der Partei und ihrer Regierung übt, wird häufig zum Schweigen gebracht oder unterdrückt. In einem Einparteiensystem können politische Parteien direkt in die Politik eingreifen (Wlezien & Soroka, 2016). Es gibt keine einfache oder klare Trennung zwischen der politischen Partei, der Regierung oder der Legislative. Sowohl die Exekutive als auch die Legislative dürfen von der Partei kritisiert werden, wenn Minister:innen oder Abgeordnete entlassen werden oder sie den Überzeugungen der Partei nicht mit genügend Enthusiasmus begegnen (Baum et al. 2017). In einer liberalen Demokratie trägt wiederum die in eine Regierung gewählte Partei die Verantwortung für politische Entscheidungen. Minister:innen können die Parteipolitik entsprechend dem politischen Druck und dem sich verändernden politischen Umfeld bestimmen.
Die Rolle der Legislative
In den meisten Ländern zeigt sich der Wille des Volkes in den Entscheidungen der Legislative (Volksherrschaft), und die Verfassung legt fest, dass die Legislative das oberste Entscheidungsgremium ist. Die Legislative zeichnet sich in der Regel durch drei formelle Merkmale aus: Sie repräsentiert das Volk, erlässt Gesetze und kontrolliert die Arbeit von Regierung, Regierungschef:in, Präsident:in und/oder Ministerinnen und Ministern. Gesetzgebende in Demokratien sind üblicherweise gewählte Volksvertreter:innen wie z. B. Minister:innen, Senatorinnen und Senatoren oder Parlamentsabgeordnete. In drei Fünftel aller Länder besteht das Parlament aus nur einer Kammer (Buse et al. 2012), während die restlichen Länder über Zweikammersysteme (oder zwei Häuser) verfügen.
Die Aufgabe des Oberhauses des britischen Parlaments (House of Lords) und des Senats der Vereinigten Staaten ist es, einen Gesetzesvorschlag zu prüfen und weiterzuentwickeln. Damit leisten sie einen Beitrag zur Verbesserung der Politikgestaltung und der Gesetzgebung (Waldron, 2016). Im präsidentiellen Regierungssystem ist die Legislative von der Exekutive getrennt und kann mitunter die Politik mitgestalten, jedoch darf sie nicht eigeninitiativ Gesetze in Handlungen umsetzen. Im parlamentarischen Regierungssystem gehört es nicht zu den Aufgaben der Legislative, Gesetzesvorlagen zu initiieren, sondern sie muss die Regierung gegenüber der Öffentlichkeit für die Implementierung von Gesetzen zur Rechenschaft ziehen. Die Legislative darf Themen der Gesetzgebung ermitteln und Änderungen beantragen (Mainwaring & Shugart, 1997).
Tatsächlich tut sich die Legislative in den verschiedenen Regierungssystemen aber schwer, Entscheidungen anderer abzusegnen und die Regierung zur Rechenschaft zu ziehen (Mainwaring & Shugart, 1997). Healey und Robinson (1992) haben sich mit Fachliteratur über Parlamentarismus befasst und stellten fest, dass gewählte Volksvertreter:innen ihre durch das System auferlegten Grenzen selten überschreiten. Das kann zum Beispiel daran liegen, dass es in einigen Länder gang und gäbe ist, Kritik äußernde Personen ohne Gerichtsverfahren zu inhaftieren. Im parlamentarischen Regierungssystem dürfen Abgeordnete Gesetzesvorlagen prüfen und die Umsetzung hinauszögern, doch wenn die Regierungspartei im Parlament die Mehrheit besitzt und sich die entsprechenden Abgeordneten der Parteidisziplin beugen, kann sie die Pläne der Opposition durchkreuzen. Eine Legislative, die klar von der Exekutive getrennt ist, kann nur dann direkt Vorschriften formulieren, wenn es im Parlament keine eindeutige Mehrheit gibt und die Regierung auf die Unterstützung weniger kleiner Parteien angewiesen ist – ein Argument, dass für das Verhältniswahlrecht spricht (Healey & Robinson, 1992). Dies wirft folgende Frage auf: Welche Macht hat die Legislative, wenn sie nicht wirklich in den Politikgestaltungsprozess eingebunden ist?
Die Rolle der Exekutive
In Ländern mit Mehrparteiensystem übt in der Politikgestaltung hauptsächlich die Exekutive Macht aus, d. h. die Regierung mit Premierminister:in/Kanzler:in oder Präsident:in als Oberhaupt, auch oft als „Kabinett“ bezeichnet. Gewählte Mitglieder der Exekutive werden bei ihrer Arbeit durch die Verwaltung bzw. durch Beamte unterstützt. Diese stehen den Minister:innen beratend zur Seite. Inwieweit Beamte, die in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis stehen, und die Verwaltung Einfluss auf die Politik nehmen können, ist Gegenstand vieler Diskussionen. Dies ist maßgeblich vom Land, der Dauer der Untersuchung und dem politischen Thema abhängig. Positiv sei zu vermerken, dass vertraglich Bedienstete, die weder gewählt noch ernannt wurden, das System trotz Regierungswechsel am Laufen halten.
Im Gegensatz zur Legislative hat die Exekutive in Bezug auf Verfassung, Informationszugang, Finanzen und Humanressourcen einen weitaus größeren Handlungsspielraum. Diese Staatsgewalt ist befugt, das Land zu regieren, und es liegt in ihrer Macht, Vorschriften zu erarbeiten und zu implementieren. Vor allem aber darf sie entscheiden, wann ein Gesetzesvorschlag an die Legislative weitergeleitet wird. Im parlamentarischen Regierungssystem ist die Regierung kaum Einschränkungen unterworfen, wenn sie die Mehrheit im Parlament hat (Appleby & Olijnyk, 2020). Im präsidentiellen Regierungssystem muss die Exekutive jedoch die Legislative von den vorgeschlagenen Vorschriften überzeugen, damit sie erlassen werden können (Knill & Tosun, 2020). Allerdings gibt es in diesem System zahlreiche politische Bereiche, in denen die Exekutive Verfügungsfreiheit hat. Dies betrifft vor allem die Landesverteidigung, die nationale Sicherheit und die Außenpolitik (Appleby & Olijnyk, 2020). Wenn das Budget durch die Legislative genehmigt wurde, hat die Regierung in vielen Fällen eine weitreichende Entscheidungsbefugnis über seine Verwendung. Dennoch unterliegt dieser Prozess externen Kontrollen (Knill & Tosun, 2020).
Die Rolle von Staatsoberhaupt und Regierungschef:in
Da die Exekutive sehr viel Macht besitzt, sollte abgeklärt werden, ob diese auf die umfassende Entscheidungsbefugnis der Regierung oder den Einfluss von Präsident:in bzw. Premierminister:in/Kanzler:in zurückzuführen ist, oder sogar auf beides. Des Weiteren stellt sich die Frage, wer im Staatssystem die Funktion innehat, die in Privatunternehmen Vorstandsvorsitzende ausüben (Mezey, 2019). In Ländern mit niedrigem Einkommen beruht politische Führung auf persönlichen Interessen (ein persönlicher Vorteil soll erzielt werden). Politische Entscheidungstragende sind verantwortungslos und fühlen sich nicht zuständig. Eine rechtsstaatliche Kontrolle der Exekutive findet selten statt, und die wichtigsten politischen Entscheidungen werden von dem oder der „Vorstandsvorsitzenden“, d. h. dem Oberhaupt der Regierung, getroffen (Grindle & Thomas, 1991). So war beispielsweise das Unvermögen der liberianischen Regierung im Jahr 2014 für die schnelle Ausbreitung der Ebola-Epidemie verantwortlich (Simen-Kapeu et al., 2021).
Die Aufgaben der Exekutive sind den Zielen und Methoden von Vorstandsvorsitzenden sehr ähnlich. Im Fall von Regierungen sind die Vorstandsmitglieder die Minister:innen, welche durch das Oberhaupt der Regierung ausgewählt werden. In Ländern mit parlamentarischem Regierungssystem, vor allem in Ländern wie dem Vereinigten Königreich, wird der zunehmend autoritäre Regierungsstil des Premierministers/ der Premierministerin immer öfter zum Diskussionsgegenstand. In den 1980er Jahren waren viele Menschen der Meinung, dass der britische Premierminister Tony Blair und seine engsten Mitarbeitenden als oberste Entscheidungsinstanzen immer mehr Macht ausübten, während der Rest der Regierung und der Beamtenapparat kaum (falls überhaupt) ein Mitspracherecht hatten. National Health Service (NHS)
Dies ist der staatliche Medizin- und Gesundheitsdienst, den die gesamte britische Bevölkerung (England, Nordirland, Schottland und Wales) kostenlos in Anspruch nehmen kann.
Dabei handelt es sich um ein öffentliches Gesundheitssystem, das durch Steuern finanziert wird.


Dies gipfelte darin, dass Tony Blair eine wichtige Ankündigung zu großen Veränderungen in der Organisation und Verwaltung des National Health Service (NHS) machte, ohne zuvor sein Kabinett zu Rate gezogen zu haben. In dieser Ankündigung erklärte er, dass die Ausgaben des Vereinigten Königreichs für die staatlich finanzierte Gesundheitsversorgung, die bisher einen gewissen Prozentsatz des Volkseinkommens ausgemacht hatte, angehoben und sich an den durchschnittlichen Ausgaben der Europäischen Union orientieren würden. Diese plötzliche Entscheidung hatte zur Folge, dass Herkunft und Höhe der Gelder für den NHS geprüft und der Beschluss gefasst wurde, die Ausgaben innerhalb von fünf Jahren auf ein noch nicht gekanntes Niveau zu heben (Wanless, 2002). Andere Minister:innen und Beamte mussten aufgrund der Faktenlage klein beigeben. Die finanziellen Mittel und Kompetenzen des NHS mussten drastisch aufgestockt bzw. erweitert werden, und die seit langem geäußerte Kritik, dass viele der Probleme im Vereinigten Königreich bloß der Unterfinanzierung geschuldet waren, verhallte (Secretary of State of Health, 2000).
Die politische Führungsstärke einzelner Personen hat sogar in der heutigen Zeit, in der komplexe Politlandschaften Landesregierungen auf unterschiedliche Weise einschränken, einen hohen Stellenwert. Ein Paradebeispiel hierfür sind die Regierungen Südafrikas und Ugandas, die in den späten 1990er und frühen 2000er Jahren versuchten, Vorschriften zur Bekämpfung von HIV/AIDS zu erlassen. Beide Länder waren damals stark von der HIV/AIDS-Epidemie betroffen. Der südafrikanische Präsident Thabo Mbeki verfolgte eine Politik der Informationskontrolle und versuchte, Forschungsergebnisse des Westens zu widerlegen, indem er behauptete, es gäbe keinen Zusammenhang zwischen HIV und AIDS (Schneider, 2002). Folglich entschied sich seine Regierung gegen den Kauf von antiretroviralen Medikamenten zur Behandlung von AIDS-Patienten im eigenen Land (Parkhurst, 2001).
Der Präsident Ugandas, Yoweri Museveni, wählte eine andere Herangehensweise, die eine öffentliche und transparente Diskussion zum Thema HIV/AIDS umfasste. Er lud außerdem alle Interessentragenden ein, wie z. B. zivilgesellschaftliche Organisationen, um zur Entwicklung eines Lösungsansatzes für die Epidemie beizutragen. Obwohl der Vorstoß in der Politlandschaft Ugandas umfassend positiv aufgenommen wurde, war es der Präsident selbst, der die Segel für die politische Richtung gesetzt hatte (Parkhurst, 2001).
Der Beitrag der Verwaltung
Angestellte im öffentlichen Dienst, die das Staatssystem verwalten, werden als Beamte oder öffentlich Bedienstete bezeichnet (Nyadera & Islam, 2020). Obwohl sie auch „Staatsdiener“ genannt werden, sind sie in der Politikgestaltung nicht nur für Verwaltungsaufgaben in verschiedenen politischen Bereichen zuständig (Baekgaard et al., 2018). Diese Beamten müssen zudem übermäßig viele Aufgaben der Exekutive übernehmen. Daher delegieren sie viele dieser Tätigkeiten an untergeordnete Bürokratinnen und Bürokraten, die diese in ihrem Auftrag ausführen (Nyadera & Islam, 2020). Aufgrund ihres Wissens, Fachwissens und ihrer Erfahrung sind sie zudem einflussreich (Rockman, 2020). Die meisten Beamten bleiben im Amt, um das Regierungssystem am Laufen zu halten, während Minister:innen und Regierungen nach Ablauf ihrer Amtszeit den Staatsdienst wieder beenden. Sogar in Ländern, die bei einem Regierungswechsel die höchste Fluktuation an Beamten aufweisen (wie etwa die USA und die meisten Länder Lateinamerikas), bleibt der Großteil der Beamten weiter im Amt (Nyadera & Islam, 2020).
In Ländern wie etwa Australien, Neuseeland und dem Vereinigten Königreich sind Beamte besonders unabhängig und neutral. Neue Regierungen und Mininster:innen sind auf die Unterstützung der Beamten angewiesen, bis sie ihre Aufgaben im Detail verstehen. Es kann aber auch sein, dass sie den Beamten Misstrauen entgegenbringen. Beamte, die sich in der Vergangenheit zu einer Partei/Regierung bekannt haben, stellen ihre Dienste in der Regel nicht einer Regierung zur Verfügung, die aus einem anderen politischen Lager kommt und andere politische Ziele verfolgt (Smalskys & Urbanovič, 2017). Die Macht, die der Beamtenapparat über politische Entscheidungstragende hat, ist vom Land, der Zeit und dem jeweiligen Politikbereich abhängig (Rockman, 2020). In Ländern wie Frankreich, Japan, Singapur und Südkorea wird großen Wert auf den öffentlichen Dienst und eine neutrale Haltung der Beamten gelegt. Das Aufgabengebiet der öffentlich Bediensteten umfasst ausdrücklich die unabhängige Beratung von Politiker:innen. Nach einer Ausbildung, die viel Zeit in Anspruch nimmt, werden die Beamten zu einer homogenen und qualifizierten Gruppe, die eine lebenslange Karriere im Staatsdienst anstrebt (Peters, 2018).
Die Funktion des Gesundheitsministeriums
Die staatliche Verwaltung ist keine einheitliche Organisation. Sie ist wie andere Behörden mit bestimmten Funktionen in Ressorts bzw. Fachbereiche unterteilt. Tatsächlich ist die fachliche Spezialisierung ein Merkmal der Verwaltung, und jeder Fachbereich verfolgt eigene Interessen und zeichnet sich durch eine eigene Arbeitsweise aus (Dwivedi & Gow, 2019). Es versteht sich von selbst, dass das Finanzministerium entsprechend der durch die Regierung festgelegten Prioritäten für die Zuteilung finanzieller Mittel an die verschiedenen Ressorts verantwortlich ist. Allerdings wäre es zielführender, wenn die einzelnen Ministerien, wie z. B. das Gesundheitsministerium, ihren finanziellen Aufwand selbst bestimmen dürften. Das Ministerium könnte dadurch angemessen auf die Anforderungen des Gesundheitssektors reagieren. Konflikte sind vorprogrammiert, da die verschiedenen Ministerien auf eine gerechte Verteilung der Staatsfinanzen pochen. Darüber hinaus stehen die verschiedenen Ministerien mit unterschiedlichen „Politikgemeinschaften“ bzw. „Politiknetzwerken“ (Gruppen aus einem bestimmten Bereich, die inner- und außerhalb der Regierung organisiert sind und auf die Politik der Regierung Einfluss nehmen möchten) in Verbindung. Auch sind die einzelnen Ministerien oft intern nach Aufgaben, Fachbereichen und politischen Aspekten aufgegliedert (Campos & Reich, 2019).
Das Gesundheitsministerium verfügt üblicherweise über Abteilungen, die für die wichtigsten Bereiche des Gesundheitswesens, wie etwa Krankenhäuser, medizinische Grundversorgung und öffentliche Gesundheit, zuständig sind. Daneben gibt es noch Abteilungen, die für beratende Dienste im Bereich Medizin, Pflege usw. verantwortlich sind. Abhängig davon, inwiefern das Regierungssystem dezentralisiert ist, kann es auch Gesundheitsbehörden bzw. -ämter auf Landes- und Bezirksebene geben, die zwar bei der Formulierung und Entwicklung von Vorschriften keine große Rolle spielen, aber für deren Implementierung von Bedeutung sind (Ettelt et al. 2007).
Folglich genießen Ministerien unterschiedlichen Status. Wo ist das Gesundheitsministerium in der informellen Hierarchie der Ministerien üblicherweise angesiedelt? In Ländern mit niedrigem und mittlerem Einkommen liegen Gesundheitsministerien in ihrer Bedeutung weit hinter den Verteidigung-, Wirtschaft-/Handels- und Außenministerien. Arbeitsministerien und Gesundheitsorganisationen sind jedoch finanziell gut ausgestattet. In den meisten Ländern mit mittlerem und hohem Einkommensniveau verfügen die Gesundheitsministerien über ein großes Budget und nehmen auf der Rangordnung einen ähnlichen Platz wie andere Ministerien ein (Costa & Rocha, 2018).
Trotzdem ist anzumerken, dass Probleme, die das Gesundheitswesen betreffen, nur in Zeiten von Krisen in den Fokus der Regierungen rücken (Hornung & Bandelow, 2021). Krisen wie Epidemien (z. B. Malaria, Tuberkulose und aktuell COVID-19) können Diskussionen in Gang setzen, die sich damit befassen, wie trotz sinkender Staatseinnahmen teure Medikamente finanziert oder neue Technologien angeschafft werden können (Collins et al., 2020). In solchen Krisenzeiten kommt es häufig vor, dass intensive Diskussionen über die Einführung von Gebühren für Gesundheitsdienste in Krankenanstalten geführt werden, die normalerweise kostenlos sind. Diese oftmals unpopulären Maßnahmen erschweren tendenziell den Zugang zur Gesundheitsversorgung für die vulnerabelsten und unterprivilegiertesten Gesellschaftsschichten (Hornung & Bandelow, 2021).
Selbstreflektion/Diskussion (Buse et al., 2012)
Warum ist das Gesundheitsministerium in Ländern mit niedrigem bis mittlerem Einkommensniveau in der Hierarchie der Ministerien in Bezug auf Status und Bedeutung oft relativ weit unten angesiedelt?
Beziehung zu anderen Ministerien
Andere Ministerien, die mit gesundheitspolitischen Themen in Berührung kommen, haben eine eigene politische Agenda und sind wenig daran interessiert, das staatliche Gesundheitswesen zu unterstützen. Das ist in fast allen Ländern der Fall, nicht nur in jenen mit niedrigem Status des Gesundheitsministeriums. Demgemäß verfolgen Ministerien, vor allem solche, die im Bereich Rohstoffe, Landwirtschaft und Bildung tätig sind, ihre eigenen Ziele, und sie sind verpflichtet, diese auch zu erreichen. Dies kann zur Folge haben, dass sie den gesundheitlichen Auswirkungen ihrer Entscheidungen wenig Bedeutung schenken (Sheikh et al., 2021). Viele Länder haben fachübergreifende Einrichtungen für die Entwicklung und Umsetzung von Gesundheitspolitik geschaffen bzw. ressortübergreifende Abteilungen ins Leben gerufen, um das Bewusstsein für mögliche Gesundheitskrisen zu schärfen. In jüngerer Vergangenheit haben viele Länder nationale Ausschüsse bzw. Arbeitsgruppen gegründet, damit alle relevanten Regierungsstellen gemeinsam Krisen in Angriff nehmen können (Thombs et al., 2017). Wenn das Gesundheitsbudget allerdings auf viele Ministerien aufgeteilt wird, reicht es womöglich nicht aus, und es bestehen eventuell Unklarheiten in Bezug auf die Mittelverwendung (Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, 2013).
Trotz der anhaltenden Bemühungen konzentrieren sich die meisten Vorschriften auf das Ressort und spiegeln die allgemeine Struktur der einzelnen Ministerien wider. Grundsätzlich stärkt das Landwirtschaftsministerium weiterhin die Landwirtschaft (z. B. Tabak) und verfolgt dabei als einziges Ziel die Gewinnmaximierung. Möglichen gesundheitlichen Schäden und falschen Ernährungsgewohnheiten wird dabei wenig Bedeutung beigemessen (Hawkes & Ruel, 2006). Zwar versuchen viele Regierungen, für die Politikgestaltung Einrichtungen und Prozesse zu verbinden bzw. zu einer „Gruppe“ zusammenzufassen, doch ist es einfacher, aufgegliederte politische Prozesse beizubehalten, als Änderungen herbeizuführen. In vielerlei Hinsicht werden dadurch auch andere Absichten gefestigt, wie etwa die Stärkung der Regierung, was den Bedarf an fachbezogenen und besser koordinierten Systemen erhöhen kann (Bejaković, 2018).
Selbstreflektion/Diskussion 
Welche politischen Entscheidungen hätten in Ihrem Land einen anderen Verlauf genommen, wenn die gesundheitlichen Folgen berücksichtigt worden wären? (Buse et al., 2012)
Vorschriften vs. Politik
Es gibt seit jeher ein ständiges Ringen, Vorschriften und Politik in Einklang zu bringen und diese wiederum zu unterscheiden, vor allem, weil sie stark miteinander in Wechselbeziehung stehen. Die Unterschiede zwischen Vorschriften und Politik werden in der unten abgebildeten Tabelle zusammengefasst. Obgleich Vorschriften und Politik nicht ein und dasselbe sind, ist die Politik ein wichtiger Faktor, um festzulegen, wie „Bürger:innen und politische Entscheidungstragende bestehende soziale Verhältnisse und politische Anliegen verstehen und definieren, bestimmte Interventionsmaßnahmen priorisieren“ und unterschiedliche Probleme bei der Umsetzung von Vorschriften verursachen (Drèze, 2018, S. 45).
	Unterschiede zwischen Vorschriften und Politik	Comment by Helen Rode: Diese Tabelle existiert bereits im Abschnitt 1.1 (auch im ST)

	Vorschriften
	Politik

	Verpflichtung oder Absichtserklärung. Richtlinien, die Personen, Organisationen und Parteien rechenschaftspflichtig machen. Vorschriften sind ein Regelwerk bzw. Grundsätze, auf denen Entscheidungen beruhen (Drèze, 2018).
	Nimmt Bezug auf Autorität und steht mit dem öffentlichen Leben in Zusammenhang. Politik betrifft im Allgemeinen die Regierung und deren Aktivitäten. „Politik“ ist ein Begriff, der sich auf die Abläufe einer Organisation bezieht (Drèze, 2018).

	Der Fokus richtet sich auf Inhalte.
	Der Fokus richtet sich auf Abläufe.

	Die Pläne, Leitlinien und politischen Maßnahmen einer Regierung, politischen Partei oder eines Unternehmens, die konzipiert wurden, um Entscheidungen, Vorgehensweisen und andere Vorgänge zu beeinflussen und umzusetzen (Drèze, 2018).
	Die Lehre und Abläufe des Regierens, die innen- und außenpolitische Angelegenheiten regeln, vor allem ausgeführt durch politische Einheiten wie dem Staat (Drèze, 2018).

	Kann als „Richtlinie“ bezeichnet werden. Vorschriften können daher als „richtlinienbasiert“ beschrieben werden.
	Die Theorie und praktische Umsetzung der Staatsführung. Politik kann daher als „machtbasiert“ beschrieben werden.

	Sachverständige können auf ihrem Fachgebiet Richtlinien erarbeiten.
	Politische Entscheidungstragende und Mandatstragende betreiben Politik.




Die Grundprinzipien, also die zugrunde liegenden Faktoren, näher zu beleuchten, ist eine weitere Möglichkeit, zwischen Vorschriften und Politik zu unterscheiden. Die folgende Abbildung stellte einen Vergleich zwischen den Faktoren dar, die einerseits die Politik und andererseits die Vorschriften beeinflussen.
Politikimplementierung
Vorschriften werden auf unterschiedlichste Weise umgesetzt, aber in der Regel werden sie in eine der drei folgenden Kategorien unterteilt (Campos & Reich, 2019):
Gesetze. Diese beziehen sich zum Beispiel auf Lizenzerteilung, Angebotssteuerung und geistiges Eigentum (z. B. Patente).
Verträge. Beziehen sich zum Beispiel auf Verträge zwischen dem Gesundheitsministerium und öffentlichen Krankenanstalten.
Richtlinien. Beziehen sich zum Beispiel auf die Akkreditierung von Gesundheitseinrichtungen und die Verhaltenskodizes für unterschiedliche medizinische Berufe.
In der nachfolgenden Tabelle sind unterschiedliche Methoden der Politikimplementierung und ihre Merkmale aufgelistet.

	Verschiedene Methoden der Politikimplementierung

	GESETZ
	VERTRAG
	RICHTLINIEN

	· Obligatorisch: hohe Rechtsverbindlichkeit
· Streng: Bestimmungen stehen nicht zur Verhandlung
	· Rechtsverbindlich: Strafklausel
· Flexibler/einfacher Prozess: Vereinbarungen stehen zur Verhandlung
	· Allgemeine Vereinbarung
· Flexibler/schwieriger Prozess: Konsensbildung

	Allgemeingültig 
	Speziell
	Allgemein

	Vollstreckung
	Vereinbarung
	Verbindliche Zusage

	Betrifft alle
	Betrifft alle Beteiligten
	Betrifft z. B. eine Berufsgruppe

	Allgemeine Kontrolle 
Generalstaatsanwalt/Polizei
	Kontrollsystem 
und/oder Produktevaluierung
	Nachträgliche Kontrolle 




Politikinstrumente
Politikinstrumente sind Methoden, denen sich eine Regierung bedient, um bestimmte Vorschriften umzusetzen, zu stärken und damit gewisse Ziele zu erreichen. Es handelt sich dabei um Eingriffe der Regierung, die auf die erfolgreiche Implementierung einer Vorschrift abzielen und sicherstellen sollen, dass die betroffenen Akteure diese auch befolgen (Vedung, 2017; Capano & Lippi, 2017). Vorschriften, die nicht an ein klares Ziel geknüpft sind und nicht ordnungsgemäß umgesetzt werden, sind langfristig zum Scheitern verurteilt. Zu den regelmäßig eingesetzten Politikinstrumenten zählen unter anderem Verfassungsänderungen, Gesetze, Verordnungen, Beschlüsse und interne Mitteilungen. Diese Instrumente weisen Unterschiede in Bezug auf ihrer Einordnung auf dem Machtkontinuum und ihre Rechtsverbindlichkeit auf.

Machtkontinuum der Politikinstrumente 
[image: Graphical user interface, text, application, emailDescription automatically generated]
2.5 Massenmedien als bestimmender Faktor in der Agendasetzung
Bis zu welchem Ausmaß und unter welchen Umständen konzentrieren sich die Massenmedien auf ein bestimmtes Thema und beeinflussen unser Denken? Inwieweit beeinflussen die Massenmedien die politischen Interessen und Maßnahmen von politischen Entscheidungstragenden? In der Vergangenheit wurde die Rolle der Medien in der Politikgestaltung tendenziell unterschätzt. Die Massenmedien beeinflussen die politischen Agenden der Regierungen jedoch stark, indem sie Probleme ansprechen, auf die Meinungsbildung der Bevölkerung einwirken und dadurch die Entscheidungen der Regierung mitbestimmen (Hamid & Sule, 2021). Mit dem Aufkommen des Internets in den 1990er Jahren wurde dieser Einfluss noch stärker. Die Art und Weise, wie sich die Meinung der Öffentlichkeit ausbreitete, und die daraus resultierenden Reaktionen konnten von den Regierungen weder kontrolliert noch vorhergesehen werden. Dennoch mussten sich diese damit befassen (Harrabin et al., 2003).
 Grundsätzlich wird zwischen Printmedien und elektronischen Medien (zu denen auch die sozialen Medien zählen) unterschieden. Sie erfüllen eine wichtige Funktion, da sie für die Bevölkerung die Hauptinformationsquelle sind und Themen bekannt machen. Außerdem fungieren sie als Sozialisationsinstanzen, d. h. sie vermitteln die Kultur einer Gesellschaft und geben soziale Werte und Normen vor. Die Medien „erschaffen Glaubensvorstellungen und fördern die Akzeptanz politischer und wirtschaftlicher Institutionen, wie der Demokratie und des Kapitalismus, indem sie ihnen Legitimität verleihen“ (Marger, 2019, S. 240). Es obliegt ihnen auch, die Gesellschaft oder die Arbeit der Regierung zu kritisieren und der Bevölkerung neue Perspektiven aufzuzeigen (Robinson, 2017).
Es gibt aber auch den umgekehrten Fall: Die Medien werden ebenso vom politischen System (Robinson, 2017), insbesondere in totalitären Staaten, beeinflusst (Mukhongo & Macharia, 2016). In vielen Ländern sind Zeitungen und Fernsehsender gänzlich im Besitz des Staates und sie unterliegen aus Angst vor staatlichen Vergeltungsmaßnahmen einer Selbstzensur, die eine unparteiische Haltung praktisch unmöglich macht. In anderen Ländern ist die Unabhängigkeit der Medien zwar verfassungsrechtlich garantiert, dennoch kann es passieren, dass Redaktionsmitglieder und Presseschaffende bedroht, inhaftiert und deportiert werden oder sogar mit noch schlimmeren Maßnahmen zu rechnen haben (Graber & Dunaway, 2017).
	Comment by Elisabeth Gebetsberger: I am not sure if I understood the meaning here. It seems that in the source text this two sentences do not fit together. Therefore, I adapted the second sentence in order to make sense. Could you please clarify if this is correct.	Comment by Helen Rode: Ich bin mir ebenfalls nicht sicher, wie der Satz im ST zu verstehen ist.
Regierungen und einzelne Ministerien sind kaum in der Lage, Einfluss auf Onlinemedien oder Satellitenübertragungen zu nehmen und sie können diese auch schwer unterminieren. In Ländern mit niedrigem Einkommensniveau ist dies einfacher, da dort die einfach zu kontrollierenden Medien, wie TV und Radio, vorherrschend sind (Donohue et al., 1973). Trotz der Freiheiten, die die Medien in liberalen Demokratien genießen, können Regierungen Massenmedien auf subtile Weise kontrollieren (Donohue et al., 1973). Regierungen sind zunehmend besorgt über das Bild, das die Medien von ihnen zeichnen. Um eine negative Berichterstattung zu vermeiden, bieten sie deshalb Pressekanälen exklusive Nachrichten an und machen diese proaktiv auf politische Ankündigungen aufmerksam. Hier stellt sich jedoch die schwierige Frage, was wichtiger ist: eine sorgfältige und kritische Berichterstattung oder die schnelle Verfügbarkeit dringender Nachrichten.
In den meisten Demokratien des Westens sind große Medienunternehmen Teil eines Konglomerats, das eigene Interessen im Bereich der Medien verfolgt. So besitzen Medienmogule wie Rupert Murdoch einige der bekanntesten Medienimperien (McChesney, 2015). Daraus lässt sich folgern, dass die persönliche politische Einstellung und die geschäftlichen Ziele dieser einflussreichen Personen in der Regel die Berichterstattung dieser Pressekanäle steuern. Außerdem sind die meisten profitorientierten Pressekanäle zum Teil auf Werbeeinnahmen angewiesen (McChesney, 2015). Die Mehrheit der Zeitungen und Fernsehsender in den meisten Ländern sind in Bezug auf die Eigentümer:innen und ihre Werbebotschaften politisch eher rechts, kapitalistisch oder allgemein politisch orientiert. Werbetreibende und geschäftliche Interessen können auf die Medieninhalte direkt Einfluss nehmen. Beispielsweise sind die Sponsorinnen und Sponsoren einer Zeitung in der Lage, Artikel zu veröffentlichen, die wie eine objektive Berichterstattung wirken, aber eigentlich die Interessen der Werbenden fördern (Hiebert & Gibbons).Der Contergan-Skandal
Zwischen den späten 1950er und frühen 1960er Jahren wurde Contergan als Mittel gegen Schwangerschaftsübel-keit an schwangere Frauen verkauft. Es stellte sich jedoch bald heraus, dass das Arzneimittel bei Tausenden von Kindern zu schweren Geburtenfehlern, 
z. B. dem Fehlen von Gliedmaßen, führte.
Diese Tragödie, die internationale Regulierungsbehörden veranlasste, Vorschriften für systematische Toxizitätstests auszuarbeiten, stellte eine Zäsur dar (Karpf, 1988).

Die Medien werden sowohl von Staaten als auch durch weitreichende geschäftliche Interessen beeinflusst, aber sind dennoch in der Lage, Themen auf die politische Agenda zu bringen, die von Forschenden und Interessengruppen ohne staatliche oder unternehmerische Verbindungen aufgezeigt werden. Gelegentlich fungieren sie als Interessengruppen, die sich für grundlos vernachlässigte Themen einsetzen. Ein besonders bemerkenswertes Beispiel war die Kampagne der britischen The Sunday Times, die in den 1970er Jahren für eine höhere Entschädigung der Kinder plädierte, die mit Geburtsdefekten, verursacht durch das Arzneimittel Contergan, auf die Welt kamen. Die Kampagne wurde gestartet, nachdem die Zeitung und ihr Recherchenetzwerk erfolgreich nachweisen konnten, dass das Risiko für angeborene Fehlbildungen tatsächlich vorhersehbar war (Karpf, 1988). Ähnlich trug es sich in den frühen 2000er Jahren mit einer offensichtlich populistischen Kampagne der Daily Mail zu, die offenbar auf eine Steigerung ihrer Auflagen abzielte. Die Kampagne, die sich auf Blitzer konzentrierte, bezeichnete Studien zur Verringerung von Verkehrsunfällen als grob fehlerhaft. Die Tatsache, dass der Artikel den Fokus auf die durch Radarkontrollen gewonnenen staatlichen Einnahmen legte, sollte bei den Lesenden Empörung hervorrufen. 
Ferner wurde an die Medien appelliert, mehr Verantwortung bei der Berichterstattung über Themen der öffentlichen Gesundheit zu übernehmen. Dennoch stellt sich die Frage, ob der Einfluss der Medien auf die Politikgestaltung groß genug ist. Zunächst einmal verfügen politische Entscheidungstragende über zahlreiche Quellen, zudem können die Medien selbst instrumentalisiert werden, um die Bevölkerung für ein Thema zu sensibilisieren. Häufig werden Pressemitteilungen der Regierungen von unter Stress stehenden Journalistinnen und Journalisten wörtlich zitiert. Außerdem ist eine Unterscheidung der unterschiedlichen Bereiche, die die Agendasetzung beeinflussen, in vielen Fällen schwierig. Sowohl die elektronischen als auch die Printmedien sind Teil des Prozesses und lassen sich nicht davon abgrenzen. Meistens greifen die Medien Themen auf, die woanders ihren Ursprung hatten. Das heißt, sie wirken bei der Problembeschreibung mit, zeigen aber nicht immer eine Lösung dafür auf. Letztlich sei noch angemerkt, dass sich politische Entscheidungsträger wohl kaum durch einen einzelnen Bericht zum Handeln bewegen lassen. Wirksamer kann die Zusammenarbeit von verschiedenen Pressekanälen sein, doch ist es in der stark wettbewerbsorientierten Medienbranche schwierig, den Fokus langfristig auf ein Thema zu lenken. Dies betrifft vor allem Informationsmedien, die ständig auf der Suche nach den neusten Schlagzeilen sind. Neben den zahlreichen Beispielen für politische Veränderungen, die durch die Arbeit von Medien herbeigeführt wurden, finden sich auch Beispiele für Politiker:innen und Regierungsbeamte, die dem Druck der Medien standhalten (Harrabin et al., 2003).
Es gibt eindeutig keine klare Antwort auf die Frage, in welchem Ausmaß die Massenmedien die öffentliche Meinung beeinflussen. Der Inhalt politischer Themen, die politischen Rahmenbedingungen, der Ablauf politischer Debatten und Beschlüsse zu politischen Angelegenheiten sind Faktoren, die bestimmen, wie einflussreich die Medien sind. In Ländern mit niedrigem Einkommensniveau lässt sich der Einfluss der Medien auf die politischen Entscheidungstragenden nur schwer nachvollziehen. Journalistinnen und Journalisten, Redaktionsmitglieder, Rundfunkpersönlichkeiten und Influencer:innen in sozialen Medien gehören einer „urbanen Elite“ an und haben in der Regel gute Kontakte zu politischen Entscheidungsträgern. Sind Medien verstaatlicht, ist es unwahrscheinlich, dass kritische Analysen zu staatlichen Maßnahmen durchgeführt werden. In vielen Ländern mit niedrigem Einkommensniveau liegt die Macht in den Händen einiger weniger, und dort werden Journalist:innen häufig als Bedrohung wahrgenommen und gehören meist zu den ersten, die in Zeiten politischer Unterdrückung inhaftiert werden. Zwar ändern sich diese Umstände, aber die Unabhängigkeit der Medien ist noch immer politischen Launen unterworfen und fußt auf einer schwachen finanziellen Basis. Zum Beispiel sind die Einnahmen durch Verbraucherwerbung in Ländern mit niedrigem Einkommensniveau nicht existent. In Ländern mit hohem Einkommensniveau sorgen sie dafür, dass die Medien finanziell unabhängig vom Staat arbeiten können. Den wirtschaftlichen Interessen der Werbenden können sich die Medien aber dennoch nicht entziehen.
Demokratische Strukturen spielen bei der Beinflussbarkeit der Medien in Ländern mit niedrigem und mittleren Einkommensniveau scheinbar eine wichtige Rolle. Um dies zu veranschaulichen, vergleicht Sen (1983) die Rolle der Medien in China und Indien und geht dabei konkret auf die Berichterstattung zu Lebensmittelknappheit und Hungersnöten ein. Dabei wird die Funktion der entsprechenden Medien und ihr Einfluss auf die Entscheidungen der Regierung beleuchtet. Zwischen 1959 und 1961 herrschte in China aufgrund schlechter Ernten eine große Hungersnot und obwohl geschätzte 14 bis 16 Millionen Menschen daran starben, berichteten die Medien nicht darüber. In Indien, einem Land, das im Allgemeinen als arm betrachtet wird und das seit vielen Jahren mit Nahrungsmittelunsicherheit zu kämpfen hat, ist jedoch noch nie eine Hungersnot ausgebrochen (Sen, 1983).	Comment by Helen Rode: Alternativ: "In Indien, wo Armut bekanntlich ein großes Problem darstellt und wo seit vielen Jahren gegen N. gekämpft wird" klingt womöglich etwas weniger pauschalisierend. 	Comment by Helen Rode: Vielleicht wäre die Ergänzung "im unabhängigen Indien" o.ä. hilfreich? (Denn m.E. gab es in British-India eine Hungersnot? 
Sen ist der Meinung, dass im demokratischen Indien die Pressefreiheit stärker ausgeprägt ist als im autoritären China und hält dies für einen der Gründe, warum es dort nie zu einer Hungersnot kam. Sen erklärt, dass die indische Regierung „sofort handeln muss, wenn eine große Hungersnot droht. Dabei spielen die Zeitungen eine wichtige Rolle. Sie präsentieren die Fakten und zwingen so die Regierung, sich der jeweiligen Herausforderung zu stellen. Auch die Oppositionsparteien üben dementsprechend Druck aus“ (Sen, 1983, S. 55). In China gibt es dagegen kaum Möglichkeiten, die Regierung bei einer drohenden Katastrophe zum Handeln zu bewegen, was dazu führt, dass sogar etwas derart Verheerendes wie eine Hungersnot im Verborgenen bleibt (Deng, 2020). Paradoxerweise bemühte sich die Kommunistische Partei Chinas während der damaligen Hungersnot stärker darum, (auf Kosten der Allgemeinheit) Nahrungsmittel zu verteilen, als es die indische Regierung tat. Da die indische Regierung für diesen Zweck keine Lebensmittel hortet, können in Zeiten, in denen keine Hungersnot herrscht, weitverbreitete Unterernährung und weniger akute Hungerkrisen vermieden werden (Deng, 2020).	Comment by Elisabeth Gebetsberger: I am not sure if I understood the meaning here: I have added a little explanation in the second sentence. Please clarify if this is correct.
Selbstreflektion/Diskussion 
Überlegen Sie, welche Medienkampagnen in Ihrem Land darauf abzielten, dass die Regierung ein konkretes Problem der öffentlichen Gesundheit in Angriff nahm. Was war das Gesundheitsproblem? Wie wurde es von den Medien aufbereitet? Wurde es unvoreingenommen und verantwortungsbewusst dargestellt? Hat die Berichterstattung die politische Debatte beeinflusst und dazu beigetragen, das Thema in die politische Agenda aufzunehmen? Hatte die mediale Berichterstattung Ihrer Meinung nach positive oder negative Auswirkungen auf die politischen Maßnahmen? (Buse et al., 2012)


Zusammenfassung
Vorschriften beruhen auf mehreren Faktoren wie z. B. universellen Prinzipien, Vorstellungen und Werten. Sie werden aufgrund von Ereignissen oder Problemen formuliert und können durch Interessengruppen und andere Akteure beeinflusst werden. Das Menschenrecht auf Gesundheit ist in der Gesundheitspolitik ein wichtiger Grundpfeiler.
Agendasetzung bedeutet, dass ein „Thema“ formell in die politische Agenda von Entscheidungstragenden aufgenommen wird. Es gibt unterschiedliche Methoden, wie politische Entscheidungstragende auf ein Thema aufmerksam werden und es auf die politische Agenda setzen. Es existiert eine Reihe an theoretischen Modellen für die Agendasetzung. Eines der bekanntesten ist das Modell der Legitimität, Durchführbarkeit und Unterstützung nach Hall. Es geht davon aus, dass ein Problem nur dann in die Agenda einer Regierung aufgenommen wird, wenn dessen Legitimität, Durchführbarkeit und Unterstützung groß ist.
In den meisten Ländern wird die Agendasetzung durch die Regierung vorgenommen. Das liegt daran, dass die meisten Regierungen den Gesetzgebungsprozess steuern und politische Kursänderungen einleiten. Häufig sind Krisen der Grund für die Öffnung eines Zeitfensters, das die Agendasetzung neuer Themen ermöglicht. Es gibt zwei Merkmale, die ein Regierungssystem benötigt, um maßgeblich auf die Politikformulierung und -implementierung Einfluss nehmen zu können: Autonomie und Kapazität. Ein weiteres Merkmal, das die öffentliche Ordnung sicherstellt, ist die Wechselbeziehung zwischen Legislative, Exekutive und Judikative. Diese Beziehung gestaltet sich sehr schwierig und ist vom Regierungssystem des jeweiligen Landes abhängig.
Die Medien (sowohl Printmedien als auch elektronische Medien) nehmen stark Einfluss auf die politischen Agenden, indem sie Probleme ansprechen und auf die Meinungsbildung der Bevölkerung einwirken. Dies kann sich positiv auswirken, wenn die Medien auf eine Angelegenheit, wie z. B. eine Gesundheitskrise, aufmerksam machen. Der Einfluss kann aufgrund von Voreingenommenheit oder persönlichen Interessen auch negativ sein.


Lektion 3 – Evidenzbasierte Politikgestaltung
Lernziele

Nach der Bearbeitung dieser Lektion werden Sie in der Lage sein, ...

... die Begriffe Evidenz, Forschung und Wissenstransfer zu beschreiben.
... evidenzbasierte Politikgestaltung, die Grenzen der Evidenz und ihren Einsatz in der Politikgestaltung zu erklären.
... zwischen formellen und informellen Evidenzquellen zu unterscheiden.
... zu verstehen, was quantitative Forschung, qualitative Forschung, der Mixed-Methods-Ansatz und die Evidenzhierarchie sind.
... einen Vergleich zwischen Positivismus, Antipositivismus und Naturalismus anzustellen.
... zu verstehen, was eine gesundheitspolitische Analyse ist und welche Schritte sie umfasst.

3. Evidenzbasierte Politikgestaltung
Einführung 
In dieser Lektion wird die evidenzbasierte Politikgestaltung (EBP) behandelt. Es werden zunächst die unterschiedlichen Evidenzquellen erläutert. Dabei werden formelle Quellen wie quantitative und qualitative Forschung sowie der Mixed-Methods-Ansatz beschrieben, aber auch informelle Quellen wie graue Literatur beleuchtet. Bevor näher auf die Paradigmen der Politikforschung, insbesondere den Positivismus, Antipositivismus und Naturalismus, eingegangen wird, beschäftigt sich diese Lektion mit der Evidenzhierarchie. Außerdem werden Zweck, Ziele, Bedeutung und Prozesse der gesundheitspolitischen Analyse untersucht, bevor schließlich die Grenzen der Evidenz in der Politikgestaltung aufgezeigt werden.
3.1 Evidenzquellen
Bevor die EPB und die verschiedenen Evidenzquellen näher beleuchtet werden, ist es wichtig, die Begriffe Evidenz, Forschung und Wissenstransfer zu definieren. Evidenz kann als jede Form des Wissens beschrieben werden, dessen Qualität hinreichend nachgewiesen wurde, um eine Entscheidungsfindung zu unterstützen. Evidenz ist unter anderem das Ergebnis wissenschaftlicher Forschung (Davies, 1999). Forschung beschreibt „eine systematische Aktivität, die darauf abzielt, völlig neues Wissen zu schaffen und mit bereits vorhandenem Wissen zusammenzuführen, um die physische und soziale Welt besser zu verstehen“ (Buse et al., 2012, S. 158). Der Begriff Wissenstransfer kann als Strategie definiert werden, die verschiedene „verbindende“ und „wechselseitige“ Aktivitäten umfasst, die die soziale, kulturelle und technische „Lücke“ schließen sollen, die zwischen Forschenden, politischen Entscheidungstragenden und politischen Gemeinschaften besteht (Kitson & Harvey, 2016).
Evidenzbasierte Politikgestaltung
Mit dem Aufkommen der evidenzbasierten Medizin in den 1980er Jahren nahm auch die EBP an Fahrt auf. Den Höhepunkt erreichte dieser Trend 1997, als der damalige britische Premierminister, Tony Blair, und seine Regierung verlautbarten, dass die Politikgestaltung nicht mehr länger auf Ideologien, sondern auf handfesten und objektiven Nachweisen basieren sollte (Arthur, 2017).
EBP bedeutet, dass politische Maßnahmen auf gesicherten und objektiven Erkenntnissen beruhen bzw. durch diese gestützt werden (Cairney, 2016). Dies widerspricht indirekt der Vorstellung, dass politische Entscheidungen auf „gesundem Menschenverstand“ und/oder Idealismus gründen müssen. Es wird davon ausgegangen, dass handfeste, objektive und umfassende wissenschaftliche Erkenntnisse (im Gegensatz zu fragmentierten, manipulierten und selektiven Informationen) die beste Grundlage für die Politikgestaltung sind, um gesellschaftliche Ziele zu erreichen (Cairney, 2016; Arthur, 2017).
Es gilt zu beachten, dass einige Politikforschende anstelle von EBP den Begriff der „evidenzinfomierten Politik“ bevorzugen (Mullen, 2016). Sie möchten damit politische Entscheidungsträger ermuntern, kritisch über den Wunsch nachzudenken, Genauigkeit und Qualität der Evidenz zu verbessern, während sie einige wichtige Einschränkungen und reduktionistische Ansätze (Rückführung komplexer Theorien oder Begriffe auf elementare Begriffe und Prinzipien) außer Acht lassen, die manchmal in der evidenzbasierten Sprache vorkommen. Der Begriff „evidenzinformierte Politik“ betont, dass diese Art der Politik durch systematische und transparente Prozesse gekennzeichnet ist, zu denen auch die Bewertung von Fakten zählt, die den politischen Prozess und die Entscheidungsfindung unterstützen. Der Begriff EBP ist nichtsdestotrotz weit verbreitet und wird in der politischen Fachliteratur häufig gebraucht (Mullen, 2016). Dies zeigt, dass grundsätzlich der Wunsch besteht, Vorschriften aufgrund handfester und eindeutiger Fakten zu erarbeiten und dass diese nicht mehr länger das Produkt verzerrter, falscher und subjektiver Erkenntnisse sein sollen (Cairney & Oliver, 2017).
Der Einsatz von Evidenz in der Gesundheitspolitik
Den Gestaltungsprozess der Gesundheitspolitik mit gesicherten Forschungsergebnissen zu ergänzen, wird für die Verbesserung der weltweiten Gesundheitsversorgung als eine der wichtigsten Strategien betrachtet (Global Programme on Evidence for Health Policy, 2003). Deshalb wird die Politikgestaltung im Gesundheitsbereich in den meisten Ländern mit hohem Einkommensniveau durch wissenschaftliche Erkenntnisse gestützt. Die Gesundheitsversorgung der Bevölkerung in Länder mit niedrigem und mittlerem Einkommensniveau lässt aber immer noch zu wünschen übrig, da gesundheitspolitische Probleme nicht mithilfe wissenschaftlicher Fakten, sondern durch das Versuch-Irrtum-Prinzip gelöst werden (Okoli, 2002).
Zu bedenken gilt jedoch, dass der Politikgestaltungprozess nicht immer auf einer klaren wissenschaftlichen Logik aufbaut, und einige Autoren behaupten, dass der Einsatz von Evidenz stark von der Beschaffenheit und Struktur des Politikgestaltungprozess abhängig ist. Gesundheitspolitik ist für die Tragfähigkeit von Gesundheitssystemen von entscheidender Bedeutung. Sie umfasst einen komplexen Prozess, in dem Interessentragende interagieren, die unterschiedliche Ansichten, Befugnisse, Interessen und Absichten haben. Insbesondere in Ländern mit niedrigem und mittlerem Einkommensniveau stellt dies eine Herausforderung dar und kann die effiziente Verwertung wissenschaftlicher Fakten für gesundheitspolitische Vorschriften und Maßnahmen gefährden (Brownson et al., 2009).
Trotzdem ist der Einsatz solcher Fakten im gesundheitspolitischen Entscheidungsprozess unbedingt erforderlich, da sie diesen optimieren können, indem sie die Ermittlung neuer Agendapunkte unterstützen. Darüber hinaus erleichtern sie die Entscheidungsfindung in Bezug auf den Inhalt von Vorschriften und die politische Richtung. Auch bei der Politikevaluierung sind die wissenschaftlichen Erkenntnisse hilfreich. Die Rolle und Verwendung von Evidenz in der Politikgestaltung ist jedoch immer noch Gegenstand von Untersuchungen. Die Forschung zu EBP hat sich in der Vergangenheit darauf konzentriert, inwieweit Evidenz überhaupt gewonnen werden kann. Daher ist nur begrenzt Wissen über den relativen Wert verschiedener Evidenzarten vorhanden, die bei gesundheitsrelevanten Entscheidungen in unterschiedlichen Politikbereichen und Situationen Anwendung finden (Onwujekwe et al., 2015).
Evidenzquellen
Wissenschaftliche Erkenntnisse werden in verschiedenen Medien publiziert, darunter Fachblätter, Bücher, Tagungsberichte, Websites und Nachrichtenmeldungen (Reynolds, 2008). In Fachblättern veröffentlichte wissenschaftliche Publikationen genießen in der Regel das höchste Ansehen, da sie vor der Herausgabe durch unabhängige Experten geprüft werden (Reynolds, 2008). Es sollte jedoch angemerkt werden, dass einige durch Experten geprüfte Fachblätter kein strenges Prüf- und Evaluierungsverfahren für die veröffentlichten Manuskripte anwenden. Grundsätzlich sollte Evidenz, die weiter verwertet wird, unabhängig von ihrer Quelle kritisch beurteilt werden.
Formelle Quellen
Formelle Quellen sind Quellen, die ein langwieriges und strenges Verfahren durchlaufen, im Zuge dessen sie vor ihrer Veröffentlichung geprüft, beurteilt und überarbeitet werden. Die Referenzen der für die Quelle zuständigen Autoren werden geprüft und zusätzlich zu den Literaturangaben und Zitaten bei der Veröffentlichung bereitgestellt. Die am häufigsten verwendeten formellen Quellen sind Quellen von Akademiker:innen, die in wissenschaftlichen Bibliotheken einsehbar sind (Dalheim et al., 2012). Formelle Quellen können auch als ordnungsgemäß oder gesetzeskonform erstellte Quellen definiert werden, die oft objektiv und unpersönlich sind (Kaye, 1995).
Quantitative Forschung
Als quantitative Forschung wird ein Verfahren bezeichnet, im Zuge dessen Zahlenwerte gesammelt und ausgewertet werden. Quantitative Forschungsmethoden werden üblicherweise herangezogen, um Muster zu bewerten, Mittelwerte zu eruieren, Prognosen zu erstellen, Kausalitäten zu prüfen und Ergebnisse zu generieren, die auf eine größere Anzahl von Menschen umgelegt werden können. Sie finden häufig in den Natur- und Sozialwissenschaften Anwendung, wie etwa in der Biologie, Chemie, Psychologie, Wirtschaftslehre, Soziologie und im Marketing (Stockemer et al., 2019).
Quantitative Forschungsmethoden können für deskriptive Studien, Korrelationsforschung und experimentelle Studien herangezogen werden (Stockemer et al., 2019). Bei einer deskriptiven Studie werden lediglich die Merkmale von untersuchten Variablen (Stellgrößen, die in einem Experiment gemessen oder verändert werden können) beschrieben. Die Korrelationsforschung beschäftigt sich mit der Bewertung von Variablen, um den Grad der Korrelation zwischen ihnen zu untersuchen. In experimentellen Studien wird systematisch untersucht, ob es eine kausale Verbindung zwischen zwei Variablen gibt. Sowohl die Korrelationsforschung als auch experimentelle Studien können herangezogen werden, um mithilfe von statistischen Daten Hypothesen und Vorhersagen formell zu testen. Die Ergebnisse können abhängig von der angewandten Methode auf eine größere Anzahl von Menschen umgelegt werden. Für die Erfassung quantitativer Daten werden abstrakte Begriffe (z. B. Stimmung) mittels operationaler Definitionen (auch als Operationalisierung bezeichnet) beobachtbar und messbar gemacht (z. B. Selbsteinschätzung von Emotionen und persönlichem Energielevel) (Stockemer et al., 2019).
Es gibt vier Hauptarten der quantitativen Forschung: deskriptive Forschung, Korrelationsforschung, kausal-vergleichende/quasi-experimentelle Forschung und experimentelle Forschung (Nardi, 2018).
Deskriptive Forschung
Deskriptive Studien versuchen den aktuellen Zustand von bereits bekannten Variablen zu erklären. Bei dieser Art der Forschung müssen systematisch Informationen über das entsprechende Phänomen bereitgestellt werden. Forschende stellen in der Regel nicht zu Beginn der Studie eine Hypothese auf, sondern erst nach der Datenerfassung. Die Hypothese kann durch Datenanalyse und -integration getestet werden. Für eine systematische Datenerfassung müssen die für die Untersuchung relevanten Variablen sorgfältig ausgewählt und jeweils ausgewertet werden (Nardi, 2018). Beispiele für deskriptive Forschung sind
· eine Beschreibung der Tabakkonsumgewohnheiten von Jugendlichen
· eine Beschreibung der Meinungen, die Wissenschaftler:innen und die Öffentlichkeit in Bezug auf den Klimawandel vertreten
Korrelationsforschung
In der Korrelationsforschung werden statistische Daten verwendet, um den Grad der Korrelation zwischen zwei oder mehreren Variablen zu bestimmen. Das korrelative Forschungsdesign untersucht den Zusammenhang von Sachverhalten. In solchen Studien werden Entwicklungen und Muster in den Daten ermittelt, ohne zuvor eine Analyse zur Ursache der beobachtbaren Muster durchzuführen. Nicht Ursache und Wirkung sind Grundlage dieser Art von Beobachtungsstudie, sondern die Werte, Zusammenhänge und Verteilungen von Variablen. In solchen Studien werden die Variablen nicht manipuliert, sie werden lediglich ermittelt und in ihrer aktuellen Beschaffenheit untersucht (Nardi, 2018). Mögliche Beispiele für Korrelationsstudien sind
· die Kovarianz von Rauchen und Lungenkrankheiten.
· der Zusammenhang zwischen Ernährungsgewohnheiten und Angst.
Kausal-vergleichende/quasi-experimentelle Forschung
Kausal-vergleichende/quasi-experimentelle Studien versuchen eine kausale Verbindung zwischen Variablen herzustellen. Das quasi-experimentelle Design ist realen Experimenten sehr ähnlich, weist aber einige wichtige Unterschiede auf (Nardi, 2018). Die unabhängige Variable wird ermittelt, aber nicht manipuliert, und es werden die Auswirkungen bemessen, die die unabhängige Variable auf die abhängige Variable hat. Forschende sollten für die Untersuchung keine zufällig ausgewählten Versuchspersonen, sondern natürlich gebildete, bereits bestehende Gruppen verwenden. Kontrollgruppen, die einer Behandlung (eng. treatment) unterzogen wurden, fungieren als Variablen, die für die Untersuchung und den Vergleich mit der Gruppe herangezogen werden, die keine Behandlung erhalten hat. Die Ergebnisse und Rückschlüsse werden dann genutzt, um so wie mit anderen bekannten und nicht bekannten Variablen, die weiterhin das Ergebnis beeinflussen können, eindeutig Ursache und Wirkung zu bestimmen (Nardi, 2018). Beispiele für solche Studien sind
· die Auswirkungen von Chemikalien, denen Personen am Arbeitsplatz ausgesetzt sind, auf die Lungenkapazität.
· die Auswirkungen von Alkoholkonsum während der Jugend auf die langfristige Funktion der Leber.
Experimentelle Forschung
Experimentelle Studien, die oft als echte Experimente bezeichnet werden, bedienen sich wissenschaftlicher Methoden, um die Kausalbeziehung zwischen Gruppen von Variablen zu bestimmen, die Gegenstand der Studie sind (Nardi, 2018). Bei echten Experimenten denken viele sofort an Laborforschung, das ist aber nicht immer der Fall, da Versuchslabore nichts mit experimenteller Forschung zu tun haben. Bei einem echten Experiment wird versucht, alle Variablen bis auf eine zu ermitteln und zu steuern/randomisieren. Die unabhängige Variable wird manipuliert, um ihre Auswirkungen auf die abhängige Variable zu bestimmen. Die Versuchspersonen werden den jeweiligen Variablen zufällig zugeteilt (Nardi, 2018). Beispiele für experimentelle Studien sind z. B. Untersuchungen
· hinsichtlich eines neuen Behandlungsplans und dessen Auswirkungen auf eine bestimmte Krebsart (Nardi, 2018).
· in Bezug auf die Vorbereitung und Unterstützung von Kindern, bei denen Krebs diagnostiziert wurde und die sich einer Chemotherapie und/oder Operation unterziehen müssen.

Die in der Politikforschung vorwiegend eingesetzten quantitativen Methoden sind systematische Übersichtsarbeiten, randomisierte-kontrollierte Studien, Kohortenstudien, Querschnittstudien und Fall-Kontroll-Studien (Vandenbroucke et al., 2014). Im Folgenden wird jede dieser Studien näher erläutert.
Kohortenstudien 
Im Zuge von Kohortenstudien werden Versuchspersonen über einen gewissen Zeitraum beobachtet. Manche dieser Personen sind einem Einfluss (z. B. krebserregenden Stoffen, bestimmten Gesundheitsdiensten) ausgesetzt (exponierte Personen), andere nicht. Kohortenstudien werden durchgeführt, um Unterschiede in einem oder mehreren festgelegten Endpunkten (Ziel oder Ergebniskriterium einer klinischen Studie) zu ermitteln. Kohortenstudien sind prospektiv (vorausschauend) angelegt, und die Versuchspersonen werden nachträglich über Zeiträume der Vergangenheit oder Zukunft beobachtet. Vergleiche werden in der Regel zu Beginn der Studie angestellt, um Basiswerte zu erhalten. Sie werde im Laufe der Zeit in regelmäßigen Abständen wiederholt, um Unterschiede und Entwicklungen ausfindig zu machen. An einigen Kohortenstudien nimmt nur eine einzige Versuchsgruppe teil. Bei Kohortenstudien geht es im Wesentlichen darum, die Merkmale der Versuchspersonen mithilfe verschiedenster Variablen zu beschreiben. Diese Variablen sind beispielsweise das bereitgestellte Verwendungsmodell eines Gesundheitsdienstes oder die Pflegequalität in einem bestimmten Zeitraum (Nohr & Liew, 2018). 
Querschnittstudien
Querschnittstudien sind eine Form der Kohortenstudie, in denen exponierte und nicht exponierte Versuchspersonen mit nur einer einmaligen Messung verglichen werden. Es handelt sich also um eine Momentaufnahme, die die Merkmale der Versuchspersonen zu einem bestimmten Zeitpunkt während der Kohortenstudie festhält (Wang & Cheng, 2020).	Comment by Elisabeth Gebetsberger: It seems that the word "once" is missing in the source text (Cross-sectional studies are considered a type of cohort study, in which comparisons are made only once between exposed and unexposed subjects.)
Fall-Kontroll-Studien
Bei Fall-Kontroll-Studien handelt es sich um Studien, im Zuge derer Versuchspersonen stichprobenartig einem Einfluss ausgesetzt und mit Versuchspersonen verglichen werden, die diesem Einfluss nicht ausgesetzt wurden, aber ähnliche Merkmale (in Bezug auf die Soziodemographie) aufweisen. Die Unterschiede in den Ergebnissen werden dann verglichen. Fall-Kontroll-Studien sind retrospektiv (rückblickend) angelegt. Es werden Versuchspersonen ausgewählt, die einem Einfluss bereits ausgesetzt waren. Sie werden dann mit Versuchspersonen verglichen, die noch nicht exponiert waren. Die Personen der nicht exponierten Versuchsgruppe werden auf Grundlage ähnlicher Merkmale und mittels sogenanntem „Matching“ Personen der exponierten Versuchsgruppe zugeordnet (Tenny et al., 2017).
Randomisierte-kontrollierte Studien
Randomisierte-kontrollierte Studien (randomized controlled trials, RCT) sind experimentelle Studien, bei denen die Versuchsgruppe nach dem Zufallsprinzip ausgewählt und zugeordnet wird, um an einem Programm oder einer politischen Maßnahme teilzunehmen. Die Kontrollgruppe (die nicht am Programm bzw. der politischen Maßnahme teilnimmt) wird ebenfalls durch einen Zufallsmechanismus bestimmt. RCTs unterscheiden sich im Wesentlichen durch Randomisierung (die zufällige Zuteilung der Versuchspersonen) von anderen Studientypen. Einer der großen Vorteile der Randomisierung ist der Nachweis der Kausalität. Gleichzeitig kann sie belegen, ob die Maßnahme (und nicht ein anderer Störfaktor) für die Ergebnisse verantwortlich war (Hariton & Locascio, 2018). 
Systematische ÜbersichtsarbeitenMetaanalyse 
Dies ist ein statistisches Verfahren, das die Ergebnisse mehrerer medizinischer Studien zusammenfasst. Metaanalysen werden durchgeführt, wenn sich mehrere medizinische Studien mit derselben Fragestellung befassen, wobei alle Beteiligten die beobachteten Messungen prüfen, um die Fehlerquote zu senken.

Bei einer systematischen Übersichtsarbeit werden Sekundärdaten mithilfe reproduzierbarer Analyseverfahren erhoben und analysiert. Bei einer systematischen Übersichtsarbeit wird eine Forschungsfrage (weit oder eng) formuliert, und direkt mit der Frage verbundene Daten werden ermittelt und integriert (Pollock & Berge, 2018). Zwar werden systematische Übersichtsarbeiten häufig mit der ebenfalls quantitativen Forschungsmethode der Metaanalyse assoziiert, doch gibt es mehrere Arten von Übersichtsarbeiten, die als „systematisch“ definiert werden, aber keine Metaanalyse einschließen. In einigen systematischen Übersichtsarbeiten werden Forschungsergebnisse kritisch bewertet und entweder als quantitativ oder qualitativ eingestuft. Systematische Übersichtsarbeiten werden häufig herangezogen, um eine umfassende Übersicht zur vorhandenen Evidenz von Forschungsfragen bereitzustellen. Beispielsweise sind systematische Übersichtsarbeiten zu randomisierten-kontrollierten Studien wichtig für ein evidenzbasiertes Vorgehen, und Übersichtsarbeiten zu bereits vorhandenen Studien laufen oft schneller ab und sind günstiger als eine völlig neue Studie (Pollock & Berge, 2018).









Klassifizierung von Forschungsdesigns
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Description automatically generated]Systematische Übersichtsarbeiten und Metaanalysen sind in dieser Klassifizierung nicht enthalten, da sie Sekundäranalysen vorangegangener Studien umfassen (Pai & Filion, 2018).




Vor- und Nachteile quantitativer Forschungsmethoden 
	Vorteile
	Nachteile 

	Reproduzierbarkeit/Replikation
Die standardisierte Datenerhebung und konkrete Definitionen abstrakter Konzepte ermöglichen die Wiederholung von Studien (Edmonds & Kennedy, 2016).
	Genauigkeit vs. Verwendbarkeit
Obwohl Abläufe exakt und eng definiert werden, können komplexe Konzepte nicht richtig dargestellt werden. Zum Beispiel kann der Begriff Stimmung in der quantitativen Forschung nur numerisch ausgedrückt werden. In der qualitativen Forschung kann er jedoch im Detail beschrieben werden. (Edmonds & Kennedy, 2016)

	Direkter Vergleich von Ergebnissen 
Studien können in verschiedenen Kulturräumen, Zeiträumen oder mit unterschiedlichen Versuchspersonen reproduziert werden. Die Ergebnisse können dann durch Anstellung eines statistischen Vergleichs ausgewertet werden (Yilmaz, 2013).
	Enger Fokus 
Aufgrund festgelegter Variablen und Messmethoden werden andere relevante Beobachtungen möglicherweise übersehen (Yilmaz, 2013).

	Großer Stichprobenumfang
Eine große Anzahl an Stichproben (Teilmenge einer Grundgesamtheit) kann mithilfe verlässlicher und einheitlicher Methoden verarbeitet und analysiert werden (Rahman, 2020).
	Strukturbedingte Verzerrung 
Obwohl Verfahren standardisiert sind, können Fehler im System die quantitative Forschung immer noch beeinträchtigen. Fehlende Daten, ungenaue Messungen oder ungeeignete Stichprobenverfahren sind Fehler im System, die falsche Schlussfolgerungen zulassen (Rahman, 2020). 

	Testen von Hypothesen
Die Anwendung koordinierter und etablierter Verfahren zur Hypothesenverifizierung ermöglicht, dass Forschungsvariablen, Prognosen, Datenerhebungen und Testmethoden vor Feststellung der Ergebnisse sorgfältig geprüft und begutachtet werden (Gelo, Braakmann & Benetka, 2008).
	Kein Kontext 
Quantitative Forschung wird oft in einer unnatürlichen Umgebung wie z. B. einem Labor betrieben oder lässt den historischen und kulturellen Kontext außer Acht, der für die Datenerhebung und die Ergebnisse von Bedeutung ist (Gelo, Braakmann & Benetka, 2008).



Qualitative Forschung 
Qualitative Forschung ist das Gegenteil von quantitativer Forschung. Hierfür werden nicht-numerische Daten (z. B. Texte, Video- und Audioaufzeichnungen) erhoben und analysiert, um Konzepte, Meinungen und Erlebnisse zu verstehen (Gerring, 2017). Die qualitative Forschung erlaubt tiefe Einblicke in eine Problemstellung und/oder kann herangezogen werden, um neue Ideen in Bezug auf den Forschungsgegenstand zu entwickeln. Wie bereits erwähnt, ist qualitative Forschung das Gegenteil von quantitativer Forschung. Bei Letzterer werden numerische Daten für statistische Analysen erhoben und analysiert. Qualitative Forschung ist in Disziplinen wie den Geistes- und Sozialwissenschaften, der Anthropologie, Soziologie, Pädagogik, den Gesundheitswissenschaften und der Geschichtswissenschaft weit verbreitet (Gerring, 2017). Beispiele für Forschungsfragen, die mithilfe qualitativer Forschung beantwortet werden können, sind unter anderem
· Wie haben die sozialen Medien die Körperwahrnehmung von Jugendlichen beeinflusst? 
· Was verstehen Kinder und Jugendliche in den Vereinigten Staaten von Amerika (USA) unter einer gesunden Ernährung?
· Wie wird Angst in den verschiedenen Ländern der Welt wahrgenommen?
Qualitative Forschung wird betrieben, um zu verstehen, wie Menschen die Welt wahrnehmen und erleben (Smith & Smith, 2018; Hamilton & Finley, 2019). Es gibt viele Ansätze in der qualitativen Forschung. Diese sind flexibel und fokussieren sich generell darauf, die Daten im Detail zu verstehen. Häufig verwendete Modelle sind z. B. die Grounded Theory, Ethnographie, Aktionsforschung, phänomenologische Forschung und das narrative Interview (Smith & Smith, 2018). Wie im Folgenden erläutert wird, haben diese Ansätze viele Gemeinsamkeiten, verfolgen jedoch verschiedene Ziele und zeigen unterschiedliche Perspektiven auf (Tolley et al., 2016):
· Grounded Theory: Forschende erheben umfangreiche Daten zu interessanten Themen und entwickeln Theorien induktiv (vom Speziellen ins Allgemeine).
· Ethnographie: Forschende machen sich mit Gruppen und Organisationen vertraut, um ihre Kultur zu verstehen.
· Aktionsforschung: Forschende und Versuchspersonen verbinden gemeinsam Theorie und Praxis, um einen gesellschaftlichen Wandel herbeizuführen.
· Phänomenologische Forschung: Forschende studieren Phänomene bzw. Ereignisse, indem sie die Lebenserfahrung der Versuchspersonen erklären und interpretieren.
· Narratives Interview: Beschäftigt sich mit Erzählungen der Versuchspersonen, um Rückschlüsse auf deren Lebensereignisse zu ermöglichen.
Die am häufigsten angewandten Methoden der qualitativen Forschung sind (Gill et al., 2008):Fokusgruppenmethode
Eine Gruppe von Menschen, die einen ähnlichen Hintergrund aufweisen und ähnliche Lebenserfahrungen gemacht haben, nehmen an einer Diskussion zu einem bestimmten Thema teil. Dabei werden Fragen hinsichtlich ihrer Wahrnehmung, Einstellungen, Überzeugungen, Meinungen, Vorstellungen usw. gestellt, und die Testpersonen dürfen sich frei äußern und mit den anderen Testpersonen austauschen. Mit diesem Instrument wird eine Gruppe befragt, die 8 bis 12 Personen umfasst, wobei eine Person moderiert (Diskussionsleiter:in) und die Richtung der grob strukturierten Diskussion vorgibt.

· Beobachtung: Forschende halten am Ort des Geschehens im Detail schriftlich fest, was sie gesehen, gehört und erlebt haben.
· Interview: Forschende befragen Personen im Einzelgespräch. Es handelt sich dabei um eine strukturierte, semistrukturierte oder offene Befragung.
· Fokusgruppenmethode: Forschende stellen Fragen, um eine Gruppendiskussion zu entfachen.
· Umfrage: Forschende verteilen Fragebögen mit offenen Fragen.
· Sekundärforschung: Forschende sammeln bereits vorhandene Daten in Form von Texten, Bildern, Audio- oder Videoaufzeichnungen.
Da qualitatives Datenmaterial, das durch Interviewaufzeichnungen, Umfragebögen, Feldnotizen oder Aufzeichnungen aus der natürlichen Umgebung gewonnen wird, in Form von Texten, Fotos, Videos oder Audioaufzeichnungen vorliegen kann, ist auch die Datenanalyse sehr vielschichtig und die Ergebnisse werden auf unterschiedlichste Weise ausgewertet. Die folgenden fünf Arbeitsschritte sind jedoch den meisten Analyseformen für qualitative Daten gemein (LeCompte, 2000):
1. Vor- und Aufbereitung der Daten. Das heißt, Interviews werden kopiert oder Feldnotizen eingespeist. 
2. Prüfen und Untersuchen der Daten. Nun werden die Daten auf etwaige Muster und sich wiederholende Begriffe untersucht. 
3. Entwicklung eines Kodierleitfadens. Basierend auf dem ersten Begriff legen Forschende Kodierregeln fest, die bei der Klassifizierung der Daten Anwendung finden (Elliott, 2018).
4. Vergabe von Codes an die Daten. Dies bedeutet, dass zum Beispiel bei einer Analyse qualitativer Forschungsergebnisse die Antworten der einzelnen Versuchspersonen untersucht, in eine Tabelle überführt und anhand von Codes gefiltert werden. Beim Überprüfen der Daten können die Forschenden neue Codes erstellen, um das System nach Bedarf damit zu ergänzen (Elliott, 2018).
5. Ermittlung wiederkehrender Themen, die mit einem Code zu verwandten, übergreifenden Themen verknüpft sind (Elliott, 2018).
Es gibt mehrere Methoden für die Analyse qualitativer Forschungsergebnisse, die im Folgenden dargestellt werden. Sie sind ähnlich im Ablauf, aber unterschiedlich konzipiert:
· Inhaltsanalyse: Wird eingesetzt, um häufig auftretende Wörter, Ausdrücke und Begriffe mithilfe qualitativer Daten zu erklären und zu klassifizieren (Sgier, o. D.). Beispiel: Forschende können eine Inhaltsanalyse zur verwendeten Sprache von Patientinnen und Patienten durchführen, die sich einer bestimmten Behandlung, wie etwa einer Chemotherapie, unterziehen.
· Thematische Analyse: Diese wird eingesetzt, um in qualitativen Forschungsergebnissen Muster und sogenannte „Themen“ zu erkennen und zu interpretieren (Frasso et al., 2018). Beispiel: Fachleute auf dem Gebiet der Psychologie können die thematische Analyse anwenden, um die Auswirkungen sozialer Medien auf die psychische Gesundheit zu beleuchten. 
· Textanalyse: Der Inhalt, die Struktur und die Gestaltung von Texten sind Gegenstand der Untersuchung (Frasso et al., 2018). Beispiel: Forschende verwenden Textanalysen, um zu verstehen, wie sich die Berichterstattung der Medien zu gesundheitsrelevanten Themen im Laufe des letzten Jahrzehnts verändert hat.
· Diskursanalyse: Beschäftigt sich mit Kommunikation und damit, wie Sprache eingesetzt wird, um in einer konkreten Situation eine bestimmte Wirkung zu erzielen (Frasso et al., 2018). Beispiel: Politikwissenschaftler:innen können sich dieses Instruments bedienen, um zu erforschen, wie es politischen Personen während einer Wahlkampagne gelingt, Vertrauen aufzubauen.

Die qualitative Forschung ist für die Politikgestaltung ein wertvolles Instrument (Green & Thorogood, 2018). Auf qualitativer Forschung basierende Evidenz kann nicht durch andere Forschungsmethoden (insbesondere quantitative Forschungsmethoden) gewonnen werden. Die qualitative Forschung untersucht die Lebenserfahrung von Interessenträgern, stellt einen Orientierungsrahmen für die Politikgestaltung bereit und bietet Einblick in Prozesse, mithilfe derer politische Maßnahmen umgesetzt werden (Murphy & Dingwall, 2017). Sie lässt außerdem einen größeren Zusammenhang erkennen und dient dazu, Probleme aufzuzeigen, die sich schwer in Zahlen ausdrücken lassen (Green & Thorogood, 2018). Trotz all dieser Vorteile bevorzugen viele politische Entscheidungstragende den Einsatz quantitativer Forschungsmethoden. In diesem Zusammenhang kommt den randomisierten-kontrollierten Studien (RCT) eine besondere Bedeutung zu. Sie werden gemeinhin als beste Bewertungsmethode betrachtet (Murphy & Dingwall 2017).
Vor- und Nachteile qualitativer Forschungsmethoden 
	Vorteile
	Nachteile 

	Flexibilität 
Die Datenerhebung und -analyse kann angepasst werden, wenn neue Begriffe und Muster auftauchen. Eine Einschränkung durch vorgefertigte Antwortmöglichkeiten ist nicht gegeben (Mays & Pope, 2020).
	Mangelnde Reproduzierbarkeit
Da unkontrollierbare Einflüsse die Daten beeinträchtigen können, sind qualitative Forschungsmethoden im echten Leben oft unzuverlässig (Smith, 2018). 

	Lebensnahe Umgebung 
Die Datenerhebung ist lebensnah gestaltet bzw. erfolgt in einer alltäglichen Umgebung (Drisko, 2020)
	Subjektivität 
Qualitative Forschung ist aufgrund der vorrangigen Rolle, die die Forschenden bei der Analyse und Interpretation der Daten einnehmen, nicht reproduzierbar. Da die Forschenden festlegen, was bei der Datenanalyse wichtig ist und Relevanz hat, kann es sein, dass dieselben Daten unterschiedlich interpretiert werden.

	Tiefe Einblicke 
Die ausführlichen Beschreibungen der Erfahrungen, Emotionen und Wahrnehmungen der Versuchspersonen können herangezogen werden, um ein System oder Produkt zu gestalten, zu testen und zu verbessern (Mays & Pope, 2020)
	Begrenzte Generalisierbarkeit 
Die ausführlichen Daten zu einem bestimmten Thema basieren oft auf einer kleinen Anzahl an Stichproben. Trotz des strengen analytischen Verfahrens ist es daher schwierig, Rückschlüsse für die Allgemeinheit zu ziehen, da die Daten womöglich verzerrt sind und nicht auf die breite Bevölkerung umgelegt werden können (Smith, 2018).

	Neue Aspekte
Die offene Fragestellung ermöglicht es den Forschenden, neue Probleme und Möglichkeiten aufzudecken, die noch nicht bedacht wurden (Drisko, 2020).
	Arbeitsintensiv 
Große Textmengen können mithilfe von Software verwaltet und aufgezeichnet werden, doch bei Datenanalysen ist häufig eine manuelle Überprüfung bzw. Ausführung erforderlich (Drisko, 2020).


Quantitative vs. qualitative Forschung
Die quantitative Forschung beschäftigt sich bei der Datenerhebung und -analyse hauptsächlich mit Zahlen und Statistiken, während sich die qualitative Forschung auf Wörter und ihre Bedeutung stützt. Beide Forschungsmethoden sind jedoch wichtig, um Wissen unterschiedlichster Art zu erlangen. Mit quantitativer und qualitativer Forschung können Daten mithilfe verschiedener Forschungsmethoden erfasst und analysiert werden, um verschiedene Forschungsfragen zu beantworten (Cadena-Iñiguez et al., 2017).
In der folgenden Tabelle werden die wichtigsten Unterschiede zwischen quantitativer und qualitativer Forschung zusammengefasst:
Quantitative vs. qualititative Forschung
	Quantitative Forschung
	Qualitative Forschung

	Das Hauptaugenmerk liegt auf der Verifizierung wissenschaftlicher Theorien und Hypothesen
	Das Hauptaugenmerk liegt auf der Erforschung von Themen und der Formulierung von wissenschaftlichen Theorien und Hypothesen

	Erkenntnisgewinn durch mathematische und statistische Analyse 
	Die Analyse erfolgt durch Zusammenfassung, Klassifizierung und Interpretation

	Hauptsächlich in Zahlen, Diagrammen und Tabellen ausgedrückt
	Hauptsächlich in Wörtern ausgedrückt

	Viele Versuchspersonen und allgemein ein größerer Stichprobenumfang erforderlich
	Weniger Versuchspersonen und allgemein ein kleinerer Stichprobenumfang erforderlich

	Geschlossene Fragen (meist Multiple-Choice-Fragen wie bei der Likert-Skala)
	Offene Fragen

	Schlüsselbegriffe: Testen, Messen, Objektivität und Replizierbarkeit
	Schlüsselbegriffe: Verstehen, Kontext, Komplexität und Subjektivität


Mixed-Methods-Ansatz
Der Mixed-Methods-Ansatz ist ein Forschungsmodell, das es Forschenden erlaubt, innerhalb einer Studie sowohl quantitative als auch qualitative Daten zu erheben und zu analysieren (Schrauf, 2016). Aufgrund der zunehmenden Komplexität in der Gesundheitsversorgung kam der Mixed-Methods-Ansatz im letzten Jahrzehnt im Gesundheitswesen vermehrt zum Einsatz. Er nutzt die Vorteile der qualitativen als auch der quantitativen Forschungsmethoden. Dadurch können Forschende unterschiedliche Perspektiven entwickeln und Zusammenhänge aufdecken, die zwischen komplexen und mehrdimensionalen Forschungsfragen bestehen (Schrauf, 2016). Während Gesundheitsdienstleistende und politische Entscheidungsträger:innen darauf bedacht sind, die Qualität der Dienste und die Sicherheit von Patient:innen und Familien sicherzustellen, nutzen Forschende den Mixed-Methods-Ansatz, um aktuelle Entwicklungen im Gesundheitswesen und in einem zunehmend breit gefächerte klinischen Umfeld zu erforschen (Wisdom et al., 2011).
Beim Mixed-Methods-Ansatz kommen verschiedene zielgerichtete Verfahren für die Datenerhebung, Datenanalyse und die Auswertung der Ergebnisse zum Einsatz. Die Betonung liegt dabei auf „Mixed“. Das ist darauf zurückzuführen, dass beim Mixed-Methods-Ansatz die Datenverknüpfung bzw. -integration zum richtigen Zeitpunkt entscheidend ist, um unterschiedliche Perspektiven in Bezug auf auftretende Phänomene des Forschungsprozesses zu entwickeln (McKim, 2017). Dies verdeutlicht eine randomisierte-kontrollierte Studie, die sich mit der Geburtsberatung von Frauen befasst. Gegenstand der Untersuchung ist der Entscheidungsfindungsprozess, den Frauen nach einem Kaiserschnitt durchlaufen. Dabei werden neu erworbenes Wissen, die Dimension des Entscheidungskonflikts, Geburtsentscheidungen und der Ausgang der Geburt evaluiert. Dabei wurden quantitative und qualitative Daten erhoben, wobei letztere Aufschluss über Faktoren geben sollten, die die Entscheidungsfindung und die Wahl der Frauen über die Art der Entbindung beeinflussen (Wisdom et al., 2011).	Comment by Helen Rode: Ich finde den Satz etwas missverständlich (auch im ST) und schlage daher folgende Alternative vor: "…..Studie, die sich mit der Beratung von Schwangeren bei der Entscheidungsfindung in Hinblick auf die Geburt befasst. Nachdem die teilnehmenden Frauen einen Kaiserschnitt hatten, wird das erworbene Wissen, die Dimension des … .." 
Denn der Entscheidungsfindungsprozess fand doch vor der Geburt statt (oder?). 
Der Mixed-Methods-Ansatz eignet sich für Forschungsfragen, die weder quantitativ noch qualitativ beantwortet werden können. 
Dieser Ansatz kann gewählt werden, um den Zusammenhang und die Unstimmigkeiten zwischen qualitativen und quantitativen Daten zu verstehen (Palinkas et al., 2011; Schrauf, 2016). Er stößt Versuchspersonen dazu an, ihre Überzeugungen und Erfahrungen während des Forschungsprozesses zu teilen, besitzt ein größeres Evidenzpotential und bietet ein umfangreiches Instrumentarium, um ausführliche Antworten auf Fragen zu erhalten. Der Forschungsgegenstand wird aus vielen unterschiedlichen Blickwinkeln betrachtet und bereichert dadurch das Wissen der Forschenden. Allerdings kann der Mixed-Methods-Ansatz die Umsetzung einer Studie erschweren. Fachübergreifende Forschungsgruppen benötigen oft mehr Ressourcen (weil sie für die Stichprobenauswahl, Datenerhebung, Datenanalyse und Datensynthese bzw. -integration mit alternativen Forschungsparadigmen und unterschiedlichen Ansätzen vertraut sein müssen), und zusätzliche Schulungen im Bereich der Forschung können erforderlich sein (Palinkas et al. 2011).
Die wesentlichen Merkmale einer gut konzipierten Mixed-Methods-Studie sind (Creswell & Plano-Clark, 2011):
1. Erhebung und Analyse quantitativer (durch geschlossene Fragen) und qualitativer (durch offene Fragen) Daten
2. Anwendung strenger Verfahren bei der Datenerhebung und -analyse, die traditionell der jeweiligen Methode entsprechen, z. B. die Gewährleistung eines angemessenen Stichprobenumfangs für quantitative und qualitative Analysen
3. Integration der Daten, während diese erhoben, analysiert und besprochen werden
4. Die Anwendung von Verfahren, um Elemente der qualitativen und der quantitativen Forschung gleichzeitig oder nacheinander in denselben oder unterschiedlichen Stichproben anzuwenden
5. Entwicklung von Verfahren für philosophische/theoretische Forschungsmodelle, wie etwa ein soziales Konstruktionsmodell, mit dem unterschiedliche Perspektiven zu einem bestimmten Thema beleuchtet werden sollen. Ein Beispiel hierfür wäre, was Patientinnen und Patienten, Pflegekräfte, Klinikpersonal und Mitarbeitende in der Grundversorgung unter einer „hochwertigen Behandlung“ verstehen.

Das Mixed-Methods-Design wird für verschiedenste Zwecke eingesetzt. Zum Beispiel können anhand quantitativer und qualitativer Datenquellen Ergebnisse validiert werden. Forschende können kompatible Designs verwenden, um Ergebnisse aus qualitativen und quantitativen Datenquellen zu vergleichen. Wichtig ist dabei, dass beide Datenarten etwa zur gleichen Zeit erhoben werden (Åkerblad et al., 2021). Informationen werden anhand paralleler Strukturen in den beiden Datenarten bewertet, und jede Datenart wird getrennt analysiert. Die Ergebnisse werden mithilfe verschiedener Verfahren verglichen, wie z. B. einem Seite-an-Seite-Vergleich in einer Diskussion, der Umwandlung des qualitativen Datensatzes in quantitative Werte oder der gemeinsamen Darstellung beider Formen von Daten (Åkerblad et al., 2021). So können Forschende beispielsweise qualitative Daten erheben, um die persönlichen Erfahrungen von Patientinnen und Patienten zu bewerten, und gleichzeitig quantitative Daten sammeln, die die Qualität der Pflege messen. Die beiden Arten von Daten können zur gegenseitigen Validierung dienen und bilden eine solide Grundlage für Schlussfolgerungen über die Intervention (d. h. eine geplante und gezielte Maßnahme, die den Ausbruch oder das Fortschreiten einer Erkrankung verhindern soll) (Wisdom et al., 2011).
Der Mixed-Methods-Ansatz kann auch herangezogen werden, um mithilfe qualitativer Daten quantitative Ergebnisse zu untersuchen. Dieses sequenzielle Erklärungsdesign umfasst in der Regel zwei Phasen: 1) eine anfängliche quantitative Bewertungsphase, gefolgt von 2) einer qualitativen Datenerhebungsphase, wobei die qualitative Phase direkt auf den Ergebnissen der quantitativen Phase aufbaut. Auf diese Weise werden die quantitativen Ergebnisse durch die qualitativen Daten weiter erklärt (Mertens, 2009). Beispielsweise können die Erkenntnisse quantitativer Daten, die (z. B. mithilfe einer Umfrage) zum Thema Kosten erhoben wurden, durch qualitative Fokusgruppen weiter untersucht werden, um besser zu verstehen, wie die persönlichen Erfahrungen der Einzelnen mit den Ergebnissen des Instruments übereinstimmen. Diese Art von Studie veranschaulicht, wie der Mixed-Methods-Ansatz angewendet wird, um „qualitativ“ zu erklären, wie quantitative Mechanismen funktionieren (Wisdom et al., 2011).
Die Entwicklung von Erhebungsinstrumenten ist ein weiteres Forschungsdesign des Mixed-Methods-Ansatzes, das die Entwicklung geeigneter qualitativer Instrumente für genaue Messungen im Bereich des Gesundheitswesens unterstützen könnte (Kaur, 2016). Dieser Studientyp wird als exploratives, sequenzielles Design bezeichnet. Es umfasst die Erhebung von qualitativen Sondierungsdaten sowie die Analyse der Ergebnisse. Diese werden dann für die Entwicklung eines psychometrischen Instruments genutzt, das für die untersuchte Stichprobe geeignet ist. Dieses Instrument wird dann an einer Stichprobe der Population (Grundgesamtheit) angewandt. Eine Studie könnte zum Beispiel mit einer qualitativen Untersuchung beginnen, im Zuge derer Interviews mit Mediziner:innen aus der Grundversorgung geführt werden. Dadurch könnte beurteilt werden, welche Konstrukte gemessen werden sollten, um die Qualitätsverbesserung in der Versorgung besser zu verstehen. Auf der Grundlage dieser Untersuchung könnte ein Instrument mit Hilfe strenger Entwicklungsverfahren konzipiert und anschließend an einer Stichprobe getestet werden. Auf diese Weise können die Forschenden den Mixed-Methods-Ansatz verwenden, um ein psychometrisches Instrument zur Verbesserung bestehender Messungen zu entwickeln und zu testen (Kaur, 2016).
Beim Mixed-Methods-Ansatz werden quantitative Forschungsergebnisse mit Daten aus der qualitativen Forschung ergänzt. Ergebnisse aus Studien, z. B. einer randomisierten-kontrollierten Studie, bei der zusätzlich qualitative Daten erhoben und analysiert werden, werden als integriertes Design bezeichnet (Palinkas et al., 2011). Bei dieser als Ergebnisstudie bezeichneten Untersuchung sammeln und analysieren Forschende sowohl quantitative als auch qualitative Daten. Zu Beginn können die gewonnenen qualitativen Daten als Grundlage für den weiteren Verlauf der Studie dienen, indem sie zum Beispiel aufzeigen, wie eine Intervention am besten gestaltet werden kann. Die qualitativen Daten können auch während der Intervention verwendet werden, um herauszufinden, wie die Versuchspersonen die Intervention wahrnehmen. Sie können auch noch nach der Intervention genutzt werden, um die Ergebnisse zu erklären und die Intervention selbst zu bewerten (Palinkas et al., 2011). Auf diese Weise ergänzen die qualitativen Daten die quantitativen Forschungsergebnisse. Dieser Ansatz ist derzeit in der Implementierungs- und Disseminationsforschung weit verbreitet.
Darüber hinaus gibt es das gemeinschaftsbasierte partizipative Modell, eine Form des Mixed-Methods-Ansatzes, das die Akteure einer Gemeinschaft einbezieht. Dieser fortschrittliche Mixed-Methods-Ansatz bezieht die Mitglieder einer Gemeinschaft in viele quantitative und qualitative Phasen der Forschung ein, um Veränderungen einfacher herbeizuführen (Mertens, 2009). Beispielsweise könnten im Zuge einer Studie all die verschiedenen Phasen der Forschung bewertet werden, um ein Modell der Gesundheitsversorgung, wie z. B. der Grundversorgung, zu evaluieren und zu verbessern (Morse, 2016). Bei diesem Forschungsdesign werden alle Interessentragenden (z. B. Mitarbeitende, Patientinnen und Patienten, Gesundheitsdienstleistende und Einzelpersonen) der jeweiligen Gemeinschaft in den Forschungsprozess eingebunden. So bezieht dieses Konzept die wichtigsten Interessentragenden als Mitforschende in ein Projekt ein, damit diese Informationen zu ihren Bedürfnissen und zu den Möglichkeiten bereitstellen, diesen zu entsprechen und Änderungen vorzunehmen (Morse, 2016).
Vorteile und Grenzen des Mixed-Methods-Ansatzes 
	Vorteile
	Grenzen

	Vergleich quantitativer und qualitativer Daten. Der Mixed-Methods-Ansatz ist besonders nützlich, um die Diskrepanz zwischen quantitativen und qualitativen Forschungsergebnissen zu verstehen (AHRQ, 2013).
	Erhöht die Komplexität von Bewertungen. Studien mit gemischten Methoden sind in der Planung und Durchführung äußerst komplex. Sie erfordern eine sorgfältige Planung, um alle Aspekte der Forschung zu beschreiben, einschließlich der Stichprobe für die qualitativen und quantitativen Elemente (identisch, eingebettet oder parallel). Auch der Zeitplan (die Reihenfolge der qualitativen und quantitativen Abläufe) und der Plan zur Integration der Daten muss gut durchdacht sein. Die Integration von qualitativen und quantitativen Daten während der Analyse nehmen viele Forschende als schwierig wahr (AHRQ, 2013).

	Spiegelt die Sichtweise der Versuchspersonen wider. Der Mixed-Methods-Ansatz gibt den Versuchspersonen eine Stimme und stellt sicher, dass die Studienergebnisse auf ihren Erfahrungen beruhen.
	Eine fachübergreifende Forschungsgruppe ist erforderlich. Die Durchführung qualitativ hochwertiger Studien mithilfe des Mixed-Methods-Ansatzes erfordert eine fachübergreifende Forschungsgruppe, die im Dienste der breiteren Studie auch für Methoden offen sein muss, die nicht zu ihrem Spezialgebiet gehören. Forschende zu finden, die üblicherweise im Bereich der qualitativen Forschung tätig sind und sich auch mit quantitativen Analysen auskennen und umgekehrt, kann in vielerlei Hinsicht eine Herausforderung darstellen. Da jede Methode ihren eigenen Ansprüchen genügen muss, kann es der Mixed-Methods-Ansatz schwierig machen, eine angemessene Qualität aller Studienkomponenten zu gewährleisten. Um eine statistische Signifikanz zu erreichen, sind für quantitative Analysen viel größere Stichproben erforderlich als für qualitative Analysen, bei denen das Ziel der Sättigung (keine neuen Informationen durch weitere Befragungen) erfüllt werden muss. Ein Stichprobenumfang ist erforderlich. Eingebettete Stichproben, bei denen eine qualitative Unterstichprobe in eine größere quantitative Stichprobe eingebettet ist, können in Fällen unzureichender statistischer Aussagekraft nützlich sein (AHRQ, 2013).

	Fördert den wissenschaftlichen Austausch. Diese Studien fördern die fachübergreifende Gruppenforschung, indem sie den Austausch zwischen Forschenden ermöglichen, die sich entweder auf quantitative, qualitative oder gemischte Methoden spezialisiert haben.
	Der Mixed-Methods-Ansatz ist ressourcenintensiv. Solche Studien sind arbeitsintensiv und erfordern mehr Ressourcen und Zeit als Studien, in denen nur eine Methode zur Anwendung kommt.

	Bietet Flexibilität in Bezug auf die Methode. Der Mixed-Methods-Ansatz zeichnet sich durch eine hohe Flexibilität aus. Er lässt sich an viele Studiendesigns anpassen, z. B. an Beobachtungsstudien und randomisierte Studien. Dadurch können mehr Daten gesammelt werden als bei der rein quantitativen Forschung.
	

	Große und umfassende Datensätze. Indem quantitative und qualitative Daten integriert werden, spiegelt der Mixed-Methods-Ansatz die Art und Weise wider, wie Menschen im echten Leben Informationen sammeln. Bei Sportberichten werden beispielsweise häufig quantitative Daten (Ergebnisse oder Fehleranzahl) mit qualitativen Daten (Beschreibungen und Bilder von Höhepunkten) kombiniert, um ein vollständigeres Bild zu liefern, als es mit einer der beiden Methoden allein möglich wäre.
	


Informelle Quellen
Informelle Wissensquellen, die von Einzelpersonen oder Organisationen veröffentlicht werden, können von nicht qualifizierten Verfasserinnen oder Verfassern stammen und enthalten womöglich keine Quellenangaben. Dies stellt die Legimitation solcher Quellen in Frage. Oft können die Daten und Erkenntnisse auch aufgrund fehlender Verfahren und Sorgfaltspflichten nicht bewertet werden. Neuere Literatur zeigt auf, wie sich informelles Wissen auf die Planung von Programmen im öffentlichen Gesundheitswesen auswirken kann. In manchen Fällen müssen Forschende, medizinisches Fachpersonal und/oder Politiker:innen Entscheidungen zu Themen treffen, die nicht zur Genüge erforscht sind. Außerdem gibt es möglicherweise keine Studien über die Wirksamkeit von gesundheitspolitischen Interventionsmaßnahmen, da diese stark vom Umfeld und der betroffenen Gemeinschaft abhängig sind (Kothari et al., 2015). Nachfolgend werden die unterschiedlichen Arten informeller Quellen erläutert.
Graue Literatur
Diese Form der Informationsquelle bezieht sich auf Schriftstücke, die weder dem kommerziellen noch dem akademischen oder wissenschaftlichen Verlagswesen zuzuordnen sind und deshalb nicht in Literaturdatenbanken aufscheinen. Beispiele für graue Literatur sind Amtsdruckschriften/-berichte, Rundschreiben, Strategiepapiere, Berichte von nicht-staatlichen Einrichtungen und zivilgesellschaftlichen Organisationen sowie Arbeitspapiere. Einrichtungen, die graue Literatur bereitstellen, sind z. B. Nichtregierungsorganisationen, Behörden, gemeinnützige Vereine, Hochschulzentren, Privatunternehmen und Sachbearbeiter:innen (Conn et al., 2003).
Da es keine Möglichkeit gibt, graue Literatur systematisch zu erfassen und zu verteilen, kann es sein, dass sie innerhalb von Organisationen oder Gruppen frei zugänglich ist bzw. privat zur Verfügung gestellt wird. Publikationen aus dem Bereich der grauen Literatur können sich in Bezug auf die Qualität, kritische Begutachtung und Herstellung stark voneinander unterscheiden. Es mag außerdem schwierig erscheinen, graue Literatur zu finden, darauf zuzugreifen und diese zu bewerten. Dieses Problem lässt sich jedoch mit einer geeigneten Suchstrategie bewältigen.
Der Stellenwert und die Anwendung grauer Literatur hängen weitgehend vom Forschungsbereich, dem Thema sowie der methodischen Herangehensweise und verwendeten Informationsquelle ab (Gelfand & Lin, 2013). Beispielsweise gibt es Bereiche wie die Biowissenschaften und die Medizin, in denen in der Regel nur durch Sachkundige geprüfte Fachblätter anerkannt werden. In anderen Bereichen wie der Landwirtschaft, Luftfahrt und Technik, ist graue Literatur vorherrschend (Gelfand & Lin, 2013; Lawrence, 2017).
 Im letzten Jahrzehnt wurde durch das systematische Bewerten von Literatur aus dem Bereich der Gesundheit und Medizin deutlich, wie wichtig das Ermitteln und Analysieren von grauer Literatur ist, da sie die Evidenzbasis ergänzt und dazu beiträgt, eine Publikationsverzerrung (Tendenz zur einseitigen Veröffentlichung) zu vermeiden (Lawrence, 2017).
 Graue Literatur ist vor allem für die Verbreitung von wissenschaftlichem und technischem Wissen sowie von Informationen zu politischen Maßnahmen und deren Umsetzung von Bedeutung. Sachkundige heben den Wert grauer Literatur hervor und verweisen auf präzise Forschungsergebnisse (wie etwa solche, die in einer Dissertation veröffentlicht werden) und die schnelle Verfügbarkeit. In vielen Fällen werden solche Ergebnisse in grauer Literatur veröffentlicht und erscheinen erst 12 bis 18 Monate später in Fachblättern oder anderen formellen Informationsquellen (Gelfand & Lin, 2013).
 Besonders Regierungen, aber auch öffentlich zugängliche Labore und Industrielabore erstellen den Großteil ihrer grauen Literatur für den internen Gebrauch (Lawrence, 2017). In der evidenzbasierten Politik (EBP) wird graue Literatur ein Stück weit als wichtiges Element des Evidenzbestands berücksichtigt (MacDonald et al., 2015).
Weitere informelle Quellen
Weitere informelle Evidenzquellen umfassen Podcasts, Briefe/E-Mails sowie Blogs/Beiträge und Videos in sozialen Medien.
Websites, die auf Open-Source-Software basieren, werden ebenfalls als informelle Quellen betrachtet. Sie werden zwar nicht als verlässliche Informationsquellen eingestuft, aber immer mehr Personen, von Wissenschaftler:innen über politische Entscheidungstragende bis hin zu Studierenden und Bürger:innen, nutzen diese leicht zugänglichen Drittquellen (Jemielniak & Aibar, 2016; Singer et al., 2017). Allerdings wird das Zitieren von Quellen aus Open-Source-Websites aufgrund ihrer mangelnden Legitimität im Allgemeinen als inakzeptabel erachtet (Jemielniak & Aibar, 2016; Sahut & Tricot, 2018). Das ist nachvollziehbar, da die bereitgestellten Informationen jederzeit von jeder beliebigen Person geändert werden können. Die meisten Fehler können zwar beseitigt werden, aber manche werden übersehen. Es sollte jedoch festgehalten werde, dass Open-Source-Websites auch einige gute und glaubwürdige Artikel bereithalten, die hohe Ansprüche erfüllen, die Fachkompetenz der Verfassenden widerspiegeln und im Allgemeinen verlässlich sind (Sahut & Tricot, 2018). Solche Artikel werden regelmäßig rezensiert, bearbeitet und vielen Tests unterzogen, um schließlich als „gut“ oder „empfohlen“ eingestuft zu werden. Dadurch kommen sie für eine eingehendere Evaluierung in Frage und können als Basis für Forschungsfragen dienen (Singer et al., 2017; Sahut & Tricot, 2018).
Evidenzhierarchie
Die Evidenzhierarchie ist ein Rahmenwerk, mit dem die in der Gesundheitspolitik zum Einsatz kommende Evidenz eingestuft werden kann. Die Evidenzhierarchie (auch als Evidenzstufen bezeichnet) ist ein Top-Down-Prinzip, bei dem die Forschungsergebnisse in Bezug auf ihre Qualität angeordnet werden (Canadian Task Force on the Periodic Health Examination, 1979). Es besteht ein breiter Konsens bezüglich der Qualität breit angelegter epidemiologischer Studien. Über 80 verschiedene Hierarchiemodelle für die Bewertung medizinischer Evidenz wurden bereits erstellt (Murad et al., 2016), wobei das Forschungsdesign (z. B. Einzelfallberichte zu Patient:innen und Doppelblindstudien), die messbaren Endpunkte (z. B. Überlebensrate und Lebensqualität) und die Qualität auf die Evidenzstufe Einfluss nehmen. In klinischen Studien kommen vorwiegend randomisierte-kontrollierte Studien zum Einsatz. Sie sollen eine therapeutische Wirkung nachweisen (Brighton et al., 2003). In der Politikforschung sind es wiederum systematische Übersichtsarbeiten, die erstklassige Evidenz liefern (Doleac, 2019). 
Seit den 1970er Jahren wurden mehrere „Evidenzhierarchien“ entwickelt, auf denen unterschiedliche Forschungsmethoden entsprechend ihrer Beweiskraft und Zuverlässigkeit abgebildet werden (Canadian Task Force on the Periodic Health Examination, 1979). Mithilfe dieser Hierarchien kann die Qualität von Forschungsmethoden auf verschiedenste Weise beurteilt werden (Murad et al., 2016).
Die Evidenzhierarchie geriet im 21. Jahrhundert zunehmend unter Kritik (Tugwell & Knottnerus, 2015). Bemängelt wird unter anderem, dass diese Hierarchie die Anwendung und Bedeutung qualitativer Studien nicht berücksichtigt und dass systematische Übersichtsarbeiten, die in der Forschung die Maßstäbe setzen, Einschränkungen unterworfen und nicht fehlerfrei sind (Bigby, 2008;Tugwell & Knottnerus, 2015).
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Der Begriff der „Qualität der Evidenz“ bezieht sich auf das Vertrauen, dass der Effektschätzer (z. B. relatives Risiko) adäquat ist, um eine bestimmte Empfehlung zu unterstützen. Diese Definition nimmt Bezug auf Folgendes: Zunächst einmal muss die Forschungsgruppe die Evidenzqualität basierend auf den Rahmenbedingungen, in denen die Evidenz Anwendung findet, beurteilt werden. Zweitens machen systematische Übersichtsarbeiten andere Begriffsbestimmungen erforderlich, da sie keine Empfehlungen abgeben bzw. abgeben sollen (Guyatt et al., 2008). In diesem Fall spiegelt die Evidenzqualität das Vertrauen wider, dass der Effektschätzer korrekt ist.
Ebenso wichtig ist die wissenschaftliche Genauigkeit. Genauigkeit bezieht sich auf die Qualität und bedeutet, dass Forschende in der Lage sind, Vertrauen in Bezug auf ihre wissenschaftlichen Untersuchungen aufzubauen. Dies ermöglicht es ihnen, im Laufe der Zeit einheitliche Methoden zu entwickeln. Zudem wird die Studienpopulation exakt abgebildet. Gütekriterien der wissenschaftlichen Genauigkeit sind beispielsweise Glaubwürdigkeit, Übertragbarkeit, Zuverlässigkeit und Übereinstimmung. Glaubwürdigkeit bezieht sich darauf, inwieweit ein Forschungsbericht vor allem in Bezug auf den Konsens zwischen Versuchspersonen und Forschenden vertrauenswürdig und sachdienlich ist (Polit & Beck, 2012). Übertragbarkeit bedeutet, dass Forschungsergebnisse oder -methoden von einer Gruppe auf eine andere übertragen werden können, und ist gleichbedeutend mit externer Validität. Übertragbarkeit kann zum Beispiel durch Bereitstellung einer ausführlichen Beschreibung der Studienpopulation gewährleistet werden. Das heißt, die demografischen und geographischen Grenzen der Studie werden abgesteckt. Zuverlässigkeit beschreibt, wie einheitlich und verlässlich Forschungsergebnisse sind. Auch die Unterlagen zu den Forschungsverfahren werden bewertet. Sie sollen auch Laien in die Lage versetzen können, den Forschungsprozess nachzuvollziehen, zu überprüfen und zu kritisieren. Als Gütekriterium ist die Zuverlässigkeit besonders für die frühe Phase der Instandhaltung von Gerätschaften für Ökosysteme relevant, wenn die Ergebnisse zur Validierung der Evidenz in unterschiedlichen Umgebungen getestet werden. Das Gütekriterium der Übereinstimmung bezieht sich darauf, wie objektiv die Datenerhebung und -analyse während einer Studie vorgenommen wurde. Zwei oder mehr voneinander unabhängige Personen müssen in Bezug auf die Exaktheit, Relevanz und Bedeutung der Daten eine Einigung erzielen. Mit diesem Gütekriterium lässt sich auch die Qualität der Evidenz belegen (Polit & Beck, 2012).
3.2 Paradigmen in der Politikforschung
Paradigmen sind methodologische Konzepte, die herangezogen werden, um die Welt zu beobachten und zu verstehen. Sie regeln die Art und Weise, wie ein untersuchenswerter Gegenstand beobachtet wird. Die zwei dominanten sich gegenüberstehenden Paradigmen sind seit jeher der Positivismus und der Naturalismus. Der Positivismus wird auch als experimentelles Paradigma bezeichnet und bezieht sich auf die wissenschaftliche Forschung, im Konkreten auf die quantitativen Forschungsmethoden. Der Naturalismus wird in der Regel mit bestimmten Bereichen der Sozialanthropologie und der Soziologie assoziiert. Hier sind die qualitativen Forschungsmethoden einzuordnen.
Positivismus
Der Positivismus stützt sich auf darauf, eine allein durch Denken aufgestellte Hypothese durch quantitative Forschungsmethoden zu belegen. Dabei kann die Kausalität und der funktionale Zusammenhang zwischen Erklärungsfaktoren (unabhängige Forschungsvariablen) und Ergebnissen (abhängige Forschungsvariablen) abgeleitet werden (Panhwar et al., 2017; Park et al., 2020). Allerdings wird empirische Forschung nicht immer mit quantitativen Methoden betrieben. Beispielsweise werden experimentelle Studien, bei denen die Auswirkungen von Interventionen mithilfe qualitativer Analyse getestet werden, dem Positivismus zugeordnet (Park et al., 2020). Positivismus stützt sich häufig auf quantitative Forschungsmethoden, um Hypothesen zu prüfen, die allein durch Denken gewonnen wurden. Dadurch kann der funktionale Zusammenhang zwischen Ursache, Erklärungsfaktor (unabhängige Forschungsvariable) und Auswirkung (abhängige Forschungsvariable) bewertet werden. Zum Beispiel werden experimentelle Studien, im Zuge derer die Auswirkungen von Interventionen mithilfe qualitativer Analyse untersucht werden, dem Positivismus zugeordnet. Das vorrangige Ziel der positivistischen Forschung ist es, deskriptive und kausale Zusammenhänge zu erkennen, was dazu führt, dass das jeweilige Phänomen vorhergesehen und kontrolliert werden kann (Park et al., 2020).	Comment by Elisabeth Gebetsberger: Please note that this sentence is essentially the same as seven lines above. I would, therefore, suggest to delete it.
Ontologie: Die Lehre des Seienden
Der Positivismus erkennt nur eine einzige wirkliche Realität an – diese kann verstanden, ermittelt und vermessen werden. Daher bezieht sich Kausalität auf eine zeitliche Abfolge (d. h. X geschieht zeitlich vor Y, damit Y durch X verursacht werden kann). Diese Schlussfolgerung kann durch falsche Zuordnungen (z. B. durch Faktoren, die nicht zu den ermittelten, für die Ergebnisse unbedeutenden Faktoren zählen) und insbesondere durch nicht definierte Störfaktoren (z. B. ist der nicht definierte Faktor V in dem ermittelten Bereich ebenfalls das Ergebnis von Y) erschwert werden (Park et al., 2020).
Erkenntnistheorie: Die Lehre vom Wissen
Der Positivismus geht davon aus, dass Wissen objektiv hervorgebracht werden kann und sogar muss, ohne dass Forschende und Versuchspersonen diese Entwicklung beeinflussen. Wissen ist dann echt, wenn es ordnungsgemäß entstanden ist, das bedeutet, es ist belegt, realistisch und exakt. Versuchspersonen und Forschende müssen klar voneinander abgegrenzt werden, damit die „reine“ Wahrheit zu Tage befördert wird. Um diese Abgrenzung zu gewährleisten, bedienen sich Positivist:innen des Dualismus und der Objektivität. Das heißt, sie sind der Meinung, dass Versuchspersonen und Forschende tatsächlich voneinander abgegrenzt werden können (Dualismus), und die beiden Gruppen halten sich zu diesem Zweck an ein strenges Protokoll, um die Verzerrung von Ergebnissen zu minimieren (Objektivität) (Park et al., 2020).
Axiologie: Die Rolle der Werte im Forschungsprozess
Positivismus baut auf Objektivität auf. Daher werden subjektive Erfahrungen und Werte, z. B. von Versuchspersonen und Forschenden, abgelehnt (Park et al., 2020). Aus diesem Grund müssen die Forschenden objektiv bleiben und dürfen während der Datenerhebung nicht mit den Versuchspersonen interagieren. Die Forschenden dürfen in das Experiment auch nicht eingebunden sein. In einigen Bereichen stellt das objektive Arbeiten kein Problem dar. Das ist zum Beispiel der Fall, wenn Forschende auf dem Gebiet der Physik Forschungsarbeiten im luftleeren Raum durchführen. Externe Faktoren (abgesehen vom Forschungsgegenstand) sind nicht Bestandteil des Experiments. In anderen Bereichen ist diese Objektivität nicht so einfach zu erreichen. Zum Beispiel kann die empirische Forschung in den Sozialwissenschaften angewendet werden, weil dafür strenge Forschungsprotolle erforderlich sind, die eine mögliche Verzerrung durch die Forschenden minimieren (Park et al., 2020).
Die positivistische Philosophie setzt voraus, dass Forschung in einem Umfeld stattfindet, in dem die Variablen kontrolliert und manipuliert werden können. In sozialwissenschaftlichen Studien müssen die Forschenden ein künstliches Umfeld schaffen, in dem externe Faktoren, die nicht zu den Forschungsvariablen zählen, auf ein Minimum reduziert werden (Lindenfeld, 2020). Positivismus in seiner reinsten Form konzentriert sich in der Forschung, z. B. in den Naturwissenschaften, ausschließlich auf den deskriptiven und kausalen Zusammenhang zwischen Forschungsvariablen. Daher wird beim positivistischen Ansatz dem experimentellen Design, zu dem auch die quasi-experimentelle Forschung zählt, Priorität eingeräumt. Die Ergebnisse dieser Experimente werden herangezogen, um Theorien zu bestätigen oder zu verbessern, und sie können neue Hypothesen und Forschungsfragen aufwerfen (Lindenfeld, 2020).
In der positivistischen Forschung geht es vorwiegend darum, die Ergebnisse aller Faktoren zu isolieren und zu kontrollieren und nur die wichtigsten Forschungsvariablen zu untersuchen (z. B. kann nur X zu Y geführt haben). Diesbezüglich sind positivistische Forschende hauptsächlich an der internen Validität einer Studie interessiert, also daran, inwieweit das Forschungsdesign und die Evidenz der Studie Thesen zur Kausalität aufstellen können. Die auf Kausalität fokussierte interne Validität sollte nicht mit der Aussagekraft der Evaluierung verwechselt werden. Letztere befasst sich damit, wie gut ein bestimmtes Element (z. B. pädagogische Bewertung, Psychometrie usw.) vermessen werden kann (Lindenfeld, 2020). Der Grad der Genauigkeit des positivistischen Ansatzes, insbesondere in der quantitativen Forschung der Sozialwissenschaften, wird daran gemessen, inwiefern es den Forschenden gelungen ist, das Risiko für die interne Validität zu minimieren. Beispiele für solche Risiken sind: (Lindenfeld, 2020; Park et al., 2020)
· Reifungsprozess und externe zeitliche Einflüsse (History-Effekt). Ereignisse, die während einer Studie auftreten, können die Ergebnisse beeinträchtigen.
· Messeffekte. Wie gut wird das zu Messende erfasst (d. h. die Aussagekraft der Erfassungsmethode).
· Regression zur Mitte. Statistisches Verfahren, das die Beziehung zwischen Variablen modelliert. Im Ergebnis der Untersuchung entsteht eine Regressionsgerade, anhand derer die Abhängigkeit der Variablen voneinander abgelesen werden kann.
· Testeffekte. Die Auswirkungen von Tests auf nachfolgende Messungen.
· Selektionsfehler. Bestehende Unterschiede zwischen den Versuchspersonen.
· Experimentelle Mortalität. Ausfall von Versuchspersonen.
· Unterschiede bei der Interaktion aus Selektion und Reifungsprozess. Unterschiede zwischen verschiedenen Gruppen führen zu Veränderungen in den Gruppen.
Bei positivistischen Studien werden diese Risiken der internen Validität genau beobachtet, und es werden Forschungsdesigns entwickelt, die eine Kontrolle der entsprechenden Störfaktoren ermöglichen (Park et al., 2020). In der positivistischen Forschung ist die Sicherstellung der internen Validität und die Kontrolle von Störfaktoren für die Gewährleistung der wissenschaftlichen Genauigkeit unbedingt erforderlich. Es ist wichtig, dass der Stichprobenumfang groß genug ist, damit die Aussagekraft der Ergebnisse und die Effektstärke gegeben sind. Deshalb sollte ein ausreichender Stichprobenumfang und in der Folge die Aussagekraft und Effektstärke mithilfe geeigneter statistischer Verfahren bestimmt werden (Park et al., 2020). Im Gegensatz zu anderen Forschungsparadigmen, bei denen der Stichprobenumfang keine große Rolle spielt, sind positivistische Forschende der Ansicht, dass ein ausreichend großer Stichprobenumfang von entscheidender Bedeutung ist. Er ermöglicht die Anwendung eines statistischen Verfahrens, mit dem das passende Forschungsdesign ausgewählt und „praktisch apriorisch eine Effektstärke“ bestimmt werden kann (Park et al., 2020, S. 691). Dies heißt nichts anderes, als dass Forschende mithilfe eines großen Stichprobenumfangs das tatsächliche „mögliche Ausmaß der Unterschiede“ zwischen Interventionsgruppe und Kontrollgruppe bestimmen können (Park et al., 2020, S. 691). Je größer der Stichprobenumfang, desto genauer sind die Statistiken und desto verlässlicher die Ergebnisse (Park et al., 2020).
Antipositivismus
Der Antipositivismus ist eine theoretische Haltung, die besagt, dass Forschende den Forschungsgegenstand interpretieren und dadurch menschliche Interessen auf die Forschung Einfluss nehmen (Alharahsheh & Pius, 2020). Entsprechend vermuten „antipositivistisch eingestellte Forschende, dass der Zugang zur (tatsächlichen oder sozial konstruierten) Realität nur über soziale Konstruktionen wie Sprache, Bewusstsein, gemeinsame Ausdrücke und Mittel erfolgt“ (Ryan, 2018). Der Antipositivismus ging aus der Kritik an der empirischen Forschung im Bereich der Sozialwissenschaften hervor (Ryan, 2018). Daher ist diese philosophische Richtung eher der qualitativen als der quantitativen Forschung zuzuordnen (Pulla & Carter, 2018).
 Antipositivistische Studien sind ideologisch ausgerichtet und werden einer philosophischen Haltung zugeschrieben. Sie werden außerdem angewendet, um verschiedene Ansätze, wie etwa soziale Konstruktionen, Phänomenologie und Interpretationen, zusammenzufassen (Alharahsheh & Pius, 2020). Das widerspricht der Auffassung der Objektivist:innen, dass Sinn unabhängig vom Weltbewusstsein existiert (Ryan, 2018). Für antipositivistisch eingestellte Forschende ist es wichtig, dass sie als soziale Akteure die unterschiedlichen Merkmale von Menschen anerkennen (Alharahsheh & Pius, 2020). „Antipositivistische Studien“ konzentrieren sich in der Regel auf den Sinn und es gibt mehrere Methoden, um die subjektiven Erfahrungen von Individuen zu reflektieren (Alharahsheh & Pius, 2020).
Der Antipositivismus entwickelte sich unter Forschenden, die mit dem Postpositivismus unzufrieden waren (Alharahsheh & Pius, 2020). Sie hielten die Theorien für zu allgemein und ungeeignet, um die Nuancen und Variabilität der menschlichen Interaktion widerzuspiegeln. Da die Werte und Überzeugungen von Forschenden nicht vollständig aus ihrer Untersuchung entfernt werden können, glauben antipositivistisch eingestellte Forschende, dass die Erforschung von Menschen durch Menschen keine objektiven Ergebnisse liefern kann (Pulla & Carter, 2018; Alharahsheh & Pius 2020). Anstatt eine objektive Perspektive in Betracht zu ziehen, suchen antipositivistisch eingestellte Forschende nach Sinn in den subjektiven Erfahrungen von sozial interagierenden Individuen (Pulla & Carter, 2018; Alharahsheh & Pius 2020). Viele antipositivistisch eingestellte Forschende tauchen in das soziale Umfeld ein, das sie studieren, und versuchen, die Gemeinschaft oder Gruppe von Individuen zu verstehen und Theorien zu formulieren, indem sie diese von innen betrachten (Pulla & Carter, 2018). Der Antipositivismus beruht auf einer induktiven Vorgehensweise, die von philosophischen Ansätzen wie Hermeneutik, Phänomenologie und symbolischem Interaktionismus beeinflusst wird. Die Methoden des Antipositivismus werden in vielen Disziplinen der Sozialwissenschaften eingesetzt, darunter Geschichte, Soziologie, Politikwissenschaft, Anthropologie und andere.
Naturalismus
In der naturalistischen Forschung beobachten Forschende Verhaltensweisen und Phänomene und zeichnen diese auf, wobei sie – oft für eine sehr lange Zeit – auf den Forschungsgegenstand bzw. das Phänomen so wenig wie möglich Einfluss nehmen (Guba, 1979). Der naturalistische Ansatz findet auch in der medizinischen Forschung Anwendung: Dabei werden die normalen Aktivitäten von Personen beobachtet. Es gilt zu berücksichtigen, dass die Anwesenheit der Beobachtenden auf die täglichen Aktivitäten der Personen Einfluss nimmt (Guba & Lincoln, 1982). Die Forschung steht unter dem Einfluss des Naturalismus, und Naturalist:innen vertreten verschiedene Auffassungen, wie Forschende menschliche Interaktion verstehen. In der naturalistischen Forschung wird die Realität als subjektiv beschrieben, da sie vielfältig und sozial konstruiert ist. Das Umfeld interagiert mit den Menschen, um die Realität zu erschaffen und zu formen (Guba, 1979; Guba & Lincoln, 1982).
Der Naturalismus (bzw. das naturalistische Paradigma) stellt Thesen zur Erkenntnistheorie (wie eine Person etwas weiß), Ontologie (das Wesen der menschlichen Existenz) und Axiologie (die Werte einer Person) auf, die die naturalistische Untersuchung beeinflussen. Entsprechend diesem Paradigma kann die Realität auf unterschiedliche Weise interpretiert werden. Forschende, die der Philosophie des Naturalismus zugewandt sind, möchten verstehen, wie Individuen in ihrem sozialen Umfeld ihre eigene Realität erschaffen. Einer der Hauptkritikpunkte an diesen Paradigmen ist jedoch, dass sie sich im Laufe der Zeit nicht weiterentwickelt haben (Erlandson et al., 1993).
Analyse der Gesundheitspolitik
Der Begriff der Politikanalyse bezieht sich „allgemein auf verschiedene Techniken und Instrumente, mit denen die Merkmale von erlassenen Vorschriften sowie der Politikgestaltungsprozess und seine Folgen untersucht werden können“ (Collins, 2005, S. 192).
Die gesundheitspolitische Analyse ist ein fachübergreifender Bereich, der Wirtschaft- und Politikwissenschaften, Soziologie, Epidemiologie, Biostatistik usw. umfasst. Sie zielt darauf ab, die Begriffe Gesundheit und gesundheitsbezogene Probleme sowie deren Interpretation zu erklären, zu beschreiben und zu verstehen, und sie will verdeutlichen, wie Vorschriften, die diese Probleme lösen sollen, initiiert, entwickelt, implementiert und evaluiert werden. Demgemäß kann die gesundheitspolitische Analyse folgendermaßen eingesetzt werden (Collins, 2005):
· erklären, wie und warum politische Entscheidungen getroffen werden (oder nicht)
· die Auswirkungen evaluieren, die diese Vorschriften auf Einzelpersonen, die Bevölkerung, Gesellschaften und die Kosten haben
· für zukünftige Entscheidungsfindungsprozesse herangezogen werden
Eine gesundheitspolitische Analyse kann durchgeführt werden, um Folgendes zu bestimmen (Browne et al., 2019):
· Beschreibung. Was geschieht gerade (die aktuellen Auswirkungen der Vorschrift) und was ist geschehen (die bereits vergangenen Auswirkungen der Vorschrift)?
· Erklärung. Warum ist es geschehen?
· Vorhersehbarkeit. Was sind die Auswirkungen von alternativen Vorschriften bzw. eines Nichthandelns in der Zukunft?
· Wertbestimmung. Welchen Wert haben die Auswirkungen einer bestimmten Vorschrift (z. B. Kosten, Anwendung, Zufriedenheit, Folgen für die Gesundheit)?
· Vorhersehbarkeit/richtungsweisend. Was soll geschehen (mit Blick in die Zukunft)?
 Gesundheitspolitische Analysen können auf klinischer Ebene durchgeführt werden (z. B. Entwicklung, Umsetzung und Evaluierung von Krankenhausrichtlinien). Sie können aber auch auf Ebene der Verwaltung (z. B. Beurteilung der Politikimplementierung durch Akkreditierung) und der Gesetzgebung angestellt werden (z. B. Beurteilung der Ausarbeitung, Implementierung und Evaluierung eines Rauchverbots an öffentlichen Plätzen) (Browne et al., 2019).
 Dabei stellt sich die wichtige Frage: „Wer führt die gesundheitspolitische Analyse durch und wo?“ Eine gesundheitspolitische Analyse kann folgendermaßen durchgeführt werden (Green & Thorogood, 2017):
· Wissenschaftliche Tätigkeiten an Universitäten, um den Politikgestaltungsprozess zu verstehen, zu erklären, zu bereichern und zu beeinflussen.
· Sachkundige, die der Regierung oder Interessengruppen angehören, können Probleme ermitteln und politische Lösungsansätze entwickeln.
· Einbeziehung der Interessentragenden, um Stellungnahmen auszuarbeiten, die den Politikgestaltungsprozess beeinflussen sollen.
Die Kernfragen der gesundheitspolitischen Analyse sind (Walt et al., 2008):
· Was ist das Problem?
· Was soll mithilfe der Vorschrift erreicht werden?
· Wie soll die Vorschrift das Problem lösen?
· Wie lässt sich herausfinden, ob die Vorschrift erfolgreich war oder nicht?
Die Arbeitsschritte der gesundheitspolitischen Analyse sind (Fischer et al., 2017; Morgan, 2017; Weimer & Vining, 2017):
1. Die Rahmenbedingungen bestimmen/das Problem definieren
2. Die Akteure/Interessentragenden analysieren
3. Mögliche politische Maßnahmen ermitteln (wie sehen die Rahmenbedingungen aus: Inwieweit entspricht die politische Maßnahme den „Spielregeln“, wird sie gesellschaftlich akzeptiert werden usw.)
4. Das Ergebnis und die möglichen Auswirkungen abschätzen (z. B. Kosten, Nutzen)
5. Beurteilungskriterien anwenden
6. Das Ergebnis evaluieren und abwägen
7. Den Erkenntnissen entsprechend Entscheidungen treffen
1. Die Rahmenbedingungen bestimmen/das Problem definieren
Im ersten Schritt wird das Problem definiert. Dabei ist es wichtig, gezielt vorzugehen und die betroffene Personengruppe festzulegen (Bacchi, 2016). Dann muss der historische Verlauf des Problems beleuchtet werden, damit die Rahmenbedingungen umfassend untersucht werden können. Dadurch lassen sich die Ursachen des Problems, die mithilfe der Ursachenanalyse (RCA) analysiert werden können, einfacher erkennen (Leichter, 1979; Bacchi, 2016).
2. Die Akteure/Interessentragenden analysieren
In diesem Schritt werden die Akteure analysiert, die möglicherweise ein Interesse an der vorliegenden Vorschrift haben. Nach der Analyse wird ermittelt, wie groß das Interesse und der Einfluss der Interessentragenden sind. Dementsprechend werden diese auf der Stakeholder-Einfluss-Matrix abgebildet, um zu bestimmen, wie diese bestmöglich verwaltet und involviert werden können (Leichter, 1979).
3. Mögliche politische Maßnahmen ermitteln
In diesem Schritt werden Vorgehensweisen und Richtwerte verglichen und gegenübergestellt. In dieser Phase beginnt die Konsensbildung. Daher ist es notwendig, die Meinung der Interessentragenden einzuholen und sich die Unterstützung von denjenigen zu sichern, die der Umsetzung der Maßnahme bzw. Vorschrift förderlich sind (Dunn, 2017). Interessenträger können zum Beispiel mithilfe von Anreizen oder durch die Bereitstellung von Informationen und neuen Plänen eingebunden werden.
4. Das Ergebnis und die möglichen Auswirkungen abschätzen 
In diesem Schritt werden das Ergebnis und die möglichen Auswirkungen abgeschätzt. Geprüft werden der Nutzen für die Bevölkerung und Gesellschaft (z. B. der gesundheitliche Nutzen), die Kosten, Fragen der Ethik und Gerechtigkeit, die administrative und organisatorische Durchführung und die Vorteile für die verschiedenen Interessentragenden (El-Jardali et al., 2014; Gilson et al., 2018).
5./6. Beurteilungskriterien anwenden/das Ergebnis evaluieren und abwägen
In diesem Schritt wird die Entscheidungsmatrix erstellt. Sie basiert auf bestimmten, von den Forschenden festgelegten Kriterien. Die Entscheidungsmatrix ist eine tabellarische Darstellungsform, die unterschiedliche Möglichkeiten veranschaulicht und die beste Option aufzeigt. Für die Erstellung einer Matrix müssen die für eine endgültige Entscheidung wichtigen Kriterien festgelegt werden, und die Kriterien selbst müssen, wie unten dargestellt, gewichtet werden (Campos & Reich, 2019):
Entscheidungsmatrix 
	Kriterien (relative Gewichtung)
	Vorschrift 1 (1 bis 10 Punkte)
	Vorschrift 2 (1 bis 10 Punkte)

	Nutzen für die Bevölkerung (---)
	
	

	Kosten (---)
	
	

	Ethik/Gerechtigkeit (–)
	
	

	Organisatorisch
	
	

	Durchführbarkeit (----)
	
	

	Interessentragende
	
	

	Insgesamt
	
	


7. Entscheidungen entsprechend den Erkenntnissen treffen
In diesem Schritt wird entsprechend der besten Option, die die Entscheidungsmatrix hervorgebracht hat, eine Entscheidung getroffen. Im Anschluss wird die Entscheidung den Interessenträgern mitgeteilt. Bevor die Vorschrift implementiert und evaluiert wird, muss sie noch von den Interessentragenden befürwortet werden.
Anwendungsbeispiele der EntscheidungsmatrixSzenario: Politische Entscheidungstragende müssen eine Vorschrift auf den Weg bringen, um das Rauchen unter Jugendlichen zu reduzieren.

	Kriterien (relative Gewichtung)
	Vorschrift 1: Höhere Steuern auf Tabakwaren (1 bis 10 Punkte)
	Vorschrift 2: Den Verkauf von Tabakwaren an Jugendliche durch Ausweiskontrolle verhindern (1 bis 10 Punkte)

	Nutzen für die Bevölkerung 
	10
	10

	Kosten 
	5
	8

	Ethik/Gerechtigkeit 
	6
	6

	Organisatorisch
	7
	7

	Durchführbarkeit 
	8
	6

	Interessentragende
	8
	9

	Insgesamt
	44
	46


Entsprechend der oben abgebildeten Matrix scheint die zweite Vorschrift die bessere Option zu sein.
3.3 Einschränkungen
 Obwohl in dieser Lektion die unterschiedlichen Arten der Evidenz und Evidenzquellen ausführlich beschrieben wurden und die Bedeutung der empirischen Evidenz für die Politikgestaltung offenkundig ist, muss beachtet werden, dass diese Einschränkungen unterworfen ist.
Nichtverfügbarkeit der erforderlichen Evidenz
Es kann vorkommen, dass die für eine bestimmte Vorschrift benötigte Evidenz nicht verfügbar ist. Diese mangelnde Evidenzverfügbarkeit zeigt sich vor allem bei der Einführung neuer Führungsmethoden und Verwaltungstechnologien (Malekinejad et al., 2018). Hier sind wissenschaftliche Erkenntnisse (noch) nicht verfügbar oder die Daten zu Abläufen reichen nicht aus, um zuverlässige und gültige Schlussfolgerungen zu ziehen, wodurch der Politikgestaltungsprozess gestört und die Wahrscheinlichkeit, positive Ergebnisse zu erzielen, verringert wird (Malekinejad et al., 2018). Ähnliche Probleme bringt das aktuelle politische Umfeld mit sich, das sich in einem noch nicht gekannten Tempo verändert. Dies macht wissenschaftliche Erkenntnisse, die in einem nicht mehr zeitgemäßen politischen Umfeld gewonnen wurden, unbrauchbar (Pfeffer & Sutton, 2006). In solchen Fällen kann lediglich die bereits vorhandene Evidenz herangezogen werden und die vorliegende Vorschrift als Versuchsmodell dienen, um herauszufinden, was funktionieren könnte und was nicht (Pfeffer & Sutton, 2006). Ein Beispiel für mangelnde Evidenz sind die Geschehnisse zu Beginn der COVID-19-Pandemie. Damals stand den Regierungen und politisch Verantwortlichen kaum Wissen zur Verfügung, das ihnen bei der Bewältigung bzw. Eindämmung der Krise hätte helfen können (Cairney, 2021). 
Wissens- und Qualifizierungslücken bei politischen Entscheidungsträgern
Eine weitere Einschränkung, die durchaus von Bedeutung ist, betrifft die politischen Entscheidungsträger:innen. Viele von ihnen müssen für die Ermittlung und Evaluierung von Evidenz neue Fähigkeiten entwickeln und dafür sehr viel Zeit und Kraft aufwenden. Ohne diese Fähigkeiten sind die politischen Entscheidungstragenden durch die Bestätigungstendenz (eng. Confirmation Bias) eingeschränkt. Das bedeutet, sie wählen Evidenz so aus, dass sie ihren eigenen Erfahrungen und Urteilen entspricht. Ferner verfügen politisch Verantwortliche meist nicht über die nötigen Forschungskompetenzen, um wissenschaftliche Erkenntnisse und medizinische Fachterminologie zu verstehen. Das liegt darin begründet, dass Wissenschaftler:innen und politische Entscheidungsträger in unterschiedlichen Milieus bzw. unterschiedlichen Arbeitsumfeldern/Kulturen tätig sind (Cairney & Oliver, 2017). 
Verzerrung (Bias) der Evidenz
In der Forschung tritt Verzerrung auf, wenn Forschende den gesamten Prozess absichtlich oder unabsichtlich auf ein bestimmtes Ergebnis lenken, indem sie die Stichproben systematisch mit Fehlern unterwandern. Anders ausgedrückt, manipulieren die Forschenden die planmäßige Forschung, um ein bestimmtes Ergebnis zu erzielen (Pannucci & Wilkins, 2010).
Es gibt folgende Arten von Verzerrungen:
Verzerrung des Designs 
Dieser Verzerrungseffekt bezieht sich auf die Struktur und Methode der Forschung. Er tritt auf, wenn das Forschungsdesign, die Fragen und die Methodik für den Forschungsgegenstand nicht optimal geeignet sind und stark durch Vorlieben der Forschenden beeinflusst werden (Smith & Noble, 2014). In vielen Fällen sind ein unpassendes Forschungsdesign oder das Zusammenspiel der an einer Studie Mitwirkenden für die einseitige Darstellung des Forschungsprozesses verantwortlich. Ein Verzerrungseffekt tritt auch auf, wenn die persönlichen Erfahrungen der Forschenden die Forschungsfrage und die Wahl der Methodik beeinflussen. Ein Beispiel für eine Design-Verzerrung könnte folgendermaßen aussehen: Für die Entwicklung eines neuen Medikaments erstellen Forschende einen Fragebogen, der ausschließlich Fragen enthält, die die Vorteile und positiven Eigenschaften des Medikaments hervorheben (Smith & Noble, 2014). 
Verzerrung bei der Auswahl der Testpersonen
Dieser Verzerrungseffekt tritt auf, wenn aufgrund der Stichprobenkriterien und Auswahlmethoden bestimmte Teile der Grundgesamtheit aus der Studie ausgeschlossen werden (Smith & Noble, 2014). Werden Testpersonen ausgewählt, die ähnliche Merkmale aufweisen, erhöht dies die Wahrscheinlichkeit einseitiger Forschungsergebnisse. Die Verzerrung bei der Auswahl der Testpersonen manifestiert sich in einem Forschungsumfeld auf unterschiedliche Weise. Sie tritt häufig bei quantitativen Studien auf, wenn Forschende bei der Auswahl der Testpersonen Gruppen ausschließen, die andere Erfahrungen gemacht haben (Smith & Noble, 2014). Ein Beispiel für eine solche Verzerrung wäre, wenn Daten über die Beziehung zwischen Eltern und Kindern ausschließlich unter Müttern erhoben würden. Das Ergebnis dieser Studie wäre nur für Mütter anwendbar, da die Erfahrungen der Väter außen vor gelassen werden.
Publikationsverzerrung 
Einige durch Fachleute geprüfte wissenschaftliche Zeitschriften und andere akademische Publikationen weisen häufig Verzerrungen auf (Smith & Noble, 2014), die den Vorgaben von Verlagen geschuldet sind, die für die Veröffentlichung von Beiträgen aus bestimmten Forschungsbereichen gelten. Forschende versuchen diesen Kriterien zu entsprechen und sparen Informationen aus bzw. verzichten auf Methodologien, die diese nicht erfüllen. Beispielsweise wird eine quantitative Studie viel eher veröffentlicht, wenn sie statistische Daten enthält. Andererseits ist auch bei der qualitativen Forschung die Wahrscheinlichkeit hoch, dass Studien nicht veröffentlicht werden. Das kann daran liegen, dass die Beschreibung der Forschungsmethode nicht ausführlich genug ist und die Ergebnisse nicht vorgestellt werden (Smith & Noble, 2014).
Analytische Verzerrung 
Dieser Verzerrungseffekt tritt während der Datenverarbeitung und -analyse auf. Bei der Datenaufbereitung und -analyse konzentrieren sich Forschende gerne auf Datensätze, die ihre Vorstellungen, Erwartungen und persönlichen Erfahrungen bestätigen. Dies sind Daten, die die Forschungshypothese stützen (Tommasi et al., 2017). Forschende ignorieren also absichtlich oder unabsichtlich Daten und Forschungsergebnisse, die nicht mit ihren Vorstellungen übereinstimmen und die Hypothese widerlegen. Die analytische Verzerrung ist weitverbreitet. Sie kann die Forschungsergebnisse stark beeinträchtigen und falsch darstellen. Ein Beispiel für eine analytische Verzerrung könnte eine Studie sein, die sich mit dem Wirkspektrum von Cannabis auseinandersetzt. Forschende könnten sich auf Daten konzentrieren, die die negativen Aspekte hervorheben, und Daten vernachlässigen, die die positive Wirkung bestätigen (Tommasi et al., 2017).
Verzerrung bei der Datenerhebung 
Dieser Verzerrungseffekt wird auch als Messungsbias bezeichnet. Er tritt auf, wenn die Vorlieben und Überzeugungen der Forschenden die Datenerhebung in einer systematischen Studie beeinträchtigen. Der Messungsbias kommt sowohl in der qualitativen als auch in der quantitativen Forschung vor. In der quantitativen Forschung werden womöglich Datenerfassungsmethoden angewendet, die für die Testpersonen nicht geeignet sind. Das ist zum Beispiel der Fall, wenn eine Person gebeten wird, einen Online-Fragebogen auszufüllen, obwohl sie keinen Zugang zum Internet hat. Eine „schlechte“ Fragestellung (unklar oder Antwort wird suggeriert) während eines Interviews (egal ob semistrukturiert oder unstrukturiert) wäre ein anderes Beispiel für einen Messungsbias. Sie führt zu einer direkten Verzerrung bei der Datenerhebung. Eine solche Fragestellung ist häufig so konstruiert, dass die Testpersonen die Antwort bereits erahnen können, d. h. die Antwort wird verzerrt (Tommasi et al., 2017).
Prozedurale Verzerrung
Diese Art der Umfrageverzerrung tritt auf, wenn die Befragten nicht genug Zeit haben, um den Fragebogen auszufüllen. Infolgedessen stellen sie nur unzureichende Informationen bereit und können ihre Meinung nicht vollumfänglich teilen. Eine prozedurale Verzerrung kann auf unterschiedlichste Weise entstehen. Wenn die Befragten beispielsweise durch Anreize dazu gedrängt werden, einen Fragebogen schnell auszufüllen, geben sie vielleicht falsche Informationen an (Ayorinde et al., 2020). 
Interessenkonflikt
Wenn wissenschaftliche Erkenntnisse für die Politikgestaltung bzw. politische Entscheidungsfindung herangezogen werden, kann ein Interessenkonflikt entstehen. Es gibt keine klare Definition für diesen Begriff. Dennoch steht fest, dass er sich auf widersprüchliche Interessen bezieht, die die Forschungsmethoden und die Auslegung der Daten und Ergebnisse beeinflussen können. In der Forschung kommt es zu Interessenkonflikten, wenn Forschende das Gefühl haben, dass ihre beruflichen Verpflichtungen und Aufgaben wichtiger sind als die eigenen Interessen und Verpflichtungen. Interessenkonflikte können tatsächlich bestehen, als potenzielles Risiko wahrgenommen oder nur vermutet werden. Die Interessen können dabei monetärer und nicht-monetärer Natur sein (Romain, 2015).
Im Extremfall können Interessenkonflikte zu wissenschaftlichem Fehlverhalten führen, die Ausbildung von Wissenschaftler:innen behindern, die Verbreitung von Forschungsergebnissen verzögern, ein Risiko für die menschliche Gesundheit und die Umwelt darstellen und zu Irrtümern bei sozialwissenschaftlichen Studien führen (Resnik, 2007). Die durch staatliche Gelder geförderte Forschung, egal ob direkt oder indirekt finanziert, ist für die Politikgestaltung von tragender Bedeutung. Allerdings kann die verantwortliche Regierungsstelle Einfluss darauf nehmen, welcher Studientyp gewählt und wie die Studie durchgeführt wird. Dies kann zu einer Verzerrung der Ergebnisse führen. Politikwissenschaftler:innen verfügen mittlerweile über Ressourcen, die es ihnen erlauben, Schwerpunktthemen zu erforschen, die Regierungen als wichtig erachten. Themen und Umfang der Studie werden auch in diesem Fall von der Bedeutung beeinflusst, die ihnen der Geldgebende (in diesem Fall die Regierung) beimisst (Resnik, 2007).
Ebenso verhält es sich mit privaten Geldgebenden wie Pharmakonzernen. Auch sie können Interessenkonflikte heraufbeschwören, die die Evidenz und ihre Qualität beeinträchtigen. Trotzdem sind Geldgebende aus der Privatwirtschaft für die klinische Forschung unabdingbar, da Nichtregierungsorganisationen und Privatunternehmen den Forschenden Ressourcen (z. B. Geld, Geräte und Technologien) zur Verfügung stellen, deren Verfügbarkeit durch staatliche Fördergelder nicht gegeben ist (Resnik, 2007).
Es gibt verschieden Möglichkeiten, Interessenkonflikte zu entschärfen. Beispielsweise können Forschende angehalten werden, jegliche Interessenkonflikte im Zusammenhang mit ihren Publikationen offenzulegen, oder es können wirksame Maßnahmen umgesetzt werden, um ihr Auftreten zu minimieren (Resnik, 2004). Dennoch stellen derlei Konflikte ein echtes Problem dar, und sie schränken die Forschung in der Politikgestaltung weiterhin ein.
Die Beziehung zwischen Forschenden und politischen Entscheidungsträgern
Die Beziehung zwischen Forschenden/Wissenschaftler:innen und politisch Verantwortlichen ist seit jeher „kompliziert“ und stellt ein unaufhörliches Paradoxon dar (Gollust et al., 2017). Politische Entscheidungstragende sind ständig auf der Suche nach empirischer Evidenz, Daten, Fakten und validierten Erklärungen, mit denen sie ihre Vorschriften untermauern und ihre Entscheidungen rechtfertigen können (Gollust et al., 2017). Allerdings ist die Kommunikation zwischen Forschenden und politischen Entscheidungstragenden meist nur auf die Übermittlung von Forschungsergebnissen beschränkt. Das bedeutet, dass es den politisch Verantwortlichen obliegt, die Ergebnisse zu erklären, auszulegen und zu beurteilen. Einschlägige Fachliteratur zeigt zudem auf, dass der Einsatz von Evidenz in der Politikgestaltung Einschränkungen unterworfen ist (Gollust et al., 2017; Uzochukwu et al., 2016). Diese „Lücke“, die zwischen der Forschung und Politik klafft, ist auf die mangelnde Kommunikation und das fehlende Verständnis für die jeweils andere Gruppe zurückzuführen. Viele Forschungsarbeiten werden dadurch wertlos und bringen keinen Nutzen (Uzochukwu et al., 2016).

Zusammenfassung
Evidenzbasierte Politikgestaltung (EBP) bedeutet, dass politische Entscheidungen auf gesicherten und objektiven Erkenntnissen beruhen bzw. durch diese gestützt werden. EBP heißt auch, dass gründlich recherchierte, objektive und umfangreiche wissenschaftliche Erkenntnisse als Basis für die Politikgestaltung herangezogen werden. Diese sind zum Erreichen von Zielen besser geeignet als subjektiver Idealismus oder die Intuition einzelner Personen.
Evidenzquellen sind meist formeller oder informeller Natur. Formelle Quellen sind Quellen, die ein langwieriges und strenges Verfahren durchlaufen, im Zuge dessen sie vor ihrer Veröffentlichung geprüft, beurteilt und überarbeitet werden. Diese Quellen sind das Ergebnis quantitativer Forschungsmethoden, wie z. B. deskriptive Forschung, Korrelationsforschung oder experimentelle Studien, und qualitativer Forschungsmethoden, wie z. B. Studien, mit denen Begriffe, Meinungen und/oder Erfahrungen untersucht werden. Beim Mixed-Methods-Ansatz werden quantitative und qualitative Methoden kombiniert, um umfassendere Forschungsergebnisse zu erhalten. Neben den formellen Quellen gibt es die informellen Quellen, deren Legitimation nicht hinreichend belegt ist. Hierzu zählen die graue Literatur, Open-Source-Websites, Podcasts, Briefe/E-Mails sowie Blogs/Beiträge und Videos in sozialen Medien. Mithilfe der Evidenzhierarchie können Forschungsergebnisse in Bezug auf ihre Glaubwürdigkeit und Qualität eingestuft und abgebildet werden.
Ein Paradigma ist ein methodologisches Konzept, das herangezogen wird, um die Welt zu beobachten und zu verstehen. Es regelt die Art und Weise, wie ein untersuchenswerter Gegenstand beobachtet wird. Die zwei dominanten, sich gegenüberstehenden Paradigmen sind seit jeher der Positivismus und der Naturalismus. Der Positivismus wird auch als experimentelles Paradigma bezeichnet und ist für die wissenschaftliche Forschung von Bedeutung, im Konkreten für die quantitative Forschung. Der Naturalismus wird in der Regel mit bestimmten Bereichen der Sozialanthropologie und der Soziologie assoziiert. Hier sind die qualitativen Forschungsmethoden einzuordnen.
Die EBP ist unterschiedlichen Einschränkungen unterworfen. Hierzu zählen die Nichtverfügbarkeit der erforderlichen Evidenz, Verzerrungen der Evidenz (Bias), Interessenkonflikte und die schwierige Beziehung zwischen Forschenden und politischen Entscheidungstragenden.





Lektion 4 – Die Rolle der Interessengruppen
Lernziele

Nach der Bearbeitung dieser Lektion werden Sie in der Lage sein, ...

... die mit Interessengruppen verbundenen Schlüsselbegriffe zu definieren.
... den Begriff Pluralismus zu erörtern.
... Interessengruppen zu definieren und die verschiedenen Arten, Funktionen und ihren Einflussbereich zu beschreiben.
... die Rolle der Zivilgesellschaft in Bezug auf Gesundheit, Gesundheitsförderung und Gesundheitspolitik und ihre Beziehung zum Staat zu erklären.
... zu verstehen, welche Rolle Interessengruppen der Privatwirtschaft und Lobbys im Politikgestaltungsprozess einnehmen.
... öffentlich-private Partnerschaften im Gesundheitswesen sowie ihre Funktion, Entstehung, Merkmale und Nachteile zu erörtern.
4. Die Rolle der Interessengruppen
Einführung 
Diese Lektion befasst sich mit dem Thema Interessengruppen und erörtert, warum diese im gesundheitspolitischen Gestaltungsprozess zu den wichtigsten Akteuren gehören. Ferner wird der Begriff des Pluralismus näher beleuchtet und die verschiedenen Arten von Interessengruppen sowie ihre Funktion in der Gesellschaft erläutert. Im ersten Abschnitt soll die Beziehung zwischen Interessengruppen und Regierung dargelegt werden. Daraufhin werden die Folgen dieser Beziehung und die einflussreichsten Interessengruppen näher erklärt. Im Anschluss wird die Rolle der Zivilgesellschaft, insbesondere die der Nichtregierungsorganisationen, im gesundheitspolitischen Gestaltungsprozess beschrieben. Bevor schließlich näher auf öffentlich-private Partnerschaften sowie ihre Merkmale, Entstehung und Nachteile eingegangen wird, werden die Funktionen, Arten und Interessen von privatwirtschaftlichen Interessengruppen beleuchtet und der Begriff Lobbyismus erklärt.
4.1 Arten von Interessengruppen
In der Gesundheitspolitik gelten alle als Interessentragende, die sich als integraler Bestandteil des Gesundheitswesens verstehen, durch dieses beeinflusst werden und durch Systemreformen oder einen Systemwandel empfindlich tangiert werden (Paprica et al., 2015). Dazu gehören Gesundheitsdienstleistende (Mediziner:innen, Pharmazeutinnen u. Pharmazeuten, Pflegekräfte, Ernährungsberater:innen, Hebammen, Physiotherapeutinnen usw.), Patient:innen und ihre Familienangehörigen, Regierungen, Nichtregierungsorganisationen und die Privatwirtschaft (z. B. Pharmakonzerne und private Gesundheitseinrichtungen). Im Bereich der Gesundheitspolitik sind im Prinzip alle Personen Interessentragende. Die Beziehung zwischen den Akteuren des Gesundheitswesens und der Gesundheitspolitik gestaltet sich sehr schwierig, da die Akteure unterschiedliche Interessen verfolgen und in Bezug auf politische Entscheidungen mal mehr oder weniger einflussreich sind (Paprica et al., 2015).
Obwohl Regierungen und politische Entscheidungstragende den Politikgestaltungprozess steuern, ziehen sie für die Problemerörterung und Datenerfassung häufig externe Gruppen zu Rate. Diese Gruppen versuchen wiederum Einfluss auf Minister:innen und Beamte auszuüben. In den meisten Ländern steigt die Zahl der Lobby- bzw. Interessengruppen, die in Bezug auf Vorschriften und ihre Umsetzung Druck auf Regierungen ausüben (Daly et al., 2020).
Interessengruppen sind in verschiedensten Bereichen aktiv: Manche sind gemeinschaftsorientiert, religiös motiviert oder setzen sich für karitative Zwecke oder die Industrie ein, um nur einige wenige Beispiele zu nennen. Diese Gruppen wenden unterschiedliche Strategien an. Beispielsweise pflegen sie Beziehungen zu mächtigen Politiker:innen, mobilisieren die Medien, bieten Menschen eine Bühne für öffentliche Diskussionen oder beraten Oppositionsparteien dahingehend, wie sie die Politik der Regierung kritisieren können (Daly et al., 2020). Manche Interessenträger:innen sind weitaus einflussreicher als andere. Für die Gesundheitspolitik stellt das medizinische Fachpersonal in den meisten Ländern die wichtigste Interessengruppe außerhalb der Regierung dar (Daly et al., 2020). Im Zeitalter des Internets hat diese Interessengruppe jedoch an Bedeutung verloren, weil sich auch die Beziehung zwischen Ärzteschaft und Patient:innen verändert hat. Mittlerweile lassen sich Letztere deutlich weniger von Mediziner:innen in ihrem Verhalten beeinflussen (Gerber & Eiser, 2001). Deren Einfluss in der Gesundheitspolitik ist jedoch nach wie vor erheblich (Daly et al., 2020).
Schlüsselbegriffe
Wer sich diesem komplexen Thema widmet, sollte wissen, wie die Begriffe Interessengruppen, Zivilgesellschaft und Diskursgemeinschaft definiert werden. Das vorrangige Ziel von Interessengruppen ist es, Interessen zu vertreten bzw. in Bezug auf gewisse Themen und/oder Probleme Druck auf die Regierung auszuüben. Der Begriff Interesse steht in diesem Zusammenhang für einen bestimmten Standpunkt zu einer Sache sowie für ideologische, soziale oder politische Ideale, ökonomische Vorteile oder Macht. Demzufolge können sich zwei Gruppen für das gleiche Thema stark machen, jedoch unterschiedliche Ansichten dazu vertreten. Zum Beispiel leisten Interessengruppen, die in Gesundheitseinrichtungen aktiv sind und sich für Patient:innen einsetzen, patientenorientierte Aufklärungs- und Lobbyarbeit und stellen ein Unterstützungsangebot bereit. Demgegenüber stehen Interessengruppen im Dienst von Krankenhäusern, die zwar in denselben Einrichtungen aktiv sind, aber in Bezug auf die Patientenversorgung einen anderen Standpunkt vertreten (Rose, 2013).
 Die Zivilgesellschaft ist auch eine Art Interessengruppe. Sie wird als Gruppe oder Organisation definiert, die größer als eine Familie/Hausgemeinschaft ist und unabhängig von der Regierung existiert. Die Zivilgesellschaft kann in die Öffentlichkeitspolitik eingebunden sein (z. B. ist ein Sportverein eine Organisation der Zivilgesellschaft), das ist aber nicht zwingend der Fall (Buse et al., 2012). Lobbygruppen sind in der Regel nicht Teil der Zivilgesellschaft (Murphy, 2012). Diskursgemeinschaften sind politisch orientierte Gemeinschaften, die sich durch gemeinsame Werte auszeichnen und in Bezug auf ein Problem, dessen Definition und Ursachen dieselbe Auffassung teilen. Interne Gruppen (d. h. innerhalb einer Regierung) sind wiederum Interessengruppen, die Strategien zur Erhöhung und Verbesserung ihres Status verfolgen (Murphy, 2012). Sie dürfen rechtmäßig am Politikgestaltungsprozess mitwirken. Interessengruppen (bzw. Lobbygruppen) sind eine Art zivilgesellschaftliche Gruppe, die Einfluss auf die Politik nehmen will (Buse et al., 2012). Als Teil des Politikgestaltungsprozess verfolgen sie mit ihrem Handeln eine bestimmte Absicht. Interessengruppen sind demzufolge politische Gemeinschaften, die gegründet werden, um sich für gemeinsame Ziele und Interessen einzusetzen (Kogan, 2018).
Nachfolgend werden weitere Interessengruppen beschrieben:
·  Interessennetzwerke. Dabei handelt es sich um kleine, beständige und exklusive politische Vereinigungen, zu denen üblicherweise Verwaltungspersonal, Einrichtungen, Legislativausschüsse und Lobbygruppen (z. B. für die Rüstungsbeschaffung) zählen (Maloney et al., 1994, zitiert nach Buse et al., 2012).
· Beratungsnetzwerke. Beratungsnetzwerke sind lose, unbeständige Netzwerke, die über eine große Anzahl an Mitgliedern verfügen und im Politikgestaltungsprozess in der Regel eine beratende Funktion einnehmen (Maloney et al., 1994).
· Nichtregierungsorganisationen (NGOs). Hierzu zählen prinzipiell alle gemeinnützigen Organisationen außerhalb der Regierung (Buse et al., 2012). Mittlerweile wird der Begriff NGO immer öfter für strukturierte, dienstleistungsorientierte Organisationen verwendet (Tallberg et al., 2018). 
· Politische Vereinigungen (Subsysteme). Darunter fallen relativ beständige Gruppen von Individuen und Organisationen, die in einem abgegrenzten Bereich der Öffentlichkeitspolitik, z. B. in der Gesundheitspolitik, aktiv sind. In der Gesundheitspolitik gibt es ebenso abgegrenzte Subsysteme, wie den Bereich der psychischen Gesundheit, für den es eigene politische Vereinigungen gibt (Buse et al., 2012).
· Sektorgruppen. Diese Art von Interessengruppe hat es sich zum Ziel gesetzt, die Interessen einer Gesellschaftsschicht zu schützen und zu fördern (Richardson, 2000).
· Soziale Bewegung. Dabei handelt es sich um Personengruppen, deren Mitglieder dieselbe Einstellung zu bestimmten Themen haben. Sie möchten mit ihrer Meinung andere Personen beeinflussen, sind aber nicht in einer Organisation zusammengeschlossen. Bekannte Beispiele für soziale Bewegungen sind die schwarze Bürgerrechtsbewegung in den USA, der Feminismus, die LGBTQ+-Bewegung und Personen, die sich für den Umweltschutz engagieren (Burstein & Linton, 2002).
Management der Interessentragenden
Zu Beginn des Politikgestaltungsprozesses werden die Interessenträger:innen ermittelt. Deren Bestimmung ist ein sich wiederholender Prozess. Im Laufe des Politikgestaltungsprozesses werden möglicherweise neue Interessentragende ermittelt und einbezogen, während bereits bestehende Personen womöglich das Interesse verlieren (Pedrini & Ferri, 2019).
Nachdem die Interessentragenden identifiziert wurden, sollte ein Verzeichnis erstellt werden. In diesem Verzeichnis werden die für eine bestimmten Vorschrift relevanten Personen, ihre konkreten Interessen, ihr Einflussbereich und ihr Einfluss auf die Vorschrift festgehalten (Eskerod & Jepsen, 2013; Pedrini & Ferri, 2019). Im Idealfall sollte das Verzeichnis zu Beginn des Politikgestaltungsprozesses erstellt werden. Dadurch wird gewährleistet, dass die Interessenträger:innen sachgemäß eingebunden und beobachtet werden (Pedrini & Ferri, 2019). Das Verzeichnis enthält üblicherweise folgende Informationen: Name, Anrede, Funktion, Zuständigkeitsbereich, Interesse, Art der Einflussnahme, Ansprüche, Erwartungen, Kontaktinformationen und Kommunikationsbedürfnisse/Häufigkeit. Interessenträger:innen können durch Einsicht in bereits bestehende Dokumente, Vergleichsinformationen, Gespräche mit Sachkundigen und gemeinsames Brainstorming ermittelt werden (Eskerod & Jepsen, 2013). Sie sollten zudem in Bezug auf ihren Einfluss und ihre Interessen, die sich im Laufe der Zeit wandeln können, beobachtet werden (Pedrini, Ferri, 2019).
Stakeholder-Einfluss-Matrix
Für das Management der Interessentragenden wird meist die Stakeholder-Einfluss-Matrix verwendet. Auf dieser Matrix werden die Interessenträger in Gruppen eingeteilt, damit sie effizient verwaltet werden können. Bevor dieses Instrument angewendet wird, sollten alle am Politikgestaltungsprozess beteiligten Personen ermittelt werden. Die Interessentragenden werden entsprechend ihrem Einfluss und Interesse an der vorliegenden Vorschrift auf der Matrix abgebildet.
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Die obige Abbildung zeigt, wie die ermittelten Interessentragenden voneinander getrennt und dann priorisiert werden sollen. Bei Personen, die großen Einfluss und gleichzeitig ein ausgeprägtes Interesse daran haben, dass eine Vorschrift ausgearbeitet, diskutiert, umgesetzt und analysiert wird, handelt es sich meist um Entscheidungsträger:innen. Der Erfolg des jeweiligen Projekts hängt maßgeblich von ihrem Einfluss ab, daher müssen ihre Erwartungen ständig überprüft werden.
Interessentragende, die zwar Einfluss, aber nur ein geringes Interesse an der Vorschrift aufweisen, sollten auf dem Laufenden gehalten werden. Aufgrund ihres erheblichen Einflusses müssen sie trotz ihres Desinteresses zufriedengestellt werden. Esist jedoch Vorsicht geboten: Sollte dies nicht gelingen, könnten sie ihren Einfluss nutzen, um negativ auf die Vorschrift einzuwirken und die Ausarbeitung und/oder Umsetzung der Vorschrift verhindern.
Interessenträger, die über geringe Einflussmöglichkeiten verfügen, aber Interesse an einer Vorschrift haben, sollten angemessen informiert werden. Dieser Personenkreis kann sich für den Politikgestaltungsprozess meist als eine große Hilfe erweisen. Damit keine schwerwiegenden Probleme auftreten, ist eine regelmäßige Kommunikation unabdingbar. Die letzte Gruppe umfasst Interessentragende, die geringen Einfluss auf die Vorschrift und nur wenig Interesse an dieser haben. Diese sollten lediglich beobachtet werden.
Sobald die Interessentragenden in eine der vier Kategorien der Stakeholder-Einfluss-Matrix unterteilt wurden, sollten strategische Überlegungen angestrengt werden, um diese Interessentragenden so gut wie möglich zu involvieren und ihre dauerhafte Unterstützung zu erhalten. Folgende Fragen können dabei hilfreich sein: Welche Beweggründe hat diese Person? Welche Schwerpunktthemen stellen keine Bedrohung für sie dar? Ist diese Person in Bezug auf die Vorschrift eher positiv eingestellt? Falls dies nicht der Fall ist: Wie lässt sich ihre Sichtweise ändern? Nachdem für alle Typen von Interessentragenden Profile erstellt wurden, geht das Management der Interessentragenden in die nächste Phase: die Entwicklung eines Kommunikationsplans.
Pluralismus
Der Pluralismus ist ein Begriff der politischen Theorie, der besagt, dass „Macht in einer Gesellschaft breit gestreut ist, und somit keine Gruppe über die absolute Macht verfügt“ (Buse et al., 2012, S. 101). Pluralist:innen konnten erfolgreich Aufschluss darüber geben, wie der Staat bei der Ausarbeitung politischer Vorschriften als Vermittler eingreifen kann, wenn gegensätzliche Interessen und Gruppen aufeinander treffen (Eck, 2006). Dabei haben sie festgestellt, dass Interessengruppen bei der Entstehung von Vorschriften eine zentrale Rolle spielen (Eck, 2006). Die Anhängerschaft des Pluralismus nimmt an, dass „Eliten bzw. Elitegruppen“ zwar in einer machtvollen Institution wie dem Staat existieren, jedoch „keine Elite bzw. Elitegruppe“ ununterbrochen vorherrschend ist (Eck, 2006; Eklund, 2009). Forschende betonen außerdem, dass Machtquellen wie z. B. Geld, Know-how und Fachwissen in der Gesellschaft ungleich verteilt sind (Eck, 2006; Eklund, 2009). Obwohl allgemein anerkannt ist, dass der Einfluss von Eliten im alltäglichen politischen Geschäft (Low-Level Politics) beschränkt ist, steht der Pluralismus unter Kritik, weil die sogenannten „High-Level Politics“ (z. B. wichtige wirtschaftliche Entscheidungen) oft von einer kleinen Elitegruppe kontrolliert werden, die das bestehende Wirtschaftssystem schützen will (Hassan, 1986). Hier ist der Pluralismus eindeutigen Einschränkungen unterworfen, da Interessengruppen, die die kapitalistische Marktwirtschaft durch eine soziale Marktwirtschaft ersetzen möchten, sehr wahrscheinlich nicht am Politikgestaltungsprozess beteiligt werden (Buse et al., 2012). 
An den Pluralist:innen wurde außerdem Kritik geübt, weil sie die gravierenden Unterschiede nicht erkennen, die zwischen Ländern bestehen. Beispielsweise gibt es in einkommensschwachen Ländern nachweislich kaum inländische Interessengruppen, die Druck auf Regierungen ausüben und den Politikgestaltungsprozess vom Einfluss staatlicher Interessen befreien (Hassan, 1986; Buse et al., 2012). In solchen Ländern wird die Regierung üblicherweise von externen Faktoren wie persönlichen und familiären Beziehungen beeinflusst. Von Minister:innen und Beamten wird erwartet, dass sie ihren Posten nutzen, um die Lebenssituation von Familienmitgliedern oder Stammesgruppen zu verbessern (Hassan, 1986; Eklund, 2009; Buse et al., 2012). Allerdings waren zwischen den 1980er und 1990er Jahren auch in Ländern mit niedrigem Einkommensniveau immer öfter Interessengruppen aktiv (Hulme & Edward, 1997). Ein Vergleich mit Interessengruppen in einkommensstarken Ländern zeigt, dass sie im Politikgestaltungsprozess tatsächlich seit sehr langer Zeit eine wichtige Rolle spielen (Hulme & Edward, 1997).
Zum Beispiel ist die Zahl der NGOs in Afrika exponentiell angestiegen (Matthews, 2017). Allein in Südafrika sind mehr als 100.000 NGOs registriert. In Kenia ist die Zahl der NGOs zwischen 1997 und 2006 um mehr als 400 Prozent gestiegen (Matthews, 2017). In vielen Ländern ist dieser Anstieg auf die weniger stark ausgeprägte Elitestruktur und ein mangelndes autoritäres Vorgehen des Staats zurückzuführen. Das hilft NGOs, politische und institutionelle Reformen ins Rollen zu bringen, damit sie ihre Dienste bereitstellen können. Geberorganisationen leisten hier einen wertvollen Beitrag, da sie Regierungen zu mehr Verantwortung im Umgang mit ihren Staatsbürger:innen anspornen (Hulme & Edward, 1997, zitiert nach Buse et al., 2012). Sie stellen außerdem finanzielle Unterstützung für NGOs bereit, die in Ländern mit niedrigem Einkommensniveau tätig sind (Hulme & Edward, 1997, zitiert nach Buse et al., 2012). Zum Beispiel erhielt Nigeria im Jahr 2004 für die Bekämpfung von AIDS circa 90 Millionen US-Dollar von der Weltbank (Smith, 2021). Mit dem Großteil des Geldes werden NGOs gefördert, um medizinische Dienste für AIDS-Patient:innen zur Verfügung zu stellen und Druck auf Regierungen auszuüben, damit der Zugang zu antiretroviralen Medikamenten für die Behandlung und Vorbeugung der Krankheit verbessert wird (Smith, 2021).
Interessengruppen
„Interessengruppe“ ist ein Synonym für „Lobbygruppe“. Obwohl es unterschiedliche Definitionen für den Begriff gibt, wird er meist mithilfe der drei folgenden Merkmale beschrieben (Langguth, 2019):


· Einzelpersonen und Organisationen schließen sich freiwillig zusammen
· Bestimmte Ziele, die mit einer Erwartungshaltung verknüpft sind, sollen erreicht werden
· Der Politikgestaltungsprozess soll nicht unterwandert werden. Interessengruppen sollen die Politikgestaltung und staatliche Prozesse vielmehr mit Beiträgen unterstützen
Lobbygruppen sind im Gegensatz zu politischen Parteien nicht daran interessiert, politische Macht auszuüben. Zwar fußt der Beitritt zu einer politischen Partei ebenfalls auf Freiwilligkeit und es werden bestimmte Ziele verfolgt, doch im Mittelpunkt steht dabei der politische Machtgewinn (Langguth, 2019). Es kann jedoch vorkommen, dass eine Lobbygruppe zu einer politischen Partei wird und dann innerhalb der Regierung am Politikgestaltungsprozess teilnimmt (Dudley & Richardson, 1996). Zum Beispiel war die Grüne Partei Deutschlands ursprünglich eine Lobby, die sich für Umweltschutz stark machte. Die meisten Personen waren damals in Gruppen außerhalb der Regierung organisiert, auch wenn manche sehr enge Beziehungen zur deutschen Regierung unterhielten (Langguth, 2019).
Selbstreflektion/Diskussion
Erstellen Sie eine Liste mit Gruppen, die im Bereich der Gesundheitspolitik als „Interessengruppen“ klassifiziert werden könnten.
Verschiedene Arten von Interessengruppen
Interessengruppen werden von Politikwissenschaftlerinnen und -wissenschaftlern in verschiedene „analytische Arten“ unterteilt (Buse et al., 2012). Zwei wichtige Arten sind die Sektorgruppen (manchmal auch als Sektionsgruppen bezeichnet) und Anliegengruppen (Hopkins et al., 2019). Das Hauptziel von Sektorgruppen ist es, die Interessen ihrer Mitglieder und der gesellschaftlichen Gruppierung, die sie vertreten, zu schützen und zu fördern. Anliegengruppen setzen sich wiederum hauptsächlich für ein bestimmtes Thema oder Anliegen ein. Einer Anliegengruppe können alle beitreten, denen das Thema ein besonderes Anliegen ist und die dieses unterstützen möchten, wobei der persönliche Vorteil im Fall einer erfolgreichen Realisierung des Anliegens keine Rolle spielt (Hopkins et al., 2019).
Sektorgruppen sind beispielsweise Gewerkschaften, Betriebsräte und Berufsverbände (Hopkins et al., 2019). Beispiele für Anliegengruppen sind Menschenrechts- und Umweltschutzorganisationen. Vereinfacht ausgedrückt, vertreten Sektorgruppen die Interessen produzierender Unternehmen und der Gemeinwirtschaft. So erhöhen Beschäftigte im Gesundheitswesen, wie Mediziner:innen und Pflegekräfte, die Wahrscheinlichkeit, dass sich die entsprechende Sektorgruppe für die Interessen der Verbraucher einsetzt. Eine Anliegengruppe setzt sich wiederum für eine Sache ein, wie z. B. die Rechte von Patient:innen, die an einer bestimmten Krankheit (z. B. Multiple Sklerose) leiden. Sektorgruppen und Anliegengruppen sind aber nicht immer so einfach voneinander abzugrenzen. Zum Beispiel können Organisationen, die Menschen mit Behinderungen vertreten, sowohl als Sektorgruppe als auch Anliegengruppe betrachtet werden. Diese Gruppen möchten die Situation von behinderten Personen verbessern und gleichzeitig für ihre eigenen Interessen und die Anliegen von Menschen mit besonderen Bedürfnissen bzw. Behinderungen eintreten. Manchmal treten Personen nicht aus Eigeninteresse oder egoistischen Motiven einer Sektorgruppe bei, sondern weil sie wirklich an die Sache glauben und diese unterstützen möchten. Beispielsweise schließen sich Personen, die politisch rechts einzuordnen sind, zu einer Sektorgruppe zusammen, um die Freiheit von Menschen zu schützen, die an öffentlichen Plätzen rauchen wollen. Sie tun dies nicht, weil sie selbst in der Öffentlichkeit rauchen möchten, sondern weil sie überzeugt sind, dass die persönliche Freiheit von niemandem, einschließlich dem Staat, angegriffen werden darf (Hopkins et al., 2019).
Sektorgruppen
Sektorgruppen haben in der Regel die Möglichkeit, mit der Regierung zu verhandeln, da sie für die Wirtschaft des entsprechenden Landes eine wichtige Rolle spielen. Ihr Einfluss und ihre Stellung innerhalb einer Regierung hängt maßgeblich davon ab, inwiefern diese Regierung ihre Stellung als wichtig erachtet. Es gilt zu beachten, dass dieser Einfluss aufgrund der enormen Ressourcen einer Sektorgruppe sehr groß werden kann und sie dadurch möglicherweise mehr Einfluss und Macht ausübt, als sie eigentlich soll. Wenn eine solch mächtige Gruppe eine staatliche Vorschrift ablehnt, kann sie diese anfechten. Zum Beispiel können Gewerkschaften, die sich für die Beschäftigen im öffentlichen Dienst einsetzen, ihre Mitglieder auffordern, in Streik zu treten oder aus der Belegschaft auszutreten, was der Wirtschaft, aber auch dem Ansehen der Regierung schaden würde. Gewerkschaften können außerdem eine etwaige finanzielle Unterstützung für politische Parteien (meist linksgerichtete Parteien) streichen. Die Macht von Interessengruppen wie Gewerkschaften ist eindeutig von Faktoren wie der Wirtschaftsstruktur, dem Lohngefüge, dem Vorhandensein anderer Gewerkschaften usw. abhängig. Beispielsweise können die Angestellten eines großen Unternehmens (auch wenn es nur über wenige Angestellte verfügt) einfacher in einer Gewerkschaft organisiert werden, als die eines kleinen Unternehmens (auch wenn es über viele Angestellte verfügt). Das liegt daran, dass Gewerkschaften bei Verhandlungen mit Unternehmen, die über eine dezentrale Führungsstruktur verfügen, weniger Macht und Einfluss ausüben können als bei Verhandlungen mit zentral geführten Unternehmen (Grant, 1984).
Die Medien (sowohl Massenmedien als auch Online-Medien) sind eine besondere Form von Interessengruppe, die mit dem Ziel der Gewinnmaximierung die Agendasetzung beeinflussen und beim Verkauf von Dienstleistungen eine wichtige Funktion einnehmen kann. Das liegt daran, dass viele Pressekanäle einen engen Kontakt zur Regierung pflegen. Solche Pressekanäle üben den größten Einfluss aus, während andere Portale und Interessengruppen weniger einflussreich sind. Das liegt daran, dass Letztere bei der Politikimplementierung keine wichtige Rolle spielen (Grant, 1984).
In der Gesundheitspolitik werden medizinische Berufe seit jeher als dominant erachtet, weil sie für die Bereitstellung von Gesundheitsleistungen sorgen und bei der Formulierung von gesundheitspolitischen Vorschriften von besonderer Bedeutung sind. In einkommensstarken Ländern können Mediziner:innen ihren Praxisalltag bereits seit geraumer Zeit selbst gestalten. Andere Beschäftigte im Gesundheitswesen, insbesondere Pflegekräfte (egal ob ausgebildete Pflegekräfte oder Hilfskräfte), müssen bei ihrer Arbeit das Einverständnis und die Zustimmung von Mediziner:innen einholen (Grant, 1984). Seit jeher dürfen sie nicht unabhängig arbeiten. Ihre Aufgabe in Gesundheitseinrichtungen besteht vielmehr darin, Ärztinnen und Ärzten unterstützend zur Seite zu stehen. Medizinisches Fachpersonal genießt ein hohes Ansehen und wird aufgrund der kompetenten Beratung bei gesundheitlichen Problemen sehr geschätzt.
Das Gesundheitssystem ist stets auf die Anliegen und Interessen des medizinischen Fachpersonals eingegangen und hat diese begünstigt. Im Vereinigten Königreich sind beispielsweise die Kostenerstattung und die Erstattungssätze des NHS eng an die vertraglich vereinbarten Vergütungssätze von Gesundheitsdienstleistenden geknüpft (Allsop, 1995). Allerdings wurden seit den 1980er Jahren umfassende Strukturreformen umgesetzt, die die Sonderstellung des medizinischen Fachpersonals in Frage gestellt haben. Dies kam besonders in der Politik zum Tragen, die die konservative Regierung in den 1980er und 1990er Jahren im Vereinigten Königreich verfolgte. Die Regierung leitete nicht nur aggressive politische Maßnahmen ein (wie die Vorschrift zum „Internal Market“ des NHS, die von Gesundheitseinrichtungen weitgehend abgelehnt wurde), sondern teilte das Berufsfeld im Jahr 1991 und verkleinerte dadurch den Kompetenzbereich von Mediziner:innen. Ein Beispiel für die Einführung des „Internal Market“ war eine Reform, im Zuge derer Allgemeinmediziner:innen die Möglichkeit erhielten, ihr Budget für die freiwillige Krankenhausbehandlung und die Arzneimittelkosten ihrer Patienten beizubehalten. Die Gewerkschaft hatte dem wenig entgegenzusetzen, da eine große Anzahl der Mediziner:innen dies befürwortete (Allsop, 1995).
Wenn politische Trends näher beleuchtet werden, wird klar, dass die Interessengruppen des medizinischen Fachpersonals in einkommensstarken Ländern ihren Einfluss teilweise eingebüßt haben, d. h. Ärztinnen und Ärzte in Krankenanstalten wird weniger Autonomie gewährt. Auch das Monopol im Bereich der Gesundheitsdienste wurde weitgehend aufgebrochen (Mediziner:innen konnten früher selbst bestimmen, wie sie Gesundheitsdienste in Krankenanstalten bereitstellten) (Johnson, 1995). Allerdings üben die Interessengruppen noch immer einen erheblichen Einfluss auf die Gesundheitspolitik aus, da das medizinische Fachpersonal und die Gesundheitseinrichtungen, für die sie eintreten, wichtige Säulen des Gesundheitswesens und wichtige Erfolgsfaktoren für die Politik darstellen (Johnson, 1995, zitiert nach Buse et al., 2012).
Anders als in Ländern mit hohem Einkommensniveau üben Gewerkschaften und Berufsverbände in einkommensschwachen Ländern keinen Einfluss auf die Gesundheitspolitik aus (Walt, 1994). Das liegt darin begründet, dass durch die öffentliche Hand bereitgestellte und bezahlte Gesundheitsleistungen (auch vorbeugende Behandlungen) meist vom Gesundheitspersonal in der Grundversorgung und von Pflegekräften in medizinischen Versorgungszentren, öffentlichen Krankenhäusern und Erstversorgungszentren angeboten werden. In diesen Ländern arbeiten Mediziner:innen meist in Privatpraxen und stellen ihre Dienste lediglich einer kleinen urbanen Elite (die Abrechnung erfolgt bar oder über eine Versicherung) zur Verfügung. Folglich beeinflussen Ärzte in diesen Ländern die gesundheitspolitischen Vorschriften. Sie organisieren sich hierfür aber nicht in Gewerkschaften oder medizinischen Berufsverbänden, sondern engagieren sich im Gesundheitsministerium, dem der Gesundheitsminister bzw. die Gesundheitsministerin vorsteht.
Anliegengruppen
Anliegengruppen werden gegründet, um Themen zu propagieren, die nicht unbedingt nur ihre Mitglieder betreffen, aber für sie von Interesse sein könnten (Buse et al., 2012). Ein konkretes Beispiel sind Menschen, die an AIDS erkrankt sind und eine Interessengruppe gründen, weil sie persönlich betroffen sind und auf Vorschriften einwirken möchten, die mit der Krankheit in Zusammenhang stehen. Andererseits ist es aber auch möglich, dass sich Menschen, die unterschiedliche Überzeugungen vertreten und aus unterschiedlichen Verhältnissen stammen, zu einer Organisation zusammenschließen. Beispiele hierfür sind Greenpeace, eine Organisation, die sich für Umwelt- und Artenschutz einsetzt (Suciyanto, 2016), Amnesty International, eine Organisation, die Menschenrechtsverletzungen aufdeckt und Mèdecins Sans Frontières/Ärzte ohne Grenzen, eine Hilfsorganisation, die in Krisen- und Kriegsgebieten auf der ganzen Welt medizinische Nothilfe bereitstellt (Samarasekera, 2021).Kyoto-Protokoll der Vereinten Nationen
Dieses internationale Abkommen ist ein Zusatzprotokoll zur Ausgestaltung der Klimarahmenkonvention der Vereinten Nationen (UNFCCC) aus dem Jahr 1992. Es basiert auf einem wissenschaftlichen Konsens zur Klimaerwärmung und verpflichtet die teilnehmenden Länder, ihre Treibhausgasemissionen/ihren CO2-Ausstoß zu reduzieren.

Anliegengruppen entstehen in der Regel spontan, wenn Einzelpersonen für ihre Werte und Überzeugungen eintreten (Petracca, 2018). Es gilt jedoch zu beachten, dass manche dieser Anliegengruppen eigentlich „Front Groups“ (dt. Tarngruppen) sind, die von großen Konzernen und Unternehmen gegründet werden, damit diese in öffentlichen Diskussionen ihren Standpunkt auf überzeugende und sympathische Weise vertreten können (Petracca, 2018). Die Mitarbeitenden in den PR-Abteilungen großer Unternehmen und Konzerne sind der Ansicht, dass ihre Botschaften von der breiten Öffentlichkeit besser aufgenommen werden, wenn sie von einer scheinbar unabhängigen Gruppe klar dargelegt werden. Zum Beispiel lancierte die Global Climate Coalition (GCC, dt. Globale Klimakoalition) eine Kampagne gegen das 1997 verabschiedet Kyoto-Protokoll der Vereinten Nationen. Für die Öffentlichkeit war es jedoch nicht sofort offenkundig, dass die finanziellen Mittel für diese Koalition von der Automobil- und Ölindustrie bereitgestellt wurden (van der Gaast, 2017). Ein anderes Beispiel wäre die Tabakindustrie, die in vielen Ländern weltweit aktiv libertäre Organisationen finanziert. Diese Organisationen treten gegen staatliche Regulierung ein, indem sie darauf beharren, dass Nikotinabhängige das Recht haben, überall uneingeschränkt rauchen zu dürfen (Hook & Rose Markus, 2020). 
Ähnlich verhält es sich mit der Lebensmittelindustrie und verwandten Branchen, die scheinbar unabhängige und unbefangene Forschungseinrichtungen finanzieren, darunter die Sugar Research Organization und das International Life Sciences Institute. Diese finanzielle Abhängigkeit kann jedoch die Forschungsergebnisse beeinträchtigen und zu Verzerrungen führen. Solche Einrichtungen sind zudem auch in der Lage, unerwünschte Erkenntnisse zu verwerfen und sogar irreführende Informationen zu veröffentlichen (Steele et al., 2019).
Im Laufe der letzten 25 Jahre ist die Zahl der Mitglieder von Interessengruppen in westlichen Ländern angestiegen, während politische Parteien immer weniger Mitglieder verzeichnen (Gillette, 1983). Politikwissenschaftler:innen sehen den Grund hierfür in einer zunehmenden Desillusionierung, die sich bei vielen Menschen in Bezug auf die traditionell politisch rechts und links gerichteten Parteien eingestellt hat, sowie die Unnahbarkeit von Mandatstragenden, die auch in demokratisch geführten Ländern vorkommt und besonders von jungen Menschen kritisiert wird. Darüber hinaus sind viele Menschen der Meinung, dass die traditionellen Parteien wichtige Themen, von denen sie betroffen sind, wie den Klimawandel, weitgehend ignorieren bzw. als unwichtig einstufen (Gillette, 1983).
Selbstreflektion/Diskussion
 Welche wichtigen Ressourcen benötigen Interessentragende, um etwas zu bewirken? Was wollen sie erreichen? Zählen Sie alle Interessenträger:innen auf, die Ihnen einfallen, und notieren Sie deren Ressourcen und mögliche Merkmale (Buse et al., 2012).
Interne und externe Interessengruppen
 Interessengruppen können entsprechend ihrer staatlichen Anerkennung und der Rechtsgültigkeit ihrer Vorgehensweisen und Ziele analysiert werden. Grant (1984) betont, dass Interessengruppen diesbezüglich in zwei Kategorien eingeteilt werden können: interne und externe Gruppen. Eine interne Gruppe gehört offiziell keiner Regierungsstelle an, wird jedoch vom Staat als rechtmäßige Vereinigung betrachtet, die regelmäßig zu Rate gezogen wird und sich an die „Spielregeln“ hält. Wird eine solche Gruppe beispielsweise in einen Regierungsausschuss aufgenommen, muss sie sich an die Verschwiegenheitspflicht halten und darf keine Informationen aus den Diskussionen weitergeben, bis die zuständigen Minister:innen dies erlauben bzw. in Bezug auf die Bekanntgabe der politischen Richtung grünes Licht geben (Grant, 1984). Interne Interessengruppen sind daher maßgeblich an der Ausarbeitung politischer Vorschriften, die ihren Fachbereich betreffen, beteiligt. In der Gesundheitspolitik werden Sachkundige und Expertengruppen, wie z. B. Berufsverbände für Pflegekräfte und Mediziner:innen, konsultiert und manchmal in den Politikgestaltungsprozess eingebunden, auch wenn ihre Forderungen nicht unterstützt werden (Grant, 1984). Beispielsweise genießt der Gewerbeverband der britischen Pharmaindustrie (ABPI, Association of the British Pharmaceutical Industry) im Gesundheitsministerium „Insider-Status“, weil das Ministerium als Teil der Regierung die pharmazeutische Industrie in Großbritannien fördern und gleichzeitig sicherstellen möchte, dass Medikamente sicher, wirksam und für alle Patientinnen und Patienten schnellstmöglich verfügbar sind (Buse et al., 2012; Mulinari & Ozieranski, 2018). Der ABPI, hochrangige Beamte und Minister:innen halten regelmäßig Sitzungen ab, um über gesetzliche Vorschriften zu Medikamenten und deren Bepreisung zu diskutieren (Mulinari & Ozieranski, 2018).
Bei externen Interessengruppen handelt es sich wiederum um Organisationen, die eine maßgebliche Beteiligung an staatlichen Prozessen aus strategischen Gründen ablehnen. Manche werden zudem nicht als legitime Partner für den Politikgestaltungsprozess erachtet (Grant, 1984).
Ein Paradebeispiel für eine externe Gruppe, die aktuelle Gesundheitsdebatten prägt, sind Abtreibungsgegner:innen. Sie werden aufgrund ihrer extremen Ansichten und entsprechenden Aktionen (insbesondere gegen Abtreibungskliniken und ähnliche Einrichtungen) nicht in den Politikgestaltungsprozess eingebunden (Grant, 1984). Eine bekannte externe Gruppe ist auch das australische BUGA.UP-Kollektiv (Billboard Utilising Graffitists Against Unhealthy Promotions), das 1979 in Sydney gegründet wurde und sich durch Protestaktionen einen Namen gemacht hat. Im Zuge dieser Aktionen entfremden sie (wenn auch illegal) Werbeplakate für ungesund eingestufte Produkte, insbesondere Tabakerzeugnisse und alkoholische Getränke. Mit ihrer Vorgehensweise möchten sie die tabak- und alkoholbezogene Werbung verändern und die gesundheitlichen Schäden für die Bevölkerung eindämmen.
Es ist möglich, dass sich die Vorgehensweisen von Interessengruppen im Laufe der Zeit verändern (Buse et al., 2012). Ein Beispiel hierfür ist Greenpeace. In ihrer Entstehungsphase versuchte die Organisation mit Protestaktionen auf Umweltschutzthemen aufmerksam zu machen. Bekanntermaßen brachte sie die Aktivitäten von Walfangschiffen fast zum Erliegen. In jüngster Zeit hat sich Greenpeace jedoch für eine weniger öffentliche und weniger konfrontative Strategie entschieden, die ausschließlich auf soliden wissenschaftlichen Erkenntnissen beruht. Im Zuge dieses Erneuerungsprozesses hat die Organisation intensive Beziehungen zu einigen Regierungen in allen Teilen der Welt aufgenommen. Trotzdem wird sie nicht als vollumfänglich interne Interessengruppe wahrgenommen (Susanto, 2017). Solche Gruppen, die ihre Strategie oder Haltung ändern, werden als Schwellengruppen bezeichnet (Chapman, 1996). Einschlägige Forschungsarbeiten zur Entstehung von Vorschriften im Bereich HIV/AIDS zeigen deutlich, welch bedeutende Rolle externe Interessengruppen spielten, um die AIDS-Epidemie im Vereinigten Königreich und den Vereinigten Staaten von Amerika (USA) in den Blickpunkt der Öffentlichkeit zu rücken (Seckinelgin, 2002). Sie führen auch vor Augen, wie diese Gruppen ihre Expertise und das Wissen über die Krankheit nutzten, um Druck auf Regierungen auszuüben, damit die Epidemie die notwendige Aufmerksamkeit erhält (Seckinelgin, 2002). Als sich die Situation verbesserte, wurden diese Organisationen vermehrt in die Politikgestaltung und Bereitstellung von Gesundheitsleistungen eingebunden. Auch wurden ihnen Einblicke in interne Abläufe gewährt. In manchen Fällen werden externe Gruppen zu internen Gruppen, weil sie für die Bereitstellung von Diensten verantwortlich sind, die von der Regierung oder internationalen Geldgebenden finanziert werden. Die Geschichte kann sich in einkommensschwachen Ländern wiederholen, in denen externe Gruppen einen hohen Stellenwert haben. Ein Beispiel hierfür sind Gruppen in Südafrika, die Therapiemaßnahmen kritisieren. Sie beklagen, wie Pharmaunternehmen von Medikamenten für AIDS-Patientinnen und -Patienten profitieren und üben Druck aus, damit billige, staatlich zugelassene Generika nicht mehr importiert werden (Seckinelgin, 2002, zitiert nach Buse et al., 2012).
Selbstreflektion/Diskussion
Suchen Sie Informationen zu Interessengruppen, die im Gesundheitswesen tätig sind (z. B. Gruppen, die in einem Bereich der Gesundheitsversorgung aktiv sind, der Sie persönlich interessiert). Versuchen Sie ihre Strategien und Aktivitäten nachzuvollziehen und finden Sie heraus, ob es sich dabei um interne oder externe Interessengruppen oder vielleicht sogar um Schwellengruppen handelt (Buse et al., 2012).
Womit beschäftigen sich Interessengruppen?
Kurz gesagt spiegeln die verschiedenen Arten von Interessengruppen die Bandbreite an Aufgaben wider, die eine Gesellschaft übernehmen kann. Peterson (1999) stellt fest, dass Interessentragende in einer Gesellschaft die folgenden sieben Aufgaben übernehmen können (Peterson, 1999, zitiert nach Buse et al., 2021):
1. Beteiligung. Wahlen finden in demokratisch geführten Ländern relativ selten statt und sind eine Form der indirekten Bürgerbeteiligung an Themen, die die Öffentlichkeit betreffen. Interessengruppen bieten den Wahlberechtigten eine weitere Möglichkeit, sich an der Politik zu beteiligen und den Politiker:innen ihre Meinung mitzuteilen.
1. Vertretung. Politische Entscheidungstragende haben ein Ohr für die Ansichten unterschiedlicher Interessengruppen, die das für die Ausarbeitung und Umsetzung von Vorschriften in Frage kommende Meinungsspektrum erweitern.
1. Politische Bildung. Durch politische Bildung lernen Mitglieder von Interessengruppen, wie Politik funktioniert.
1. Motivation. Interessengruppen zeigen neue Probleme auf, indem sie die Aufmerksamkeit von Regierungen und der Allgemeinheit auf sie lenken. Interessentragende können Regierungen zusätzliche Informationen liefern, damit diese ein Problem aus unterschiedlichen Blickwinkeln betrachten können. In manchen Fällen leisten Interessengruppen Beiträge zur Politikgestaltung, indem sie wissenschaftliche und politische Tätigkeiten ausführen.
1. Mobilisierung. Interessengruppen üben Druck auf Regierungen aus, damit neue Vorschriften formuliert und umgesetzt werden (z. B. indem sie das Medieninteresse für ein bestimmtes Thema wecken).
1. Kontrolle. Indem Interessengruppen das Verhalten und die Arbeit von Regierungen engmaschig kontrollieren, fällt es der Öffentlichkeit leichter, politische Entscheidungstragende zur Rechenschaft zu ziehen und zu prüfen, ob politische Zusagen eingehalten wurden. Interessengruppen ziehen auch Privatunternehmen und multinationale Konzerne für ihr Handeln zur Verantwortung, wenn Regierungen dies nicht tun.
1. Bereitstellung von Ressourcen. Interessengruppen nutzen ihr Wissen, um Dienste mit oder ohne staatliche Finanzierung bereitzustellen (z. B. Missionswerke).
Darüber hinaus sind diese Gruppen an der Auftragsvergabe und Durchführung wissenschaftlicher Forschungsarbeiten beteiligt. Sie bieten fachliche Beratung an und drohen Regierungen und multinationalen Konzernen mit rechtlichen Schritten bzw. leiten diese ein (Peterson, 1999, zitiert nach Buse et al., 2021). Beispielsweise spielten zivilgesellschaftliche Organisationen in einem Gerichtsverfahren gegen die südafrikanische Regierung eine wichtige Rolle, als sie diese dazu zwangen, antiretrovirale Medikamente flächendeckend verfügbar zu machen (Hoen, 2011).
Die Beziehung zwischen Staat und Interessengruppen 
Auf dem Gebiet der Gesundheitspolitik tätige Forschende haben festgestellt, dass Einzelpersonen und Organisationen, die in einem bestimmten Bereich der Gesundheit ausgebildet bzw. daran interessiert sind, bei der politischen Agendasetzung eine wichtige Funktion einnehmen (Paprica et al., 2015). Infolgedessen können bei der Erarbeitung von gesundheitspolitischen Themen eine große Zahl an Akteuren/Interessentragenden involviert sein. Die Beteiligten, ihre Beweggründe und ihre Beziehung untereinander sind Gegenstand vieler Untersuchungen (Paprica et al., 2015). Diese Untersuchungen sind zu unterschiedlichen Zeiten mit den Begriffen „Problemnetzwerk“, „Politiknetzwerk“, „Politik-Community“ und „politische Subsysteme“ assoziiert worden (Peterson, 1999). 
Die Definition und Klassifizierung von Interessengruppen ist nicht immer eindeutig und kann Verwirrung stiften (Marsh & Rhodes, 1992). Wer zwischen formellen und informellen Beziehungen sowie zwischen Regierung und externen Interessentragenden unterscheiden möchte, sollte die unterschiedlichen politischen Subsysteme bzw. Netzwerke ermitteln, mit denen sie interagieren. Ein politisches Subsystem bzw. ein Politiknetzwerk ist vereinfacht ausgedrückt ein identifizierbarer Teilbereich des politischen Entscheidungsfindungsprozesses (Marsh & Rhodes, 1992). In der Gesundheitspolitik unterscheidet sich beispielsweise die Gestaltung von Vorschriften im Bereich der Reproduktionsmedizin stark von der für die Finanzierung des Gesundheitswesens relevanten Vorschriftenformulierung. Außerdem sind jeweils unterschiedliche Interessentragende und Akteure beteiligt (Omar et al., 2010).
Einige Subsysteme sind Teil des „eisernen Dreiecks“. Dabei handelt es sich um eine sehr stabile, aber höchst exklusive Beziehung zwischen Politik, Verwaltung und Wirtschaft (Omar et al., 2010). Ein gutes Beispiel hierfür ist die Rüstungsbeschaffung. In diesem Fall bilden das Militär (Endkundschaft), die Regierung und der Waffenliefernde ein „eisernes Dreieck“. Andere Subsysteme sind meist größer (mehr Akteure sind beteiligt), instabiler und die Grenzen der Beteiligten verschwimmen (z. B. im Bereich der Familienpolitik) (Shankardass et al., 2018). Die Herausforderungen in den 1980er Jahren führten in Großbritannien dazu, dass die Medizinerschaft vermehrt in Politiknetzwerke eingebunden wurde (Hutchison et al., 2011). Die Zahl und der Raum, den Bedarfsträgergruppen (sogar Verbrauchergruppen) einnehmen, sind im Vergleich zu Gruppen, die Berufe vertreten, relativ klein (Hutchinson et al., 2011).
Marsh und Rhodes (1992) unterscheiden zwischen Politiknetzwerken und „Problemnetzwerken“. Erstere betrachten sie als stark in die Politikgestaltung eingebundene Netzwerke, die sich durch Stabilität, exklusive und eng gefasste Interessen sowie eine langfristige Beständigkeit auszeichnen. Letztere nehmen in der Politikgestaltung eine beratende Funktion ein. Sie zeichnen sich durch Instabilität und eine große Anzahl an Mitgliedern aus, die sich Vorteile erhoffen (Marsh & Rhodes, 1992).
Das Hauptanliegen von Politiknetzwerken besteht darin, dass die Beteiligten auf formellem oder informellem Weg ständig miteinander in Kontakt sind (Lewis, 2005, zitiert nach Buse et al., 2012). In der Gesundheitspolitik umfassen diese Beteiligten Organisationen und Einzelpersonen wie Ärztinnen und Ärzte (medizinisches Fachpersonal), Endverbraucher (Patientinnen und Patienten), die breite Öffentlichkeit, Forschende (Laboratorien, Hochschulen, Sozialwissenschaften usw.), Presseschaffende (Journalistinnen und Journalisten, Politikanalyst:innen), Unternehmen (Pharmakonzerne, Hersteller medizinischer Geräte), Gesundheitseinrichtungen (private und öffentliche Krankenhäuser und Ambulanzen), Versicherungsunternehmen, Regierungen, Entscheidungstragende (Politiker:innen) und Organisationen (auf nationaler und internationaler Ebene). Abhängig vom vorliegenden Problem beteiligen sich diese Gruppen mehr oder weniger am Politikgestaltungsprozess (Lewis, 2005, zitiert nach Buse et al., 2012).
Die Beteiligten eines Politiknetzwerkes müssen nicht unbedingt einer Meinung sein. In gesundheitspolitischen Netzwerken, die in einkommensstarken Ländern aktiv sind, kommt es vermehrt zu Konflikten zwischen staatlichen Akteuren und einflussreichen Interessengruppen, die Gesundheitsdienstleistende und bestimmte Gemeinschaften vertreten (Lewis, 2005, zitiert nach Buse et al., 2012). Diese Gruppen befinden sich in einer vergleichsweise günstigen Position, um die Kluft zwischen der breiten Öffentlichkeit und den politischen Entscheidungstragenden zu überbrücken.
Es gibt zwei Beweggründe für das Handeln von Gruppen, die einem politischen Subsystem bzw. Netzwerk angehören und an der Politikgestaltung beteiligt sind (Howlett & Ramesh, 2003).
1. Wissen und Know-how
2. Besondere Interessen
Daher entstehen im Zuge der allgemeinen Politik Diskursgemeinschaften (auch als „Erkenntnisgemeinschaften“ bezeichnet). Die Mitglieder solcher Gemeinschaften teilen dieselben Werte, beschäftigen sich mit denselben Problemen und legen ihnen dieselben Definition und Ursachen zugrunde (Howlett & Ramesh, 2003). Sie zeichnen sich in der Regel dadurch aus, dass sie mit Vorschlägen zu gesetzlichen Vorschriften und den daraus resultierenden Reaktionen nicht einverstanden sind. „Interessennetzwerke“ setzen sich für ein gemeinsames, wichtiges Anliegen ein (Howlett & Ramesh, 2003). Sowohl Diskursgemeinschaften als auch Interessennetzwerke sind Teil des gesundheitspolitischen Subsystems, da ihre Interessen und Anschauungen bei der Politikformulierung eine wichtige Rolle spielen (Howlett & Ramesh, 2003). Wenn Diskursgemeinschaften und Interessennetzwerke stabil und gut vernetzt sind und geschlossen auftreten, wird es für politische Subsysteme schwierig, neue Vorschläge einzubringen. Das gemeinsame Verständnis in Bezug auf ein politisches Problem und die daraus resultierenden möglichen Lösungen sind schwer zu verändern, wenn sie von allen Beteiligten akzeptiert wurden (Howlett & Ramesh, 2003). Ein Beispiel für eine Diskursgemeinschaft ist PETA (People for the Ethical Treatment of Animals), eine Organisation, die systemimmanente Tierquälerei beenden möchte und die Rechte von Tieren in den täglichen Entscheidungen und in der Politik und deren Umsetzung stärken will (Cherry, 2016). Ein Beispiel für ein Interessennetzwerk ist Medicines for Malaria Venture (MMV). Das erklärte Ziel dieser Organisation ist es, Malaria durch die Erforschung, Entwicklung und Bereitstellung neuer, wirksamer und erschwinglicher Medikamente zu bekämpfen (Hentschel & Itoh, 2003).
Interessengruppen und ihr Einfluss
Interessengruppen der Wirtschaft (z. B. Pharmakonzerne), gefolgt von gewerkschaftlichen Interessenvertretungen (z. B. Berufsverbände für Mediziner:innen) werden in weiten Teilen der Öffentlichkeits- und Gesundheitspolitik als die wichtigsten Interessengruppen erachtet. Dies liegt daran, dass Kapital und Arbeit für die Konjunktur von tragender Bedeutung sind (Fraussen, 2020). In Ländern, in denen die freie Marktwirtschaft die geltende Wirtschaftsordnung ist, befinden sich die Produktionsmittel im Besitz der Wirtschaftstreibenden, d. h. sie gehören nicht dem Staat. Aus diesem Grund können Unternehmen der Regierung gegenüber viel Einfluss geltend machen, ein Trend, der sich mit der Globalisierung noch verstärkt hat: Internationale Konzerne üben Macht aus, indem sie Produkte und Kapital von einem Land ins nächste transferieren und dadurch die negativen Auswirkungen gesetzlicher Vorschriften umgehen (Fraussen, 2020). Es gilt außerdem zu beachten, dass Unternehmen praktisch erklärtermaßen über die meisten Mittel verfügen, um strategisch auf die Politik Einfluss zu nehmen.
Im gesundheitspolitischen Umfeld werden viele verschiedene vorgebliche und kommerzielle Interessen verfolgt (Silva et al., 2018). Tatsächlich haben politische Entscheidungstragende in Gesundheitssystemen, in denen Dienstleistungen in privat verwalteten Einrichtungen erbracht werden, weitreichende Verbindungen zur Privatwirtschaft, deren Akteure neue Ideen und Praktiken an öffentliche Einrichtungen weitergeben (Silva et al., 2018). Abgesehen vom medizinischen Fachpersonal üben allerdings auch Regierungen immer noch einen erheblichen Einfluss auf die Politikgestaltung im Gesundheitswesen aus (Varone et al., 2018). Dies lässt sich auf die öffentlichen Gelder und die Dienste zurückführen, die in den meisten Ländern (vor allem mit hohem Einkommensniveau) bereitgestellt werden (Buse et al., 2012). Der Einfluss der Mediziner:innen ist deshalb so groß, weil sie über ein umfassendes medizinisches Fachwissen verfügen und die Bereitstellung ihrer Dienste steuern können (Varone et al., 2018). Die Rückmeldungen von Patientinnen und Patienten und die Interessen der breiten Öffentlichkeit werden allerdings immer öfter außer Acht gelassen und anerkannt (Alford, 1975, zitiert nach Buse et al., 2012).
Der Soziologe Robert Alford führte im New York der 1960er und frühen 1970er Jahre Studien zu einer Kuranstaltsreform durch und fand heraus, dass es im Gesundheitswesen einkommensstarker Länder drei Interessengruppen gibt, die ein strukturbedingtes und natürliches Interesse an der Politikgestaltung im Gesundheitswesen haben (Alford, 1975, zitiert nach Buse et al., 2012). Diese Gruppen sind wie folgt:
1. Die Berufsmonopolistinnen und -monopolisten: Mediziner:innen und (bis zu einem gewissen Grad auch) anderes medizinisches Fachpersonal, deren vorrangige Interessen durch die sozialen und politischen Strukturen der Regierung und die aktuelle Gesundheitspolitik gestützt werden.
2. Die kommerziellen Rationalisierenden: Personen, die Berufsmonopole in Frage stellen, indem sie ähnliche Strategien wie Berufsgruppen verfolgen, z. B. die sinnvolle Nutzung von Gesundheitseinrichtungen, die effiziente Bereitstellung medizinischer Versorgung und die Anwendung hochmoderner chirurgischer Methoden (statt Maßnahmen nach ärztlichem Gutdünken). Dabei kann es sich unter anderem um private Versicherungsgesellschaften, staatliche Geldgeber, Krankenkassen und kommerzielle Kuranstaltsketten oder Unternehmen handeln, die ihre Angestellten versichern möchten.
3. Personen, die sich für Gleichberechtigung im Gesundheitswesen und gesunde Gemeinden einsetzen: Eine große Anzahl an vergleichsweise unterdrückten Interessengruppen, die für die Rechte von Patient:innen einstehen und den Zugang zum Gesundheitswesen für arme Bevölkerungsgruppen und Randgruppen verbessern möchten. Darüber hinaus fordern sie, dass die Ansichten und die Rückmeldungen von Patient:innen bei der Ausarbeitung gesundheitspolitischer Vorschriften berücksichtigt werden.
Als Alford 1975 seine „Theorie der strukturellen Interessen“ veröffentlichte, hatten Patientinnen und Patienten und die breite Öffentlichkeit in der Gesundheitspolitik bzw. der Gestaltung von Gesundheitsprogrammen kein Mitspracherecht. Vielmehr waren es die Direktoren und verwaltenden Personen von Gesundheitseinrichtungen, die versuchten, Kontrolle über die Finanzen und Organisation des Gesundheitswesens zu erlangen. Trotzdem konnte das medizinische Fachpersonal, insbesondere Mediziner:innen, ihren Einfluss geltend machen (Buse et al., 2012).
In den letzten drei Jahrzehnten gelang es aber auch den beiden anderen oben angeführten Interessengruppen, ihren Einfluss bei der Ausarbeitung gesundheitspolitischer Vorschriften in einkommensstarken Ländern zu vergrößern (Johnson, 1995). Nichtsdestotrotz gilt das medizinische Fachpersonal, vor allem Ärztinnen und Ärzte, trotz ihrer geschmälerten Autonomie weithin als die allerwichtigste Interessengruppe in der Gesundheitspolitik. Die „Theorie der strukturellen Interessen“ ist ein Ansatz, der sich sehr gut eignet, um einen allgemeinen Überblick über die Politikgestaltung und ihre verschiedenen Einflussfaktoren (wer und was) zu erhalten. Wer jedoch die Dynamiken verstehen will, die mit einer bestimmten politischen Entscheidung verbunden sind, muss die Verbindungen und Beziehungen innerhalb der verschiedenen Netzwerke genau untersuchen (Johnson, 1995).
Der Einfluss von Interessengruppen
Lobbygruppen, wie solche, die sich für Patientenrechte einsetzen, rücken immer öfter ins Licht der Öffentlichkeit, obwohl sie in Bezug auf ihren Einfluss lange Zeit als schwach und nicht existent galten. Auch in Niedriglohnländern üben sie mittlerweile in der Gesundheitspolitik einen größeren Einfluss aus. Natürlich hängen die Stärke der Einflussnahme und ihre direkten Auswirkungen auf die gesetzlichen Vorschriften vom Ort und dem vorliegenden Problem ab (Rose, 2013).
Ein Beispiel hierfür ist die HIV/AIDS-Epidemie und ihre weltweite Verbreitung. Interessengruppen, insbesondere zivilgesellschaftliche Gruppen, machten ihren Einfluss geltend, indem sie Aufklärungsarbeit über HIV und AIDS leisteten und sogar finanzielle Mittel für den Kampf gegen die Krankheit mobilisierten. Zuniga (2006) stellte diesbezüglich fest, dass „zivilgesellschaftliche Organisationen, ... (definiert) als jede Personengruppe, die unabhängig von der Regierung und der Unternehmerschaft tätig ist, mit mehr als 3.000 Einrichtungen in circa 150 Ländern unglaublich viel zur Bekämpfung dieser globalen Gesundheitskrise beitragen ... um diese Krankheit [einzudämmen]“ (S. 343). Studien zeigen außerdem auf, dass sich der HIV/AIDS-Aktivismus zunächst nur in Ländern mit hohem Einkommensniveau entfaltete und später in einkommensschwachen Ländern betrieben wurde, um die Behandlung und Vorbeugung der Krankheit zu fördern (Zuniga, 2006).
Bringt die Beteiligung von Interessengruppen Vorteile mit sich?
Die positiven und negativen Auswirkungen, die Interessengruppen auf gesetzliche Vorschriften haben, waren bisher noch nicht Gegenstand von Untersuchungen. Allerdings wird die Beteiligung von NGOs am Politikgestaltungsprozess in demokratisch geführten Ländern generell als positiv eingestuft. Mögliche Nachteile können jedoch nie ausgeschlossen werden (Buse et al., 2012). Daraus lässt sich folgern, dass in diesem Bereich in Zukunft weiterhin intensive Forschungsarbeit geleistet werden muss.
Selbstreflektion/Diskussion
Erörtern Sie, welche positiven und negativen Aspekte berücksichtigt werden müssen, wenn viele verschiedene Interessengruppen am Politikgestaltungsprozess beteiligt sind (Buse et al., 2012).
4.2 Zivilgesellschaftliche Gruppen
Heute gehen viele Menschen grundsätzlich davon aus, dass Interessengruppen ein Teil der Zivilgesellschaft sind. Das heißt, Interessengruppen nehmen eine soziale Rolle ein, die sich zwischen Privatsphäre, wie z. B. Haushalten und Familien, und dem öffentlichen Sektor, z. B. der Regierung, bewegt (Bennett et al., 2019). Daher werden die Begriffe „zivilgesellschaftliche Gruppen“ und Interessengruppen häufig synonym verwendet, auch wenn Themen der Öffentlichkeitspolitik für manche zivilgesellschaftliche Gruppen nebensächlich sind (z. B. beziehen Sportvereine nur gelegentlich Stellung zu Problemen, die Auswirkungen auf ihre Sportaktivitäten haben) (Bennett et al., 2019). Daraus lässt sich ableiten, dass „zivilgesellschaftliche Organisationen eine größere Zahl an Organisationen repräsentieren“ (Buse et al., 2012). Es ist daher wichtig, zu betonen, dass nicht alle zivilgesellschaftlichen Gruppen gleichzeitig Interessengruppen sind (Buse et al., 2012).
Interessengruppen können einfach durch eine Gruppe von Personen, die dasselbe Anliegen haben, ins Leben gerufen werden, wobei eine formelle Organisationsgründung selten nötig ist. Schließen sich jedoch viele solcher Gruppen zusammen, um ein gemeinsames Anliegen zu unterstützen oder ein bestimmtes Problem vorzubringen, sprechen Forschende auf dem Gebiet der Soziologie von eine „sozialen Bewegung“ (Grant, 1984). Beispielsweise kam es 2020 in unterschiedlichen Teilen der USA zu mehreren lautstarken Demonstrationen, die sich gegen Rassismus sowie die Diskriminierung und Ungleichbehandlung von Afroamerikaner:innen richteten (Bonilla & Tillery, 2020; Özbilgin & Erbil, 2021). Diese öffentlichen Massenkundgebungen wurden von einer freiwilligen zivilgesellschaftlichen Gruppe angeführt, die rassistische Polizeigewalt in den USA an den Pranger stellte. Die Bewegung war keine zusammenhängende Organisation, sondern hatte sich allem Anschein nach über soziale Medien abgesprochen (Bonilla & Tillery, 2020; Özbilgin & Erbil, 2021). Viele Forschende sind der Meinung, dass diese soziale Bewegung mehr bewirkt hätte, wenn sie von einer festen Organisationsstruktur getragen gewesen wäre. Dadurch wären mehrere kleine Gruppen mit verschiedenen Interessentragenden entstanden, die leicht voneinander abweichende Ziele verfolgen hätten können (Bonilla & Tillery, 2020; Özbilgin & Erbil, 2021).
NGOs
Nichtregierungsorganisationen (NGOs) übernehmen in der Zivilgesellschaft die wichtigste Rolle (Buse et al., 2012). Ursprünglich bezog sich der Begriff „Nichtregierung“ auf alle gemeinnützigen Organisationen, die unabhängig von der Regierung tätig sind. Der Begriff NGO wird jedoch mittlerweile anders definiert und umfasst alle strukturierten Organisationen, die über einen Hauptsitz und bezahlte Angestellte verfügen, in Bereichen wie humanitärer Hilfe arbeiten und die Interessen von benachteiligten Bevölkerungsgruppen vertreten (Jordan, 2005). In vielen Fällen ist es so, dass die von NGOs bereitstellten Dienste in der Vergangenheit von Regierungen zur Verfügung gestellt wurden, z. B. NGOs, die in der Flüchtlingshilfe tätig sind und Gesundheitsdienste für Geflüchtete anbieten (Gilson et al., 1994; Torun et al., 2018). Viele NGOs streben aber immer noch danach, auf die Öffentlichkeitspolitik einzuwirken und fungieren daher als Lobbygruppen (Sha, 1996; Jordan, 2005). 
Im Allgemeinen sind „zivilgesellschaftliche Gruppen“ (auch als Lobbygruppen bezeichnet) positiv konnotiert, was impliziert, dass solche Gruppen voller Tatendrang sind, kooperativ geführt werden und das Vertrauen der Gesellschaft genießen (Sha, 1996; Jordan, 2005). Allerdings können Politiker:innen und Beamte „Lobbygruppen“ als illegitim, parteiisch und sogar lästig wahrnehmen (Sha, 1996).
Es gilt daher zu beachten, dass nicht alle zivilgesellschaftlichen Gruppen der Gesellschaft unbedingt nützlich sind (Buse et al., 2012). Gruppierungen des organisierten Verbrechens werden zum Beispiel als Teil der Zivilgesellschaft verstanden, doch ihr Einfluss auf die Gesellschaft ist zweifelsohne negativ (Giddens, 2001). Die Frage, ob zivilgesellschaftliche Gruppen als Interessengruppen betrachtet und bezeichnet werden können, ist Gegenstand vieler Diskussionen (Giddens, 2001).
Personen, die sich mit der Thematik befassen, zählen Interessengruppen, die unternehmerischen Tätigkeiten nachgehen, wie z. B. wirtschaftliche Organisationen (die die Interessen von Gruppen vertreten, wie z. B. Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertretungen sowie Berufsverbände), nicht zur Zivilgesellschaft (Giddens, 2001). Begründet wird dies damit, dass die Zivilgesellschaft „als Bereich zwischen Staat und Markt fungiert: eine Pufferzone, die stark genug ist, um das Land und den Markt zu kontrollieren, und dadurch verhindert, dass jemand zu mächtig und dominant wird“ (Giddens, 2001, S. 15). Vermutlich wird die Zivilgesellschaft aus diesem Grund in einem sozialen Vakuum verortet, das nicht durch Familien/Haushalte, den Staat oder den Markt gefüllt ist (Giddens, 2001).
Zivilgesellschaftliche Organisationen, Interessengruppen und NGOs
[image: Diagram, venn diagram

Description automatically generated]

Die Rolle der Zivilgesellschaft
Im Laufe der letzten Jahrzehnte hat sich die Stellung der Zivilgesellschaft weltweit verbessert. Sie erhielt mehr Anerkennung, wurde sichtbarer und facettenreicher (Bolleyer & Correa, 2020). Dazu haben unter anderem die wachsenden Herausforderungen beigetragen, die aufgrund des ungleichen Machtverhältnisses zwischen Staat und Zivilgesellschaft bestehen. Die Aufwertung der Zivilgesellschaft ist auf mehrere Faktoren zurückzuführen. Zunächst machte sich unter den Bürger:innen eine Unzufriedenheit über die vom Staat bereitgestellten Gesundheitsdienste breit. Weitere Aspekte waren der wachsende Einfluss transnationaler Gesellschaften und der durch die Globalisierung bedingte schwindende Einfluss von Regierungen (Bolleyer & Correa, 2020).
Zivilgesellschaftliche Netzwerke haben sich nicht nur innerhalb von Ländern, sondern auch über Ländergrenzen hinweg formiert, damit die Interessen der Öffentlichkeit in Bezug auf globale Themen (z. B. Menschenrechte, Umweltschutz, Schulden, Entwicklung und Gesundheit) auf ganzer Linie vertreten werden können (Van Rooy, 2020). Zum Beispiel dominierten mehrere zivilgesellschaftliche Gruppen im Jahr 2000 während einer Zusammenkunft der Welthandelsorganisation die Schlagzeilen, weil sie sich für eine Verbesserung der Preisgestaltung von Medikamenten und für einen einfacheren Zugang zu diesen einsetzten (Van Rooy, 2020). Das wachsende Interesse der Öffentlichkeit, an politischen Prozessen beteiligt zu werden, liegt darin begründet, dass die Bürger:innen politisch Verantwortliche zunehmend für Probleme zur Rechenschaft ziehen möchten, die das Leben der Menschen auf lokaler, nationaler und globaler Ebene tangieren (Bolleyer & Correa, 2020; Van Rooy, 2020). Ferner gewinnt die Zivilgesellschaft an Bedeutung, weil sich zivilgesellschaftliche Organisationen mithilfe umfassender Informationen und der verstärkten Nutzung elektronischer Kommunikationsmedien (z. B. Internet, soziale Medien) vermehrt im eigenen Land gruppieren und global vernetzen (Bolleyer & Correa, 2020; Van Rooy, 2020).
Die verbesserte Stellung der Zivilgesellschaft im Politikgestaltungsprozess lässt sich nicht nur auf Lobbyismus, sondern generell auf ein neues Verständnis des Politikgestaltungsprozesses zurückführen. Darüber hinaus hat die wachsende Bedeutung und zunehmende Präsenz der Zivilgesellschaft in der nationalen und globalen Politikgestaltung Regierungen und globale Institutionen dazu veranlasst, offizielle Regulierungsmechanismen einzurichten, um den Rückmeldungen und Forderungen von zivilgesellschaftlichen Organisationen Rechnung zu tragen (Egholm et al., 2020).
Zivilgesellschaft und Gesundheit 
Die Zivilgesellschaft hat für die öffentliche Gesundheit lange Zeit eine wichtige Rolle gespielt. Das war bereits Anfang des 18. Jahrhunderts der Fall, als sie neben anderen Tätigkeiten auch Gesundheitsdienste bereitstellte (Zeegers Paget et al., 2017). Dennoch wurde der Beitrag, den Zivilgesellschaften für die Gesundheit leisteten, im Laufe der Zeit mal als mehr oder weniger wichtig erachtet. Die Deklaration von Alma-Ata aus dem Jahr 1978 ist ein wichtiger Meilenstein in der Geschichte, der die Rolle der Zivilgesellschaft für die Gesundheit maßgeblich geprägt hat. Sie erkennt an, dass die Beteiligung der Gesellschaft am Gesundheitswesen für die medizinische Grundversorgung von höchster Bedeutung ist und dass organisiertes gesellschaftliches Handeln für die Sicherstellung von Gesundheitsleistungen wesentlich ist. Im Zuge der Gesundheitsreformen der 1990er Jahre wurde jedoch die Rolle des Sozialstaats und der Gemeinschaft als unbedeutend dargestellt und der Markt wurde in den Vordergrund gerückt (Zeegers Paget et al., 2017).Medizinische Grundversorgung
Dies ist die erste Anlaufstelle für Patientinnen und Patienten und umfasst Gesundheitsdienste, die von der Vorbeugung über Kurprogramme bis hin zu Behandlungen von verbreiteten Krankheiten reichen. Leistungserbringende in der Grundversorgung pflegen oft langfristige Beziehungen zu ihren Patienten. Sie bieten Beratungen und Behandlung zu verschiedensten gesundheitsrelevanten Problemen an.

Der Wert, den das Gesundheitswesen für die Gesellschaft hat, hat im Vergleich zu technischen, wirtschaftlichen und betriebswirtschaftlichen Faktoren an Bedeutung verloren (Lim et al., 2014). Die Position des Staates wurde geschwächt, sei es durch gezielte politische Maßnahmen wie Strukturanpassungspläne, Senkung der Staatsausgaben für Gesundheitsleistungen oder durch Qualitätsminderung derselben. In Ländern mit niedrigem bis mittlerem Einkommensniveau hat sich die medizinische Versorgung der ärmsten Bevölkerungsschichten verschlechtert. Das bedeutet, dass viele Menschen nicht mehr in der Lage sind, gesundheitsfördernde Dienste in Anspruch zu nehmen, und auf Gesundheitsdienstleistungen zivilgesellschaftlicher Gruppen angewiesen sind. Diese Entwicklung hat viele zivilgesellschaftliche Gruppen veranlasst, neue Aufgaben zu übernehmen. Zum Beispiel setzen sie sich anwaltschaftlich für die Gesundheitsförderung ein, stellen Gesundheitsdienste bereit und verbessern den Zugang zur Gesundheitsversorgung (Lim et al., 2014).
Die Umsetzung von Gesundheitszielen wird zunehmend von der Politik, dem Handel, Unternehmen, sozialen Faktoren und (maßgeblich) durch die Beteiligung der Zivilgesellschaft bestimmt (Obiajulu, 2006; Lim et al., 2014). Zum Beispiel haben viele Jugendorganisationen einen wichtigen Beitrag zur Förderung der reproduktiven Gesundheit von Jugendlichen geleistet, obwohl sie ursprünglich nicht gegründet wurden, um gesundheitsrelevante Probleme zu thematisieren. Auch viele zivilgesellschaftliche Organisationen, wie etwa Gewerkschaften, haben sich einen Namen gemacht, weil sie eine entscheidende Rolle für die Bereitstellung von wichtigen Medikamenten in einkommensschwachen Ländern spielen (Obiajulu, 2006).
Im Folgenden werden die Beiträge und Aufgaben zusammengefasst, die die Zivilgesellschaft leistet bzw. übernimmt:
Die Rolle der Zivilgesellschaft im Gesundheitswesen
	Kategorie
	Beispiele für Aufgaben/Beiträge der Zivilgesellschaft

	Gesundheitsdienste 
	· Bereitstellung von medizinischen Dienstleistungen
· Förderung der Interaktion zwischen den Gemeinden und Dienstleistenden
· Verteilung von gesundheitsrelevanten Produkten wie Kondome, Bettnetze und Materialien für den Bau von Toiletten
· Moralische Unterstützung für Beschäftigte im Gesundheitswesen

	Gesundheitsförderung und Informationsaustausch 
	· Gesundheitsrelevante Informationen besorgen und in Umlauf bringen
· Befähigung der Öffentlichkeit zur informierten Entscheidungsfindung bei gesundheitsrelevanten Themen 
· Gesundheitsbezogene Forschung einführen und anwenden
· Unterstützung beim Wandel von gesellschaftlichen Einstellungen, Mobilmachung für gesundheitsrelevante Maßnahmen und deren Organisation

	Agendasetzung
	· Interessensvertretung für die Öffentlichkeit und die Gemeinden bei der Agendasetzung
· Förderung von Vorschriften, die der Gleichbehandlung und Armutsbekämpfung dienlich sind
· Aushandeln von Richtlinien und Konzepten im Bereich der öffentlichen Gesundheit
· Konsensbildung bei Gesetzesvorschlägen, Aufklärung über gesundheitspolitische Standpunkte
· Für Vorschriften die Unterstützung der Öffentlichkeit sichern

	Mobilisierung und Verteilung von Ressourcen 
	· Finanzierung von Gesundheitsdiensten
· Feststellen, welche Ressourcen in den Gemeinden benötigt werden
· Finanzielle Beteiligung für Gesundheitsdienste in den Gemeinden mobilisieren und organisieren
· Bei der Ressourcenverteilung die Bedürfnisse der ärmeren Bevölkerungsschichten und die Gleichbehandlung berücksichtigen
· Bei der Beschaffung, Verteilung und Verwaltung von Ressourcen die Regierung rechenschaftspflichtig machen und Transparenz einfordern

	Kontrolle der Qualität der medizinischen Versorgung und deren Effektivität 
	· Kontrolle der Effektivität und Qualität von Gesundheitsleistungen
· Randgruppen eine Stimme geben, Gleichbehandlung fördern
· Bei Fragen der Qualität von Gesundheitsdiensten die Rechte von Patient:innen vertreten
· Weiterleiten und Bearbeiten von Beschwerden und Schadensersatzforderungen von Patientinnen und Patienten



Die Rolle der Zivilgesellschaft bei der Gesundheitsförderung und Politikgestaltung
Die Zivilgesellschaft spielt nicht nur bei der Bereitstellung von Gesundheitsdiensten eine gewichtige Rolle, sondern leistet generell einen wichtigen Beitrag für die Gesundheit der Menschen, indem sie die Gesellschaft zu einem gesunden Lebensstil erzieht. Sie beeinflusst außerdem den Wissensstand und die Einstellungen der Menschen zu bestimmten gesundheitsrelevanten Themen, fördert die Interaktion zwischen medizinischem Fachpersonal und der Öffentlichkeit und verbessert die Verwaltung und Beteiligung der Gemeinden in Bezug auf gesundheitsbezogene Maßnahmen (Greer et al., 2017).
Seit kurzem ist bekannt, dass die gesundheitliche Verfassung nicht ausschließlich durch biologische Prozesse bestimmt wird, sondern auch durch das Wirtschaftssystem, die Gesellschaft und die Politik. Die Beiträge und Maßnahmen der Zivilgesellschaft machen eine größere Zahl staatlicher und nichtstaatlicher Akteure erforderlich (Greer et al., 2017). Viele zivilgesellschaftliche Organisationen, die etwas bewirken möchten, sind sowohl in der Politik als auch in der Politikgestaltung aktiv. Sie kontrollieren und überprüfen, ob internationale Übereinkommen, die die öffentliche Gesundheit betreffen, eingehalten werden und stellen sicher, dass der Zugang und eine günstige Preisgestaltung für lebenswichtige Medikamente gewährleistet sind. Sie prüfen zudem, ob internationalen Abkommen zu Themen wie Rohstoffabbau, Klimawandel und Tabakgesetzen Folge geleistet wird. Viele international ausgerichtete zivilgesellschaftliche Organisationen fördern und berufen sich auf die Menschenrechte, um die Gesundheitsversorgung für alle Menschen sicherzustellen. Sie befassen sich mit Themen wie Gesundheit und Menschenrechte, und sie kontrollieren, ob z. B. Patientenrechte oder Gesundheitsrechte von Müttern und von Geflüchteten eingehalten werden (Greer et al., 2017).
Der zunehmende Aktivismus von zivilgesellschaftlichen Organisationen zeigt, dass die breite Öffentlichkeit die Ungleichbehandlung im Gesundheitswesen bzw. einschneidende Kürzungen staatlicher Gelder für die Finanzierung von öffentlichen Gesundheitsleistungen ablehnt. Diese Organisationen könnten die Ungleichbehandlung in Angriff nehmen, indem sie gesundheitsfördernde Maßnahmen ergreifen oder günstige bzw. sogar kostenlose Dienste aus privater Hand zur Verfügung stellen und dadurch die Lücken im Gesundheitswesen schließen (Greer et al., 2017). Auch in der medizinischen Grundversorgung könnten zivilgesellschaftliche Organisationen mehr Einfluss geltend machen und die Gemeinden einbeziehen. Diese Vorgänge, die sich im Gesundheitswesen auf lokaler, nationaler und globaler Ebene abspielen, demonstrieren, wie wichtig zivilgesellschaftliche Organisationen für die Beteiligung der Öffentlichkeit am Gesundheitswesen sind (Greer et al., 2017). Ferner stellt die Zivilgesellschaft für das Gesundheitssystem Fachwissen, hochqualifiziertes Personal und Informationen zur Verfügung und übt gleichzeitig im Namen der Gemeinwirtschaft Druck auf Regierungen aus, damit sie mehr Maßnahmen für die Gesunderhaltung der Bevölkerung treffen (Yúdice, 2018).
Die Partnerschaft zwischen Staat und Zivilgesellschaft
Im Zuge dieser Veränderungen und Entwicklungen wurden Forderungen laut, die Regierung möge in Bezug auf die Gesundheit der Bevölkerung mehr „Verantwortung“ und „Führungsstärke“ zeigen (Brandsen et al., 2017). Dies hat dazu geführt, dass verschiedene Interessentragende mehr Aufgaben im Gesundheitswesen übernehmen und dadurch die Lücken schließen, die der Staat nicht zu schließen vermag. Aus diesem Grund pflegen Regierungen Beziehungen zu vielen Interessentragenden, wie z. B. der Zivilgesellschaft. Trotzdem muss der Staat die Beziehungen zu Interessengruppen der Zivilgesellschaft weiter stärken, um die Gesundheit der Bevölkerung zu verbessern und ein Gleichgewicht zu den Interessengruppen der Privatwirtschaft herzustellen (Brandsen et al., 2017). Diese Beziehung zwischen Staat und Zivilgesellschaft bringt für beide Seiten Vorteile und Risiken mit sich. Einige der Vorteile und Risiken werden in der unterhalb angeführten Tabelle zusammengefasst:
Vorteile und Risiken der Partnerschaft zwischen Staat und Zivilgesellschaft
	Vorteile für den Staat (Weltgesundheitsorganisation, 2001)
· Stärkung von nationalen/globalen Werten, der staatlichen Regulierung von nachteiligen wirtschaftlichen Interessen, von Zielen der Öffentlichkeitspolitik und der Legitimität von öffentlich zugänglichen Informationen und Regierungstätigkeiten (Weltgesundheitsorganisation, 2001).
·  Entwicklung von Führungsstärke, um neue Perspektiven aufzuzeigen, Fachwissen und Fähigkeiten zu vermitteln, Netzwerke aufzubauen und in Sachen Gesundheit kompetent zu sein (Weltgesundheitsorganisation, 2001).
·  Größeres Dienstleistungsangebot und verstärkte Umsetzung öffentlicher Programme, insbesondere in marginalisierten Gemeinden und abgelegenen Gebieten (Weltgesundheitsorganisation, 2001)
·  Höhere finanzielle Beiträge für Gesundheitsprogramme (Weltgesundheitsorganisation, 2001).
	Vorteile für die Zivilgesellschaft (Weltgesundheitsorganisation, 2001)
· Stärkerer Einfluss in der Gesundheitspolitik, indem die Belange der Zivilgesellschaft in der Politikgestaltung berücksichtigt werden; hierzu zählt etwa der Ausgleich wirtschaftlicher Interessen und die Konsensbildung bei dringenden gesundheitspolitischen Themen. (Weltgesundheitsorganisation, 2001).
·  Bereitstellung juristischer Kapazitäten, um eine größere Bürgerbeteiligung zu erreichen, und Festigung der Legitimität von zivilgesellschaftlichen Aktivitäten (Weltgesundheitsorganisation, 2001)
·  Verbesserung der Beziehung zum Staat und mehr Transparenz bei der Interaktion (Weltgesundheitsorganisation, 2001)
·  Verbesserung im Bereich der politischen Bildung, Bürgerbeteiligung und des sozialen Zusammenhalts, um die Kapazitäten der Zivilgesellschaft zu stärken. Verbesserter Zugang zur medizinischen Versorgung (Weltgesundheitsorganisation, 2001)
·  Mehr Möglichkeiten für die Beteiligung an Gesundheitsprogrammen (Weltgesundheitsorganisation, 2001)

	Risiken für den Staat (Weltgesundheitsorganisation, 2001)
· Die Vertretenden der Zivilgesellschaft sind möglicherweise befangen, da im Hintergrund wirtschaftliche Interessen und mögliche Interessenkonflikte zwischen Staat und Zivilgesellschaft eine Rolle spielen. Für die staatlichen Akteure ist es wichtig, die Vertretung, Glaubwürdigkeit, Interessen und Kapazitäten der zivilgesellschaftlichen Organisationen, mit denen sie zusammenarbeiten, zu bewerten. (Weltgesundheitsorganisation, 2001)
· Verschiedene übergreifende Aufgaben der Zivilgesellschaft können zu unterschiedlichen Ansichten und Zahlen führen und schwer zu bewältigen sein. Die Zivilgesellschaft tritt eindeutig nicht geeint auf, sondern es besteht eine Asymmetrie in Bezug auf ihre Fähigkeiten und das zahlenmäßige Vorkommen zwischen dem globalen Norden und Süden (Weltgesundheitsorganisation, 2001)
·  Die Zivilgesellschaft ist den Gemeinden gegenüber, die sie vertritt, unterschiedlich stark zur Rechenschaft verpflichtet. Diese Merkmale könnten die Legitimität der Zivilgesellschaft auf nationaler und internationaler Ebene untergraben (Weltgesundheitsorganisation, 2001)
· Es besteht aber auch die Gefahr, dass sich Beamte zivilgesellschaftlichen Organisationen anschließen und dadurch dem Staat Fachwissen und Ressourcen entziehen (Weltgesundheitsorganisation, 2001)
	Risiken für die Zivilgesellschaft (Weltgesundheitsorganisation, 2001)
· Da nur wenige Vertretende Verbindungen zum Staat haben bzw. von staatlichen Akteuren als Gesprächspartner akzeptiert werden, könnten die Ansichten und Meinungen der Zivilgesellschaft als Ganzes verzerrt werden. Wenn sich diese Verzerrung zugunsten zivilgesellschaftlicher Organisationen ausbildet, die nur die Interessen wohlhabender Gesellschaften im globalen Norden vertreten, können sich die Perspektiven von Randgruppen und ihr Zugang zur Gesundheitsversorgung verschlechtern (Weltgesundheitsorganisation, 2001)
· Die Abhängigkeit vom Staat in Bezug auf Zugangsmöglichkeiten und Ressourcen kann die Autonomie der Zivilgesellschaft schwächen, und aufgrund ihrer gesellschaftlichen Verantwortung halten sich zivilgesellschaftliche Organisationen womöglich bei der Kritik am Staat zurück (Weltgesundheitsorganisation, 2001)
· Aufgrund der Mitarbeit an Regierungsprogrammen und der finanziellen Abhängigkeit können sich die Prioritäten der Zivilgesellschaft verschieben (Weltgesundheitsorganisation, 2001)
· Es besteht die Gefahr, dass Mitglieder ihre zivilgesellschaftliche Organisation verlassen, um für die Regierung zu arbeiten und dadurch der Zivilgesellschaft Fachwissen und Ressourcen entziehen (Weltgesundheitsorganisation, 2001)


4.3 Interessengruppen der Privatwirtschaft
Die Privatwirtschaft spielt seit langer Zeit eine Rolle im Gesundheitswesen, und diese beiden Bereiche sind seit geraumer Zeit eng miteinander verwoben. Beispiele hierfür sind Gesundheitsdienstleistende (Mediziner:innen, Apotheken, Krankhäuser usw.) oder Unternehmen, die medizinische Gerätschaften, Material und Technologien für das Gesundheitswesen her- bzw. bereitstellen (Sheingold & Hahn, 2014).
Es gibt keine exakte Definition für das Mitwirken des privaten Sektors am Gesundheitswesen, und es scheint, dass damit verwandte Begriffe, nämlich öffentlich-private Partnerschaften und Privatisierung, uneinheitlich verwendet werden. Aus diesem Grund ist es schwierig, die Beteiligung des privaten Sektors am Gesundheitswesen unmissverständlich zu beschreiben (De Wolf & Toebes, 2016). Dies wird zusätzlich durch das Umfeld und die Dynamiken im Gesundheitswesen erschwert. Auch die Funktion/Machtdynamiken, die die Privatwirtschaft im Gesundheitswesen ausübt bzw. entfaltet stellen ein Hindernis dar.
Das ist tatsächlich ein Problem und kein passives Gedankenkonstrukt, daher ist es sinnvoller, die Beteiligung des privaten Sektors am Gesundheitswesen nicht zu definieren, sondern zu erklären (Allen & Bloomfield, 2016; De Wolf & Toebes, 2016). Eine solche Beteiligung umfasst Engagement aus dem medizinischen Bereich und deckt eine große Bandbreite an Aktivitäten ab, die von unterschiedlichen nichtstaatlichen Akteuren im Gesundheitswesen ausgeführt werden (De Wolf & Toebes, 2016).
Zu diesen Akteuren zählen multinationale Konzerne, NGOs, private Einrichtungen (wie z. B. Wohltätigkeitsorganisationen und andere gemeinnützige Organisationen) und Einzelpersonen, wie z. B. Allgemeinmediziner:innen und Fachärztinnen bzw. -ärzte. Zu ihren Aufgaben zählen die direkte Bereitstellung von Gesundheitsdiensten, das Management von Gesundheitseinrichtungen sowie die Produktion, Bereitstellung und Finanzierung von Gesundheitsprodukten und -dienstleistungen (Pharmazeutika, Medikamente, medizinische Rehabilitation usw.) (De Wolf & Toebes, 2016). Diese Tätigkeiten und Aufgaben können ebenso innerhalb eines von der öffentlichen Hand betriebenen Gesundheitssystems aufgeführt werden (Palmer, 2002; De Wolf & Toebes, 2016). Das ist zum Beispiel in Großbritannien der Fall, wo private Akteure in staatlich finanzierten Langzeitpflegeeinrichtungen für Menschen mit Behinderung die wichtigste Funktion einnehmen (Palmer, 2002). Diese Beteiligung kann auch über öffentlich-private Partnerschaften oder durch eine mögliche Privatisierung von Teilen des Gesundheitswesens geschehen (wie in der folgenden Tabelle beschrieben).
Formen der privatwirtschaftlichen Beteiligung
	Art der Beteiligung am Gesundheitswesen
	Entsprechende Akteure der Privatwirtschaft

	Finanzierende bzw. zahlende Instanzen
	Private Krankenkasse			
Karitative Organisationen/Wohltätigkeitsorganisationen

	Leistungserbringende
	Private Krankenhäuser und Ambulanzen 
Mediziner:innen und Pflegekräfte, die in Privatpraxen arbeiten					
Zivilgesellschaftliche Organisationen

	Lieferbetriebe für Gesundheitsprodukte
	Pharmakonzerne				
Lieferbetriebe für medizinische Gerätschaften



Bis in die 1960er Jahre gab es in der Gesundheitspolitik weltweit wenig Interessengruppen und diese traten geballt auf. Ihre Standpunkte änderten sich kaum und waren vorhersehbar. Allerdings haben mit dem Aufkommen sozialer Bewegungen auf der ganzen Welt auch die Interessengruppen in der Privatwirtschaft stark zugenommen und sich diversifiziert (Giaimo, 2014).
Die Aufgabe von privatwirtschaftlichen Interessengruppen in der Gesundheitspolitik
Bekanntermaßen sind verschiedenste Interessengruppen und Institutionen an der Gesundheitspolitik interessiert und möchten ein Mitspracherecht in der Politikgestaltung haben (Contandriopoulos, 2011). Die Beziehung zwischen privatwirtschaftlichen Interessengruppen im Gesundheitsbereich und gesundheitspolitischen Entscheidungstragenden kann als konfliktbehaftet, aber auch partnerschaftlich beschrieben werden (Evans, 2001). Es besteht jedoch eine gewisse Ungenauigkeit in Bezug auf die genaue Art dieser Wechselbeziehung, da die meisten, wenn nicht sogar alle Kooperationsvereinbarungen vage beschrieben werden und viele Formen annehmen können (Evans, 2001; Contandriopoulos, 2011).
Zum Beispiel gibt es im Gesundheitswesen bestimmte Formen von Vereinigungen, die als Zusammenschluss bezeichnet werden können. Als Beispiel hierfür könnte die Beziehung zwischen Pharmaindustrie und Patientenorganisationen dienen (Herxheimer, 2003). Die Pharmaindustrie und einige Patientengruppen verfolgen möglicherweise dieselben Interessen, wie etwa die offizielle Aufnahme bestimmter Medikamente auf die Liste der unentbehrlichen Arzneimittel der Regierung (Herxheimer, 2003). Allerdings sind diese Gruppen häufig der Meinung, dass andere Abmachungen mehr Vorteile bieten als ein offener Zusammenschluss. Unternehmen können unterstützend wirken, wenn eine bestimmte Patientenorganisation neues Personal einstellen, finanzieren und einarbeiten muss, doch sie vermeiden es, eine Liste von Medikamenten offenkundig zu bewerben. Allerdings betreiben Patientenorganisationen auch Lobbyarbeit und sind dafür finanziell gut ausgestattet und geschult (Herxheimer, 2003). Privatwirtschaftliche Interessengruppen, die im Gesundheitswesen aktiv sind, möchten politische Entscheidungstragende auf unterschiedliche Weise beeinflussen, insbesondere durch die Bereitstellung finanzieller Mittel für Kampagnen (Giaimo, 2014).
Forschungseinrichtungen als Interessengruppe in der Gesundheitspolitik
Forschungseinrichtungen (auch als Ideenschmieden bezeichnet) dienen oft als Quelle für politische Ideen und agieren als „Schiffe“, die dem Strom der Politikgestaltung folgen, um Ideen zu übermitteln (Giaimo, 2014). Allerdings wird die Forschung von der Politikgestaltung nicht immer klar abgegrenzt. Denn häufig übernehmen Forschungseinrichtungen viel mehr Aufgaben, als lediglich politische Ideen zu kommunizieren, die auf fundierten wissenschaftlichen Erkenntnissen beruhen. Tatsächlich versuchen Forschungseinrichtungen zunehmend, solche Ideen in Gesetze umzuwandeln, die vom Parlament verabschiedet und von der Regierung genehmigt werden könnten. Damit dieses Vorhaben erfolgreich ist, müssen häufig Allianzen mit der Politik, Parlamentsabgeordneten und dem Verwaltungsapparat geschmiedet werden (Giaimo, 2014).
 Darüber hinaus stellen Forschungseinrichtungen Ideen für politische Maßnahmen vor, die von nicht staatlichen Interessengruppen aufgegriffen werden, damit sie in der Politikgestaltung mitmischen dürfen (Giaimo, 2014). Forschungseinrichtungen führen auch politische Analysen von Gesetzen oder bestehenden Regierungsprogrammen durch, und ihre Rückmeldungen können den Gesetzgebungsprozess und betreffende Inhalte beeinflussen. Einige Forschungseinrichtungen arbeiten unabhängig, während sie politische Maßnahmen fördern, die eng mit bestimmten Interessentragenden und politischen Parteien verknüpft sind (Giaimo, 2014).
Lobbyismus
Das englische Wort „Lobby“ bezeichnete ursprünglich einen Bereich im Parlament bzw. Kongressgebäude, wo sich Bürger:innen mit Mandatstragenden trafen, um politische Maßnahmen und Gesetze zu diskutieren (Buse et al., 2012). Der Begriff wird auch als Verb verwendet und bedeutet, einen direkten Kontakt (Kommunikation) mit politisch Verantwortlichen herzustellen, um politische Maßnahmen zu besprechen. Was Lobbys und Interessengruppen gemeinsam haben, ist ihr Wunsch, die Politikgestaltung und die jeweiligen Entscheidungsträger:innen zu beeinflussen. Lobbyisten und Lobbyistinnen werden von verschiedensten Personen engagiert und können Privatunternehmen sein, die ihre eigenen wirtschaftlichen Interessen und die ihrer Kundschaft vertreten (Buse et al., 2012).
Private Gesundheitseinrichtungen und Interessengruppen nehmen häufig Einfluss auf Gesetzgebende, um gesundheitspolitische Entscheidungen herbeizuführen, die praktisch alle Bereiche des Gesundheitswesens betreffen. Hierzu zählt etwa die Vergütung für die Bereitstellung von Waren und Dienstleistungen, die Genehmigung der Finanzierung von Gesundheitsdiensten, die Schwerpunktsetzung in der Forschung und die Kontrolle (Contandriopoulos, 2011; Buse et al., 2012).
Aus der Praxis: Lobbyismus für soziale Determinanten der Gesundheit
Expertinnen und Experten der öffentlichen Gesundheit investieren vermehrt in die sozialen Determinanten der Gesundheit (eng. Social Determinants of Health, SDOH), weil sie die gesundheitliche Situation in ihren Gemeinden verbessern und die Kosten für die Gesundheitsversorgung insgesamt senken möchten (Counts et al., 2021). Die SDOH werden maßgeblich durch politische Maßnahmen beeinflusst. Daher könnte Lobbyarbeit, die sich mit Fragen der SDOH beschäftigt und auf eine Politikänderung abzielt, große Wirkung zeigen. In den USA wurden zwischen 2015 und 2019 auf Bundesebene Angaben der zehn ausgabenstärksten Krankenversicherungsgesellschaften und Gesundheitsdienstleistenden sowie damit in Beziehung stehende Verbände untersucht, um Informationen zu Lobbyarbeit auf dem Gebiet der SDOH zu erhalten. Es waren lediglich fünf Einrichtungen, die sich für SDOH-Themen stark machten, darunter finanzielle Belastungen, Beschäftigung, Ernährungsunsicherheit und zwischenmenschliche Risiken. Keine der Organisationen setzte sich für andere Themen wie z. B. für die Beschäftigung außerhalb des Gesundheitswesens, unsichere Wohnverhältnisse, Verkehrsmittel oder Bildung ein. Die Chance, SDOH-Themen durch Lobbyarbeit in Angriff zu nehmen, wurde weitgehend vertan. Gesundheitseinrichtungen haben die Möglichkeit, SDOH-Themen zu fördern und die Gesundheit der Bevölkerung zu verbessern, indem sie für wichtige politische Anliegen Lobbying betreiben (Counts et al., 2021).
4.4 Öffentlich-private Partnerschaften im Gesundheitswesen
Öffentlich-private Partnerschaften im Gesundheitswesen beziehen sich auf eine Vereinbarung zwischen der Regierung und privatwirtschaftlichen Unternehmen, die dazu dient, eine Infrastruktur für das öffentliche Gesundheitswesen zu schaffen, Gesundheitseinrichtungen in den Gemeinden aufzubauen und andere gesundheitsrelevante Produkte und Dienstleistungen bereitzustellen. Um einen gegenseitigen Nutzen aus dieser Form von Partnerschaft zu ziehen, müssen Risiken eingegangen werden und es sind Investitionen, Erträge und eine gerechte Aufgabenverteilung erforderlich (Monaghan et al., 2001).
Im Jahr 1993 forderte die Weltgesundheitsversammlung die Weltgesundheitsorganisation (WHO) dazu auf, alle Beteiligten im Bereich der Gesundheitsförderung zu mobilisieren und deren Unterstützung zu sichern. NGOs, privatwirtschaftliche Unternehmen und Einrichtungen sowie Staaten/Regierungen auf der ganzen Welt waren gefragt, eine öffentlich-private Partnerschaft einzugehen, um gesundheitsbezogene Maßnahmen auf nationaler Ebene umzusetzen. Dadurch fühlte sich auch die Gemeinwirtschaft bestärkt und Beziehungen zu privatwirtschaftlichen Akteuren wurden aufgrund der Notwendigkeit, innovative Partnerschaften zu etablieren, ausgebaut und intensiviert (Buse & Waxman, 2001).
Bei diesen Kooperationen kann es sich um grenzüberschreitende Partnerschaften handeln, an denen mindestens zwei Akteure (Unternehmen bzw. Branchen und zwischenstaatliche Organisationen) beteiligt sind, die die gemeinsam festgelegten und genau definierten arbeitsteiligen Ziele der Gesundheitsförderung erreichen möchten. Die Zahl solcher Partnerschaften ist in den letzten Jahrzehnten exponentiell angestiegen (Visconti et al., 2017). Im Zuge der Initiative der WHO zur Errichtung öffentlich-privater Partnerschaften konnten fast 70 solcher Partnerschaften im Bereich der Gesundheit ermittelt werden, darunter die globale Initiative zur Ausrottung der Kinderlähmung (eng. Global Polio Eradication Initiative) (Buse & Waxman, 2001). Diese Partnerschaften sind außerdem in der Lage, Anliegen der öffentlichen Gesundheit voranzutreiben und Anreize für die Industrie zu schaffen, damit diese innovative Gesundheitsprodukte (z. B. medizinische Geräte und Medikamente) und Dienstleistungen verfügbar macht (Visconti et al., 2017).
Öffentlich-private Partnerschaften treten auf unterschiedliche Weise in Erscheinung (Joudyian et al., 2021):
1. Beteiligung privater Unternehmen an öffentlichen Unternehmen, wobei verschiedene mögliche Strukturen übernommen und Mehrheits- oder Minderheitsanteile verkauft werden.
2. Finanzierungsinititativen und andere Vereinbarungen mit Akteuren der Privatwirtschaft, im Zuge derer staatliche Einrichtungen Langzeitverträge über den Kauf erstklassiger Dienstleistungen unterzeichnen. Der Staat möchte dadurch die Führungsqualitäten zu nutzen, die privatwirtschaftliche Akteure aufgrund der in der Privatwirtschaft bestehenden Finanzierungsrisiken entwickeln mussten.
3. Der Verkauf öffentlicher Dienstleistungen in einem größeren Markt, in dem das Fachwissen und die finanziellen Mittel der Privatwirtschaft genutzt werden, um das Marktpotential staatlicher Vermögenswerte und Dienstleistungen zu vergrößern.
Aufbau öffentlich-privater Partnerschaften im Gesundheitswesen
Zwar ist die Gemeinwirtschaft für die Erbringung wichtiger Gesundheitsdienste unabdingbar und stellt hierfür umfassend Ressourcen bereit, jedoch wird auch der privatwirtschaftliche Sektor als unverzichtbar erachtet, da er die wertvollen Ressourcen durch den effizienten Einsatz von Fachwissen nutzen kann (Ballantyne & Steward, 2019). Ohne die Beteiligung der Privatwirtschaft könnte die Gemeinwirtschaft ihr Potenzial nicht vollständig ausschöpfen. Die Beteiligung der Privatwirtschaft kann mehr Möglichkeiten schaffen, indem diese Anreize für Unternehmen bietet, ihr Hauptaugenmerk auf Kundenbedürfnisse legt, innovative Methoden entwickelt und das Fachwissen im Bereich Management und Wirtschaft besser nutzt (Ballantyne & Steward, 2019).
Bei dieser Partnerschaft geht es nicht nur um Privatisierung (Monaghan et al., 2001). Die treibenden Kräfte, um Privatisierungsprojekte effizienter zu gestalten, sind Investitionsfreiheit, Führungsqualitäten und Gewinnstreben. Diese Kräfte durch öffentlich-private Partnerschaften effizient zu nutzen, stellt eine Möglichkeit dar, die soziale Infrastruktur langfristig und nachhaltig zu verbessern, den Wert von Staatseigentum zu erhöhen und das Geld der Steuerzahlenden sinnvoll einzusetzen (Monaghan et al., 2001).
Obwohl die Vorteile von öffentlich-privaten Partnerschaften belegt sind, ist die Entwicklung solcher Partnerschaften auf globaler Ebene noch nicht ausgereift. Dies ist vor allem darauf zurückzuführen, dass es keine Übereinkunft darüber gibt, wie die Kenntnisse der Privatwirtschaft in die vom Staat bereitgestellten Gesundheitsdienste und -maßnahmen einbezogen werden können (Buse & Waxman, 2001).
Allerdings haben das Vereinigte Königreich, Westeuropa und Japan das Konzept der öffentlich-privaten Partnerschaft verankert, und aktuelle Studien legen nahe, dass solche diese positive Ergebnisse erzielt haben (Clarke, 2014). In diesen Regionen ist die Privatwirtschaft hauptsächlich für die Planung, die Errichtung, den Betrieb und die Instandhaltung von Krankenhäusern zuständig, während die Gemeinwirtschaft für die Pflege der Patientinnen und Patienten, die Personalbeschaffung (Mediziner:innen und Pflegekräfte) und andere wichtige medizinische Dienste verantwortlich ist (Clarke, 2014). Neben der Stabilität, der Geschäftsstrategie und der Sicherstellung finanzieller Mittel gibt es drei weitere Schlüsselfaktoren, die für den Erfolg solcher Partnerschaften ausschlaggebend sind (Buse & Waxman, 2001):
· Risikoallokation. Die Risiken werden entsprechend der Kompetenzen verteilt. Zum Beispiel verfügen Regierungen über Erfahrung und Fachwissen bei der Bereitstellung von Krankenhausleistungen und wissen, wie sie das Wohlergehen von Patientinnen und Patienten, Mediziner:innen und Pflegekräften am besten gewährleisten können. Akteure der Privatwirtschaft sind wiederum besser für die Bereitstellung nicht kritischer Dienste qualifiziert. Diese klare Verteilung der Risiken erlaubt es den Krankenhausmitarbeitenden, schnell und effizient auf die Bedürfnisse der Patient:innen zu reagieren (Buse & Waxman, 2001).
· Projektgröße. Trotz der Vorteile, die öffentlich-private Partnerschaften mit sich bringen, können die damit verbundenen Prozesse komplex sein und die Einbindung von beratenden Personen erfordern. Es sind daher große Investitionen nötig, um zusätzliche Kosten, wie z. B. Honorare für Rechts- und Finanzberatung, abzudecken (Buse & Waxman, 2001).
· Bewertungsprozess. Wird hauptsächlich durch das „Geldwertprinzip“ gesteuert, das die „Kostenoptimierung während des gesamten Lebenszyklus“ berücksichtigt. Langfristig ist die Privatwirtschaft besser aufgestellt als die Gemeinwirtschaft, da Erstere sowohl finanzielle Mittel und Instandhaltungskosten einkalkuliert (Buse & Waxman, 2001).
Die Stärkung öffentlich-privater Partnerschaften ist ausschlaggebend, um ein nachhaltiges wirtschaftliches und soziales Wachstum im Gesundheitswesen zu gewährleisten (Buse & Waxman, 2001; Visconti et al., 2017). Um eine solch starke Beziehung aufzubauen, sollte Folgendes berücksichtigt werden (Visconti et al., 2017):
· Aus der Vergangenheit lernen. Privatisierung ist eine Form der öffentlich-privaten Partnerschaft und hat dazu geführt, dass Tausende Arbeitsplätze entstanden und die Wirtschaft insgesamt angekurbelt wurde. Trotzdem wird sie misstrauisch und mit Skepsis beäugt. Regierungen müssen die Gründe hierfür verstehen lernen, damit sie entsprechende Maßnahmen ergreifen können.
· Die Partnerschaft verbessern. Die gewonnen Erkenntnisse müssen evaluiert und angewandt werden, damit die Partnerschaft seitens der Regierung verbessert wird. Dadurch kann außerdem sichergestellt werden, dass öffentliche Dienste optimiert werden und das Geld der Steuerzahlenden transparent und effizient eingesetzt wird. Dies wird möglich, wenn die Regierung als langfristiger Anteilseigner fungiert, einen Mehrwert für die Unternehmerschaft generiert und dieselben Richtlinien befolgt, die in der Privatwirtschaft und anderen Bereichen gelten.
· Schutz des öffentlichen Interesses. Der Schlüssel zum Erfolg einer öffentlich-privaten Partnerschaft ist der durch die Partnerschaft entstandene Mehrwert, der denjenigen einen Vorteil verschafft, die öffentliche Dienste in Anspruch nehmen. Regierungen müssen die Interessen der breiten Öffentlichkeit schützen, indem sie klare Strukturen aufbauen und ein Verfahren einführen, das den Nutzen und die Gesamtbetriebskosten der von Privatunternehmen erbrachten Dienstleistungen bewertet. Ein solches Kontroll- und Evaluierungsverfahren sollte angewendet werden, um festzustellen, ob Managementprozesse optimiert und Geld und Kapital besser eingesetzt werden könnten. Regierungen sollten außerdem eindeutige, wirksame und verbindliche Vorschriften erlassen, die sicherstellen, dass alle Gesundheitsdienstleistenden des öffentlichen Sektors gegenüber ihren Patient:innen und den von ihnen abhängigen Gemeinden rechenschaftspflichtig sind. In einer öffentlich-privaten Partnerschaft ist es äußerst wichtig, dass die Regierung bei Themen, für die die Öffentlichkeit ein großes Interesse zeigt, ein ständiges Mitspracherecht hat.
· Die Beiträge der Mitarbeitenden anerkennen. Engagierte Mitarbeitende sind für den kurz- und langfristigen Erfolg einer Partnerschaft unabdingbar. Deshalb müssen ihre Beiträge wertgeschätzt und ihre Bedürfnisse erfüllt werden.
· Entstehung innovativer Partnerschaften. Öffentlich-private Partnerschaften zielen darauf ab, eine Änderung in Bezug auf die Geschäftsbeziehung und Interaktion zwischen Regierungen und privatwirtschaftlichen Organisationen herbeizuführen. Durch die Nutzung der Fähigkeiten, des Fachwissens, der Erfahrung und der finanziellen Mittel privatwirtschaftlicher Unternehmen sollen neue und innovative Dienstleistungen und Maßnahmen in der Gemeinwirtschaft entwickelt werden.
Aufgaben von öffentlich-privaten Partnerschaften im Gesundheitswesen
Im Rahmen öffentlich-privater Partnerschaften im Gesundheitswesen übernimmt die Privatwirtschaft im Auftrag der Regierung in der Regel mindestens eine der folgenden Aufgaben (Visconti et al., 2017): 
· Finanzierung: Finanzierung oder Kofinanzierung von Projekten
· Gestaltung: Realisierung von Projekten, wie z. B. Gestaltung von Infrastrukturen und Pflegemodellen
· Konstruktion: der Bau und Umbau von Einrichtungen, die Teil eines Projekts sind
· Instandhaltung: die Instandhaltung von materieller Infrastruktur (Einrichtungen und entsprechende Geräte)
· Betrieb: Die Beschaffung von erforderlichen Geräten, Informationstechnik (IT), und die Verwaltung/Bereitstellung von nicht-klinischen Dienstleistungen
· Bereitstellung: Die Bereitstellung und Verwaltung von zugewiesenen klinischen Dienstleistungen und klinischen Unterstützungsdiensten
Nachteile von öffentlich-privaten Partnerschaften im Gesundheitswesen
Obwohl öffentlich-private Partnerschaften Vorteile versprechen, gilt zu beachten, dass solche Beziehungen auch Schwächen, Hürden und Nachteile mit sich bringen (Al-Hanawi et al., 2020). Hierzu zählen die hohen Kosten für Güter und Dienstleistungen sowie die Schwierigkeiten bei der Festlegung von Dienstleistungen (z. B. aufgrund von Innovationen bei medizinischen Geräten). Wegen dieser beiden negativen Aspekte können die Kosten von öffentlich-privaten Partnerschaften nur schwer geschätzt werden. Auch die Interaktion zwischen Akteuren der Gemein- und Privatwirtschaft kann sich nachteilig auswirken. Die politischen Risiken, die mit einer langfristigen Zusammenarbeit zwischen Privat- und Gemeinwirtschaft im Gesundheitswesen einhergehen, sind die „unsicheren und oft unvorhersehbaren äußeren Umstände (z. B. Pandemien)“. Zu diesen Umständen zählen beispielsweise „die problematische und oft unangemessene Preisgestaltung für die Instandhaltung der Infrastruktur und die Erbringung von Dienstleistungen, langwierige Beschaffungsprozesse, ein Mangel an geeignetem Know-how, volatile Finanzmärkte, eine unvollständige Risikoüberwälzung und höhere Gebühren für Patientinnen und Patienten“ (Al-Hanawi et al., 2020, S. 4).
Öffentlich-private Partnerschaften stoßen bei Projekten im Gesundheitswesen auf viele weitere Hindernisse, wie etwa Investitionsrisiken, das Fehlen von geeignetem Know-how, mangelnde Erfahrung, langwierige Ausschreibungs- und Verhandlungsprozesse, das Fehlen eines soliden rechtlichen Rahmens, rechtliche Risiken, eine schlechte Konjunkturlage, ungünstige geschäftliche Bedingungen, ein ineffizientes öffentliches Beschaffungswesen, das Fehlen von ausgereifter Finanztechnologie, öffentlicher Widerstand, Verzögerungen aufgrund politischer Debatten und mangelnder Wettbewerb (Osei-Kyei & Chan, 2015). Beide Seiten einer öffentlich-privaten Partnerschaft sollten sich nach Kräften bemühen, diese Hindernisse zu überwinden, und dafür sorgen, dass diese den Fortschritt des vorliegenden Projekts nicht behindern. Damit eine öffentlich-private Partnerschaft im Gesundheitswesen langfristig erfolgreich ist, muss ein bindender Vertrag abgeschlossen und ein Kontrollmechanismus einführt werden, der die Beziehung regelt und auf das entsprechenden Partnerschaftsmodell zugeschnitten ist (Zheng et al., 2008). Beispielsweise sind Verträge für privatwirtschaftliche Finanzierungen langfristig kaum abänderbar. Das soziale Kapital bietet wiederum keine Anreize, notwendige Änderungen vorzunehmen, und kann sich negativ auf öffentlich-private Beziehungen auswirken (Osei-Kyei & Chan, 2015).



Zusammenfassung
Das vorrangige Ziel von Interessengruppen ist es, Interessen zu vertreten bzw. in Bezug auf gewisse Themen und/oder Probleme Druck auf die Regierung auszuüben. Es gibt verschiedene Arten von Interessengruppen, die entweder der Privatwirtschaft oder der Gemeinwirtschaft zugeordnet werden. Interessengruppen werden in Sektorgruppen oder Anliegengruppen unterteilt. Sektorgruppen sind üblicherweise Gruppen, die die Regierung anerkennt und mit denen sie Verhandlungen aufnimmt. Anliegengruppen werden gegründet, um Themen zu propagieren, die nicht unbedingt nur ihre Mitglieder betreffen, aber für sie von Interesse sein könnten. Die Beziehung zwischen Interessengruppen und dem Staat ist komplex und vielschichtig, wobei einige Gruppen mehr Einfluss als andere geltend machen können, um ihre Interessen und Meinungen zu vertreten.
Eine der wichtigsten Interessengruppen in der Gesundheitspolitik ist die Zivilgesellschaft. Sie wird als Gruppe oder Organisation definiert, die weit mehr als eine Familie/Hausgemeinschaft umfasst und unabhängig von der Regierung existiert. Nichtregierungsorganisationen (NGOs) sind die wohl bekannteste Gruppe innerhalb der Zivilgesellschaft. Die Zivilgesellschaft hat weltweit an Bedeutung gewonnen, sie wird im Gesundheitswesen und der Gesundheitspolitik stärker wahrgenommen und ist breiter aufgestellt. Aufgrund ihres günstigen Einflusses wird die Beziehung zwischen Staat und Zivilgesellschaft als etwas Positives betrachtet. Trotzdem bringt sie einige Nachteile mit sich.
Multinationale Konzerne, private Einrichtungen und Einzelpersonen, wie z. B. Allgemeinmediziner:innen, zählen zu den privaten Interessengruppen, die verschiedenste Aufgaben übernehmen, darunter die direkte Bereitstellung von Gesundheitsleistungen und die Finanzierung von Gesundheitsprodukten und
 -diensten. Lobbying ist die Haupttätigkeit von privaten Interessengruppen, die in der Gesundheitspolitik aktiv sind.
Der Begriff öffentlich-private Partnerschaft im Gesundheitswesen bezieht sich auf eine Übereinkunft zwischen Regierung und Privatwirtschaft, die hauptsächlich darauf abzielt, die Gesundheit der breiten Öffentlichkeit durch eine Vielzahl von Aktivitäten zu fördern. Allerdings bringen diese Partnerschaften neben vielen Vorteilen auch unterschiedliche Nachteile mit sich.



Lektion 5 – Vergleichende Gesundheitspolitik

Lernziele

Nach der Bearbeitung dieser Lektion werden Sie in der Lage sein, ...

... den Begriff der Globalisierung, ihre Bedeutung und Folgen für die Gesundheit sowie ihre Auswirkungen auf den Politikgestaltungsprozess zu beschreiben.
... die verschiedenen Einrichtungen der Vereinten Nationen aufzulisten, die sich mit dem Thema Gesundheit befassen, und internationale Kooperationen im Bereich der Gesundheit zu erörtern.
... die Bedeutung gesundheitspolitischer Vorschriften im Gesundheitswesen zu erklären, wie z. B. die Anwendung von Vorschriften, die Ungleichbehandlung im Gesundheitsbereich beenden sollen.
... die internationale Gesundheitspolitik hinsichtlich ihrer Bedeutung für die Gesundheit der Weltbevölkerung zu beschreiben, internationale gesundheitspolitische Vorschriften zu erörtern und die Rolle der Außenpolitik im Gesundheitswesen zu beleuchten.
... zu erklären, was länderübergreifendes Lernen bedeutet.
5. Vergleichende Gesundheitspolitik
Einführung
Diese Lektion beschäftigt sich damit, wie die Globalisierung auf die Gesundheitspolitik Einfluss genommen hat und wie der gesundheitspolitische Prozess globalisiert wurde. Internationale Kooperationen in der Gesundheitspolitik werden ebenso erörtert, wie die unterschiedlichen Einrichtungen, die sich auf globaler Ebene mit Gesundheit und Gesundheitspolitik befassen. Danach werden die Bedeutung und Aufgaben der Gesundheitspolitik innerhalb des Gesundheitswesens beleuchtet, und es wird erklärt, wie die Gesundheitspolitik die Ungleichbehandlung im Bereich der Gesundheit zu beseitigen versucht. Anschließend wird untersucht, wie sich Außenpolitik und Gesundheit gegenseitig beeinflussen, und der Begriff internationale öffentliche Gesundheitspolitik wird in Bezug auf Diplomatie, internationale Abkommen im Gesundheitsbereich und die Gesundheit der Weltbevölkerung (einschließlich globaler Gesundheitspolitik) erläutert. Am Ende dieser Lektion wird auf das Thema länderübergreifendes Lernen in Bezug auf gesundheitspolitische Maßnahmen eingegangen. Das Hauptaugenmerk wird dabei auf die Herausforderungen gelegt, die mit dem Politikgestaltungsprozess und länderübergreifendem Lernen einhergehen.
5.1 Die Globalisierung des Politikgestaltungsprozesses
Nur sehr wenige Vorschriften (bzw. Länder) bleiben von globalen Einflussfaktoren unberührt. Sogar in Ländern mit hohem Einkommensniveau können gesundheitspolitische Vorschriften, z. B. zur Bekämpfung von Adipositas, durch multinationale Konzerne mehr oder weniger stark beeinflusst werden.
Auch internationale Handelsbestimmungen können auf länderspezifische Vorschriften Einfluss nehmen. Als zum Beispiel Kanada aus gesundheitlichen Gründen den Import von Asbest aus der Europäischen Union untersagte, wurde dieses Verbot von der Welthandelsorganisation angefochten (Gleeson & Labonté, 2020). Länder mit hohem und niedrigem Einkommensniveau laufen Gefahr, dass die nationale Gesundheitspolitik von äußeren Umständen manipuliert wird (auch wenn Letztere diesen Einflüssen stärker ausgesetzt sind) (Gleeson & Labonté, 2020). Sie arbeiten deshalb freiwillig zusammen, um globalen Gesundheitsbedrohungen, z. B. Infektionskrankheiten wie das Schwere Akute Respiratorische Syndrom (SARS) und COVID-19, Einhalt zu gebieten (Jalloh et al., 2021).Schweres Akutes Respiratorisches Syndrom (SARS) Diese durch ein Coronavirus ausgelöste Atemwegserkrankung wurde im Februar 2003 zum ersten Mal in Asien beobachtet. Das Virus verbreitete sich in 20 Ländern weltweit und verschwand 2004 plötzlich wieder.

Wie bereits erwähnt sind Länder mit niedrigem Einkommensniveau stärker von äußeren Umständen und globalen Einflussfaktoren abhängig. So können zum Beispiel Geberorganisationen die sozialen, politischen und wirtschaftlichen Verhältnisse in Empfängerländern steuern (Jalloh et al., 2021). Manchmal wird auf Regierungen in einkommensschwachen Ländern Druck ausgeübt, um bestimmte Vorschriften zu implementieren. Dies geschah in Südafrika während der AIDS-Epidemie in den 1980er und 1990er Jahren. Damals setzten hiesige soziale Bewegungen die Regierung unter Druck, damit die Infizierten eine Behandlung erhielten (Sabi & Rieker, 2017). Ein anderes anschauliches Beispiel liefert die die Globale Allianz für Impfstoffe und Immunisierung (eng. Global Alliance for Vaccines and Immunization, GAVI), die einkommensschwache Länder dazu drängte, Programme für die Immunisierung von Kindern einzuführen (Bresee et al., 2019).
Obgleich länderspezifische Vorschriften schon immer durch globale Einflussfaktoren tangiert wurden, hat die Globalisierung dieses Phänomen noch verstärkt. Wie die Globalisierung als Einflussfaktor im Politikgestaltungsprozess bewertet werden soll, ist ein wichtige Frage, die sich Analyst:innen der Gesundheitspolitik stellen (Dollar, 2001). Folgende drei Fragen ergeben sich aus diesem Zusammenhang:

1. Inwiefern begünstigt die Globalisierung die Politikgestaltung und fördert den Austausch zwischen Ländern und internationalen Organisationen?
2. Wer oder was beeinflusst den Politikgestaltungsprozess?
3. Inwiefern prägt und beeinflusst die Globalisierung die Gesundheitspolitik auf nationaler und globaler Ebene?
Globalisierung
Bevor die Globalisierung des gesundheitspolitischen Prozesses eingehend behandelt wird, ist es erforderlich, die Hintergründe der Globalisierung zu beleuchten und zu verstehen, wie die Regierungszusammenarbeit im Gesundheitsbereich in der Vergangenheit vonstattengegangen ist. Für den Begriff Globalisierung gibt es verschiedene Definitionen, die auf unterschiedlichste Weise verwendet werden. Die Diskussion, ob die Globalisierung etwas Positives oder Negatives ist, spaltet die Gesellschaft, und manche Personen leugnen sogar, dass die Globalisierung stattgefunden hat (Steger, 2017).
Nichtsdestotrotz haben sich fünf verschiedenen Bedeutungen für den Begriff Globalisierung herausgebildet. Diese sind wie folgt:
1. Internationalisierung. Hier bezieht sich Globalisierung auf grenz- und kontinentüberschreitende Transaktionen, deren Umfang, Häufigkeit, Intensität und Ausmaß ständig im Steigen begriffen sind. Ebenso bewegen sich Waren, Personen, Ideen und Kapital rund um den Globus und selbst Infektionskrankheiten machen vor Grenzen nicht Halt (Laverick, 2016).
2. Liberalisierung. Insbesondere die Abschaffung von Handelsschranken erleichtert den internationalen Austausch (Scholte, 2000).
3. Universalisierung. Kulturen werden homogen und Kulturunterschiede minimiert (Scholte, 2000).
4. McDonaldisierung. Die „westliche Kultur“ (die europäische oder nordamerikanische Kultur) beziehungsweise amerikanische Werte und Vorgehensweisen werden übernommen (Jeon et al., 2015).McDonaldisierung In seinem 1993 veröffentlichten Buch „Die McDonaldisierung der Gesellschaft“ beschreibt der Soziologe George Ritzer seine Theorie, die besagt, dass überall auf der Welt immer mehr amerikanische, in der Fast-Food-Branche übliche Vorgehensweisen und Eigenschaften übernommen werden.

5. Interdependenz. Die Zusammenarbeit, Kooperation, Vernetzung und Wechselbeziehung zwischen den Ländern nimmt zu (Tollison & Willett, 1973).

Zwar sind viele Menschen skeptisch, was die Aktualität dieser Globalisierungstendenzen betrifft, doch in einem sind sich alle einig: Die Globalisierung hat ein noch nicht gekanntes Ausmaß erreicht, nun, da die Länder der Welt immer stärker voneinander abhängig werden (Scholte, 2000).
Scholte (2000) stellt fest, dass es in der modernen Welt um die Umgestaltung des „sozialen Raums“ geht, und bezieht sich insbesondere auf die Entstehung riesiger Territorien bzw. den Zusammenschluss von Ländern. Obgleich „territorialer“ Raum (der als Städte, Länder und Dörfer definiert werden kann) fortbestehen wird, sollten politisch Verantwortliche und alle, die am politischen Prozess beteiligt sind, bedenken, dass sich Menschen und Organisationen dahingehende verändert haben, dass sie heute über Ländergrenzen hinweg vernetzt sind. Das bedeutet, dass sich Menschen in Bezug auf ihre Loyalität, Werte, Identität, Überzeugungen und Interessen nicht nur mit dem eigenen Land verbunden fühlen (Scholte, 2000).
 Außerdem sind die Menschen im Zuge der technologischen Revolution und dank des Internets unabhängig von ihrem Wohnort und Lebensstil näher zusammengewachsen und besser vernetzt (Scholte, 2000). So könnten zum Beispiel Millionen von Rechnern und Laptops auf der ganzen Welt unabhängig von ihrem physischen Standort gleichzeitig mit demselben Computervirus infiziert sein (Lallie et al., 2021). Gleichermaßen verhält es sich mit Transaktionen, die tagtäglich auf der ganzen Welt über das Internet mit Kryptowährungen oder anderen Zahlungsmitteln durchgeführt werden. Diese Beispiele zeigen auf, wie wichtig Technologien und das Internet in der modernen, globalisierten Welt geworden sind (Lallie et al., 2021). Erwähnenswert ist außerdem, dass die technologische Globalisierung Hoffnungen in Bezug auf die Demokratisierung von Informationen geweckt hat – eine Entwicklung, die nicht zwangsläufig positiv sein muss.
Die Globalisierung weist eine zeitliche, räumliche und kognitive Komponente auf (Lee et al., 2002). Die zeitliche Komponente bezieht sich auf die noch nicht gekannte Geschwindigkeit, mit der sich die Welt wandelt. Die räumliche Komponente nimmt Bezug auf die Abschaffung von Grenzen und den immer kleiner werdenden Raum, in dem Menschen miteinander interagieren. Die kognitive Komponente beschreibt schließlich die Verbreitung von Werten, Überzeugungen, Ideen und Interessen, die aufgrund des flächendeckenden Einsatzes von Kommunikationstechnologien (d. h. das Internet) möglich wurde. Viele Menschen sind der Ansicht, dass die Globalisierung Grenzen abschafft und ein „globales Dorf“ entstehen lässt, dem die gesamte Weltbevölkerung unabhängig vom Wohnort der einzelnen Personen angehört. Andere sind der Meinung, dass die Globalisierung nichts anderes ist als die Ausbreitung westlicher Kulturen und Werte, und kritisieren insbesondere den Individualismus und das Konsumverhalten (Lee et al., 2002).
Gesundheit und Globalisierung
Ein Bereich, in dem die Globalisierung deutlich zu Tage tritt, sind Infektionskrankheiten. Mikroorganismen (wie z. B. Bakterien, Viren und Pilze) können sich in sehr kurzer Zeit, d. h. innerhalb von Tagen oder sogar Stunden, rund um den Erdball ausbreiten. Beispielsweise breitete sich die SARS-Epidemie, die im Jahr 2003 in China ihren Anfang nahm, innerhalb von Tagen auf andere asiatische Länder bis nach Nordamerika aus. Im Laufe dieser Epidemie erkrankten und starben viele Menschen, doch auch die wirtschaftlichen Verluste (geschätzte 30 $ Milliarden pro Tag) in den betroffenen Ländern waren groß (Lam et al., 2003). Ähnlich verhielt es sich 1990 mit der Infektionskrankheit Cholera, die sich ausgehend von Peru (eigentlich brach die Krankheit auf einem Schiff aus, das an einem peruanischen Hafen angelegt hatte) auf ganz Lateinamerika ausbreitete und neben erheblichen finanziellen Einbußen im Bereich Wirtschaft und Handel Tausende Todesopfer forderte (Kimball, 2016). Ein anderes Beispiel ist der Polio-Ausbruch (Kinderlähmung), der im Jahr 2004 in Nigeria beobachtet wurde. Die Krankheit breitete sich auf 12 afrikanische Länder aus, in denen Polio bereits als ausgerottet gegolten hatte (Kennedy, 2016). Ein Beispiel, das gegenwärtig im Zentrum der öffentlichen Aufmerksamkeit steht, ist natürlich COVID-19. Die Krankheit trat in Wuhan, China, das erste Mal auf und breitete sich schnell weltweit aus. Sie hat bereits viele Menschenleben gefordert, weist ein hohes Morbiditätsrisiko auf und hat enorme wirtschaftliche Verluste mit sich gebracht. Diese Verluste sind auf die Lockdowns zurückzuführen, mit denen die Krankheit unter Kontrolle gebracht werden soll (Chen et al., 2020). All diese Beispiele verdeutlichen, dass sich Infektionskrankheiten, die durch nationale Gesundheitssysteme nicht eingedämmt werden, aufgrund der Globalisierung tendenziell ausbreiten und zu einer globalen Gesundheitsbedrohung werden können.
Nicht nur Infektionskrankheiten verbreiten sich aufgrund der Globalisierung schneller als je zuvor. Die Produktion und der Handel mit Lebensmitteln, das Marketing für Essen und Getränke und sogar die Essgewohnheiten haben sich verändert und zu einer ungesunden Ernährungsweise geführt, die Gesundheitsrisiken birgt (Kearney, 2010; Labonté, 2015). Studien belegen außerdem, dass auf der ganzen Welt negative Verhaltensweisen beobachtet werden, wie z. B eine sitzende Lebensweise und der Konsum von Tabak und Alkohol (Labonté, 2015). Daraus lässt sich folgern, dass die weltweite Zunahme von nicht übertragbaren, meist chronischen Krankheiten, wie z. B. Herz-Kreislauf-Erkrankungen, eine direkte Folge dieser Lebensweisen und Essgewohnheiten sind. Ein Beispiel hierfür ist die Entdeckung der Ölvorräte und die darauffolgende industrielle Entwicklung im Persischen Golf. Sie hatte zur Folge, dass westliche Werte wie die Fast-Food-Kultur übernommen wurden, die in diesen Ländern direkt den schnellen Anstieg von Adipositas und gleichzeitig das Aufkommen und die Verbreitung von chronischen, nicht übertragbaren Krankheiten gefördert hat (Balhareth et al., 2019).
Es gilt zu beachten, dass Adipositas und der Klimawandel in vielerlei Hinsicht in direktem Zusammenhang stehen. So sind etwa 25 Prozent der Treibhausgasemissionen auf die Produktion von Lebensmitteln zurückzuführen, und Wissenschaftler:innen schließen daraus, dass die globale Erwärmung schwer aufzuhalten ist, wenn wir unsere Essgewohnheiten nicht drastisch ändern (Godlee, 2012). Gleichzeitig gefährdet der Klimawandel die Lebensmittelversorgung auf der gesamten Welt, weil die Ressourcen (Boden- und Wassernutzung) in einem noch nicht gekannten Ausmaß verbraucht werden. Um das Ernährungssystem zu reformieren und den Planeten zu retten, ist es deshalb notwendig, dass Unternehmen neue Geschäftspraktiken einführen, und neue nationale und internationale Gesetze und Vorschriften erarbeitet werden. Wichtig ist jedoch auch, dass Einzelpersonen weniger Lebensmittel tierischen Ursprungs konsumieren und die Lebensmittelverschwendung reduzieren (Godlee, 2012).
Die Art und Weise, wie die Gesundheitssysteme der einzelnen Länder auf Gesundheitsbedrohungen reagieren, wird ebenfalls durch die Globalisierung beeinflusst (Labonté, 2015). Ein anschauliches Beispiel hierfür liefern Menschen, die aus einkommensschwachen Ländern in wohlhabende Länder einwandern, um dort im Gesundheitswesen zu arbeiten. In einkommensstarken Ländern, in denen im Gesundheitswesen Personalmangel herrscht, werden Arbeitskräfte aus Niedriglohnländern aus unterschiedlichen Gründen eingestellt, z. B. weil sie weniger Lohn fordern (Bludau, 2021). Vor allem Indien und die Philippinen sind dafür bekannt, dass sie „Arbeitskräfte für das Gesundheitswesen exportierten“. Auch Nigeria und Südafrika verzeichnen aufgrund extrem schlechter Arbeitsbedingungen und niedrigen Löhnen eine Abwanderung solcher Arbeitskräfte (Bludau, 2021). Infolgedessen ist in Ländern mit hohem Einkommensniveau ein Zustrom von Arbeitskräften im Gesundheitswesen zu beobachten. Das heißt aber auch, dass mehr als 50 Länder einen Mangel an medizinischen Fachkräften zu beklagen haben und manche Länder nicht mehr in der Lage sind, die medizinische Grundversorgung, z. B. Notdienste im Bereich der reproduktiven Gesundheit, aufrechtzuerhalten (Bludau, 2021).


Selbstreflektion/Diskussion
Wählen Sie ein Thema bzw. Problem aus dem Gesundheitsbereich und überlegen Sie, wie dieses durch die Globalisierung positiv und negativ beeinflusst wird (Buse et al., 2012).
Internationale Zusammenarbeit im Bereich Gesundheit
Weltweit sind die Menschen seit jeher besorgt, dass Krankheiten aus anderen Ländern eingeschleppt werden könnten (McKee et al., 2005). Bereits im 14. Jahrhundert wurden zum Beispiel im Stadtstaat Venedig unter Androhung von Gewalt Schiffe isoliert, die in Verdacht standen, mit Pest infizierte Ratten an Bord zu haben. Diese Maßnahme wurde bald von anderen Häfen übernommen. Diese bahnbrechenden Anstrengungen ebneten in der Folge den Weg für besser koordinierte Maßnahmen (Tognotti, 2013). Im 19. Jahrhundert wurden internationale Vereinbarungen getroffen, um die Ausbreitung von Infektionskrankheiten durch Handelsrestriktionen einzuschränken.
Hierzu zählen etwa die Internationalen Gesundheitsvorschriften (IGV), die in dieser Lektion noch ausführlich behandelt werden. Allerdings kooperieren viele Länder trotz dieser fortschrittlichen Maßnahmen nicht ausreichend, wenn Gesundheitsbedrohungen in Erscheinung treten (Kamradt-Scott, 2016). Besonders dann, wenn sich Infektionskrankheiten im eigenen Land ausbreiten, versäumen es viele Länder, die Weltgesundheitsorganisation (WHO) davon in Kenntnis zu setzen, und die WHO selbst ist nicht in der Lage, diese fehlende Kooperationsbereitschaft zu unterbinden (Kamradt-Scott, 2016). Beispielsweise meldeten mehrere afrikanische Länder sehr spät, dass Fälle von Ebola-Fieber aufgetreten waren und viele weitere Länder, in denen Sachkundige Ebola-Fälle vermuteten, meldeten überhaupt keine Ausbrüche (Mboussou et al., 2019). Es gilt jedoch zu beachten, dass Länder bei Gesundheitsproblemen auf unterschiedlichste Weise, ob basierend auf offiziellen Verträgen oder formlosen Vereinbarungen, kooperieren und zusammenwirken können (McKee et al., 2005).
UN: Vereinte Nationen
Die Vereinten Nationen (United Nations, UN) wurden nach dem Zweiten Weltkrieg gegründet, um den internationalen Frieden zu erhalten und die Sicherheit der Länder zu gewährleisten (Luard, 1979). Die UN setzen sich aus souveränen Staaten zusammen, die (als Mitglieder) den Kern der Organisation bilden. Mitgliedsstaaten können zudem wählen, ob sie den Sonderorganisationen der UN beitreten möchten. Beispiele hierfür sind die WHO, das Flüchtlingshochkommissariat der Vereinten Nationen (United Nations High Commissioner for Refugees, UNHCR) und das Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen (United Nations Children’s Fund, UNICEF), um nur einige wenige zu nennen (Luard, 1979). Diese Sonderorganisationen wurden gegründet, um den Austausch und die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedsstaaten zu fördern und gemeinsam Probleme zu lösen (Cratsley & Mackey, 2018; Murray et al., 2015). Allerdings sind die Vereinten Nationen so organisiert, dass einkommensstarke Länder und ihre jeweiligen Regierungen die internationale Gesundheitspolitik maßgeblich beeinflussen können und ebenso in der Lage sind, auf gesundheitspolitische Maßnahmen einzelner Staaten, insbesondere von Niedriglohnländern, einzuwirken (Mackey & Liang, 2013).
WHO: Weltgesundheitsorganisation
Die WHO wurde 1984 als Gesundheitsbehörde der UN gegründet. Ihr vorrangiges Ziel ist es, internationale Initiativen und Aktivitäten im Gesundheitsbereich zu steuern und zu koordinieren (Cueto et al., 2019). Der Hauptsitz der Organisation befindet sich in Genf, Schweiz, und sie verfügt über sechs regionale Niederlassungen (Global Programme on Evidence for Health Policy, 2003). 192 Mitgliedsstaaten und 193 NGOs gehören derzeit der WHO an (Cueto et al., 2019). Keine der NGOs besitzt ein Stimmrecht. Allerdings können sie als Mitglieder der WHO „offizielle Beziehungen“ zu den Mitgliedsstaaten der WHO unterhalten, und sie haben ein Mitspracherecht bei der organisatorischen Verwaltung der WHO (Cueto et al., 2019).
Die WHO wird durch die Weltgesundheitsversammlung (World Health Assembly, WHA) verwaltet. Diese setzt sich aus Vertretenden der Mitgliedsstaaten, in der Regel den Gesundheitsministerinnen und -ministern, zusammen (Kickbusch et al., 2010). Die WHA hält Jahrestagungen ab, um über die Pläne und das Budget der Organisation abzustimmen und Entscheidungen in Bezug auf bestimmte gesundheitsrelevante Maßnahmen zu treffen (Kickbusch et al., 2010; Buse et al., 2012). Laut der Verfassung der WHO darf die WHA Abkommen und Vereinbarungen über jegliche Belange verabschieden, die in den Zuständigkeitsbereich der Organisation fallen (Global Programme on Evidence for Health Policy, 2003). Jeder Mitgliedsstaat verfügt über ein Stimmrecht, und der Entscheidungsprozess ist konsensorientiert. Getroffene Entscheidungen gelten für alle Mitgliedsstaaten, sofern diese nicht ausdrücklich in Schriftform widersprechen (Gostin et al., 2015). Die Verfassung der WHO sieht jedoch keine Sanktionsmaßnahmen für Mitglieder vor, die den Vorschriften und Entscheidungen der WHO nicht entsprechen (Gostin et al., 2015). Die meisten Entscheidungen sind unverbindliche Empfehlungen, die als fachspezifische Richtlinien anzusehen sind (Buse et al., 2012; Clift, 2013) und von den Mitgliedsstaaten abhängig von ihrer Bedeutung für nationale Maßnahmen angenommen oder abgelehnt werden können (Buse et al., 2012; Kimura & Nakamura, 2020). Die WHA wird von einem Leitungsgremium geführt, das die Arbeit der Versammlung vorantreibt und Entscheidungen und beschlossene Maßnahmen umsetzt (Kimura & Nakamura, 2020). Neben dem (gewählten) Generaldirektor arbeiten derzeit ungefähr 3.500 Fachleute und Angestellte (aus allen Nationen) für die WHA, die sich im Gesundheitsbereich einen Namen gemacht haben (Cueto et al., 2019). Die WHO erfüllt die folgenden sechs Aufgaben (Global Programme on Evidence for Health Policy; 2003; Clift, 2013; Buse et al., 2012).
1. Entwicklung konsistenter, ethischer und evidenzbasierter Maßnahmen (Global Programme on Evidence for Health Policy, 2003; Clift, 2013)
2. Datenverwaltung durch Leistungsvergleich und Bewertung von Entwicklungen, und internationale Agendasetzung für die Gesundheitspolitik (Global Programme on Evidence for Health Policy, 2003; Clift, 2013)
3. Förderung der Gesundheit durch Unterstützung im Bereich der Ressourcen, Technik und Politik, um die inner- und zwischenstaatliche Zusammenarbeit aufrechtzuerhalten und zu stärken (Global Programme on Evidence for Health Policy, 2003; Clift, 2013)
4. Erhalt und Förderung von nationalen, regionalen und globalen Partnerschaften im Gesundheitsbereich (Global Programme on Evidence for Health Policy, 2003; Clift, 2013)
5. Ausarbeitung, Überprüfung, Kontrolle und Unterstützung bei der korrekten Umsetzung der vereinbarten Richtlinien, Empfehlungen und Vorgaben (Global Programme on Evidence for Health Policy, 2003; Clift, 2013)
6. Förderung der Entwicklung und anschließenden Erprobung neuer Technologien, Hilfsmittel und Strategien für das Krankheitsmanagement, die Risikominderung und die Bereitstellung/Verwaltung von Gesundheitsdiensten (Global Programme on Evidence for Health Policy, 2003; Clift, 2013)
Die wichtigste Aufgabe der WHO ist die Erstellung gesundheitsrelevanter Vorgaben, Empfehlungen und Richtlinien, die von einem internen Netzwerk von Sachverständigen erarbeitet werden, die aus verschiedensten Ländern stammen (Gostin et al., 2015). Obwohl die WHO den verschiedenen Ländern fachliche Unterstützung und Know-how zur Verfügung stellt, kann sie keinem der Mitgliedsstaaten Maßnahmen „aufzwingen“ (Gostin et al., 2015).
Weitere gesundheitsrelevante Einrichtungen der UN
Innerhalb der UN gibt es weitere Organisationen, die im Gesundheitsbereich Aufgaben übernehmen und Tätigkeiten ausführen (Weltgesundheitsorganisation, 2019b). Diese Einrichtungen sind wie folgt (Weltgesundheitsorganisation, 2019b):
· Welternährungsorganisation (Food and Agriculture Organization, FAO)
· Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen (United Nations Children’s Fund, UNICEF)
· Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen (United Nations Development Program, UNDP)
· Fonds der Vereinten Nationen zur Bekämpfung des Drogenmissbrauchs (United Nations Drug Abuse and Control Fund, UNFCAC)
· Gemeinsames Programm der Vereinten Nationen für HIV/AIDS (United Nations HIV/AIDS Program, UNAIDS) 
· Weltbank
· Welternährungsprogramm (World Food Program, WFP)
Die genannten Organisationen setzen auf Zusammenarbeit, tauschen Informationen aus und kooperieren, um die Gesundheit der Weltbevölkerung zu verbessern. Allerdings agiert jede dieser Organisationen unabhängig und verfolgt eigene Interessen (und die Interessen der Mitglieder), daher konkurrieren sie auch häufig untereinander und ziehen unterschiedliche gesundheitspolitische Maßnahmen in Betracht (Buse et al., 2012). So geriet beispielsweise die WHO in den 1980er Jahren mit dem Kinderhilfswerk in einen größeren Konflikt, weil sie sich uneins über den Aufgabenschwerpunkt in der medizinischen Grundversorgung waren (Druetz, 2018). Die WHO vertrat den Standpunkt, dass die Primärversorgung die Gesundheit der Menschen in einkommensschwachen Ländern durch bereichsübergreifende, präventive Ansätze verbessern würde, die auf eine bessere Wasserqualität (Trinkwasser und für andere Zwecke), Sanitärversorgung, Alphabetisierung/Bildung und Ernährung abzielten (Druetz, 2018). UNICEF befand, dass die Primärversorgung ihr Hauptaugenmerk auf konkrete, kostengünstige Dienstleistungen und Kampagnen, wie z. B. die Immunisierung von Kindern, legen sollte (Mosley, 1984). Obgleich der Konflikt schnell beigelegt war, förderte er die Unterschiede zwischen diesen Einrichtungen und ihre unterschiedlichen Ansichten zur Gesundheitspolitik zu Tage (Mosley, 1984). 
Die Weltbank ist zwar nicht direkt an gesundheitsrelevanten Maßnahmen beteiligt, übt aber trotzdem einen großen Einfluss aus, da es ihr obliegt, den Mitgliedstaaten für die Entwicklung von Projekten (bei Anfrage) finanzielle Mittel und Kapital bereitzustellen (Buse, 1994). Im Unterschied zu den Einrichtungen der UN, bei denen jeder Mitgliedsstaat jeweils ein Stimmrecht hat, ist die Anzahl der Stimmrechte für die Mitgliedsstaaten der Weltbank an deren finanzielle Zuwendungen gebunden (Buse, 1994, zitiert nach Buse et al., 2012). Aus diesem Grund wird die Weltbank häufig als Organ wahrgenommen, dass vor allem einkommensstarken Ländern dienlich ist (Abbasi, 1999; Buse et al., 2012).
Die Weltbank kam zum ersten Mal in den 1960er Jahren mit dem Gesundheitsbereich in Berührung. Damals begann sie mit der Finanzierung von Gesundheitsprojekten. In den 1980er Jahren wurden dann medizinische Dienste finanziert (Ugalde & Jackson, 1995). In den 2000er Jahren war die Weltbank bereits der größte auswärtige Geldgeber, der Gesundheitsinitiativen in Ländern mit niedrigem und mittlerem Einkommensniveau finanzierte. Ihren Einfluss macht sie durch Kredite geltend und ebenso durch ihre Souveränität und die Beziehungen, die sie mit den einflussreichen Ministerien der Empfängerländer aufrechterhält (Ugalde & Jackson, 1995; Buse et al., 2012). Einer der Hauptkritikpunkte an der Weltbank ist, dass sie Projekte im Energie- und Industriesektor fördert, ohne dabei die negativen Auswirkungen zu berücksichtigen, die einige dieser Projekte auf die Gesundheit haben (Ugalde & Jackson, 1995). Obwohl die Maßnahmen der Weltbank wiederholt kritisiert worden sind, werden sie von den meisten Geldgebenden, Regierungen und der Industrie unterstützt (Ruger, 2005).
WTO: Welthandelsorganisation
Die WTO wurde 1995 gegründet. Sie hat es sich zur Aufgabe gemacht, den internationalen Handel durch Regelung und Aufnahme weltweiter Handels- und Wirtschaftsbeziehungen zu stärken (Bohne, 2010). Wie bereits erwähnt, steht der Handel in direktem Zusammenhang mit der Gesundheit. So wird mit Medikamenten und Gesundheitsdiensten gehandelt, aber auch die Migration von Gesundheitspersonal fällt in diesen Bereich. Allerdings birgt der Handel indirekt auch Umweltrisiken (z. B. durch Flugzeuge und Frachtschiffe) (Howse, 2016). Da sich die Mitgliedstaaten mit ihrem Beitritt (vorbehaltslos) verpflichten, ihre Politik den Richtlinien der WTO entsprechend anzupassen, sind sie in ihren handelspolitischen Maßnahmen eingeschränkt. Die Trade Policy Review Agency, eine Kontrollbehörde der WTO, überprüft die handelspolitischen Maßnahmen der Mitgliedsstaaten, um ihre Übereinstimmung mit den Vorschriften der WTO sicherzustellen (Sampson, 2018).
Es steht den Mitgliedsstaaten offen, der WTO eigeninitiativ mutmaßliche Verstöße zu melden (Mitchell, 2017). Der Expertenausschuss der WTO überprüft dies und entscheidet über das weitere Vorgehen (Gostin & Katz, 2016). Die WTO verfügt über mehrere gesundheitspolitisch relevante Vereinbarungen. Hierzu zählt etwa das Übereinkommen über Handelsbeziehungen und Aspekte der Rechte des geistigen Eigentums (TRIPS), das eine wichtige Rolle in der internationalen Gesundheitspolitik spielt, da es die Produktion von Generika und Vorschriften, die den Handel mit Medikamenten und medizinischen Geräten regeln, direkt beeinflusst (Shaffer et al., 2005; Barlow et al., 2017). 
Bilaterale Entwicklungszusammenarbeit
Bilaterale Entwicklungszusammenarbeit ist ein altes Konzept, das sich auf die Kooperation, Unterstützung und den Austausch zwischen Regierungen bezieht (Clarke, 2013). Die drei Organisationen, die für die Finanzierung und Förderung von Kooperationen bei Entwicklungsprojekten von höchster Bedeutung sind und (unter anderem) auf internationaler, regionaler und nationaler Ebene technische Unterstützung anbieten, sind (Clarke, 2013):
· die Schwedische Zentralbehörde für internationale Entwicklungszusammenarbeit (Swedish International Development Agency, SIDA)
· das US-Amt für internationale Entwicklung (United States Agency for International Development, USAID)
· die Britische Behörde für internationale Entwicklung (United Kingdom Agency for International Development, DFID)
Diese Organisationen sind häufig die größten Geldgebenden für Gesundheitsprogramme in Ländern mit niedrigem und mittlerem Einkommensniveau (Clarke, 2013).
Bilaterale Entwicklungszusammenarbeit ist meist auch politisch motiviert. Oft nutzen Organisationen, die eine Zusammenarbeit anbieten, ihre Unterstützung, um wirtschaftliche, diplomatische oder strategische Ziele zu verfolgen. Bilaterale Unterstützungsangebote des Vereinigtes Königreichs (UK) kommen beispielsweise häufig den ehemaligen britischen Kolonien zugute (Lancaster, 2008).
Viele Länder kooperieren seit langer Zeit in verschiedenen Bereichen (Mhembwe & Dube, 2017), obgleich die Gründe für die Zusammenarbeit unterschiedlich sein können. Zum Beispiel können sich Länder zusammenschließen, um gemeinsam Produkte für die Öffentlichkeit (die Regierungen nicht ausreichend selbst bereitstellen können) herzustellen und diese weltweit zu verkaufen. Ein Beispiel hierfür ist der COVID-19-Impfstoff, den die Universität Oxford gemeinsam mit dem Arzneimittelhersteller AstraZeneca entwickelt hat. Er wurde im Vereinigten Königreich erforscht und daraufhin in sechs verschiedenen Ländern produziert, wobei das Einkommensniveau dieser Länder (GB, USA, Brasilien, Russland und China) unerheblich war (Mahase, 2021). Andere Länder tun sich zusammen, damit die gesamte Bevölkerung von der Zusammenarbeit profitiert. Gründe dafür sind z. B. die Ausrottung von Kinderlähmung und die Erforschung von Gesundheitsproblemen, die die ganze Welt betreffen (Kaul & Faust, 2001; Aylward et al., 2003). Einige Kooperationen zeichnen sich durch ein besonderes soziales Engagement aus. Dies ist etwa der Fall, wenn bei Katastrophen natürlichen (z. B. Erdbeben) oder menschlichen (z. B. Bürgerkrieg) Ursprungs humanitäre Interventionen stattfinden und Entwicklungshilfe bereitgestellt wird (McEwan & Mawdsley, 2012). Es gibt allerdings auch Kooperationen, die rein egoistisch motiviert sind. Dies ist zum Beispiel der Fall, wenn Länder andere Länder ohne deren Wissen durch Unterstützungsangebote ausspionieren. So überwachen beispielsweise einkommensstarke Länder bestimmte Niedriglohnländer, um bioterroristische Anschläge zu verhindern (Green et al., 2019).

Selbstreflektion/Diskussion (Buse et al., 2012)
Nennen Sie drei bis vier Organisationen, die in ihrem Land multilaterale und bilaterale Entwicklungszusammenarbeit anbieten.
Zusammenarbeit im Gesundheitsbereich auf globaler Ebene
Bisher hat sich diese Lektion mit zwischenstaatlicher Zusammenarbeit und der Kooperation zwischen Ländern und der UN beschäftigt (Lee, 1998). Allerdings wird die Gesundheit der Weltbevölkerung ebenso durch viele nicht-staatliche Akteure und Maßnahmen, die über unkonventionelle Wege entstehen, beeinflusst. (Buse et al., 2012). Diese zwei Einflussgrößen, und im Speziellen die globale Zivilgesellschaft, internationale Konzerne und globale öffentlich-private Partnerschaften, müssen in diesem Zusammenhang Beachtung finden. Studien legen nahe, dass diese Akteure aktiv an internationalen und nationalen gesundheitspolitischen Prozessen beteiligt sind (Buse et al., 2012).
Globale Zivilgesellschaft
In den vergangenen 60 Jahren ist die Zahl der global ausgerichteten zivilgesellschaftlichen Gruppen exponentiell angestiegen. 1956 waren es nur circa 1.117 Gruppen, in den späten 1990er Jahren bereits rund 16.500 Gruppen (Salamon, 1994, zitiert nach Buse et al., 2012). Es war abzusehen, dass dies die Gesellschaft und das Umfeld der Interessentragenden verändern würde (Salamon, 1994, zitiert nach Buse et al., 2012). Viele unterschiedliche Akteure der globalen Zivilgesellschaft beschäftigen sich mit Themen und Problemen dieser Welt. Im Folgenden sind einige davon angeführt:
· Müttergesundheit wird zum Beispiel vom Bündnis International Women‘s Health Alliance thematisiert (Seckinelgin & Albrow, 2011).
· Handelsabkommen werden beispielsweise von der International Health Initiative thematisiert, einer Partnerschaft bestehend aus NGOs, die aus ungefähr 70 Ländern stammen (Seckinelgin & Albrow, 2011).
· Landminen werden unter anderem von der Internationalen Kampagne für das Verbot von Landminen (ICBL) thematisiert, einer Arbeitsgemeinschaft, die sich aus 13 Organisationen zusammensetzt (Seckinelgin & Albrow, 2011).

Die globale Zivilgesellschaft ist eine vielschichtige, aber hochgradig vernetzte Gruppe von Menschen, die eine Vision teilen und länderübergreifend über das Internet und andere Kommunikationsmittel verbunden sind.
Die Stiftung von Bill und Melinda Gates ist ein Beispiel für eine zivilgesellschaftliche Organisation, die die Weltbank in vielerlei Hinsicht übertroffen hat und eine wichtige Einrichtung für die Gesundheit der Weltbevölkerung geworden ist (Buse et al., 2012; Harman, 2016). Die Stiftung wurde im Jahr 2000 gegründet und ist maßgeblich an der globalen Gesundheitsversorgung beteiligt, da sie mehr als 500 Millionen $ pro Jahr für Gesundheitsprojekte in einkommensschwachen Ländern bereitstellt (Buse et al., 2012; McCoy et al., 2009). Aufgrund ihrer umfangreichen Ressourcen übt die Stiftung auch einen großen Einfluss auf die Schwerpunktsetzung in der Gesundheitspolitik aus (Harman, 2016) und nimmt dadurch eine wichtige Funktion in der Neugestaltung des internationalen Gesundheitssystems ein (McCoy & McGoey, 2011). Während die Weltbank als zweite große geldgebende Instanz im Gesundheitsbereich hauptsächlich finanzielle Mittel für Regierungen zur Verfügung stellt, fördert die Stiftung von Bill und Melinda Gates meist NGOs, vor allem solche, die aus öffentlich-privaten Partnerschaften hervorgegangen sind (Buse et al., 2012). Die Stiftung hat (sowohl direkt als auch indirekt) die Gründung vieler global ausgerichteter öffentlich-privater Partnerschaften unterstützt und bei der Finanzierung und Ausbildung von Personal geholfen, das vielen ihrer Entscheidungsgremien angehört (McCoy & McGoey, 2011). Zwar stellt die Stiftung finanzielle Mittel und Produkte für die Bekämpfung von wenig beachteten Krankheiten wie Malaria bereit und spielt außerdem in der Forschung und Impfstoffentwicklung eine entscheidende Rolle, wichtiger für ihren Erfolg und Bekanntheitsgrad waren jedoch die Unterstützung und ihr Einsatz für öffentlich-private Partnerschaften, die sich mit gesundheitspolitischen Fragen beschäftigen (McCoy & McGoey, 2011). Die Stiftung hat sich außerdem in der Gesundheitspolitik engagiert, indem sie die Entwicklung und Umsetzung evidenzbasierter Politikgestaltung finanziell gefördert und unterstützt hat (Buse et al., 2012). Zum Beispiel stellt die Stiftung jedes Jahr finanzielle Mittel für die Afrikanische Akademie der Wissenschaft bereit, damit diese für verschiedenste staatliche Maßnahmen verstärkt evidenzbasierte Daten liefern kann (van Noorden, 2017). Zudem hat sie die Gründung des Global Health Policy Research Network (GHPRN) gefördert. Dabei handelt es sich um ein internationales Forschungsnetzwerk für Gesundheitspolitik, das politische Maßnahmen beurteilt und dabei einen großen Einfluss geltend macht (van Noorden, 2017). Es gilt zu beachten, dass Regierungen, NGOs und internationale Organisationen dazu neigen, die gesundheitspolitische Richtung und entsprechende Empfehlungen zu berücksichtigen bzw. umsetzen, die die geldgebende Stiftung vorgibt (McCoy et al., 2009). Die Stiftung von Bill und Melinda Gates unterhält außerdem Beziehungen zu wichtigen, vor allem politischen Entscheidungstragenden auf der ganzen Welt, die aufgrund ihrer hohen Investitionen in die globale Gesundheitsversorgung entstanden sind (McCoy et al., 2009).
Globale zivilgesellschaftliche Organisationen übernehmen genauso wie ihre Pendants auf lokaler/nationaler Ebene wichtige Aufgaben in der Öffentlichkeits- und Gesundheitspolitik. Zum Beispiel arbeiten sie mit internationalen Organisationen wie der Weltbank zusammen und veranstalten politische Debatten auf nationaler Ebene (Stone, 2008). Sie übernehmen außerdem Führungsstrategien von Unternehmen, die sie bei humanitären Einsätzen in Krisengebieten mithilfe von global wirkenden Grundsatzgruppen und Hilfsorganisationen, wie Médecins Sans Frontières/Ärzte ohne Grenzen, anwenden. Sie bedienen sich aber auch der Vorgehensweisen außenstehender Gruppen, die auf konfrontative Methoden, wie Aktionärspolitik oder eine gegen multinationale Konzerne gerichtete Organisation von Kundenboykotten, setzen. Schließlich wenden sie auch Strategien von Gruppen an, die die Führungsstrategien von Unternehmen und die Vorgehensweisen von außenstehenden Gruppen kombinieren (Buse et al., 2012).
Verschiedene zivilgesellschaftliche Organisationen wirken inspirierend (indem sie Bewusstsein für Probleme schaffen), übernehmen eine gestalterische Funktion (indem sie Druck auf die Regierung/den Staat ausüben) und behalten bestimmte Probleme und politische Maßnahmen im Auge (indem sie das Verhalten von Regierungen und Firmen und die Implementierung von Vorschriften kontrollieren) (Falk, 2005). Da die globale Zivilgesellschaft einen wichtigen Beitrag zur Kommunikation, Kontrolle und Evaluierung von Maßnahmen auf subnationaler, nationaler und internationaler Ebene leistet, wird ihr ein hoher Wert beigemessen (Falk, 2005).
Die Funktion der globalen Zivilgesellschaft als Sprachrohr für verschiedene Interessengruppen wurde von Keck und Sikkink (1998) thematisiert (Keck & Sikkink, 1998, zitiert nach Buse et al., 2012). Zivilgesellschaftliche Netzwerke und Zusammenschlüsse spielen für verschiedene Themen der Weltpolitik, wie z. B. geschlechtsspezifische Gewalt und Rechte von HIV/AIDS-Patient:innen, eine wichtige Rolle. Solche Netzwerke versuchen durch Überzeugungskraft, Sozialisierung und Einbeziehung, die Verfahren und Vorschriften von Ländern und internationalen Organisationen zu ändern (Keck & Sikkink, 1998, zitiert nach Buse et al., 2012). Die Macht solcher Zusammenschlüsse entsteht durch den Austausch von Informationen, Ideen und Strategien, mit denen sie die Rahmenbedingungen und Methoden für die Politikgestaltung bestimmter Länder ändern möchten. (Keck & Sikkink, 1998, zitiert nach Buse et al., 2012). Zum Beispiel war die Funktion, die sogenannte Advocacy-Koalitionen und Interessengruppen bei der Meinungsbildung im Bereich HIV/AIDS einnahmen, Gegenstand vieler Untersuchungen (Seckinelgin, 2002). Aktionskampagnen auf nationaler Ebene und die globale ACT-UP-Bewegung (eng. AIDS Coalition to Unleash Power) haben die politische Agenda nachhaltig beeinflusst und einen Perspektivenwechsel seitens der Pharmaunternehmen eingeleitet, der dazu geführt hat, dass diese die Kosten von Medikamenten gesenkt und die Gerichtsverfahren gegen Regierungen, die das TRIPS-Abkommen umsetzen wollten, aus der Welt geschafft haben (Seckinelgin, 2002; Buse et al., 2012).
Aus verschiedenen Gründen wird der zunehmende Einfluss der globalen Zivilgesellschaft positiv betrachtet. Manche sehen den Grund dafür in der Unfähigkeit von Regierungen, bestimmte Politikbereiche wie etwa das Gesundheitswesen zu regulieren. Andere sind der Ansicht, dass eine starke globale Zivilgesellschaft den Politikgestaltungsprozess optimiert. Wiederum andere befürworten eine starke Zivilgesellschaft, weil diese den Kommunikationsprozess transparenter macht und mit neuen Ideen und Wissen bereichert (Smith et al., 2016). Einige betrachten das Engagement der Zivilgesellschaft als Möglichkeit, die Demokratisierung der Welt voranzubringen und den von einer politischen Maßnahme betroffenen Menschen eine Stimme zu geben. Dies führt dazu, dass bei der Erarbeitung von Vorschriften ein breiterer Kontext berücksichtigt wird. Viele Personen sind deshalb der Meinung, dass die globale Zivilgesellschaft die Menschen zu „Weltbürgerinnen und -bürgern“ macht und diese „von Grund auf globalisieren“ wird. Andere sehen in der Zivilgesellschaft eine Möglichkeit, die Politik durch Menschen zu gestalten, und ein Gegengewicht zum Einfluss der Wirtschaftstreibenden. Manche Menschen stehen der Bedeutung der globalen Zivilgesellschaft trotz ihrer möglichen Vorteile aber noch immer skeptisch gegenüber (Smith et al., 2016).
Anwendungsbeispiel von Tabakkontrolle und der Rolle der globalen Zivilgesellschaft
Nach Verhandlungen, die fast vier Jahre gedauert hatten, einigten sich die Mitgliedsstaaten der WHO im Mai 2003 auf den Wortlaut des Rahmenübereinkommens zur Eindämmung des Tabakgebrauchs (eng. Framework Convention on Tobacco Control, FCTC) (Mamudu & Glantz, 2009). Der Prozess zeichnete sich durch hitzige und kontroverse Debatten aus. Die Tabakindustrie positionierte sich als Gegenpol zu Gesundheitsaktivistinnen und -aktivisten und Wissenschaftler:innen. Beide Seiten unternahmen Anstrengungen, um die Mitgliedsstaaten von ihren Ansichten zu überzeugen. Das Übereinkommen dient als Grundlage für die Gesetzgebung der Länder, die es unterzeichnet haben. Die Verhandlungen zeigten außerdem den Einfluss und die Grenzen der globalen Zivilgesellschaft in Bezug auf ihre Handlungsfähigkeit bei internationalen Gesundheitskonferenzen und anderen Fachtagungen auf. Interessierte NGOs, denen die WHO einen „Beraterstatus“ ohne Stimmrecht verliehen hatte, nahmen ebenfalls offiziell an den Verhandlungen teil und sie durften ihren Status nutzen, um auf andere Teilnehmende Einfluss zu nehmen (Mamudu & Glantz, 2009).
Zunächst setzten zahlreiche NGOs die WHO unter Druck, damit diese mit bislang unbeteiligten NGOs „formelle Beziehungen“ aufnehmen und pflegen würde. Außerdem wurde beschlossen, das FCTC für die Allgemeinheit verfügbar zu machen (Mamudu & Glantz, 2009). Daraufhin rief die WHO öffentliche Anhörungen zum Rahmenübereinkommen ein, im Zuge derer mehrere zivilgesellschaftliche Organisationen Stellung zum Thema bezogen und schriftliche Anmerkungen bereitstellten (Mamudu & Glantz, 2009; Buse et al., 2012). Als nächstes stellten die bekannte zivilgesellschaftliche Organisation American Society for the Prevention of Tobacco Use (ASH) und die Campaign for Tobacco-Free Kids Schulungsangebote für die Delegierten bereit. Diese umfassten Schulungen, Berichte und tägliche Kurzinfos zu den Geschehnissen bei den Verhandlungen (Mamudu & Glantz, 2009). Während der gesundheitsbezogenen Debatten sah sich die Zivilgesellschaft zudem in der Pflicht, an das Gewissen der Teilnehmenden zu appellieren (Mamudu & Glantz, 2009; Buse et al., 2012). Einige NGOs bedienten sich aufsehenerregender Methoden, um die Aufmerksamkeit auf die Blockadehaltung und taktischen Maßnahmen einiger Mitgliedsstaaten zu lenken. So wurden etwa Preise an Gruppen verliehen, die bei den Verhandlungen den wertvollsten bzw. unkonstruktivsten Beitrag geleistet hatten (Mamudu & Glantz, 2009; Buse et al., 2012). Abschließend durften Mitglieder von zivilgesellschaftlichen Organisationen direkt an den Verhandlungen teilnehmen. Während der Debatten schlossen sich die zivilgesellschaftlichen Organisationen zu einem Bündnis zusammen, das die Gruppenkommunikation stärken und aktiv die Interaktion von kleinen Gruppen in unterentwickelten Ländern fördern sollte. Im Anschluss beschloss das Bündnis länderspezifische Maßnahmen, wie z. B. Lobbyarbeit, Gespräche mit politischen Entscheidungstragenden, Unterstützungskampagnen und das Abhalten von Pressekonferenzen (Mamudu & Glantz, 2009; Buse et al., 2012).
Unternehmen mit globaler Reichweite
Die Heterogenität der Privatwirtschaft (d. h. gewinnorientierte Unternehmen) und ihr Einfluss auf die Gesundheitspolitik der einzelnen Länder ist seit langer Zeit Gegenstand von Diskussionen. Indem sie ihre eigenen Interessen verfolgt, beeinflusst die Privatwirtschaft (insbesondere multinationale Konzerne, Unternehmensverbände und transnationale Unternehmen) die internationale Ordnung (Cattaui, 1998). „Die Unternehmerschaft vertritt den Standpunkt, dass die Regeln der Marktwirtschaft, die früher fast ausschließlich von den Regierungen festgelegt wurden, weltweit Anwendung finden müssen, damit die erhoffte Wirkung erzielt wird. In Bezug auf dieses globale Regelwerk orientiert sich die Wirtschaft an den Vereinten Nationen und ihren Behörden“, schrieb der Generalsekretär der Internationalen Handelskammer (eng. International Chamber of Commerce, ICC) (Cattaui, 1998, S. 1).
Die ICC hatte ein besonderes Interesse an den wirtschaftsfördernden Maßnahmen der Welthandelsorganisation (WTO) und ihr damaliger Generalsekretär war der Meinung, dass die ICC ein größeres Mitspracherecht bei den von der WTO getroffenen Maßnahmen haben sollte (Maucher, 1998, zitiert nach Buse et al., 2012). Daraufhin begann die ICC, systematisch mit den Vereinten Nationen zusammenzuarbeiten, und versuchte, Entscheidungen zu beeinflussen, die ein Rahmenkonzept zur Einbeziehung von Feedback und Vorschlägen der ICC hervorbringen würden (Maucher, 1998, zitiert nach Buse et al., 2012). Das Ergebnis der Bemühungen war eine gemeinsame Stellungnahme der ICC und der Vereinten Nationen, die die gemeinsamen Werte, Ziele und Interessen darlegten, die für global agierende Unternehmen ohne rechtliche Rahmenbedingungen gesetzlich verpflichtend sein sollten (Maucher, 1998, zitiert nach Buse et al., 2012). Die Tätigkeiten und Aufgaben von international ausgerichteten Privatunternehmen zeigen, wie wichtig es ist, diese Interessengruppe in die gesundheitspolitische Analyse und die Politikgestaltung einzubeziehen (Waxman, 2004).
Wie die Privatwirtschaft staatliche und internationale Einrichtungen beeinflusst, wird in der folgenden Aufzählung erläutert (Waxman, 2004, zitiert nach Buse et al., 2012):
· Durch politischen Dialog wird Einfluss auf die WHO und andere internationale Organisationen genommen.
· Die Implementierung internationaler rechtlicher Maßnahmen wird verhindert.
· Die Einführung internationaler Abkommen wird blockiert. So verhinderte zum Beispiel die Zuckerindustrie im Jahr 2003 durch ihren vehementen Widerstand die Einführung ernährungsbezogener Vorschriften, die die Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen/WHO erlassen wollte.
· Bei internationalen Abkommen ein Mitspracherecht haben.
Die aufgeführten Punkte legen dar, wie die Privatwirtschaft aktiv an internationalen Organisationen beteiligt wird. So spielt die Privatwirtschaft etwa eine entscheidende Rolle, wenn der öffentliche Sektor überlastet ist, und sie unterstützt die WHO bei der Gesundheitsversorgung von Müttern und anderen wichtigen Gesundheitsdiensten, insbesondere in Niedriglohnländern wie Somalia (Ahmed et al., 2020). Allerdings wurden ernste Bedenken geäußert, dass die WHO verbotene Spenden der Pharmaindustrie annimmt – ein Umstand, der einen erheblichen Interessenkonflikt darstellen würde (Day, 2007).



Globale Partnerschaften zwischen Gemein- und Privatwirtschaft im Gesundheitswesen
Die „globalisierte Welt“ zeichnet sich unter anderem dadurch aus, dass Interessentragende aus unterschiedlichen Bereichen, wie z. B. die Privatwirtschaft, Politiknetzwerke und Hilfsorganisationen, bei politischen Projekten zusammenarbeiten (Bishop & Waring, 2016). Seit den 1990er Jahren wurden zahlreiche öffentlich-private Partnerschaften im Gesundheitswesen gegründet. Diese Partnerschaften zählen zu den bekanntesten Formen der Zusammenarbeit zwischen Privat- und Gemeinwirtschaft (Barr, 2007).
Obgleich der Begriff „öffentlich-private Partnerschaft“ viele Projekte beschreibt, die sich durch die Zusammenarbeit von Privat- und Gemeinwirtschaft auszeichnen, bezieht er sich in der Regel auf Organisationen der Gemein- und Privatwirtschaft, die sich aufgrund gemeinsamer Werte und Ziele zusammentun und verpflichten, diese Ziele im Dienst der breiten Öffentlichkeit durch gemeinsame Arbeit zu erreichen (Hodge & Greve, 2007). So umfasst zum Beispiel die Globale Partnerschaft zur Bekämpfung von Tuberkulose mehr als hundert verschiedene öffentliche, private und zivilgesellschaftliche Organisationen (Sakamoto et al., 2019). Es gibt jedoch auch Partnerschaften wie die International AIDS Vaccine Initiative (IAVI), die ihren eigenen rechtlichen Rahmen entwickeln. Die Initiative „Roll Back Malaria“ der WHO und die Globale Allianz für Impfstoffe und Immunisierung des Kinderhilfswerks sind Teil von bereits bestehenden Nichtregierungsorganisationen (Buse et al., 2012).
Diese Partnerschaften können verschiedenste Aufgaben übernehmen. Die Organisation Medicines for Malaria Venture erhält beispielsweise finanzielle Mittel von Regierungen und stellt diese dann Biotechnologieunternehmen und/oder Pharmaunternehmen zur Verfügung, um damit die Produktion und den Vertrieb von Malariaimpfstoffen zu finanzieren. Diese Impfstoffe werden vorwiegend in Niedriglohnländern eingesetzt, die hohe Inzidenzwerte und eine starke Verbreitung der Malaria aufweisen (Lezaun & Montgomery, 2015). Andere öffentlich-private Partnerschaften zielen darauf ab, bereits vorhandene Produkte für Personen zugänglich zu machen, die sich diese andernfalls nicht leisten können. Ein Beispiel hierfür sind die durch Pfizer bereitgestellten Antibiotika, die im Rahmen einer öffentlich-privaten Partnerschaft an Länder abgegeben werden, die eine hohe Zahl an Trachomakranken aufweisen (Agler & Crigler, 2019).
Während einige dieser öffentlich-privaten Partnerschaften Gelder für bestimmte Krankheiten und Maßnahmen aufbringen und verteilen, konzentrieren sich andere auf Lobbyarbeit. Wiederum andere erarbeiten Richtlinien und Vorschriften, denen sich die Regierung bisher nicht gewidmet hat. Die Mehrheit dieser Partnerschaften möchte jedoch auf die Agendasetzung und den Politikgestaltungsprozess im Gesundheitsbereich (insbesondere bei der Erarbeitung und Implementierung von Vorschriften) einwirken (Hernandez-Aguado & Zaragoza, 2016).
Aus politischer Sicht zeichnen sich globale öffentlich-private Partnerschaften dadurch aus, dass sie in der Gesundheitspolitik auf nationaler und internationaler Ebene wichtige Akteure geworden sind (Maltin, 2019). Ihr Einfluss beruht auf den ihnen zur Verfügung stehenden Ressourcen. Diese verschaffen ihnen einen Vorteil gegenüber Unternehmen, die unabhängig bzw. auf nur einem Gebiet agieren. Darüber hinaus sind sie in der Lage, eine große Anzahl an wichtigen politischen Entscheidungsträgern von einem Standpunkt zu überzeugen. Diese hätten sich andernfalls für eine andere politische Maßnahme entschieden oder hätten sich dem gesundheitspolitischen Problem gar nicht erst gewidmet. Aus diesen Gründen sind öffentlich-private Partnerschaften zu einem wichtigen Sprachrohr im Gesundheitswesen geworden und sie können auf gesundheitspolitische Entscheidungen einwirken (Maltin, 2019). In einigen Fällen und in gewissen Bereichen sind öffentlich-private Partnerschaften aber nachweislich gescheitert. Studien aus Indien belegen beispielsweise, dass öffentlich-private Partnerschaften in der primären und tertiären Gesundheitsversorgung versagt haben (Virani & Ramesh, 2019).
Globalisierung des Politikgestaltungsprozesses
Das Konzept des „eisernen Dreiecks“ veranschaulicht die drei Hauptakteure, die am nationalen Politikgestaltungsprozess beteiligt sind. Diese sind gewählte Politiker:innen, NGOs und Interessengruppen, insbesondere aus der Privatwirtschaft (Cerny, 2001). Für politische Maßnahmen, die eine globale Reichweite erlangen, weil internationale Akteure auf nationaler und globaler Ebene eine zunehmend wichtige Rolle in der Gesundheitspolitik spielen, hat Cerny (2001) den Begriff „goldenes Fünfeck“ geprägt. Die fünf Ecken des „goldenen Fünfecks“ sind die Zivilgesellschaft, Interessengruppen, globale und internationale Akteure, Politiker:innen und transnationale/internationale Akteure (Cerny, 2001).
Während Mandatstragende und Interessengruppen weiterhin viel Macht ausüben, machen auch Organisationen wie die WTO und andere internationale Einrichtungen ihren Einfluss in der Gesundheitspolitik geltend (Blank et al., 2017). Zudem haben nun auch Akteure wie die globale Zivilgesellschaft, globale öffentlich-private Partnerschaften und Marktteilnehmende einen nennenswerten Einfluss in der globalen Gesundheitspolitik gewonnen. All diese Akteure können auf nationaler oder globaler Ebene an einer gesundheitspolitischen Maßnahme mitwirken, wobei manche abhängig vom Thema tonangebend sind (Blank et al., 2017). Für Politikanalystinnen und -analysten ist es wichtig, die unterschiedlichen Interessen der Akteure herauszufiltern und die Komplexität des Politikgestaltungsprozess zu untersuchen. Einen gemeinsamen Nenner für die unterschiedlichen Ansichten und Vorschläge zu einem politischen Problem zu finden, ist vor allem für Regierungen in Ländern mit mittlerem und niedrigem Einkommensniveau schwierig (Blank et al., 2017).
Die Gesundheitsministerien in Niedriglohnländern müssen lernen, mit der wachsenden Anzahl an Interessentragenden zurechtzukommen, die am Politikgestaltungsprozess beteiligt sind. Darüber hinaus müssen sie bilaterale Beziehungen zu zahlreichen Geberorganisationen pflegen (Buse et al., 2012). In den frühen 1990er Jahren war das bereits unter Druck stehende Gesundheitswesen in diesen Ländern überlastet, weil Geldgebende mit widersprüchlichen Interessen Forderungen an verschiedenste Ministerien stellten. Daraufhin einigten sich alle Beteiligten auf eine bessere Koordination und es wurden Anstrengungen unternommen, um „Maßnahmen für das gesamte Gesundheitswesen“ zu entwickeln. Diese Maßnahmen umfassten die Erstellung eines gemeinsamen Politikrahmens und eine mittelfristige Budgetplanung. Externe Geldgebende durften nur gemeinsam mit inländischen Beteiligten bestimmte Initiativen finanzieren (Buse et al., 2012).
Viele Geldgebende haben jedoch Projekte finanziert, die ursprünglich nicht eingeplant waren. Das beeinträchtigte die Koordination der Projekte und zog eine Ressourcenverschwendung nach sich (Buse et al., 2012). Studien zeigen zwar, dass hier Fortschritte erzielt wurden, diese aber häufig durch globale öffentlich-private Partnerschaften, die auf der Bildfläche erscheinen, zunichte gemacht werden. In mehreren Ländern wurden mittlerweile mehr als 20 öffentlich-private Partnerschaften gegründet, die einen diametralen Ansatz verfolgen und ein paralleles Regierungssystem errichtet haben. Dieses Vorgehen übt auf verschiedenste Weise Druck auf die Gesundheitsministerien aus, die um Ressourcen, Schwerpunktthemen und die Aufmerksamkeit der Wählerschaft wetteifern. Dies hatte zur Folge, dass öffentlichkeitswirksam mehr Geschlossenheit auf nationaler Ebene gefordert wurde (Buse et al., 2012). Gleichzeitig bildete sich die Meinung heraus, dass ein koordiniertes Vorgehen auf globaler Ebene die Voraussetzung für eine erfolgreiche Zusammenarbeit auf nationaler Ebene ist.
Dies wird durch die Milleniumsentwicklungsziele, die nunmehr als Ziele für nachhaltige Entwicklung (eng. Sustainable Development Goals, SDG) bezeichnet werden, besonders deutlich. Die SDG wurden 2015 von 193 Ländern beschlossen (Vereinte Nationen, 2015). Um diese Ziele zu erreichen, erhalten insbesondere Länder mit niedrigem und mittlerem Einkommensniveau finanzielle Unterstützung vom Internationalen Währungsfonds (IWF), der Weltbank, der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) und von einkommensstarken Ländern (Miola & Schlitz, 2019; Roy, 2019). Anhand der 17 Ziele für nachhaltige Entwicklung werden Fortschritte gemessen und alle, die sich dazu verpflichtet haben, sind für die Umsetzung dieser Ziele verantwortlich (Buse et al., 2012). Zwar besteht noch keine Einigkeit darüber, ob die Globalisierung der Politik einen größeren Handlungsspielraum gewährt, aber es scheint, dass sich bei der politischen Agendasetzung und Ausarbeitung von Vorschriften, vor allem in der Gesundheitspolitik, mehr Möglichkeiten eröffnen (Drezner, 2001, zitiert nach Buse et al., 2012).Ziele für nachhaltige Entwicklung (SDG)
Dabei handelt es sich um 17 global gültige Ziele, die den Kurs für eine bessere und nachhaltigere Zukunft für die gesamte Weltbevölkerung vorgeben (Vereinte Nationen, 2015).


 Es ist allerdings nicht einfach, politische Maßnahmen bzw. Vorschriften, die in einem Land gelten, auf ein anderes (manchmal über internationale Organisationen) zu übertragen (Drezner, 2001, zitiert nach Buse et al., 2012). Studien zeigen auf, dass politische Dialoge oder Anreize wie Fördergelder und/oder Kredite nicht zwangsläufig dazu führen, dass Vorschriften übernommen werden (Drezner, 2001, zitiert nach Buse et al., 2012). Die Übertragung von Vorschriften auf andere Länder ist ein oft langwieriger Prozess, an dem mehrere Organisationen und Netzwerke beteiligt sind und der in verschiedene Phasen gegliedert ist (Drezner, 2001, zitiert nach Buse et al., 2012). Es gilt außerdem zu beachten, dass die meisten Geberländer und Geldgebenden ihre eigenen nationalen und geopolitischen Interessen verfolgen, wenn sie über die Zuteilung finanzieller Mittel zur Umsetzung der SDG entscheiden. Aus diesem Grund geraten viele Länder ins Hintertreffen (Heleta & Bagus, 2021).
5.2 Gesundheitspolitische Maßnahmen für das Gesundheitswesen
Für Politikwissenschaftler:innen ist „politische Maßnahme“ oder „Vorschrift“ ein vager Begriff, der als „die Handlungen einer Regierung und die Absichten, auf denen diese Handlungen beruhen“ (Dye, 1992, S. 2) oder „alles, was eine Regierung tut oder nicht tut“ (Dye, 1992, S. 2) definiert wird. Manchmal bezieht sich der Begriff auch auf „das Vorhaben“ oder „das Gesetz“. Andere beschreiben den Begriff „Öffentlichkeitspolitik“ als offizielle Entscheidungen oder Maßnahmenpläne, die von einer Regierungsstelle beschlossen bzw. durchgeführt werden (Dye, 1992). Die meisten Menschen unterscheiden zwischen einem politischen Problem, der entsprechenden politischen Lösung und den dafür benötigten Strategien bzw. den benötigten politischen Instrumenten (de Leeuw et al., 2014).
Der Begriff „Gesundheitspolitik“ sorgt wohl für weit mehr Missverständnisse. Er wurde von de Leeuw, Clavier und Breton (2014) als politische Maßnahmen für die Verbesserung der Volksgesundheit definiert. Milio (1981), die den Begriff geprägt hat, veröffentlichte ein Nachschlagewerk, in dem sie feststellte, dass Faktoren wie Bildung, Wohnort und Ernährung sowie der Zugang zu unerlässlichen Diensten, wie z. B. der Gesundheitsversorgung, bei der Erarbeitung gesundheitspolitischer Maßnahmen bzw. Vorschriften berücksichtigt werden müssen, um die Lebensbedingungen der Menschen zu verbessern. Um festzustellen, ob eine Vorschrift die erhoffte Wirkung erzielt hat, können ihre Auswirkungen auf das Gesundheitswesen und die Gesundheit der Bevölkerung untersucht werden (de Leeuw, 1989).
Die Aufgaben und Bedeutung der Gesundheitspolitik
Die Gesundheitspolitik hat einen hohen Stellenwert, da sie für die Ausarbeitung von Vorschriften und Richtlinien verantwortlich ist, die den Patientinnen und Patienten, den Gesundheitseinrichtungen und dem gesamten Gesundheitswesen zugutekommen (Blank et al., 2017). Gesundheitspolitische Vorschriften können nicht nur ärztliche Behandlungsfehler und eine schlechte Kommunikation in Bezug auf medizinische Entscheidungen verhindern, sondern auch wichtige Angelegenheiten, wie die Finanzierung und Kontrolle des Gesundheitswesens regeln (Blank et al., 2017). Viele dieser Vorschriften sollen gewährleisten, dass die breite Öffentlichkeit Zugang zur Gesundheitsversorgung und anderen Ressourcen hat. Außerdem soll sie diese Angebote nutzen können, um die Lebenserwartung und -qualität zu erhöhen (Blank et al., 2017).
Die folgenden Punkte unterstreichen die hohe Bedeutung der Gesundheitspolitik (Blank et al., 2017).
· Regelkonformität/Ausführung von Vorschriften. Vorschriften für Gesundheitseinrichtungen stellen sicher, dass sich das medizinische Personal an die geltenden Gesetze und Regeln im Gesundheitswesen hält. Sie sorgen dafür, dass die Qualität der Gesundheitsversorgung in den Einrichtungen der einzelnen Länder und auf der ganzen Welt einem Mindeststandard entspricht.	Comment by Elisabeth Gebetsberger: It seems the headlines of the first two points have been mixed up. I have exchanged them to better fit the following text.
· Zugang. Die von Krankenhäusern und anderen Einrichtungen vorgegebenen Richtlinien dienen ebenfalls der Regulierung der Kosten und Bereitstellung von Gesundheitsdiensten. Dadurch wird die Verfügbarkeit von Gesundheitsdiensten gefördert und der Zugang zur Gesundheitsversorgung erleichtert.
· Chancengleichheit. Vorschriften sind der Öffentlichkeit in vielerlei Hinsicht dienlich. Sie können zum Beispiel die Verbreitung von Infektionen und Krankheiten eindämmen, Aufklärungsarbeit zu einem gesunden Lebensstil fördern, Sicherheitsstandards im Gesundheitswesen gewährleisten und die Lebensqualität insgesamt verbessern.
Sozial bedingte Ungleichheit von Gesundheitschancen
Sozial bedingte Ungleichheit von Gesundheitschancen bedeutet, dass eine Personengruppe innerhalb einer Volkswirtschaft einen deutlich schlechteren Gesundheitszustand aufweist als eine andere Gruppe und nur eingeschränkten Zugang zur Gesundheitsversorgung hat. Dieses Phänomen kann nicht nur in Niedriglohnländern, sondern allen Ländern der Welt beobachtet werden (Khullar & Chokshi, 2018). Sowohl in einkommensstarken als auch einkommensschwachen Ländern steht die sozial bedingte Ungleichheit von Gesundheitschancen direkt mit der Höhe des Einkommens in Zusammenhang. Studien zeigen auf, dass sich die gesundheitliche Verfassung einer Person abhängig vom sozioökonomischen Status verbessert bzw. verschlechtert (Khullar & Chokshi, 2018). Der sozioökonomische Status wird auch in den sozialen Determinanten der Gesundheit berücksichtigt, die sich direkt oder indirekt auf den Gesundheitszustand einer Person auswirken. Neben dem sozioökonomischen Status umfassen diese Determinanten unter anderem das Bildungsniveau, den Wohnort, den Arbeitsplatz und die physischen und finanziellen Mittel, die eine Person benötigt, um Zugang zur Gesundheitsversorgung zu erlangen (Palmer et al., 2019).
Jeder Mensch ist in der Lage, seinen optimalen Gesundheitszustand zu erreichen. Diese Vorstellung wird unter dem Begriff Gleichheit von Gesundheitschancen zusammengefasst (Pollack Porter et al., 2018). Für die Verwirklichung dieses Konzepts müssen verschiedenste Bereiche zusammenarbeiten, damit das Lebensumfeld der Menschen verbessert wird. Faktoren, die sich auf den Gesundheitszustand auswirken, müssen thematisiert werden und es muss eruiert werden, wie Diskriminierung, die auf ethnischer Zugehörigkeit, Religion, Alter und Geschlecht basiert, maßgeblich zur sozial bedingten Ungleichheit von Gesundheitschancen beiträgt (Pollack Porter et al., 2018). Beispielsweise gibt es Daten, die belegen, dass es aufgrund der rassistischen Wohnungspolitik in den USA zu einer wohnortbezogenen Rassentrennung zwischen weißen und schwarzen Amerikanerinnen und Amerikanern kam. Dies führte dazu, dass Letztere einen deutlich schlechteren Gesundheitszustand aufweisen (Pollack Porter et al., 2018).
Die folgenden Faktoren können die sozial bedingte Ungleichheit von Gesundheitschancen verschärfen:
· Menschen mit einem niedrigeren sozioökonomischen Status werden zum Beispiel aufgrund von schlechten Lebensbedingungen und Nahrungsmittelunsicherheit leichter krank (Graham, 2009).
· Schieflage bei der medizinischen Behandlung, z. B. sind erstklassige Gesundheitseinrichtungen und entsprechende medizinische Geräte in ländlichen Gebieten mit niedrigem Einkommensniveau nicht ohne Weiteres verfügbar (McCartney et al., 2013).
· Kein oder nur geringer Zugang zu Krankenversicherungen und/oder andere finanzielle Leistungen im Gesundheitsbereich. Viele Menschen der Arbeiterschicht haben nicht genügend Geld für eine Krankenversicherung und sind nicht berechtigt, staatliche Krankenversicherungsangebote, die für die ärmste Bevölkerungsschicht vorgesehen ist, in Anspruch zu nehmen. Zudem wurden die Kosten für medizinische Behandlungen angehoben und auch der Selbstbehalt für Patient:innen wurde von Krankenversicherungen auf der ganzen Welt erhöht (Abadía-Barrero & Bugbee, 2019). 
· Armut kann die Ursache für einen schlechten Gesundheitszustand sein. Kranke Menschen sind einem größeren Armutsrisiko ausgesetzt, da es schwierig für sie ist, einen gut bezahlten Arbeitsplatz zu finden und zu behalten. Ebenso kann eine Suchtmittelabhängigkeit, zum Beispiel verursacht durch Alkohol, illegale Drogen oder Opioide, zum Verlust des Arbeitsplatzes führen (Substance Abuse and Mental Health Services Administration, Office of the Surgeon General, 2016).
· Alter ist ein Faktor, da ältere Menschen leichter krank werden und einem höheren Armutsrisiko ausgesetzt sind (McCartney et al., 2013).
Die Gleichheit von Gesundheitschancen ist umsetzbar, wenn diese gesundheitsrelevanten Faktoren (ökonomische, soziale und sogar politische Einflussgrößen) mithilfe der Öffentlichkeitspolitik bzw. gesundheitspolitischen Vorschriften in Angriff genommen werden (Dubowitz et al., 2016). Wenn Vorschläge für eine veränderte Flächennutzung eingebracht werden, müssen sich politische Akteure Gedanken darüber machen, wie sich dies auf bereits benachteiligte Gruppen auswirkt, und die negativen Folgen für die Gesundheit der Menschen berücksichtigen (Dubowitz et al., 2016). Dafür müssen die positiven bzw. negativen Folgen untersucht werden, die eine bestimmte Vorschrift für Minderheiten und Nichtweiße nach sich ziehen kann, und die Formulierung der Vorschrift muss so gestaltet werden, dass die negativen Auswirkungen minimiert werden. Ferner sollten Vorschriften ausgearbeitet werden, die sozial bedingte Ungleichheiten von Gesundheitschancen reduzieren, indem die sozialen Determinanten der Gesundheit thematisiert werden (Dubowitz et al., 2016).
Obgleich Politiker:innen und Entscheidungstragende den sozial bedingten Ungleichheiten von Gesundheitschancen mehr Aufmerksamkeit schenken, herrscht keine Einigkeit darüber, wie diese aus der Welt zu schaffen sind (Graham, 2009). Einige Länder haben spezielle Forschungseinrichtungen eröffnet, in denen diese Probleme untersucht und Lösungsansätze bzw. mögliche Maßnahmen erarbeitet werden (Graham, 2009). Ein Beispiel hierfür ist das amerikanische National Center on Minority Health and Health Disparities (eine Einrichtung des Nationalen Gesundheitsinstituts der USA, die sich für die Gesundheit von Minderheiten und Ungleichbehandlung im Gesundheitswesen einsetzt). Dieses Zentrum ist für die Veröffentlichung des nationalen Berichts zu den sozial bedingten Ungleichheiten von Gesundheitschancen zuständig und thematisiert Schieflagen in diesem Bereich (Giger et al., 2007). Folgende Maßnahmen wurden von Ländern ergriffen, um diese Ungleichheiten abzubauen (Smith & Krieger, 2008):Nationales Gesundheitsinstitut der USA (NIH)
Diese staatliche Behörde ist in den USA für die Forschung im Bereich der Biomedizin und öffentlichen Gesundheit zuständig. Sie wurde in den späten 1880er Jahren gegründet und untersteht dem Gesundheitsministerium der Vereinigten Staaten von Amerika.


· In der Bevölkerung und unter Gesundheitsdienstleistenden Bewusstsein für die sozial bedingten Ungleichheiten von Gesundheitschancen schaffen und dabei den Fokus auf vulnerable Bevölkerungsschichten und Randgruppen setzen
· Finanzielle Unterstützung für die Inanspruchnahme von Gesundheitsdiensten erhöhen
· In vulnerablen, marginalisierten und benachteiligten Gemeinschaften mehr Gesundheitseinrichtungen und -dienstleistende bereitstellen und deren Kapazitäten ausbauen
· Wissensvermittlung zu den Ursachen und Strategien, die Ungleichheiten beseitigen können
· Leichterer Zugang (physisch und finanziell) zu erstklassigen Gesundheitsleistungen
Universal Health Coverage (UHC)
Forschungsergebnisse belegen, dass das Konzept der Universal Health Coverage (dt. universelle soziale Absicherung im Krankheitsfall, UHC) die wirksamste Strategie gegen Ungleichbehandlung und Missverhältnisse in der Gesundheitsversorgung ist. UHC bedeutet, dass der Zugang zu Gesundheitsleistungen für alle Menschen in einem Land oder Gebiet garantiert ist (Weltgesundheitsorganisation, 2021b). Im Wesentlichen geht es darum, dass Gesundheitsdienste für die gesamte Bevölkerung, oder auch nur für Bedürftige, bereitgestellt werden, um das oberste Ziel – die Stärkung der Gesundheit – zu erreichen. Das bedeutet, dass die Gesundheitsversorgung bei Bedarf von jedem und jeder ohne hohe Kosten überall in Anspruch genommen werden kann (Weltgesundheitsorganisation, 2021b).
Die grundlegenden Gesundheitsleistungen umfassen die Vorsorge, Behandlung, Rehabilitation und Palliativmedizin (Weltgesundheitsorganisation, 2021b). Dementsprechend ist die Grundlage der UHC eine solide Grundversorgung, die auf die Vorbeugung von Krankheiten (nicht nur die Behandlung) und die Verbesserung der Lebensqualität abzielt, indem die körperliche, geistige und soziale Gesundheit in den Gemeinden gewährleistet wird. Die Mitgliedsstaaten der UN haben sich darauf geeinigt, die UHC bis 2030 im Rahmen der Ziele für nachhaltige Entwicklung (SDG) weltweit umzusetzen (Weltgesundheitsorganisation, 2021b).
Gesundheit in der Außenpolitik
Es besteht seit jeher ein Zusammenhang zwischen den außenpolitischen Maßnahmen eines Staates und der Gesundheit seiner Bürger:innen (Feldbaum et al., 2010). Gesundheitsprobleme, die die ganze Welt betreffen, sind in den letzten Jahren in der internationalen Politik zu dringlichen Themen geworden und wurden auch in der Außenpolitik thematisiert. Personen, die sich für Gesundheit auf globaler Ebene stark machen, bewerten diesen Trend positiv, da viele Aufgaben im Bereich der globalen Gesundheit mehr Beachtung finden und mit zusätzlichen finanziellen Mitteln unterstützt werden. Allerdings zeigt die Erfahrung, dass die Verknüpfung von globalen Gesundheitsthemen mit der Außenpolitik Konflikte nach sich ziehen kann (Feldbaum et al., 2010).
Aufgrund der Globalisierung hat die globale Gesundheit in den letzten zwei Jahrzehnten in verschiedenen Bereichen der Außenpolitik besonders an Bedeutung gewonnen. Fidler (2004) bezeichnet dieses Phänomen als „Revolution“ in der globalen Gesundheitspolitik und betont, dass „die in der Vergangenheit erfolgten nationalen und internationalen Bemühungen für die öffentliche Gesundheit nicht mit dem politischen Status zu vergleichen sind, den die öffentliche Gesundheit heute erreicht hat“ (Fidler, S. 46). Obgleich dieser politische Trend von den Befürwortenden einer globalen Vernetzung im Gesundheitsbereich begrüßt wird, wurde bisher kaum darauf geachtet, warum und wie Themen der globalen Gesundheit und die damit verbundenen Ziele in die außenpolitischen Agenden der verschiedenen Länder aufgenommen werden können (Feldbaum et al., 2010). Fidler (2005) meint außerdem, dass die globale Gesundheit im Grunde genommen (durch den Staat) instrumentalisiert wird und ihr Wert darauf beschränkt ist, inwieweit sie den vorrangigen Interessen und Kapazitäten des Staats dient. Die globale Gesundheit wird weniger als transformierende Kraft betrachtet, sondern als ein weiteres Problem, das die Außenpolitik mit nationalen Schwerpunktthemen in Einklang bringen muss (Fidler, 2005). Fidler betont, dass „die Außenpolitik sehr wohl Notiz davon nimmt, wenn Krankheiten die nationale Sicherheit, militärischen Kapazitäten, die geopolitische oder regionale Stabilität, die Bevölkerung, die Wirtschaft und Handelsinteressen bedroht oder bedrohen könnte (Fidler, 2005, S. 184). Diese Sichtweise basiert auf der Theorie des Realismus, die der politikwissenschaftlichen Disziplin Internationale Beziehungen zuzuordnen ist. Sie zeigt auf, wie die globale Gesundheit aufgrund von Krankheiten, die zunehmend die bisher gewohnte Sicherheit gefährden, in jüngster Zeit politisch an Bedeutung gewonnen hat (Fidler, 2005). Fidler führt weiter aus und erklärt, dass die Dynamik zwischen globaler Gesundheit und Gesundheitspolitik kontinuierlich an Fahrt gewinnt. Das heißt nichts anderes, als dass die globale Gesundheit häufig durch die Außenpolitik von einkommensstarken Ländern beeinflusst wird. Die Tatsache, dass die globale Gesundheit durch die Interessen und Außenpolitik von einkommensstarken Ländern gelenkt wird, bedeutet aber auch, dass die globale Gesundheit im Gegenzug auf diese Länder einwirkt, und wissenschaftliche Erkenntnisse einen klaren Rahmen für gesundheitspolitische Maßnahmen vorgeben, der frei von politischen Ideologien und Machtstreben ist (Fidler, 2005)
Es ist erwiesen, dass die globale Gesundheit (unter anderem) eng mit der Diplomatie und dem internationalen Handel in Verbindung steht. Die Gesundheitspolitik wird also mehrheitlich durch außenpolitische Interessen und weniger durch Faktoren gesteuert, die die sozial bedingte Ungleichheit von Gesundheitschancen reduzieren könnten (Feldbaum et al., 2010). Untergeordnete Interessen können diplomatischer (z. B. die Eindämmung von Infektionskrankheiten), wirtschaftlicher (z. B. der Handel) und/oder strategischer (z. B. Bekämpfung des Bioterrorismus) Natur sein. In den meisten Fällen wird die Gesundheitspolitik jedoch durch all diese Interessen gemeinsam gesteuert (Feldbaum et al., 2010). Im umgekehrten Fall gibt es wenige Hinweise darauf, dass „die Außenpolitik heute maßgeblich durch die Gesundheitspolitik beeinflusst wird, damit die nationale Sicherheit gewahrt bleibt“ (Kickbusch et al., 2007, S. 971). Wenn aber die globale Gesundheitspolitik und die Außenpolitik dieselben Ziele verfolgen, wie es bei SARS und COVID-19 der Fall war, werden außenpolitische Maßnahmen stark durch die globale Gesundheitssituation beeinflusst.
5.3 Gesundheitspolitik auf internationaler Ebene
In den letzten zwei Jahrzehnten hat sich der gesundheitspolitische Bereich entwickelt und an Bedeutung gewonnen, wodurch auch die internationale Gesundheitspolitik vorangetrieben wurde. In der Vergangenheit wurde die Gesundheitspolitik als nationale Angelegenheit behandelt, und die internationale Zusammenarbeit beschränkte sich auf gewisse Bereiche. Heute sieht die Lage völlig anders aus.
Gesundheitsdiplomatie
Der Begriff der Diplomatie bezieht sich auf das Wissen und die Fähigkeit, in zwischenstaatlichen Angelegenheiten zu vermitteln. Sie dient internationalen Akteuren als Instrument der Außenpolitik (Baylis et al., 2020). Der Schwerpunkt der Diplomatie liegt seit jeher auf der Förderung des Dialogs und dem Verhandeln von Bündnissen, Abkommen und anderen Vereinbarungen. In der jüngeren Vergangenheit hat der Begriff „Gesundheitsdiplomatie“ an Bedeutung gewonnen. Er umfasst Abkommen im Gesundheitsbereich und andere Maßnahmen, mit denen globale Gesundheitsziele forciert werden sollen (Feldbaum et al., 2010).
Staatsverträge und andere internationale Abkommen
Im Jahr 1851 fand zum ersten Mal die Internationale Gesundheitskonferenz (eng. International Sanitary Conference) statt. Verschiedene Länder versammelten sich damals, um Krankheiten, insbesondere die Pest, gemeinsam zu bekämpfen. Die Konferenz legte den Grundstein für die moderne Gesundheitsdiplomatie (Fidler, 2001). Damals hatte sich herausgestellt, dass die Personenbeförderung per Bahn und Schiff die Verbreitung von Krankheiten verstärkte und in der Folge zu einer Unterbrechung der Handelsströme führte, da nationale Quarantänemaßnahmen diese Verbreitung nicht verhindern konnten. Um die Ausbreitung von Infektionskrankheiten einzudämmen, wurde daher die Internationale Gesundheitskonferenz ins Leben gerufen, (Fidler, 2001). Damals getroffene gesundheitsbezogene Vereinbarungen wurden später in die Internationalen Gesundheitsvorschriften (IGV, eng. International Sanitary Conventions, heute bezeichnet als International Health Regulations) aufgenommen, die im Zuge der Gründung der WHO nach Ende des Zweiten Weltkriegs erarbeitet wurden (Fidler, 2001; Baker & Forsyth, 2007). In diesen neuen Vorschriften sollte der Leitgedanke der ersten Gesprächsrunden weiter bestehen bleiben. Dementsprechend wurden Maßnahmen zur Seuchenbekämpfung aufeinander abgestimmt, damit der internationale Handel so reibungslos wie möglich vonstattengehen konnte (Fidler, 2001; Baker & Forsyth, 2007).
Ende des 20. Jahrhunderts erkannten viele Länder allerdings, dass diese Vorschriften den Umständen nicht mehr genügten. Die Vorschriften bezogen sich auf nur drei Krankheiten und manche Länder entsprachen ihnen nicht. Außerdem war der Handlungsspielraum der WHO in Bezug auf die Überwachung von Krankheitsausbrüchen und Gegenmaßnahmen eingeschränkt (Baker & Forsyth, 2007). Sogar als die Mängel eruiert waren, blieben Versuche, die IGV zu revidieren, bis zum Ausbruch der SARS-Epidemie im Jahr 2002 erfolglos (Baker & Forsyth, 2007). Die SARS-Epidemie zeigte, wie sich Krankheiten nachteilig auf die internationalen Handelsströme auswirken und eine Gefahr für die öffentliche Gesundheit darstellen können. Letztendlich war sie aber der Auslöser für die Revidierung und Fertigstellung der IGV (Keogh-Brown & Smith, 2008; Feldbaum et al., 2010). Die für die SARS-Epidemie notwendige globale Gesundheitsdiplomatie stellte eine Herausforderung für die Umsetzung außenpolitischer Vorhaben in den einzelnen Ländern dar (Feldbaum et al., 2010).
Allerdings kann sich die WHO mithilfe von Überwachungsberichten und -technologien, die von NGOs bereitgestellt werden, über nationale Interessen hinwegsetzen und „der globalen Gesundheit eine höhere Priorität einräumen als der staatlichen Souveränität“ (Baker & Forsyth, 2007, S. 90). Während der SARS-Epidemie versuchten gewisse Länder, insbesondere China, Informationen über die Krankheit zu vertuschen. Dies bestärkte die WHO in ihrem Versuch, nationale Interessen unterzuordnen (Feldbaum et al., 2010). Dennoch ist die Meinung weit verbreitet, dass die IGV einkommensstarke Länder begünstigen und das Gesundheitswesen in einkommensschwachen Ländern bedrohen (Calain, 2007). Diese Kritik bezieht sich auf die Rolle, die die IGV bei der Überwachung von Krankheiten einnehmen. Manche argumentieren, dass die Vorschriften hauptsächlich für reichere Länder ausgearbeitet wurden, um dort den Ausbruch von Infektionskrankheiten zu verhindern, und dass Länder mit niedrigem Einkommensniveau das Nachsehen haben (Calain, 2007). Dementsprechend hätte sich der Handlungsspielraum bei der Bekämpfung von Infektionskrankheiten für die WHO erweitert, weil dies den Interessen von einkommensstarken Ländern entgegenkommt (Davies, 2008).
Das Rahmenübereinkommen zur Eindämmung des Tabakgebrauchs (eng. Framework Convention on Tobacco Control, FCTC) war das zweite wichtige diplomatische Abkommen im Gesundheitsbereich. Das FCTC, das 2003 von der WHA angenommen wurde, war der erste Versuch der WHO, ein internationales Abkommen ins Leben zu rufen, das den Anstieg und die Ausbreitung des Tabakkonsums auf der ganzen Welt eindämmen sollte (Roemer et al., 2005). Im Gegensatz zu den IGV wurde das FCTC nicht zu einem vorrangigen politischen Thema. Die Tobacco Free Initiative der WHO hat aussagekräftige Forschungsergebnisse gesammelt, die den ursächlichen Zusammenhang zwischen Rauchen und Lungenkrebs belegen. Ebenso hat sie Studien präsentiert, die die negativen wirtschaftlichen Auswirkungen beleuchten und aufzeigen, wie diese die Belastung durch die Krankheit zusätzlich verschlimmern (Peto et al., 1992). Wie die IGV und das FCTC zeigen, werden sogar diplomatische Verhandlungen, die die Gesundheit betreffen, von nationalen Interessen beeinflusst. Dies betrifft vor allem solche Verhandlungen, bei denen außenpolitische Interessen der globalen Gesundheit untergeordnet werden und die eigentlich als bedeutender Erfolg angesehen werden (Peto et al., 1992; Feldbaum et al., 2010).
Die Gesundheit als Instrument der Außenpolitik
Unter dem Deckmantel der „Gesundheitsdiplomatie“ machen sich die Staaten zunehmend Gesundheitsprogramme zunutze, um untergeordnete außenpolitische Ziele zu fördern. Tatsächlich kommen nicht alle Maßnahmen der Gesundheitsdiplomatie der globalen Gesundheit zugute. Ein erwähnenswertes Beispiel hierfür sind Schiffe der amerikanischen Marine, die Länder mit niedrigem und mittlerem Einkommensniveau mit medizinischen und humanitären Hilfsgütern beliefern (Vanderwagen, 2006). Zwar ist es das Ziel dieser Missionen, die Gesundheit der Menschen zu verbessern, sie verfolgen aber auch andere Interessen, wie z. B. die Verbreitung der eigenen Weltanschauung und den Zuwachs von Wählerstimmen. Außenpolitische Interessen legitimieren außerdem die gestiegenen finanziellen Ausgaben der USA für die globale Gesundheit (Vanderwagen, 2006). Die USA sind nicht das einzige Land, dass Gesundheitsinitiativen instrumentalisiert, um außenpolitische Ziele zu erreichen. Andere Länder, wie z. B. China, haben entsprechende Initiativen in Afrika lanciert (Fedoroff, 2009; Lord & Turekian, 2007; Yim et al., 2009; Feldbaum et al., 2010). Impfstoffe, wissenschaftliche Forschung und Katastrophendiplomatie sind weitere Begriffe, die herangezogen werden, um Gesundheit für diplomatische Zwecke zu instrumentalisieren (Fedoroff, 2009; Lord & Turekian, 2007; Yim et al., 2009).
Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass internationale Abkommen zur Förderung der globalen Gesundheit durch diplomatische Bemühungen zustande gekommen sind. Ob solche Abkommen erfolgreich sind oder scheitern, ist jedoch maßgeblich von den Interessen einkommensstarker Länder abhängig. Die Tatsache, dass die Gesundheit von Regierungen für außenpolitische Zwecke instrumentalisiert wird, macht die Bedeutung solcher Interessen für die globale Gesundheitsdiplomatie deutlich und wirft ethische und politische Fragen in Bezug auf die Gesundheit der Weltbevölkerung auf (Fedoroff, 2009; Lord & Turekian, 2007; Vanderwagen, 2006; Yim et al., 2009).
Globale Gesundheitspolitik
Globale Gesundheit
Bevor die globale Gesundheitspolitik erörtert wird, muss der Begriff der globalen Gesundheit definiert und erklärt werden. Es gilt zu beachten, dass es für den Begriff keine allgemeingültige Definition gibt, jedoch verstehen viele Menschen darunter, dass die Gesundheit der Weltbevölkerung das oberste Prinzip ist, und Krankheiten, die vor Grenzen nicht Halt machen, bewältigt werden müssen (Beaglehole & Bonita, 2010). Globale Gesundheit ist ein auf die Zukunft ausgerichtetes Konzept, dass Länder dabei unterstützt, sich gemeinsam auf mögliche Gesundheitsbedrohungen vorzubereiten (Beaglehole & Bonita, 2010). Ein Beispiel hierfür ist die COVID-19-Pandemie, die sich schnell auf der ganzen Welt verbreitete und viele Länder an den Rand des wirtschaftlichen Zusammenbruchs brachte.
Globale Gesundheit bezieht sich jedoch nicht ausschließlich auf Pandemien, sondern auf die Verbesserung des Zugangs und der Qualität von Gesundheitsleistungen auf der ganzen Welt. Deshalb ist die globale Gesundheit für den Erhalt der internationalen Sicherheit unabdingbar (Beaglehole & Bonita, 2010). Das Konzept der globalen Gesundheit umfasst eine Reihe von Faktoren, die den Gesundheitszustand beeinflussen. Hierzu zählen unter anderem die Ernährung, die körperliche Leistungsfähigkeit, Zugang zur Gesundheitsversorgung, Belastung durch gefährliche Substanzen und die Einhaltung von Gesundheits- und Sicherheitsvorschriften (Birn et al., 2017). Obwohl jedes Land durch globale Gesundheitsbedrohungen tangiert werden kann, sind arme Länder aufgrund ihrer schlechten sozioökonomischen Lage einem größeren Risiko ausgesetzt (Birn et al., 2017). Fachleute aus dem Gesundheitsbereich können das Wohlbefinden der Menschen in den Gemeinden zielgerichtet fördern und die Folgeerscheinungen von Krankheiten mildern, indem sie die persönlichen, sozialen, wirtschaftlichen und umweltbedingten Einflussgrößen untersuchen. Davon wird wiederum die Wirtschaft profitieren, da eine gesündere Bevölkerung die Produktivität steigert (Birn et al., 2017). Rückt die globale Gesundheit allerdings in den Fokus der Politikgestaltung, zieht das Probleme nach sich. Diese Probleme und Herausforderungen beförderte die COVID-19-Pandemie ans Tageslicht. Es wurde deutlich, dass die meisten Länder nicht auf Pandemien vorbereitet waren und die Kommunikation zwischen nationalen und internationalen Gesundheitseinrichtungen unzureichend war (Zhang, 2021).
Beispiele für globale Gesundheitskrisen
Die Welt sieht sich mit einer Vielzahl an globalen Gesundheitsbedrohungen konfrontiert. Diese reichen von einer zunehmenden Verbreitung von Adipositas über Umweltverschmutzung bis hin zu humanitären Katastrophen und der Ausbreitung von antibiotikaresistenten Keimen.
Die WHO listet die folgenden Punkte als größte Gefahren für die globale Gesundheit:
Hoch ansteckende Krankheitserreger
Infektionskrankheiten wie Ebola und SARS stellen weiterhin eine Bedrohung für die Gesundheit der Weltbevölkerung dar. In einer Zeit, in der die Menschen immer öfter in dicht besiedelten Ballungsräumen leben, breiten sich ansteckende Krankheiten schneller aus. Diese Ausbreitung tritt in einkommensschwachen Gegenden stärker auf, da es dort an sanitärer Grundversorgung fehlt und sauberes Wasser Mangelware ist (Ruger & Yach, 2009; Weltgesundheitsorganisation, 2019a).
Multiresistente Keime 
Antibiotikaresistenz ist im Steigen begriffen und auch andere Faktoren, wie ein geschwächtes Gesundheitssystem, Kriege und eine zunehmende Übertragung von Krankheitserregern zwischen Mensch und Tier, fördern die Ausbreitung von Krankheiten. Regierungen verschiedenster Länder, NGOs und andere Organisationen nehmen diese Probleme in Angriff, indem sie die Impfstoffentwicklung fördern, den Zugang zur Gesundheitsversorgung verbessern und weitere Maßnahmen ergreifen (Ruger & Yach, 2009; Weltgesundheitsorganisation, 2019a).
Grippepandemien
Das Influenzavirus, dass die verheerende Spanische Grippe im Jahr 1918 auslöste, ist eine weitere Gefahr für die Gesundheit. Laut der US-Seuchenschutzbehörde kamen während dieser Pandemie innerhalb von zwei Jahren weltweit 50 Millionen Menschen ums Leben. Die WHO legt Zahlen vor, die belegen, dass die Krankheit mit 650.000 Todesfällen pro Jahr weiterhin eine große Gefahr für die Weltbevölkerung darstellt. Entscheidungstragende im Bereich der Gesundheit setzen auf Prävention und Gesundheitsvorsorge, sie arbeiten gemeinsam daran, die Verbreitung des Influenzavirus zu verfolgen und Impfstoffe sowie Behandlungsformen zu entwickeln (Ruger & Yach, 2009; Weltgesundheitsorganisation, 2019a). Für eine erfolgreiche Bekämpfung der Krankheit ist die Zusammenarbeit verschiedener Länder von entscheidender Bedeutung.
HIV/AIDS
HIV/AIDS zählt immer noch zu den drängendsten Gesundheitsproblemen. Laut der WHO infizierten sich 2019 weltweit 38 Millionen Menschen mit dem HI-Virus. Dank der verstärkten Bemühungen im Kampf gegen das Virus ist die Zahl der Personen, die sich mit HIV infizieren, im Absteigen begriffen (Weltgesundheitsorganisation, 2019a).
Nicht übertragbare Krankheiten 
Laut der WHO stellen nichtübertragbare Krankheiten, wie Herzleiden, Diabetes und Krebs, weltweit die Todesursache Nummer eins dar. Die größten Risikofaktoren sind Rauchen, Fehlernährung, Adipositas, Bluthochdruck und hohe Cholesterinwerte. Laut der WHO sollten Regierungen umfassende und ganzheitlich orientierte Maßnahmen zur Bekämpfung von nichtübertragbaren Krankheiten treffen. Beispielsweise sollten Länder Testangebote und Behandlungen für die Bevölkerung überall verfügbar machen (Ruger & Yach, 2009; Weltgesundheitsorganisation, 2019a).
Klimawandel 
Als Folge des Klimawandels treten extreme Wetterphänomene wie tödliche Hitzewellen immer häufiger auf. Höhere Temperaturen sind nicht nur lebensgefährlich, sie können außerdem die Produktivität einschränken und zu geringeren Ernteerträgen führen. Ferner schaffen sie optimale Bedingungen für die Ausbreitung von Infektionskrankheiten. Forschende rund um den Globus haben sich zusammengeschlossen, um die durch den Klimawandel hervorgerufenen Gesundheitsprobleme zu ermitteln und die Gegenmaßnahmen von Regierungen nachzuverfolgen. Sie fanden heraus, dass der Klimawandel alle Länder der Welt betrifft und die getroffenen Maßnahmen einen großen Einfluss auf die Gesundheit der Weltbevölkerung haben (Ruger & Yach, 2009; Weltgesundheitsorganisation, 2019a).
Globale Gesundheitspolitik
Globale Gesundheitspolitik ist ein Teilbereich der Gesundheitspolitik. Die globale Gesundheitspolitik bezieht sich auf einen gesundheitspolitischen Gestaltungsprozess, der auf wissenschaftlichen Fakten basiert. Der Schwerpunkt liegt dabei auf Gesundheitsleistungen, die sowohl auf nationaler als auch globaler Ebene bereitgestellt und zugänglich gemacht werden. Sie ist für die Verteilung von Ressourcen zwischen Ländern und Organisationen sowie für die Umsetzung von Programmen verantwortlich, mit denen gesundheitspolitische Ziele erreicht werden sollen. Die globale Gesundheitspolitik nimmt Herausforderungen in Angriff, mit denen sich die Länder der Welt unabhängig von ihrem Entwicklungsstand, Einkommensniveau und ihrer Soziodemografie konfrontiert sehen (Berger et al., 2019).
Die Internationalen Gesundheitsvorschriften
Die IGV wurden 2005 von allen Mitgliedsstaaten der WHO angenommen. Sie umfassen Richtlinien, Vorgaben und bewährte Praktiken, mit denen die weltweite Ausbreitung von Infektionskrankheiten verhindert und das Meldeverfahren geregelt werden soll. Obgleich akute Bedrohungen für die öffentliche Gesundheit, wie z. B. Infektionskrankheiten, in der Regel nicht vorhersehbar sind und eine Reihe an Gegenmaßnahmen erfordern, bieten die IGV ein umfassendes Rahmenkonzept, dass den Ländern vorschreibt, wie sie im Falle einer globalen Gesundheitsnotlage handeln müssen (Weltgesundheitsorganisation, 2021a). 
 Die IGV sind ein rechtlich bindendes internationales Abkommen, das von 196 Ländern unterzeichnet wurde. Sie wurden als Reaktion auf verheerende Krankheiten (z. B. die Pest) erarbeitet, die die Welt heimgesucht haben (Weltgesundheitsorganisation, 2021a). In den IGV sind außerdem Kriterien verankert, die festlegen, ob eine Situation als Gesundheitsnotfall von internationaler Tragweite eingestuft wird. Ferner müssen die Länder, für die die IGV gelten, ständig ihre Grenzen (Häfen, Landesgrenzen und Flughäfen) im Hinblick auf mögliche gefährliche Krankheiten überwachen. Dies geschieht, indem internationale Gesundheitsnachweise von Reisenden an den Landesgrenzen geprüft werden. Manchmal werden auch ihre Vitalfunktionen (z. B. Körpertemperatur) überprüft. Die IGV gewährleisten, dass die persönlichen Daten der Reisenden und aller Beteiligten sicher und vertraulich behandelt werden (Weltgesundheitsorganisation, 2021a).
Laut den IGV müssen alle Länder über folgende Handlungsmittel verfügen (Weltgesundheitsorganisation, 2021a): 
· Feststellung. Es muss sichergestellt werden, dass Überwachungssysteme und Labore eingerichtet sind, die mögliche Gesundheitsbedrohungen ausfindig machen.
· Bewertung. Die verschiedenen Länder kooperieren, um im Fall einer gesundheitlichen Notlage Entscheidungen zu treffen.
· Meldepflicht. Besteht die Gefahr, dass eine Infektionskrankheit ausbricht, weltweit Verbreitung findet und zu einer gesundheitlichen Notlage führt, müssen die hiesigen Verantwortlichen der IGV oder die WHO informiert werden.
· Gegenmaßnahmen. Um eine gesundheitliche Notlage zu überwinden, wurde in den IGV niedergeschrieben, welche Maßnahmen die betroffenen Länder an den Grenzübergängen ergreifen müssen und wie mit ungerechtfertigten Reise- und Handelseinschränkungen, die die angrenzenden Länder betreffen, umgegangen werden soll.
Diese politischen Maßnahmen sind ein gutes Beispiel dafür, wie Länder zusammenarbeiten sollen, um gemeinsam Gesundheitsprobleme in Angriff zu nehmen und zu bewältigen (Weltgesundheitsorganisation, 2021a).
5.4 Länderübergreifendes Lernen
Vorschriften, Verwaltungsreformen und Gesetze können durch länderübergreifendes Lernen auf andere Rechtssysteme, Städte, Länder und Kontinente übertragen werden (Schmid & Götze, 2009). Wie das Lernen von anderen Ländern politische Kursänderungen wie etwa Verwaltungsreformen beeinflusst, ist ein wichtiges, aber polarisierendes Thema, das in der Politikübertragung, Politikvermittlung und entsprechender Fachliteratur behandelt wird. In den letzten zwei Jahrzehnten haben Akademiker:innen darauf hingewiesen, dass die politischen Maßnahmen eines Landes beträchtliche Auswirkungen auf die politischen Entscheidungen anderer Länder haben können. Umfassende Forschungsergebnisse zeigen auf, wie dieses länderübergreifende Lernen in verschiedenen Bereichen, einschließlich der Gesundheitspolitik, abläuft (Schmid & Götze, 2009).
Einige Forschende sind der Meinung, dass dieser Lernprozess ein schwieriges, wenn nicht sogar sinnloses Unterfangen ist. Die politischen Entscheidungsträger:innen verfügen womöglich nicht über die notwendigen kognitiven Kompetenzen und sehen sich mit einer Reihe administrativer und politischer Hürden konfrontiert, die den Lernprozess und den Wissenstransfer einschränken können. Außerdem stehen politisch Verantwortliche vor der schwierigen Aufgabe, herauszufinden, welche Vorgehensweisen „optimal“ sind und was der Grund hierfür sein könnte. Sie können auch schwer nachvollziehen, wie andere Länder bei der Politikgestaltung vorgehen und wie sie von den Erfahrungen dieser Länder lernen können (Dussauge- Laguna, 2019). In der Folge stoßen sie möglicherweise auf weitere Probleme, die den Politikgestaltungsprozess im Allgemeinen (z. B. Geld- und Zeitmangel) und politische/bürokratische Hindernisse betreffen (Dussauge-Laguna, 2019). 
Einige Forschende sind zudem der Meinung, dass das länderübergreifende Lernen Einschränkungen unterworfen ist, auch wenn die Rahmenbedingungen günstig erscheinen. Studien legen nahe, dass das länderübergreifende Lernen eine Herausforderung darstellt (Bonsaksen et al., 2021). Zum Beispiel weisen einige Akademiker:innen darauf hin, dass die internationale Verbreitung politischer Maßnahmen den Lernprozess erschwert und schließlich zu „politischen Lernfehlern“ und „Störungen beim Wissenstransfer“ führen (Bonsaksen et al., 2021).
Die Verbreitung und Weitergabe von Wissen kann aber auch politische Kursänderungen und Reformen anstoßen (Goldfinch, 2006). Beispielsweise können reformfreudige Länder und internationale Organisationen als Vorbild dienen, von dem andere Länder lernen können (Goldfinch, 2006; Trein et al., 2021). Der Wandel kann aber auch auf lokaler Ebene initiiert werden und Wissen wird in der Folge auf andere Länder oder internationale Organisationen übertragen (Trein et al., 2021).
Ein wenig (wenn nicht sogar völlig) anders verhält es sich mit der Politikübertragung und den Erkenntnissen der Politikgestaltung. Hier kann das Verfahren manchmal unkompliziert sein, das ist aber aufgrund der Umstände und äußeren Rahmenbedingungen nicht immer der Fall (Evans, 2017; Dussauge-Laguna, 2019). Obwohl Wissenschaftler:innen den Lernprozess selten genau definieren, betrachten sie diesen als Ergebnis eines Entscheidungsprozesses, im Zuge dessen politische Entscheidungstragende einen Punkt auf ihrer Agenda gegen eine mögliche Lösung abwägen (Evans, 2017).
Herausforderungen
Das länderübergreifende Lernen wird durch folgende Faktoren zusätzlich erschwert:
· Finanzierung und Verfügbarkeit von Ressourcen. Unzureichende finanzielle Mittel und fehlende Ressourcen können für das länderübergreifende Lernen eine große Herausforderung darstellen (Weltgesundheitsorganisation, 2017).
· Sprachbarrieren. Sprachbarrieren können das länderübergreifende Lernen einschränken, da sogar innerhalb von Ländern mehrere Sprachen und Dialekte gesprochen werden (Squires et al., 2020).
· Kommunikationsschwierigkeiten. Vor allem in Niedriglohnländern kann die Kommunikation aufgrund fehlender Telefon- und Internetdienste bzw. langsamer Internetverbindungen eine Hürde sein (Squires et al., 2020).
· Kulturunterschiede. Kulturunterschiede, die sowohl zwischen als auch innerhalb von Ländern bestehen, können das länderübergreifende Lernen erschweren. Dies betrifft insbesondere Themen wie die sexuelle und reproduktive Gesundheit (Bevölkerungsfonds der Vereinten Nationen, 2005).

Zusammenfassung
Nur sehr wenige Vorschriften (bzw. Länder) bleiben von globalen Einflussfaktoren unberührt. Externe Einflussgrößen haben die Politik der verschiedenen Länder stets tangiert, doch durch die Globalisierung haben diese an Bedeutung gewonnen und sind zahlenmäßig im Steigen begriffen.
Globalisierung wird auf unterschiedlichste Weise definiert. Sie bezieht sich jedoch hauptsächlich auf die zunehmende Vernetzung der Volkswirtschaften, Kulturkreise und Menschen dieser Welt. Außerdem hat die Globalisierung einen erheblichen Einfluss auf die Gesundheit der Menschen, insbesondere in Bezug auf übertragbare Krankheiten. Um die negativen Auswirkungen für die globale Gesundheit abzufedern, sind Länder Kooperationen eingegangen, durch die insbesondere gesundheitliche Notlagen gemeinsam gemeistert werden sollen. Ferner wurden global agierende Einrichtungen wie die UN, die WHO und die WTO ins Leben gerufen, die sich auf globaler Ebene mit Themen der Gesundheit befassen und in diesem Bereich eine wichtige Rolle spielen. Auch die globale Zivilgesellschaft ist für die Gesundheit der Weltbevölkerung und die Gesundheitspolitik von tragender Bedeutung.
Gesundheitspolitische Vorschriften sind für das Gesundheitswesen wichtig, da sie die Ausarbeitung von Empfehlungen fördern, die den Patientinnen und Patienten, den Gesundheitseinrichtungen und dem gesamten Gesundheitswesen dienlich sind. Darüber hinaus sind gesundheitspolitische Maßnahmen (insbesondere die UHC) entscheidend, um die Gleichheit von Gesundheitschancen zu fördern und die zugrundeliegenden politischen, wirtschaftlichen, sozialen und physischen Bestimmungsgrößen der Gesundheit in Angriff zu nehmen und ihre negativen Auswirkungen zu beseitigen.
Die Diplomatie ist für die Bewältigung globaler Gesundheitskrisen unabdingbar. Daraus sind mehrere Abkommen und internationale Verträge hervorgegangen, wie die IGV, die die globale Gesundheitslandschaft regulieren.
Vorschriften, Verwaltungsreformen und Gesetze können durch länderübergreifendes Lernen auf andere Rechtssysteme, Städte, Länder und Kontinente übertragen werden. Das länderübergreifende Lernen ist trotz seiner hohen Bedeutung zahlreichen Einschränkungen unterworfen. Zu diesen Einschränkungen zählen fehlende finanzielle Mittel und Ressourcen, Kulturunterschiede, Sprachbarrieren und Kommunikationsschwierigkeiten.



Lektion 6 – Führung in der Gesundheitspolitik

Lernziele

Nach der Bearbeitung dieser Lektion werden Sie in der Lage sein, ...

... den Begriff Führung zu erklären und die unterschiedlichen Führungsstile aufzulisten.
... zu erörtern, wie sich Führung im Laufe der Zeit gewandelt hat.
... die Begriffe Führungspersönlichkeit und Führungskraft zu vergleichen und voneinander abzugrenzen.
... zu erklären, was Führung im Gesundheitswesen, Führung in der öffentlichen Gesundheit und Führung im öffentlichen Sektor bedeutet.
... den Begriff der Mehrebenenverwaltung sowie ihre Entstehung und ihren Anwendungsbereich zu erörtern.
... zu erklären, was das Modell der Führungsebenen nach Maxwell ist.


6. Führung in der Gesundheitspolitik
Einführung
In dieser Lektion wird der Führungsbegriff definiert und seine Entstehung erklärt. Im Anschluss werden die unterschiedlichen Führungsstile beschrieben und die Begriffe Führungspersönlichkeit und Führungskraft miteinander verglichen. Zudem sollen förderliche und erschwerende Umstände auf dem Gebiet der Führung erörtert werden. Die Begriffe Führung im Gesundheitswesen (einschließlich der unterschiedlichen Führungsstile im Gesundheitswesen), Führung in der öffentlichen Gesundheit und Führung im öffentlichen Sektor werden definiert und erläutert. Der nächste Abschnitt behandelt den Begriff der Mehrebenenverwaltung, dessen Entstehung sowie die verschiedenen Untersuchungsansätze, die für die Mehrebenenverwaltung im Gesundheitswesen zur Anwendung kommen (einschließlich einem Beispiel aus der Praxis). Abschließend wird das weithin bekannte Modell der fünf Führungsebenen nach Maxwell erklärt.
6.1 Führung im öffentlichen Sektor
Bevor das Thema Führung im öffentlichen Sektor näher beleuchtet wird, müssen der Führungsbegriff definiert und die Merkmale von Führungspersönlichkeiten sowie die unterschiedlichen Führungsstile beschrieben werden. Außerdem gilt es zu erörtern, welche förderlichen Umstände Führungspersönlichkeiten unterstützen und mit welchen Hindernissen sie zu kämpfen haben. Wichtig ist dabei, zwischen Führungskraft und Führungspersönlichkeit unterscheiden zu können und all diese Begriffe und Konzepte zu verstehen, um Führung im öffentlichen Sektor und im Gesundheitswesen beschreiben zu können.	Comment by Helen Rode: Ich finde diese Unterscheidung ein wenig verwirrend. Eng.: Manager und Leader. Eventuell könnte anstatt zw. Führungskraft und Führungspersönlichkeit zwischen Management und Führung / Manager:in und Führungspersönlichkeit unterschieden werden?
Was ist Führung?
Individuen, eine Gruppe oder sogar eine ganze Organisation zu führen, zu beeinflussen, zu inspirieren und anzuleiten, wird als Führung bezeichnet (Northouse, 2018). Der Begriff der Führung und seine Definition sind Gegenstand von zahlreichen Debatten und Diskussionen und es gibt entsprechende Fachliteratur, die die unterschiedlichen Perspektiven zu diesem Thema behandelt. Darin werden die Führungsstile der östlichen und westlichen Welt sowie nordamerikanische und europäische Herangehensweisen verglichen (Northouse, 2018).
Einige Wissenschaftler:innen betrachten Führung als einen Prozess der sozialen Beeinflussung, im Zuge dessen die Teilnahme und Unterstützung anderer Personen gewonnen wird, um eine gemeinsame oder ethische Aufgabe zu meistern (Western, 2019). Im Prinzip lässt sich Führung als eine starke machtdynamische Interaktion beschreiben, bei der eine Person (die „Führungspersönlichkeit“) andere Personen (die „Geführten“) zu einer Aktion oder Veränderung anspornt (Grint, 2005).
Die traditionelle Vorstellung von Führung (d. h. Führungspersönlichkeit ist etwas, das eine Person aufgrund ihrer Stellung oder ihrem Einfluss besitzt oder besessen hat) wurde von einigen Wissenschaftler:innen in Frage gestellt. Sie plädieren dafür, die Komplexität, die mit dem Begriff einhergeht, stärker zu berücksichtigen (Grint, 2005). In Bezug auf den Begriff Führung bzw. Führungspersönlichkeit wurden Aspekte wie Persönlichkeitsmerkmale, situationsbedingte Interaktion, Aufgabenbereich, Verhalten, Macht, Wertvorstellungen, Anziehungskraft und Intelligenzquotient untersucht (Grint, 2005).
Führung im Verlauf der Zeit
Historische Aufzeichnungen belegen, dass sich die Menschen seit jeher in Anführende und Geführte unterteilt haben. In China war beispielsweise schon immer die Ansicht verbreitet, dass Anführende gerecht handeln müssen und die Geführten die Legitimation haben, diese zu entmachten, wenn sie dies nicht tun (Guo, 2019).
Nach Ansicht von Befürwortern der Adelsherrschaft werden Menschen aufgrund ihres „blauen Blutes“ bzw. ihrer DNA zu Anführenden (Wilson, 2016). Die Monarchie bedient sich einer strengen Auslegung desselben Konzepts, wobei der Herrschaftsanspruch, anders als bei der Adelsherrschaft, auf göttlicher Bestimmung beruht (siehe: das göttliche Recht der Könige). Demgegenüber führen demokratisch orientierte Theoretiker:innen Beispiele von Führungspersönlichkeiten an, deren Machtanspruch auf Leistung gründet, wie zum Beispiel die Befehlshaber im napoleonischen Kaiserreich (Wilson, 2016).
Personen, die dem Traditionalismus zugewandt sind, betonen die autokratische/patriarchalische Denkrichtung und verweisen auf den „Pater familias“, das Oberhaupt einer römischen Adelsfamilie (Witzel, 2019). Feministinnen und Feministen stellen dieses patriarchalische Paradigma in Frage. Im Konfuzianismus hingegen ist „das gute Leben“, ähnlich wie bei den Römern, eng mit dem Ideal eines männlichen Anführers verknüpft, dessen wohlgemeinte Herrschaft traditionell verankert ist (Witzel, 2019).
Für traditionalistisch eingestellte Menschen müssen Anführende Wesensmerkmale wie Intelligenz, Glaubwürdigkeit, Menschlichkeit, Mut und Disziplin aufweisen (Witzel, 2019). Weisen Anführende ausschließlich Intelligenz als Wesensmerkmal auf, könne Ungehorsam entstehen. Menschlichkeit und Mitgefühl würden ohne Vorhandensein der übrigen Charakterzüge als Schwäche ausgelegt. Gewalt entstehe wiederum, wenn Anführende ihre Herrschaft allein auf ihren Mut aufbauen. Diese Ansätze stammen aus dem Buch „Der Fürst“, einem Wegweiser für damalige Anführende und Machthabende (in Machiavellis Worten „Fürsten“ oder „Tyrannen“), der erklärt, wie Macht ausgeübt und gefestigt wird (Witzel, 2019).Der Fürst Dieses Werk wurde im frühen 16. Jahrhundert von Niccolo Machiavelli verfasst. Es zeigt auf, wie Menschen (d. h. Anführende) Einfluss gewinnen und ihre Macht festigen, um einen Staat zu schaffen.

Vor dem 19. Jahrhundert wurde von der Gesellschaft erwartet, dass sie Königinnen, Königen und Herrschenden Ehrerbietung und Gehorsam entgegenbrachte, und sie erfüllte diese Erwartungshaltung. An dieser Stelle sei erwähnt, dass der Begriff „Führung“ bereits im Jahr 1821 erstmals in das Wörterbuch „Oxford English Dictionary“ aufgenommen wurde (Oxford English Dictionary, 2021). Nach der industriellen Revolution stand der Wunsch nach einem neuen Paradigma im Raum, das die Kriterien für gewählte Politiker:innen (wer, was und wie) und ihren Handlungsspielraum festlegen sollte. Daraufhin wurden Theorien, Konzepte und Ideen zum Führungsbegriff erarbeitet. Auch wenn sich dadurch in der Praxis nichts an der Beziehung zwischen Anführenden und Geführten geändert hat, hat sich die als akzeptabel betrachtete Sprache (wenn auch euphemistisch verpackt) gewandelt (Skendall & Ostick, 2017).
Die Entstehung des sozialistischen Anarchismus stellte das Modell der Führung im 19. Jahrhundert in Frage (Skendall & Ostick, 2017). So lehnte beispielsweise Lenins Weltanschauung das Elitedenken ab und sah eine kleine elitäre Gruppe von disziplinierten Personen vor, die die sozialistische Revolution anführen und eine Diktatur des Proletariats errichten sollte. Andere Denkansätze haben im Laufe der Zeit die offensichtlichen Unterschiede zwischen religiöser und politischer Führung thematisiert. Zum Beispiel betonen Oberhäupter der christlichen Glaubensgemeinschaft seit jeher den Wert der von Gott gegebenen Ressourcen (menschlich und materiell) und ihren Einsatz, der im Einklang mit den göttlichen Zielen stehen soll (Skendall & Ostick, 2017).
Führungsstile
Ein Führungsstil zeichnet sich durch die Art und Weise aus, wie jemand Befehle erteilt, Ideen umsetzt und andere Personen motiviert. Er entsteht durch die Gedanken, die Persönlichkeit, das Fachwissen, die Fähigkeiten und die Erfahrung der anführenden Person. Fachleute, die sich mit Rhetorik befassen, haben Rahmenkonzepte geschaffen, mit denen Führung analysiert werden kann (Chestnut, 2017).
Unterschiedliche Situationen erfordern unterschiedliche Führungsstile. Beispielsweise ist der autokratische Führungsstil am besten für Notfallsituationen geeignet, wenn kurzerhand eine Entscheidung getroffen werden muss. Wiederum ist ein eher „demokratischer“ Führungsstil erforderlich, wenn ein Team motiviert und die Gruppenarbeit forciert werden soll (Chestnut, 2017).
Autokratisch agierende Führungspersönlichkeiten beziehen ihre Teammitglieder und deren Meinungen nicht in den Entscheidungsfindungsprozess ein. Stattdessen treffen sie Entscheidungen, die auf ihren eigenen Überlegungen und Ansichten beruhen. (Gandolfi & Stone, 2018). Führungspersönlichkeiten, die den demokratischen Führungsstil oder den Laissez-faire-Ansatz bevorzugen, übernehmen bei der Entscheidungsfindung eine aktive Rolle, beziehen aber auch andere in den Prozess ein. Es obliegt ihrer Verantwortung, dass die getroffenen Entscheidungen die gewünschten Ergebnisse erzielen. Die meisten Entscheidungen werden vom Team getroffen und die Führungspersönlichkeit mischt sich in den Prozess kaum ein (Gandolfi & Stone, 2018). Führung ist am effektivsten, wenn die Gruppenziele erfüllt und zugleich die Bedürfnisse der einzelnen Teammitglieder berücksichtigt werden (Chestnut, 2017).
Eine kürzlich veröffentlichte Studie, an der Militärangehörige teilnahmen, beschäftigt sich mit dem Begriff Führung und mit dem Kleidungsstil, der Sprache und dem Benehmen von Führungspersönlichkeiten. Die physischen Merkmale, die eine Führungspersönlichkeit des Militärs mitbringen soll, umfassen ihr Auftreten, Selbstvertrauen, körperliche Fitness und Widerstandsfähigkeit. Die erforderlichen geistigen Kapazitäten sind unter anderem Geschicklichkeit, Urteilsvermögen, Ideenreichtum, Fingerspitzengefühl bei der zwischenmenschlichen Interaktion und Problemlösungskompetenz (Cronin et al., 2003; Comfort, 2017). Eine militärische Führungspersönlichkeit muss neben Fachwissen und bestimmten Fertigkeiten auch über ein Verständnis für kulturelle Unterschiede verfügen (Cronin et al., 2003; Comfort, 2017).
Im Folgenden werden die geläufigsten Führungsstile beschrieben:
Autoritärer bzw. autokratischer Führungsstil
Beim autokratischen Führungsstil, wie er von Gewaltherrschenden praktiziert wird, liegt die Entscheidungsgewalt in den Händen der Führungsperson. Das bedeutet, dass die Untergebenen keine Vorschläge einbringen dürfen und ihre Bemühungen von der autokratischen Führungsperson nicht gewürdigt werden (Harms et al., 2018). Der autokratische Führungsstil hat sich weitgehend als erfolgreich erwiesen, da er die Vorgesetzten extrem motiviert. Bei diesem Führungsstil werden Entscheidungen ausschließlich von der Führungsperson getroffen und nur dann anderen Personen mitgeteilt, wenn die Führungsperson dies wünscht (Harms et al., 2018). Es gilt zu beachten, dass bei dieser Form der Führung die Begriffe autoritär und autokratisch synonym verwendet werden.
Demokratischer bzw. partizipativer Führungsstil
Beim demokratischen Führungsstil wird die Macht auf die Mitglieder der Gruppe verteilt, d. h. die Gleichberechtigung innerhalb der Gruppe wird gestärkt. Ein anderer Begriff für dieses Modell ist die geteilte Führung (Gastil, 1994).
Laissez-faire-Führungsstil (zu Deutsch „machen lassen“)
Bei diesem Führungsstil gibt die Führungsperson ihre Entscheidungsgewalt an ihr Team bzw. die Untergebenen ab (Yang, 2015). Laissez-faire kommt aus dem Französischen und wird wortwörtlich mit „machen lassen“ übersetzt. Die Führungsperson mischt sich nicht in die Arbeit ihres Teams ein. Dementsprechend sind das Team bzw. die Untergebenen frei und befugt, selbst Ziele festzulegen und Probleme zu lösen (Yang, 2015).
Beziehungsorientierter und aufgabenorientierter Führungsstil:
Beim aufgabenorientierten Führungsstil drängt die Führungsperson darauf, Aufgaben zu erledigen, um abgesteckte Ziele zu erreichen (Tabernero et al., 2009). Aufgabenorientierte Führungspersonen versuchen, Lösungen für ein bestimmtes Problem oder Ziel sukzessive zu erarbeiten, halten sich streng an Abgabetermine und versuchen, das gewünschte Ergebnis zu erzielen. Eine beziehungsorientierte Führungsperson bemüht sich um die Zufriedenheit und das Wohlergehen des eigenen Teams (Tabernero et al., 2009). Sie fördert die Kommunikation innerhalb der Gruppe, spricht ihren Untergebenen das Vertrauen aus und bringt ihnen Wertschätzung für abgeschlossene Aufgaben entgegen (Sherwood & DePaolo, 2005; Tabernero et al., 2009). Aufgabenorientierten Führungspersonen ist es wiederum wichtiger, eine Lösung zur Umsetzung eines Produktionsziels zu erhalten, als ihr Team zufriedenzustellen. Deshalb sind sie meist in der Lage, Fristen einzuhalten, jedoch kann das Wohlergehen des Teams darunter leiden (Sherwood & DePaolo, 2005; Tabernero et al., 2009). Solche Führungspersonen konzentrieren sich darauf, ein Ziel zu erreichen und Aufgaben an die einzelnen Teammitglieder zu delegieren (Tabernero et al., 2009). Beziehungsorientierte Führungspersonen interessieren sich hingegen für den Fortschritt ihres Teams und die Beziehungen der Teammitglieder untereinander. Einer der Vorteile, die ein solches Arbeitsumfeld mit sich bringt, ist die Motivation und Unterstützung, die die Führungsperson ihren Teammitgliedern zuteilwerden lässt (Tabernero et al., 2009). Wenn jedoch die Beziehungen der Teammitglieder in den Fokus rücken und das Erledigen von Aufgaben eine zweitrangige Rolle einnimmt, kann sich das zuweilen negativ auf die Produktivität auswirken. Daher werden der beziehungsorientierte und der aufgabenorientierte Führungsstil nicht unbedingt als identisch erachtet. Vielmehr sind es Modelle, die sich gegenseitig ergänzen.
Paternalismus
Paternalismus bezieht sich auf den patriarchalischen Führungsstil, bei dem die Führungsperson eine Funktion innehat, die der einer Vaterfigur gleicht (Aydin, 2018). Das Team ist hierarchisch gegliedert, wobei die Geführten der Führungsperson unterstellt sind und von dieser sowohl fachlich als auch auf persönlicher Ebene angeleitet werden. Die Teammitglieder sind in der Regel in ihren Entscheidungen eingeschränkt, da die Führungsperson die Richtung streng vorgibt. Paternalismus leitet sich vom lateinischen Begriff „Pater“ ab, der ins Deutsche mit „Vater“ übersetzt wird. Beim patriarchalischen Führungsstil ist die Führungsperson fast immer ein Mann. Er wird vor allem in Russland und im asiatisch-pazifischen Raum praktiziert.
Dienende Führung (eng. Servant Leadership)
Im heutigen Informationszeitalter, in dem Managementtrends wie z. B. die agile Methode beliebter werden, hat auch das Modell Servant Leadership an Bedeutung gewonnen (Eva et al., 2019). Bei diesem Ansatz wird der Führungsperson die Aufgabe zuteil, auf die Bedürfnisse des Teams einzugehen und sicherzustellen, dass die Ziele erreicht werden. Dieses Modell zeichnet sich durch ein positives und produktives Arbeitsumfeld aus, in dem die Führungsperson, anders als beim Laissez-faire-Stil, ohne klare Aufgabenzuteilung ständig mit den Teammitgliedern kooperiert, um gemeinsam Ziele zu erreichen (Eva et al., 2019).
Vor- und Nachteile von Führungsstilen
	Vorteile
	Nachteile

	Autoritär bzw. autokratisch

	· Ziele werden schnell umgesetzt
· Die Gruppe und ihre Mitglieder können sich auf ihre Aufgaben konzentrieren
	· Führungspersonen missbrauchen zuweilen ihre Macht
· Hemmt die Kreativität und Innovationskraft

	Demokratisch bzw. partizipativ

	· Maximale Fairness
· Hohe Produktivität der einzelnen Personen 
	· Ziele werden langsam umgesetzt
· Weniger effizient als andere Führungsstile

	Beziehungsorientiert und aufgabenorientiert

	· Kreativität und Innovationskraft werden gefördert
· Hohe Zufriedenheit am Arbeitsplatz 
	· Mangel an Verantwortungsgefühl
· Die Teammitglieder werden nicht betreut

	Paternalismus

	· Das Team fühlt sich wertgeschätzt 
· Leistung und erwünschtes Verhalten werden ständig belohnt
	· Teams werden auf ungewöhnliche Weise diszipliniert 
· Motivation kann im Lauf der Zeit nachlassen

	Servant Leadership

	· Teams sind solide, eng verwoben und fokussiert
· Motiviert die Teammitglieder 
· Fördert Loyalität gegenüber der Führungsperson
	· Die Führungsperson ist stark auf Loyalität und Vertrauen angewiesen
· Erfordert ein bestehendes System und die Bereitschaft zur Veränderung bzw. Verbesserung



Führungspersönlichkeit vs. Führungskraft
Häufig werden die Begriffe Führungspersönlichkeit und Führungskraft miteinander verwechselt. Jedoch ist eine gute Führungskraft nicht automatisch eine Führungspersönlichkeit (Müller & Turner, 2017). Die beiden Begriffe müssen daher erklärt und voneinander abgegrenzt werden. Zwar bestreben sowohl Führungspersönlichkeiten als auch Führungskräfte, für die Verwirklichung einer Aufgabe und/oder Vision bestimmte Ziele zu erreichen und Ressourcen zu mobilisieren (Müller & Turner, 2017), dennoch unterscheiden sich die Begriffe insofern, dass eine Führungspersönlichkeit über Unterstützer:innen verfügt und eine Führungskraft über Mitarbeitende. In der folgenden Tabelle werden die Hauptunterschiede zwischen Führungspersönlichkeiten und Führungskräften zusammengefasst.	Comment by Helen Rode: Alternativ: Führung vs Management?
Führungspersönlichkeit vs. Führungskraft (eng. Leadership vs. Management)
	Führungspersönlichkeit
	Führungskraft

	Zielorientiert 
	Aufgabenorientiert

	Das „Richtige“ tun
	Dinge „richtig“ machen

	Langfristige Vision/Plan
	Kurzfristige Vision/Plan

	Stellt Fragen nach dem „Warum“ und „Was“
	Stellt Fragen nach dem „Wie“

	Will Risiken eingehen
	Will Risiken minimieren

	Motiviert das Team
	Leitet das Team an

	Fördert neue Ideen
	Teilt Aufgaben zu

	Schafft Vertrauen
	Erwartet Gehorsam

	Fördert Innovationen
	Schafft Stabilität


Förderliche und erschwerende Umstände für Führungspersönlichkeiten
Es gibt mehrere Faktoren, die sich förderlich oder nachteilig auf Führungspersönlichkeiten auswirken können. Beispiele dieser Faktoren werden nachfolgend aufgelistet (Skendall & Ostick, 2017):
Einige Beispiele für begünstigende Faktoren:
· Persönlichkeitsentwicklung und Ehrgeiz
· Beziehungen und Erfolg
· Führungspersönlichkeit wird wertgeschätzt und gefördert
· Mentoring und Nachfolgeplanung
· Engagement im politischen Bereich

Einige Beispiele für ungünstige Faktoren:
· Stressoren am Arbeitsplatz, die zu Erschöpfung und Burnouts führen
· Belastungen am Arbeitsplatz
· Verschiedene Faktoren, die zu Spannungen führen können
· Reformversuche in Bezug auf Organisationsstrukturen und die Organisationskultur 
· Private Probleme
Führung im Gesundheitswesen
Eine Führungsperson im Gesundheitswesen entwickelt strategische Pläne, legt Ziele fest und gibt den Interessenträger:innen die Richtung vor, um letztendlich das Gesundheitswesen zu verbessern (Figueroa et al., 2019). Solche Führungspersonen sind für die effiziente Verwaltung des Gesundheitspersonals und anderer Ressourcen unabdingbar. Moderne Gesundheitssysteme verfügen über verschiedene Netzwerke mit unterschiedlichen Hierarchieebenen. Führungspersonen müssen daher effizient arbeiten, um den Zugang, die Qualität und die Kosten der Gesundheitsversorgung zu optimieren (Figueroa et al., 2019).
Entscheidungsträger und Führungskräfte müssen sich im selben Tempo wie das Gesundheitswesen weiterentwickeln. Vorausplanende Führungskräfte, die gesellschaftlichen, politischen, wirtschaftlichen und technologischen Veränderungen gegenüber aufgeschlossen sind, stärken das Gesundheitswesen nachhaltig (Figueroa et al., 2019). So muss beispielsweise eine ordnungsgemäße Verwaltung und Bereitstellung von Gesundheitsleistungen durch eine solide Führung gewährleistet werden. Als oberstes Ziel müssen Führungspersonen im Gesundheitswesen deshalb Prioritäten festlegen und Probleme ermitteln, während sie gleichzeitig die Beschäftigten im Gesundheitswesen effizient anleiten. Führungspersonen können sich unterschiedlicher Strategien bedienen, um die Verwaltung in diesem hochkomplexen Umfeld zu optimieren (Figueroa et al., 2019).
Kollaborative Führung
Dieser Führungsstil basiert auf der Vorstellung, dass das gemeinsame Arbeiten der Organisation als Ganzes dient. Beim kollaborativen Führungsstil werden Informationen und Daten an alle relevanten Interessentragenden (Angestellte, Patient:innen usw.) weitergegeben, damit diese faktenbasierte Entscheidungen treffen können. Dieser Führungsstil begünstigt nicht nur den Informationsaustausch, sondern auch die ständige Beteiligung der Interessentragenden und die Kommunikation untereinander. Damit diese Form der Führung die gezielte Wirkung entfaltet, müssen die Interessenträger:innen zur Zusammenarbeit angespornt werden (Figueroa et al., 2019).
Diese Zusammenarbeit fördert die Einbeziehung und Vernetzung der unterschiedlichen Akteure. Ferner vermittelt sie den Menschen ein Verständnis für verschiedene Kulturen und erlaubt es ihnen, Werte und Standpunkte zu teilen (Figueroa et al., 2019).
Transformationale Führung
Einerseits basiert die transformationale Führung auf der Vorstellung, dass Mitarbeitende effizienter arbeiten, wenn sie ein Ziel verfolgen. Andererseits liegt bei diesem Führungsstil das Hauptaugenmerk auf der Betreuung (Jambawo, 2018). Bei der transformationalen Führung muss die Führungsperson ihr Ziel glaubwürdig vermitteln, um das Team zu motivieren und zu inspirieren. Die Führungsperson sollte ehrgeizig und kompetent auftreten. Sie sollte in der Lage sein, die Denkweise von Menschen zu verändern, damit diese zur Höchstform auflaufen (Jambawo, 2018).
Letztlich beruht die transformationale Führung auf Verfahren und Kontrolle. Aus diesem Grund ist eine rigide Verwaltungsstruktur erforderlich. Bei diesem Führungsstil geht es aber auch darum, andere zu motivieren. Deshalb sind Teamwork und eine intensive Zusammenarbeit unerlässlich.
Konfliktlösung
Obgleich kooperative Arbeitsmethoden einen hohen Stellenwert besitzen, wird nur sehr wenig Zeit für die eigentliche Zusammenarbeit aufgewendet (Perez, 2021). Da Gesundheitseinrichtungen ein sehr belastetes Umfeld darstellen, treten dort häufig Konflikte auf. Diese können durch eine fehlende Kommunikationskultur noch verschlimmert werden. Konflikte entstehen meist aufgrund von Verhaltensweisen einzelner Personen, fehlender Kommunikation, komplexer Organisationsstrukturen und Problemen, die zwischen Einzelpersonen und der Gruppe bestehen. Ein Konflikt durchläuft die folgenden Phasen (Perez, 2021):
· Latenzphase (Probleme aus der Vergangenheit tauchen wieder auf)
· Wahrnehmungsphase (das Problem wird offenkundig)
· Manifestationsphase (der Konflikt findet statt)
· Wirkungshorizont (Nachwirkungen des Konflikts)

Führungspersonen müssen in jeder dieser Phasen Maßnahmen ergreifen, damit der Konflikt schnell und effizient bewältigt wird (Perez, 2021). Es gibt viele Konfliktlösungsstrategien, die eine Führungsperson anwenden kann, wie z. B. das Aushandeln eines Kompromisses oder die Kommunikationsförderung. Um Konflikte zu lösen oder überhaupt zu vermeiden, kann die Führungsperson wöchentliche Teambesprechungen abhalten, im Zuge derer Feedback eingeholt und Probleme der Teammitglieder erörtert werden. Der Konfliktlösung besonders zuträglich ist eine Führungsperson, die dafür sorgt, dass stets offen kommuniziert wird.
Verteilte Führung
Die Globalisierung hat dazu geführt, dass Aufgaben und Verantwortungsbereiche, vor allem in internationalen Organisationen, aufgeteilt werden. Führungspersonen müssen daher in der Lage sein, die möglichen Auswirkungen des ständig im Wandel begriffenen Gesundheitswesens und die Folgen für Gesundheitseinrichtungen richtig zu deuten. Sie müssen außerdem dafür sorgen, dass die Organisation nach außen hin vertrauenswürdig und glaubhaft wirkt. Zudem müssen sie intensive Beziehungen zu allen relevanten Akteuren aufbauen. Folglich müssen sie deren Begabungen, Stärken und Schwächen kennen, da all diese Merkmale in Zusammenhang stehen. Da Führungspersonen in den Organisationen allgegenwärtig sind, obliegt es ihnen, ein Umfeld zu schaffen, in dem die einzelnen Personen ihre Stärken und Schwächen gegenseitig ausgleichen (Kumar & Khiljee, 2016). Dieser Führungsstil erfordert, dass Mitarbeitende ihre Fähigkeiten und Erfahrungen einbringen und bereit sind, mitzugestalten bzw. eine Führungsfunktion auszuüben und Führungsaufgaben zu übernehmen (Tahir et al., 2016).
Ethische Führung
Der ethische Führungsstil ermöglicht es der Führungsperson, einen erheblichen positiven Einfluss in Gesundheitseinrichtungen geltend zu machen und dadurch die Zufriedenheit der Angestellten zu steigern und den Gesundheitszustand der Patientinnen und Patienten zu verbessern. Um ihre Teams zu überzeugen, müssen Führungspersonen manchmal auf folgende Vorgehensweisen verzichten (Jambawo, 2018):
1. Begeisterung für riskante Verfahren zu fördern
1. Eine Änderung von Grundüberzeugungen und Werten herbeizuführen
1. Entscheidungen zu beeinflussen, die manchen mehr Vorteile verschaffen als anderen
Es kann jedoch vorkommen, dass die Führungsperson ihr Team zu einer illegalen Handlung anstiftet und dadurch das Vertrauen der Öffentlichkeit verspielt. Eine gute Führungsperson darf weder böse Absichten haben noch ethisch bedenkliche Werte vertreten oder rechtswidrig handeln. Außerdem muss sie die Rechte der Patientinnen und Patienten respektieren (Jambawo, 2018).
Im Gesundheitswesen beruhen viele ethische Grundsätze auf dem Belmont-Report, der drei Prinzipien umfasst: Nutzen, Achtung der Menschenwürde und Gerechtigkeit (The National Commission for the Protection of Human Subjects of Biomedical and Behavioral Research, 1979).
Geteilte Führung
Es hat sich erwiesen, dass die Beschäftigten im Gesundheitswesen gut auf den autoritären Führungsstil ansprechen (Perez, 2021). Allerdings werden auch Führungspersonen wertgeschätzt, die auf Zusammenarbeit setzten, Unterstützung anbieten, die Weiterbildung fördern, Aufgaben und Entscheidungen delegieren und eine gute Beziehung zum Team aufbauen (Perez, 2021). Aus diesem Grund wird die geteilte Führung weitgehend als der beste Führungsstil im Gesundheitswesen erachtet. Er ermöglicht es den Mitarbeitenden, ihre Führungsqualitäten unter Beweis zu stellen, und gewährt diesen eine größere Autonomie. Trotz der vielen Vorteile lässt dieser Führungsstil auch Schwachstellen erkennen. Beispielsweise gibt es keine klare Hierarchie und er kann bei einer hohen Mitarbeiterfluktuation nicht angewendet werden (Perez, 2021). Ferner bringt der geteilte Führungsstil Probleme mit sich, die unvorhersehbare Situationen nach sich ziehen können. So können etwa ungeplante Ereignisse auftreten, die die Kommunikation und Einsatzbereitschaft beeinträchtigen und in der Folge das Stresslevel erhöhen (Wadel, 2018).
Führung in der öffentlichen Gesundheit
Führungspersonen im Bereich der öffentlichen Gesundheit sind für die Verbesserung der Gesundheit und das Wohlbefinden der Bevölkerung unerlässlich. Hierfür betreiben sie nicht nur Gesundheitsförderung, sondern sind auch auf dem Gebiet der evidenzbasierten Politikgestaltung tätig, führen administrative Aufgaben aus und sorgen dafür, dass alle relevanten Interessenträger:innen in die entsprechenden Prozesse eingebunden werden (Gianfredi et al., 2019). Die Personalentwicklung ist für ihren Erfolg ausschlaggebend, da zuverlässige und verantwortungsbewusste Mitarbeitende Vertrauen schaffen können. Solche Führungspersonen können die zukünftige Entwicklung der öffentlichen Gesundheit beeinflussen, indem sie neue gesundheitspolitische Maßnahmen unterstützen. Die Fortbildungsmaßnahmen in diesem Bereich müssen sich auf den Erwerb neuer Fähigkeiten konzentrieren, damit die Führungspersonen in die Lage versetzt werden, den komplexen und ständig im Wandel begriffenen Anforderungen des Gesundheitswesens zu entsprechen. Dies steht im Einklang mit einem Programm der WHO, wonach „strategische Führung für die Gesundheitsversorgung“ eines der zehn Schwerpunktthemen auf dem Gebiet der öffentlichen Gesundheit ist (Gianfredi et al., 2019).
Zwar geben im Bereich der öffentlichen Gesundheit in der Regel Einzelpersonen den Ton an, manchmal sind es aber auch Gruppen, wie z. B. Lobbys (Gianfredi et al., 2019). Weitere Beispiele hierfür sind Gewerkschaften, NGOs und zivilgesellschaftliche Gruppen. Auch wissenschaftliche Verbände spielen eine wichtige Rolle. Die genannten Gruppen engagieren sich im Bereich der Forschung, leisten Aufklärungsarbeit für die Öffentlichkeit, kooperieren mit dem medizinischen Fachpersonal und plädieren an Gesetzgebende und Organisationen. Ein wissenschaftlicher Verband ist eine gemeinnützige Organisation, die Diskussionen, Kongresse und Konferenzen ausrichtet, damit sich die Mitglieder zur Förderung des Wissens- und Informationsaustauschs vernetzen können. Dies soll zur Entstehung beständiger und neuer Kommunikationswege beitragen (Gianfredi et al., 2019).
Führung im öffentlichen Sektor
Führungspersonen im öffentlichen Sektor möchten Fortschritte in Bezug auf die Gesellschaft, den Verwaltungsapparat und die politische Staatsführung erzielen (Hart & Uhr, 2008). Regierungsbeamte stehen heute im politischen und administrativen Bereich vor gesellschaftlichen Herausforderungen, da die Arbeit von Regierungen vermehrt hinterfragt wird und die Rahmenbedingungen hochkomplex und einem ständigen Wandel unterworfen sind. Aus diesen Gründen braucht es heutzutage Führungspersonen, die auf Kooperation setzen, der Gesellschaft auf Augenhöhe begegnen und qualifiziert sind, die Interessen der Gesellschaft ethisch zu vertreten. Sie müssen zudem in der Lage sein, das komplexe Umfeld des Gesundheitswesens kritisch zu reflektieren und die richtigen Fragen zu stellen (Hart & Uhr, 2008). Mithilfe dieser Fähigkeiten können die Führungspersonen anleiten, motivieren und ihren Standpunkt vertreten.
Da die Politik und die Verwaltung mit vielen Unsicherheiten verbunden sind, müssen Führungspersonen in diesem Bereich als Repräsentationsfiguren und Werttreiber die Richtung vorgeben können, sie müssen andere inspirieren und eine klare Haltung einnehmen (Hart & Uhr, 2008). Hierfür muss die Führungskraft in der Lage sein, Unvereinbares zu vereinen, schnell zu intervenieren und Ruhe zu bewahren. Der hierfür erforderliche Führungsstil, der (letztendlich) die Qualität verbessern soll, wird durch die Vielfalt der Teams sowie das Umfeld und die Ziele der Organisation beeinflusst. Die Mitarbeitenden müssen administrativ kompetent sein und ihren Zuständigkeitsbereich genau kennen, um ihre Aufgaben zu erfüllen (Hart & Uhr, 2008).
Das dynamische Umfeld des öffentlichen Dienstes ist einem ständigen Wandel unterworfen. Es ändert sich rasant, ist hochkomplex und die Mitarbeitenden sind gut vernetzt (Hart & Uhr, 2008). Gesellschaftliche und technologische Entwicklungen auf nationaler und internationaler Ebene verändern die Gesellschaft, die Politik und den Verwaltungsapparat. Machtzentren auf der ganzen Welt verschieben sich und werden durch neu entstehende Machtzentren ergänzt. Immer mehr Menschen beteiligen sich an neuen Partnerschaften, die inner- und außerhalb etablierter Institutionen tätig sind und sich untereinander austauschen. In einer Zeit, in der sich immer mehr Menschen an politischen Prozessen beteiligen, gewinnt auch die Zivilgesellschaft an Bedeutung. Durch die Beteiligung der Zivilgesellschaft lässt sich ungenutztes Mitgestaltungspotenzial ausschöpfen, und die Regierung agiert dabei als Netzwerkpartner. Die Bürger:innen möchten am öffentlichen Dienst auf verschiedenste Weise beteiligt und darüber informiert werden. Sie lehnen die Arbeitsweise von Beamten ab, die wie „im Elfenbeinturm sitzend“ Ziele und Lösungen erarbeiten, sondern wünschen sich, aktiv am Prozess teilnehmen zu dürfen (Hart & Uhr, 2008).
Politiker:innen und Beamte werden von der Gesellschaft ständig beobachtet, beeinflusst, inspiziert, beurteilt und zur Rechenschaft gezogen. Die zunehmende Bedeutung der Medien und ihre negative Berichterstattung begünstigen diesen Trend (Vogel & Werkmeister, 2021). Dies gab Anstoß für eine neue politische Entwicklung: Politischer Einfluss soll nunmehr durch messbare und schnell verfügbare Ergebnisse geltend gemacht werden. Das bedeutet, dass (hohe) Regierungsbeamte die langfristigen Folgen von Entscheidungen vorhersehen müssen und die Regierung Einheit und Verlässlichkeit repräsentieren muss, um den Anforderungen einer sich ständig verändernden Gesellschaft gerecht zu werden. Damit politische Maßnahmen umgesetzt werden können, muss das politische Kräftespiel kontrollierbar bleiben (bzw. werden). Hierfür müssen politisch Verantwortliche gleichzeitig Flexibilität und Widerstand beweisen und vertikale Rechenschaftsbeziehungen befolgen (Vogel & Werkmeister, 2021).
Führung im öffentlichen Sektor und ihre Besonderheiten
Erste Demokratien lassen sich auf den Denkansatz von Aristoteles zurückführen, nach dem das Gesetz und nicht der Mensch regieren sollte (Poguntke & Web, 2005). Der Mensch bleibt jedoch stets eine mitwirkende Kraft im Regierungsgeschehen. Tatsächlich räumen kritische Stimmen aus westlichen Demokratien (z. B. Australien) ein, dass in der Politik eine „Personifizierung“ zu beobachten ist (dies ist in der Regel auf den schwindenden Einfluss von Ideologien und Parteien sowie auf die wachsende Bedeutung des Fernsehens zurückzuführen) und dass sich Macht, die früher auf mehrere Personen verteilt war, nun auf eine Person (z. B. Premierminister:in) konzentriert (Poguntke & Web, 2005).
Für die Staatsführung sind einzelne Personen von Bedeutung und manche sind in diesem Zusammenhang wichtiger als andere. Aus diesem Grund beschäftigen sich die meisten Studien auf dem Gebiet der Führung im öffentlichen Sektor mit dem Leben und/oder den besonderen Eigenschaften und Verhaltensweisen von wichtigen Regierungspersönlichkeiten (Rhodes et al., 2007). Diese Studien sind Teil einer größeren Untersuchung, im Zuge derer das Verhalten der herrschenden Elite – also das Handeln einer kleinen Gruppe von Auserwählten, die Macht und Einfluss über eine große Zahl von Menschen haben – identifiziert, beschrieben, analysiert und bewertet wird. Eliten können auf unterschiedliche Weise analysiert werden, z. B. durch Befragungen, die Untersuchung von Reden, Schriftstücken und Lebensläufen, durch Umfragen, den Vergleich ihrer demografischen, sozialen und beruflichen Merkmale oder einfach durch eine möglichst genaue Beobachtung (Rhodes et al., 2007).
Obgleich es wichtig ist, Führung durch das Beobachten von einflussreichen Menschen zu studieren, kann diese dadurch nicht vollumfänglich beschrieben werden (Lynn, 1981). Denn Führung umfasst mehr: Es geht um Verhaltensweisen und Beziehungen, die einflussreiche Menschen in Machtpositionen, aber auch andere Personen an den Tag legen bzw. pflegen. Ferner soll das davon abgegrenzte Eigeninteresse an der Führung im öffentlichen Sektor untersucht werden, die weder als Spielart der Unternehmensführung noch als abgeschwächte Version politischer Führung angesehen werden soll (Lynn, 1981).
Zu diesem Zweck wird Führung im öffentlichen Sektor als vielfältiger Aufgabenbereich definiert, der Pflichten umfasst, die für die effiziente und demokratische Verwaltung eines Staates erfüllt werden müssen. Diese Aufgaben werden jedoch nicht automatisch von öffentlichen Einrichtungen, Organisationen oder durch Arbeitsabläufe ausgeführt. Einrichtungen, Organisationen und Abläufe sind wichtig, doch stellen sie lediglich das Rahmenwerk für die Politik dar. Denn es sind die dort tätigen Menschen, die das System am Laufen halten (Rhodes et al., 2007). Entsprechend der Theorie, dass Führung im öffentlichen Sektor das Ergebnis außergewöhnlicher gesellschaftlicher Herausforderungen ist, wird ihr Aufgabenbereich in drei Kategorien unterteilt: Politik, Verwaltung und Gesellschaft (Rhodes et al., 2007).
6.2 Führungsebenen
Der öffentliche Sektor zeichnet sich durch verschiedene Führungsebenen aus, aber auch die Eigenschaften von Führungspersonen lassen sich auf verschiedenen Ebenen einordnen.
Mehrebenenverwaltung und -führung
Die Mehrebenenverwaltung und -führung zeichnet sich durch die Art und Weise aus, wie Macht und Entscheidungskompetenz unterteilt werden (Cairney et al., 2019). In manchen Regierungssystemen sind sie vertikal, d. h. über verschiedene Regierungsebenen hinweg, verteilt. Bei der Mehrebenenverwaltung ist Macht und Entscheidungskompetenz allerdings horizontal verteilt, also zwischen der Regierung und anderen Interessentragenden (d. h. halbstaatliche Organisationen, zivilgesellschaftliche Gruppen und NGOs). Dies ist darauf zurückzuführen, dass zahlreiche Länder über mehrere Regierungsebenen (z. B. Gemeindeverwaltungen sowie nationale, regionale und internationale Regierungsstellen) und unzählige Einrichtungen verfügen, die ein eigenes Interesse an politischen Resultaten haben (Cairney et al., 2019). Auch auf internationaler Ebene findet die Mehrebenenverwaltung Anwendung (Schiller, 2018). Die Mehrebenenverwaltung ist nicht dasselbe wie das Regieren auf mehreren Ebenen. Regieren auf mehreren Ebenen bezieht sich auf die Aufgaben und Pflichten, die zwischen staatlichen Behörden, wie z. B. den Ministerien, weitergegeben und verteilt werden. Die Mehrebenenverwaltung befasst sich wiederum mit der Interaktion, die zwischen zahlreichen Regierungsebenen und unterschiedlichen Akteuren stattfindet (Schiller, 2018).
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Die oben abgebildete Darstellung veranschaulicht, wie die verschiedenen Regierungsebenen in der Mehrebenenverwaltung arbeiten. Entsprechend kann eine Vorschrift auf lokaler Ebene erarbeitet und dann auf anderen Ebenen weiterbearbeitet werden. Vorschriften können aber auch auf internationaler/globaler Ebene initiiert werden und in der Folge politische Maßnahmen auf nationaler/kommunaler Ebene beeinflussen.
Entstehung der Mehrebenenverwaltung
Die Mehrebenenverwaltung ist ein theoretisches Konzept der Politik- und Verwaltungswissenschaften, das aus der europäischen Integrationsforschung hervorging (Piattoni, 2009). Liesbet Hooghe und Gary Marks haben in den 1990er Jahren den Begriff der Mehrebenenverwaltung geprägt und beschäftigen sich bis heute mit diesem Konzept (Hooghe & Marks, 2001). Die im Jahr 1992 neu errichteten Strukturen der Europäischen Union (Vertrag von Maastricht) haben sie dazu bewogen, sich mit diesem Thema zu befassen. Bei der Mehrebenenverwaltung steht die Wechselbeziehung zwischen nationalen und internationalen Führungsebenen im Vordergrund. Sie bezieht sich auf die Vorstellung, dass mehrere Machtsysteme miteinander interagieren (Piattoni, 2009).
Die Mehrebenenverwaltung wird noch immer als Regierungssystem und Konzept der Politikwissenschaften betrachtet, dass Mitte der 2000er Jahre verankert wurde. Damals erkannten mehrere europäische Länder, dass sich Macht zugunsten subnationaler Verwaltungsebenen verschoben hatte (Jeffrey & Peterson, 2020). Die ersten Versuche, dieses Phänomen zu verstehen, erfolgten durch Beschreibungen, die schließlich einen umfangreichen Bestand an Literatur hervorbrachten (Jeffery & Peterson, 2020). Mehrebenenverwaltung steht für die Aufteilung der Entscheidungskompetenz auf alle Ebenen der Verwaltung. Dieses Prinzip fand in allen Teildisziplinen der Politikwissenschaften Einzug, bis es schließlich zwischen 2010 und den frühen 2020er Jahren auch in der Gesundheitspolitik Anwendung fand (Jeffrey & Peterson, 2020). Im Bereich der Verwaltung ist Führung ein entscheidender Faktor, da sie den Folgen politischer Maßnahmen ein Gesicht gibt (Fonseca et al., 2021).
Die Mehrebenenverwaltung und administrative Dezentralisierung nahmen in Europa ihren Anfang, sind aber laut Studien nunmehr auf der ganzen Welt zu finden (Santos, 2021). Eine im Jahr 2021 veröffentlichte Umfrage zeigt, dass rund 32 international ausgerichtete NGOs in Bezug auf zahlreiche politische Themen von internationaler Tragweite (insbesondere in der Gesundheitspolitik) Einfluss geltend machen. Dieser Einfluss kommt in den meisten Ländern der Welt zum Tragen (Wilks et al., 2021). Seit Beginn des 21. Jahrhunderts ist die Zahl international tätiger Regierungs- und Nichtregierungsorganisationen stark angestiegen. Auch ihr Wirkungsbereich und Einfluss haben sich erheblich erweitert. Aufgrund ihrer gegenseitigen Abhängigkeit organisieren sich Länder in vielen Teilen der Welt über ganze Regionen hinweg, um Pandemien, den Klimawandel, den Bioterrorismus und andere Gefahren zu bekämpfen (Wilds et al., 2021)
Vertikale und horizontale Mehrebenenverwaltung
Die Mehrebenenverwaltung zeichnet sich sowohl durch die vertikale als auch die horizontale Zusammenarbeit aus. Die „vertikale“ Verflechtung bezieht sich auf Verbindungen zwischen Verwaltungsebenen, die Institutionen, Finanzen und die Informationsweitergabe betreffen. Forschungsergebnisse belegen, dass die Politikgestaltung auf subnationaler Ebene stark davon profitiert, wenn Kommunalverwaltungen (z. B. Gemeinden) über genügend Kapazitäten verfügen. Auch durch finanzielle Anreize lässt sich die Politikgestaltung auf subnationaler Ebene verbessern (Bache et al., 2016).
Die horizontale Verflechtung bezieht sich auf die Zusammenarbeit bzw. Kooperationsvereinbarungen, die zwischen nationalen Regierungen, Gemeinden und/oder ganzen Regionen geschlossen werden. Diese Vereinbarungen gewinnen zunehmend an Bedeutung, da die Qualität und Wirksamkeit von Gesundheitsleistungen, die von nationalen Regierungen und anderen Verwaltungseinheiten bereitgestellt werden, davon profitieren (Bache et al., 2016).
Gesundheit und Mehrebenenverwaltung
Seitdem sich die Rahmenbedingungen im Gesundheitswesen immer schwieriger gestalten, fällt es Regierungen rund um den Globus zunehmend schwer, die Erwartungen der Öffentlichkeit und die Rechte von Gesundheitsdienstleistenden in Einklang zu bringen und gleichzeitig die effiziente Nutzung der vorhandenen Ressourcen sicherzustellen (Banting & Corbett, 2002). Länder mit föderal organisiertem Staatssystem können diese Herausforderungen meistern, indem mindestens zwei Verwaltungsebenen bei der Ausarbeitung und Implementierung von gesundheitspolitischen Vorschriften zusammenarbeiten (Banting & Corbett, 2002). Einschlägige Literatur zum Thema erörtert, wie unterschiedliche föderal organisierte Systeme die mit der Mehrebenenverwaltung verbundenen Schwierigkeiten bewältigen, und sie beleuchtet, welche Folgen der Föderalismus für die Gestaltung von Gesundheitsleistungen hat (Banting & Corbett, 2002; Putturaj et al., 2020).
Als Gegenpol zum Föderalismus ist in vielen Ländern der Welt der Zentralismus die staatliche Organisationsform. Diese beiden Systeme unterscheiden sich in Bezug auf ihre Geschichte, Politik und Verwaltung. Die Mehrebenenverwaltung betreffend weisen sie jedoch hinsichtlich der Vorgehensweise bei politischen Maßnahmen und Problemen große Ähnlichkeiten auf (Banting & Corbett, 2002; Touati et al., 2019). Mithilfe komparativer Forschungsansätze lassen sich die gesundheitspolitischen Auswirkungen von staatlichen Organisationsformen viel besser bewerten. Sehr oft kommen Politikanalyst:innen und Forschende zu dem Schluss, dass politische Führungspersonen große gesundheitspolitische Herausforderungen nicht meistern können, weil staatliche Strukturen und politische Prozesse Schwächen aufweisen (Banting & Corbett, 2002).
Aus der Praxis: Mehrebenenverwaltung während der COVID-19-Pandemie
Die Gesundheitssysteme standen 2020 aufgrund des Ausbruchs der COVID-19-Pandemie vor gewaltigen Herausforderungen. Die Pandemie sensibilisierte die Weltbevölkerung für den hohen Stellenwert lokaler Gesundheitseinrichtungen (Behörden, Krankenhäuser und Gesundheitsdienstleistende, die in der Grundversorgung tätig sind), und es zeigte sich, dass die vorhandenen Pandemiepläne und Strategien für die Bekämpfung von COVID-19 unbrauchbar waren (Fonseca et al., 2021). So waren Gesundheitssysteme auf der ganzen Welt gezwungen, ihr Leistungsangebot an die Bedürfnisse der Bevölkerung anzupassen, wobei politische Akteure in manchen Ländern politische Maßnahmen entsprechend des vorherrschenden traditionellen Weltbilds ergriffen. Um die Pandemie zu bekämpfen, wurden umgehend Vorschriften erlassen. Diese umfassten Quarantäne- und soziale Distanzierungsmaßnahmen sowie andere Regeln, die die Gesundheit der Öffentlichkeit schützen sollten (z. B. das Tragen eines Mund-Nasen-Schutzes und andere Schutzvorrichtungen) (Fonseca et al., 2021). Die Quarantäne- und sozialen Distanzierungsmaßnahmen, wie z. B. das Homeoffice-Angebot für Angestellte, förderten die Beziehung zwischen Gesundheitsdienstleistenden und ihren Patientinnen und Patienten (Fonseca et al., 2021). Die gesundheitspolitischen Maßnahmen in den Ländern wurden jedoch durch Vorschriften der WHO eingeschränkt bzw. unwirksam (Fonseca et al., 2021). Die Mehrebenenverwaltung wurde eingeführt, um die Folgen der Pandemie abzufedern (Fonseca et al., 2021).
In Portugal waren beispielsweise die international agierende WHO und die Direço Geral de Sade-DGS (die nationale Gesundheitsbehörde) die treibenden Kräfte der Öffentlichkeitspolitik im Kampf gegen die Pandemie. Die Bürger:innen wussten, dass Wissenschaftler:innen den Gesetzgebenden empirische Fakten, Studien, Szenarioanalysen und Lösungsvorschläge zur Verfügung stellten, um die schwierige Lage in den Griff zu bekommen. Auf lokaler und nationaler Ebene wurden immer wieder Sitzungen abgehalten und die Öffentlichkeit wurde regelmäßig mit Informationen zum Thema versorgt (Fonseca et al., 2021).
Das Modell der fünf Führungsebenen nach John Maxwell
Führungskompetenzen zu trainieren, kann beruflich förderlich sein, die Verdienstmöglichkeiten verbessern und helfen, Beziehungen zu knüpfen und aufrechtzuerhalten (Maxwell, 2013). Das Modell der fünf Führungsebenen nach John Maxwell ist eine von vielen Führungstheorien. Diese Führungsebenen sind wie folgt (Maxwell, 2013):
1. Position
1. Zustimmung
1. Ertrag
1. Förderung
1.  Gipfel
Es handelt sich um eines der am häufigsten angewandten Modelle, das auch im Gesundheitswesen eingesetzt wird (Armstrong et al., 2019; Endre, 2021; Pattison, 2020). Das Modell wird unterhalb der folgenden Abbildung erklärt.
Die fünf Führungsebenen
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Ebene 1: Position
Die unterste Führungsebene ist die Einstiegsebene. „Vorgesetzte“, die entsprechend der Ebene 1 führen, werden nie zu Führungspersönlichkeiten, sie verfügen über Untergebene, haben aber keine wirklichen Teammitglieder. Sie beziehen sich auf Richtlinien, Gesetze, Vorschriften und Organigramme, um ihre Mitarbeitenden unter Kontrolle zu halten. Da sie eine leitende Position innehaben, leisten ihre Untergebenen ihren Anweisungen Folge. Aus diesem Grund ist auf dieser Führungsebene keine wirkliche Führungskompetenz erforderlich. Diese Funktion kann von jedem und jeder ausgeführt werden und ist eine gute Möglichkeit, Erfahrung zu sammeln. Führungspersönlichkeiten und solche, die es noch werden möchten, müssen Anstrengungen unternehmen, um über diese Führungsebene hinauszuwachsen (Maxwell, 2013).
Ebene 2: Zustimmung
Der Aufstieg zu einer wahren Führungspersönlichkeit geschieht zwischen Ebene 1 und Ebene 2, der Zustimmung. Auf der zweiten Ebene lernt die Führungsperson, andere zu beeinflussen. Mitarbeitende folgen nicht bloß Anweisungen, sondern wachsen über sich hinaus, schärfen ihre Wahrnehmung und beginnen, die Führungsperson anzuerkennen. Sie agieren so, weil sie es wirklich wollen und weil die Führungsperson gelernt hat, andere über das Instrument der Beziehungspflege, und weniger durch ihre Position, zu beeinflussen. Wenn sich Personen erwünscht, umsorgt, respektiert und anerkannt fühlen, fällt ihnen die Gruppenarbeit leichter und das Arbeitsumfeld kann sich zum Positiven verändern. Schon eine alte Weisheit besagt, dass Menschen Führungspersönlichkeiten folgen, mit denen sie gut auskommen (Maxwell, 2013).
Ebene 3: Ertrag
Auf dieser Ebenen zeichnen sich Führungspersönlichkeiten durch ihre Fähigkeit aus, Ergebnisse zu liefern. Effizient arbeitende Führungspersönlichkeiten erledigen ihre Aufgaben, sind erfolgreich und können eine große Bereicherung für ihr Unternehmen sein. Sie sind nicht nur selbst sehr produktiv, sondern können auch ihr Team zu Höchstleistungen anspornen. Niemand kann fingieren, eine Führungsperson der Ebene 3 zu sein, wenn dies nicht der Fall ist. Entweder leistet die Person einen wertvollen Beitrag und steigert den Gewinn des Unternehmens (wie auch immer dieser definiert wird) oder sie tut dies nicht, was in der Regel auf ein mangelndes professionelles Auftreten oder eine unzureichende Qualifikation zurückzuführen ist. Wer jedoch seine Karriere vorantreiben will, muss einen Mehrwert schaffen. Es gibt keine andere Alternative. Einige Personen sind nie in der Lage, Ebene 3 zur erreichen, weil sie scheinbar keine Resultate erzielen (Maxwell, 2013).
Ebene 4: Förderung
Das Hauptaugenmerk dieser Führungsebene liegt auf der Produktivität. Gemeint ist damit die Produktivität der einzelnen Personen und der Organisation als Ganzes. Um die höheren Führungsebenen zu erreichen (wie es z. B. Führungspersonen in renommierten Organisationen tun), müssen Führungspersönlichkeiten ihre Fähigkeiten weitergeben. Schließlich ist das Personal das höchste Gut einer jeden Organisation. Auf dieser Ebene muss die Führungspersönlichkeit andere bei ihrer persönlichen und beruflichen Entwicklung unterstützen. Führungspersönlichkeiten der Ebene 4 beschäftigen sich weniger mit der Produktivität der Mitarbeitenden, sondern versuchen, deren Entwicklungspotential auszuschöpfen. Dem Pareto-Prinzip entsprechend widmen sie lediglich 20 Prozent ihrer Aufmerksamkeit der Produktivität und verwenden die übrigen 80 Prozent für die Entwicklung und Führung von Mitarbeitenden. Solche Menschen sind daran gewöhnt, „alles zu tun und allen zu helfen“. Deshalb kann sich der Übergang zu dieser Führungsebene als schwierig erweisen. Allerdings kann eine Organisation enorm davon profitieren und zukunftsfähig werden (Maxwell, 2013).Pareto-Prinzip
Dieses Prinzip wird auch häufig als 80/20-Regel bezeichnet. Es besagt, dass mit nur 20 % Einsatz bzw. Aufwand 80 % des angepeilten Ergebnisses erreicht werden können.

Ebene 5: Gipfel
Nur sehr wenige Führungspersönlichkeiten erreichen Ebene 5. Führungspersönlichkeiten der Ebene 5 verfügen nicht nur über ein profundes Fachwissen und herausragende Führungsqualitäten, sondern weitreichende Kompetenzen und eine angeborene Begabung, andere Menschen zu führen. Es erfordert viel Zeit und Kraft, andere Führungspersonen auf ihrem Weg zu Ebene 4 zu unterstützen – und genau das ist die Aufgabe von Führungspersönlichkeiten der Ebene 5. Sie sind in der Regel über einen längeren Zeitraum in einer Führungsposition und genießen in ihrer Organisation ein hohes Ansehen. Solche Führungspersönlichkeiten sind am Gipfel ihrer Karriere angelangt, sie heben sich von der Masse ab und sorgen in ihrem Arbeitsumfeld bekanntlich für eine angenehme Atmosphäre. Von so einer Führungspersönlichkeit profitiert die gesamte Organisation. Sie schaffen ein angenehmes Arbeitsumfeld, in dem alle Mitarbeitenden ihr Potenzial entfalten können, und steigern dadurch den Erfolg der gesamten Organisation. Solche Führungspersönlichkeiten verfügen häufig über einen Einflussbereich, der weit mehr umfasst als die Organisation und Branche, in der sie tätig sind. Die meisten Führungspersonen, die sich in ihrem Berufsfeld bis ganz nach oben kämpfen, haben zu diesem Zeitpunkt bereits einen langen Berufsweg hinter sich. Oben angekommen, ruhen sie sich jedoch nicht auf ihren Lorbeeren aus, sondern machen ihren maßgeblichen Einfluss geltend. Führungspersönlichkeiten, die den Gipfel ihrer Karriere erreicht haben, sollten diesen Einfluss nutzen, solange sie die Möglichkeit dazu haben. Sie sollten andere Führungspersonen in ihrer Entwicklung unterstützen und diese fördern. Gleichzeitig müssen sie mögliche Probleme in Angriff nehmen und stets ihre Organisation und die entsprechende Branche positiv beeinflussen (Maxwell, 2013).

Zusammenfassung
Individuen, eine Gruppe oder sogar eine ganze Organisation zu führen, zu beeinflussen, zu inspirieren und anzuleiten, wird als Führung bezeichnet. Das Thema Führung beschäftigt die Menschheit schon seit geraumer Zeit. Literatur zum Thema behandelt verschiedene Führungsstile, wie die der östlichen und westlichen Welt. Verglichen werden beispielsweise das Führungsverständnis, das auf dem chinesischen Konzept „Mandat des Himmels“ basiert, und das Führungsverständnis, das durch das Werk „Der Fürst“ von Niccolo Machiavelli geprägt wurde.
Es gibt unterschiedliche Führungsstile, wie z. B. den autoritären bzw. autokratischen Führungsstil, den demokratischen bzw. partizipativen Führungsstil, den Laissez-faire-Ansatz, den beziehungsorientierten und aufgabenorientierten Führungsstil, den Paternalismus und das Modell Servant Leadership.
Mitarbeiterführung und Unternehmensleitung sind zwei verschiedene Konzepte. Obgleich sich diese beiden Konzepte in gewissen Bereichen überschneiden, weisen sie einen markanten Unterschied auf: Führungspersönlichkeiten verfügen über Unterstützende, während Führungskräfte Mitarbeitende haben. Es gibt mehrere Faktoren, die sich auf Führungspersönlichkeiten förderlich oder nachteilig auswirken.
Eine Führungsperson im Gesundheitswesen entwickelt strategische Pläne, legt Ziele fest und gibt den Interessentragenden die Richtung vor, um das Gesundheitswesen zu verbessern. Auch Führungspersonen im Bereich der öffentlichen Gesundheit spielen eine wichtige Rolle. Sie übernehmen zahlreiche Tätigkeiten, um die Gesundheit und das Wohlbefinden der Bevölkerung stärken. Führungspersonen im öffentlichen Sektor möchten wiederum in Bezug auf die Gesellschaft Fortschritte erzielen.
Macht kann vertikal, das heißt über verschiedene Verwaltungs- und Regierungsebenen hinweg, verteilt sein. Sie kann aber auch horizontal verteilt sein, d. h. zwischen staatlichen, halbstaatlichen und nichtstaatlichen Akteuren. Entscheidungskompetenz und Verwaltung kann auf mehrere Ebenen (lokal, national, regional und international) aufgeteilt werden. Diese sogenannte Mehrebenenverwaltung bezieht sich auf die Interaktion zwischen den verschiedenen staatlichen Ebenen und Akteuren.
Es gibt viele verschiedene Führungskonzepte. Das am häufigsten angewandte Konzept, insbesondere im Gesundheitswesen, ist das Modell der fünf Führungsebenen nach Maxwell.
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